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Kurzfassung 
Anlass  

„Alternative Ökonomien“ sind ein Sammelbegriff für unterschiedliche Phänomene wie Ge-
meinwohlökonomie, Regionalwirtschaft oder Sharing Economy, die sich in den letzten Jah-
ren sehr dynamisch entwickelt haben. Einige Beispiele und Kennzahlen verdeutlichen diese 
Dynamik. 

In der Dekade von 2005 bis 2015 wurden insgesamt 1.765 Genossenschaften neu geründet, 
so dass 2015 fast ein Viertel (23,5%) der rund 7.500 Genossenschaften in Deutschland aus 
dieser Neugründungswelle stammen. Die traditionsreiche Wirtschaftsform der Genossen-
schaft erfährt damit eine neue Renaissance. Rund 200 Unternehmen in Deutschland und 
darunter 33 in Nordrhein-Westfalen haben für sich bereits eine Gemeinwohlbilanz erstellt, 
um ihren Beitrag zum gesellschaftlichen Gemeinwohl jenseits ihrer Renditeziele dazustellen 
– und das nur wenige Jahre nachdem Christian Felber 2012 das Konzept der Gemeinwohl-
bilanzierung entwickelt hatte. Außerdem sind in den letzten Jahren vielerorts Transition-
Town-Bewegungen entstanden, die ein Wirtschaftskonzept unabhängig vom Wachstum des 
Bruttoinlandsproduktes propagieren – 2016 gab es 145 Transition-Town-Bewegungen in 
Deutschland, darunter 31 in Nordrhein-Westfalen. Beim Carsharing, einer klassischen Sha-
ring Economy im Bedürfnisfeld Mobilität, hat in den letzten fünf bis zehn Jahren sowohl das 
Angebot als auch die Nachfrage deutlich zugenommen: alleine von 2016 bis 2017 ist die 
Zahl der Carsharing-TeilnehmerInnen in Deutschland um mehr als ein Drittel (36%) ange-
stiegen (Mehrfachanmeldungen möglich). Im Bedürfnisfeld Ernährung haben sich 30.000 - 
40.000 landwirtschaftliche Betriebe in ganz Deutschland den Vertriebskanal Direktvermark-
tung erschlossen und in den letzten Jahren steigt die Anzahl der „Solidarischen Landwirt-
schaften“, d.h. Wirtschaftsgemeinschaften von landwirtschaftlichen Betrieben und privaten 
Haushalten, welche sich Ertrag und Risiko des Nahrungsmittelanbaus fair teilen: 2017 gibt 
es bereits mehr als 100 solcher Gemeinschaften in Deutschland, davon 13 in NRW. Und: im 
Bedürfnisfeld Wohnen/Energie wurden alleine von 2006 bis 2014 in Deutschland 892 Bürge-
renergiegenossenschaften neu gegründet, so dass heute mehr als jede zehnte Genossen-
schaft (11,9%) in Deutschland eine solche neue Bürgerenergiegenossenschaft ist. 

Die Einschätzung, inwieweit die ganz unterschiedlichen Erscheinungsformen der Alternati-
ven Ökonomien eine nachhaltige Entwicklung unterstützen, hängt vom jeweiligen konkreten 
Themenfeld ab. Prinzipiell dürften insbesondere solche Ansätze und Projekte der alternati-
ven Ökonomien aus Nachhaltigkeitssicht besonders unterstützenswert sein, die Entwick-
lungspfade zur Dekarbonisierung, Dematerialisierung und Entkopplung von Wohlstandsent-
wicklung und Naturverbrauch verfolgen sowie auf Chancengleichheit, intergenerative Ge-
rechtigkeit und die Stärkung des sozialen Zusammenhalts in den Regionen zielen. 

Ziel und Vorgehen 

Ziel der in diesem Projekt vorgenommenen explorativen Analyse ist es deshalb, ein grund-
sätzliches Verständnis für die unterschiedlichen Ansätze Alternativer Ökonomien zu gewin-
nen, ihre möglichen Nachhaltigkeitswirkungen zu identifizieren und Handlungsansätze für 
eine am Leitbild einer nachhaltigen Entwicklung orientierten Landespolitik in NRW aufzuzei-
gen. 
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Dazu wurden auf der Grundlage eigener Literatur- und Internetrecherchen die aktuellen 
Trends in transdisziplinären Dialogworkshops mit Expertinnen und Experten aus Wissen-
schaft und Praxis diskutiert und eingeschätzt. 

Nach einer einführenden Darstellung von unterschiedlichen Grundströmungen der Alternati-
ven Ökonomien und möglichen Bewertungsansätzen werden drei Bedürfnisfelder genauer 
auf die jeweiligen Entwicklungen der Alternativen Ökonomien analysiert: Mobilität, Ernäh-
rung sowie Wohnen/Energie. Hinzu kommt eine Analyse des Akteursfeldes Genossenschaf-
ten, das historisch wie aktuell als eine Organisationsform für Alternative Ökonomien bedeut-
sam ist. Auf der Grundlage dieser Analysen werden Handlungsmöglichkeiten für das Land 
NRW aufgezeigt, um mit den Alternativen Ökonomien eine nachhaltige Entwicklung Nord-
rhein-Westfalens zu stärken. 

Begriff und Nachhaltigkeitsmessung 

Drei aktuelle Strömungen der Alternativen Ökonomien können unterschieden werden: 

• Gemeinwohlökonomie!
• Resilienz-/Regionalwirtschaft!
• Sharing Economy/Collaborative Commons!

Viele konkrete Ausgestaltungen alternativer Wirtschaftsinitiativen lassen sich unter diese 
drei Strömungen fassen. Sie behandeln mit unterschiedlichen Schwerpunkten soziale 
und/oder ökologische Fragen und zielen auf soziale Verbesserungen und auf Umweltentlas-
tungen ab oder ermöglichen diese. Viele Projekte der Alternativen Ökonomien wollen Be-
dürfnisse alternativ befriedigen (z.B. durch ‚Nutzen statt Besitzen’). Sie folgen dabei nicht 
der Logik eines klassisch wettbewerbsorientierten Marktes. Diese neuen besitzlosen oder 
mitproduzierenden Formen der Nutzung zielen vielmehr meist auf die Erhöhung von Le-
bensqualität ab – durch Produkte, Dienstleistungen, aber auch durch Förderung der Ge-
meinschaft. Dabei wollen sie oft bestimmten Defiziten des herrschenden ökonomischen Mo-
dells entgegenwirken, wie Ressourcenverschwendung, Umweltbelastungen oder unfaire 
Arbeitsbedingungen. 

Zur Messung von Nachhaltigkeitswirkungen Alternativer Ökonomien werden in der Wissen-
schaft unterschiedliche Konzepte diskutiert wie experimentelle oder quasi-experimentelle 
Forschungsdesigns, Ansätze der qualitativen Sozialforschung oder systemdynamische An-
sätze. Allerdings gibt es bislang kein Konzept, das sich im Spannungsfeld von angemesse-
ner Komplexität und praktischer Handhabbarkeit (z.B. Datenverfügbarkeit und Arbeitsauf-
wand) erfolgreich durchgesetzt hätte. Am ehesten sind derzeit mehr oder weniger komplexe 
Indikatorensysteme, wie sie auch in der Nachhaltigkeitsstrategie NRW und der zugehörigen 
Nachhaltigkeitsberichterstattung für NRW eingesetzt werden, sachlich angemessen und 
praktisch handhabbar. Hierzu bedarf es weiterer Forschung. 

Bedürfnisfeld Mobilität 

Das Carsharing, die organisierte gemeinschaftliche Nutzung von Kraftfahrzeugen, hat sich in 
Deutschland seit mehr als 25 Jahren zu einer heute weit verbreiteten Form der Sharing 
Economy im Mobilitätsbereich entwickelt. In NRW gibt es 2017 Carsharingangebote in mehr 
als 80 Kommunen (deutschlandweit: 597 Kommunen), vor allem in den Städten. In rund 
zwei Dritteln der Städte in NRW mit mehr als 50.000 Einwohner gibt es ein Carsharing-
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Angebot. Das Carsharing ist in den letzten Jahren hinsichtlich der Angebote und der Nutzer-
zahlen stark gewachsen. Anfang 2017 waren in Deutschland rund 1.715.000 TeilnehmerIn-
nen (Mehrfachanmeldungen möglich) bei den etwa 150 deutschen Carsharing-Anbietern 
registriert, dies entspricht eine Zunahme um 36% gegenüber 2016. In der Zukunft werden 
weitere große Zuwächse erwartet.  

Dabei differenziert sich das Carsharing-Angebot weiter aus und umfasst die traditionell stati-
onsbasierten und neue free-floating-Angebote sowie Mischformen. Die vorliegenden empiri-
schen Untersuchungen zeigen, dass Carsharing insgesamt deutlich positive Nachhaltig-
keitswirkungen entfaltet, weil durch Carsharing-Fahrzeuge zahlreiche Pkw im Einzelbesitz 
und Privateigentum ersetzt werden können und weil die Carsharing-Nutzer ihre Alltagsmobi-
lität überdurchschnittlich häufig im Umweltverbund (Fuß, Rad, Busse und Bahnen) gestalten 
und Carsharing-Autos oft nur als gelegentliche Ergänzung nutzen.  

Das Land NRW sollte darum diese Entwicklung im Mobilitätsbereich grundsätzlich unterstüt-
zen, um sie weiter auszuweiten. Als Handlungsschwerpunkte können dafür empfohlen wer-
den: ein neues Carsharing-Förderprogramm für NRW-Kommunen, mit dem Kommunen den 
Auf- und Ausbau von Carsharingangeboten in ihrer Stadt unterstützen können, die Beratung 
der Kommunen bei der Erstellung ihrer kommunalen Stellplatznachweise zur Berücksichti-
gung von Carsharing als Sachgrund zur Verringerung der Stellplatznachweispflicht bei Neu-
bauvorhaben, die verstärkte Nutzung von Carsharing im betrieblichen Mobilitätsmanage-
ment der Landesverwaltung NRW, die Förderung der Vernetzung von Carsharing-Akteuren 
und die Forschungsförderung hinsichtlich der weiteren Diffusion von Carsharing. 

Derzeit ist vollkommen offen, ob das autonome Fahren, also das teilweise oder vollständige 
fahrerlose Fahren von Kraftfahrzeugen, eher den massenhaften individuellen Pkw-Besitz 
unterstützt oder sich in Richtung öffentlicher Fahrzeugflotten mit automatisierten Carsharing-
Autos oder Robotertaxis oder fahrerlosen Bussen und Bahnen als neue Form einer Sharing 
Economy im Mobilitätsbereich entwickelt und dann den individuellen Pkw-Besitz durch sol-
che neuen Sharingangebote ersetzt. In der ersten Entwicklungsvariante würden sich die 
bereits bestehenden Nachhaltigkeitsprobleme der Massenmotorisierung verstärken. In der 
zweiten Entwicklungsrichtung könnten dagegen insgesamt positive Nachhaltigkeitswirkun-
gen entstehen, wenn die Zahl der verbleibenden öffentlichen Sharing-Autos deutlich kleiner 
ist als die derzeitige Anzahl der privaten Pkw. 

Aktuell ist das autonome Fahren eine sehr junge und zugleich hoch dynamische technische 
Entwicklung im Mobilitätsbereich. Derzeit gibt es erst einzelne Pilotanwendungen. Zum au-
tonomen Fahren sind derzeit noch sehr viele Fragen offen: sowohl hinsichtlich der techni-
schen Möglichkeiten, als auch hinsichtlich der Form und der Geschwindigkeit bei der prakti-
schen Durchdringung im Mobilitätsbereich. Vermutlich wird es eine lange Zeit geben, in der 
tradionell fahrerbasierte, teilautomatische und mehr oder weniger vollautomatische Fahr-
zeugtechnologien gleichzeitig unterwegs sein werden.  

Das Land NRW sollte darum diese aktuell dynamisch verlaufende und noch schwer ein-
schätzbare Entwicklung kontinuierlich analysieren und dazu Dialogverfahren, Planspiele, 
Foresightprozesse und ähnliche Formate einsetzen. Gleichzeitig sollte das Land NRW 
Rahmenbedingungen schaffen, die das autonome Fahren als neue Form des öffentlichen 
Verkehrs mit weniger privaten Pkw unterstützt, um dadurch denkbare Nachhaltigkeitspoten-
ziale zu erschließen. 
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Bedürfnisfeld Ernährung  

Alternative Ernährungskonzepte weisen sowohl ökologische als auch soziokulturelle Trans-
formationspotenziale für eine nachhaltige Entwicklung auf. Das Land NRW sollte solche 
Entwicklungen unterstützen, um deren Nachhaltigkeitspotenziale zu erschließen. 

Ein geeigneter Förderschwerpunkt stellt der Bereich Solidarische Landwirtschaft (SoLaWi) 
und die landwirtschaftliche Direktvermarktung als eine Ausprägung der Resilienz bzw. Regi-
onalökonomie dar. Hierbei lösen sich die festen Produzenten-Konsumenten-Rollen der klas-
sischen Marktwirtschaft auf: es entstehen sogenannte „Prosumer“, die sowohl Produzent als 
auch Konsument des eigenen Produktes sind. 

Etwa 6 – 8 % der landwirtschaftlichen Betriebe in Deutschland nutzen die Direktvermark-
tung, das entspricht ca. 30.000 – 40.000 Betrieben; spezielle Angaben für NRW liegen nicht 
vor. Bei der Solidarischen Landwirtschaft (SoLaWi) werden Nahrungsmittel durch eine Ko-
operation von Konsumenten und professionellen LandwirtInnen gemeinsam finanziert, er-
zeugt und konsumiert. Es handelt sich hierbei also um eine Wirtschaftsgemeinschaft von 
landwirtschaftlichen Betrieben und privaten Haushalten. Seit einigen Jahren steigt die An-
zahl der SoLaWi in Deutschland schnell, 2017 gibt es 109 Gemeinschaften, davon 13 in 
NRW.  Mit einem weiteren Zuwachs ist zu rechnen. 

Das Land sollte die Kommunen unterstützen, Flächen für die solidarische Landwirtschaft 
bereit zu stellen, landwirtschaftliche Initiativen dazu beraten, Kooperationen und Netzwerke 
stärken, nachhaltige Formen der Direktvermarktung fördern und solche Ansätze in seine 
Landesbildungspolitik aufnehmen. Das Land NRW sollte diese Einzelaktivitäten in einem 
Handlungsprogramm solidarische Landwirtschaft NRW bündeln. 

Der Ansatz des Foodsharings, eine Form der Sharing Economy im Ernährungsbereich, steht 
stellvertretend für den Umgang mit Lebensmittelverschwendung. Im Speziellen sollte das 
Land NRW darauf hinwirken, für Foodsaver und Fairteilerorte durch offizielle Definitionen 
und Klärung der Haftungsfragen Rechtssicherheit zu schaffen und im Allgemeinen der Le-
bensmittelverschwendung vorsorgend entgegen zu wirken. Denn nach Schätzungen des 
WWF Deutschland gibt es rund 10 Millionen Tonnen vermeidbare Lebensmittelabfälle in 
Deutschland - pro Jahr. Darum sollte das Land NRW bundesgesetzliche Initiativen gegen 
die Lebensmittelverschwendung im Einzelhandel initiieren bzw. unterstützen, die Bildung 
und die zielgruppenspezifische Öffentlichkeitsarbeit zum nachhaltigen Umgang mit Lebens-
mitteln unterstützen sowie die Vernetzung zwischen Betrieben des Ernährungssektors und 
Sozialeinrichtungen fördern. Insgesamt sollte das Land NRW den Umgang mit Lebensmit-
telabfällen systematisch in seine Landesnachhaltigkeitsstrategie einbetten, v.a. im Bereich 
nachhaltiger Konsum. 

Bedürfnisfeld Wohnen/Energie 

Energiegenossenschaften sind bundesweit wie auch in Nordrhein-Westfalen etablierte Ak-
teure einer wirtschaftlich aktiv gewordenen Zivilgesellschaft zur Mitgestaltung der Energie-
wende „von unten“ und verfolgen damit den zuvor genannten Prosumer-Ansatz. Sie haben 
einen Schwerpunkt auf der Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien und produzieren 
heute in Deutschland den größten Teil des regenerativ erzeugten Stroms. 2014 gab es in 
NRW 109 Energiegenossenschaften. Sie zeigen Merkmale Alternativer Wirtschaftsformen: 
Kooperation, Selbstverwaltung, Gleichberechtigung, Transparenz und eine auf die Mitglieder 
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verteilte Gewinnausschüttung bzw. Reinvestition in die Unternehmung. Energiegenossen-
schaften können damit einen Beitrag leisten zur Gemeinwohlökonomie, zur Resilienz- bzw. 
Regionalökonomie und zur Sharing Economy. Aktuell nehmen die Kooperationen zwischen 
Energiegenossenschaften und Wohnungsunternehmen, z.B. zur Energieversorgung im Ge-
bäude (Mieterstrommodell) bzw. im benachbarten Gebiet (Quartiersstrommodell) oder zur 
Effizienz im Gebäude (Anlagen-/Einspar-Contracting) zu.  

Das Land NRW könnte Energiegenossenschaften im Rahmen einer Initiative unterstützen, 
die darauf zielt, die EEG-Einspeisevergütung und die Bagatellgrenze für die Direktvermark-
tungspflicht zu erhöhen und die Direktvermarktung von ausgewiesenem „Grünstrom“ zu er-
möglichen. Außerdem könnte durch eine Initiative des Landes NRW zur Stärkung der ener-
giewirtschaftlichen Akteursvielfalt ein "Bürgerenergiegesetz" auf Bundesebene angeregt 
werden, das die Beteiligung der Zivilgesellschaft und von Genossenschaften an der Ener-
giewende unterstützt. 

Gemeinschaftliche Wohnkonzepte können dazu beitragen, den Energie- und Flächenver-
brauch zu senken - durch die gemeinschaftliche Nutzungen von Flächen und Räumen (in 
einer Wohnung, einem Gebäude, einer Nachbarschaft, einem Quartier), durch eine gemein-
schaftliche Energieversorgung oder durch energiesparsame Mobilitätskonzepte. Auch aus 
sozialer Perspektive können Gemeinschaftskonzepte im Bereich Wohnen positive Nachhal-
tigkeitseffekte entwickeln durch die Schaffung von bezahlbarem Wohnraum, altengerechtem 
Wohnen oder von selbstbestimmtem Wohnen im Alter. Gemeinschaftskonzepte im Bereich 
Wohnen als Ausprägungen der Sharing Economy und der Resilienz- bzw. Regionalökono-
mie gewinnen wegen ihrer Nachhaltigkeitsbedeutung und wegen des demografischen Wan-
dels mehr und mehr an Bedeutung. Aktuelle Bestandszahlen zu gemeinschaftlichen Wohn-
formen in NRW liegen allerdings nicht vor.  

Das Land NRW könnte gemeinschaftliche Wohnkonzepte fördern durch baulich-investive 
Pilotprojekte, durch planerische und regulatorische Maßnahmen (städtebauliche Wettbe-
werbe, Hemmnisabbau in der Landesbauordnung) und durch finanzielle Förderung von Ge-
meinschaftswohnprojekten. Öffentlichkeitsarbeit kann die Verbreitung der Konzepte gemein-
schaftlichen Wohnens unterstützen und Forschungsförderung kann helfen, noch vorhande-
ne Wissenslücken zu schließen z.B. zu speziellen Bedarfsgruppen. Außerdem könnte das 
Land NRW die Kooperationen zwischen Energiegenossenschaften und Wohnungsunter-
nehmen fördern. 

Akteursfeld Genossenschaften 

Die Idee sowie die Rechtsform der Genossenschaft ist eine Form der Alternativen Ökonomie 
mit einer sehr langen Tradition in Deutschland und mit einer erheblichen Entwicklungsdy-
namik in den letzten Jahren – auch in Nordrhein-Westfalen. In Deutschland gab es 2015 
rund 7.500 Genossenschaften mit insgesamt 20 Mio. Mitgliedern. In NRW gab es 2015 rund 
700 Genossenschaften mit rund 3,4 Mio. Mitgliedern. Seit 2010 steigt die Zahl der Genos-
senschaftsneugründungen wieder kontinuierlich an – in NRW wie in ganz Deutschland. Die 
Ziele und Strategien der Genossenschaften überschneiden sich in vielen Punkten mit denen 
der Gemeinwohlökonomie, der Resilienz bzw. Regionalökonomie sowie der Sharing Eco-
nomy. Im Vordergrund steht früher wie heute das Interesse der Mitglieder der Genossen-
schaft an der gemeinschaftlichen Bearbeitung gesellschaftlicher Bedarfe oder „Nöte“ wie 
erschwinglicher Wohnraum, ökologisch orientierte Ernährung oder der eigene aktive Beitrag 



Alternative Ökonomien  Kurzfassung 

Wuppertal Institut – Mai 2017 6 

zur Gestaltung der Energiewende durch Bürgerenergiegenossenschaften. Die Genossen-
schaftsbewegung leistet damit einen wichtigen Beitrag zu einer nachhaltigen Entwicklung.  

Das Land NRW sollte darum diese positive Entwicklung im Genossenschaftsbereich als Teil 
einer Alternativen Ökonomie unterstützen. Handlungsschwerpunkte könnten dafür sein: 
Förderung der Neugründung von Genossenschaften durch Erleichterung der dafür gelten-
den rechtlichen Rahmenbedingungen auf Bundesebene. Auf Landesebene könnten Informa-
tions- und Beratungsangebote für Genossenschaften im Gründungsprozess auf- und aus-
gebaut und die Hochschulausbildung zum Genossenschaftswesen gestärkt werden. Für 
kleine Genossenschaften in Gründung könnte das Land Förderprogramme entwickeln, um 
vor allem den Gründungsprozess zu erleichtern. Außerdem könnte das Land prüfen, in wie 
weit Kommunen die wirtschaftliche Beteiligung an Genossenschaften ermöglicht werden 
könnte. 

Übergreifende Empfehlungen und Ausblick 

Die Alternativen Ökonomien gewinnen, angetrieben durch technische Innovationen und ver-
änderte soziale Praktiken, derzeit und absehbar in Zukunft an Bedeutung für die Wirtschaft, 
Gesellschaft und Umwelt – bundesweit und in Nordrhein-Westfalen. Das zeigen die in dieser 
Explorationsstudie exemplarisch untersuchten Bedürfnisfelder Mobilität, Ernährung und 
Wohnen/Energie sowie das Akteursfeld Genossenschaften.  

Das Land NRW sollte deshalb diese Veränderungen mit ihren Chancen und Risiken für eine 
nachhaltige Entwicklung aufmerksam verfolgen; zumal überwiegend noch offen ist, inwieweit 
die Innovationsimpulse der Alternativen Ökonomien aus der Nische in den gesellschaftlichen 
Mainstream diffundieren werden. Das Land NRW sollte die Wirkungen der Alternativen 
Ökonomien systematisch und kontinuierlich analysieren und auf dieser Beurteilungsgrundla-
ge mit einem offensiven politischen Gestaltungsanspruch die positiven Entwicklungen auf-
greifen und verstärken. Umgekehrt sollte das Land NRW solche Unternehmungen, die sich 
zwar als alternative Form des Wirtschaftens bezeichnen, aber tatsächlich rein ökonomische 
Geschäftsmodelle betreiben (wie z.B. die Fahrdienstvermittlung Uber), angemessen regulie-
ren, um die gesellschaftlichen Nachteile dieser Geschäftsmodelle (z.B. Steuerungerechtig-
keit oder Umgehung von sozialen und ökologischen sowie Sicherheitsstandards) zu vermei-
den und abzumildern.  

Zusätzlich könnte die Entwicklung der Alternativen Ökonomien in NRW, ihre positiven oder 
negativen Nachhaltigkeitswirkungen und die daraus resultierenden Handlungsbedarfe und 
Handlungsmöglichkeiten für das Land NRW in einem dazu eingerichteten Dialogformat mit 
Expertinnen und Experten aus Wissenschaft und Praxis kontinuierlich reflektiert werden. Die 
positiven Erfahrungen mit mehreren Projektworkshops zur gemeinsamen themenfokussier-
ten Diskussion zwischen Wissenschaft und Praxis ermutigen solche Formate auch künftig 
einzusetzen. 

Systematische Forschung und insbesondere transdisziplinäre Projekte zur experimentellen 
Erprobung in Reallaboren können dazu beitragen, mit überschaubaren Mitteln unter unsi-
cheren Veränderungen die Nachhaltigkeitswirkungen, die Handlungserfordernisse und die 
politischen Gestaltungsmöglichkeiten im weiten Feld der Alternativen Ökonomien für das 
Land Nordrhein-Westfalen zu erkunden. 
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1 Einleitung 
Hintergrund 

Der Begriff der„Alternativen Ökonomien“ wird häufig als eine Art Gegenmodell zu den be-
stehenden Ökonomien verstanden, und dabei oft auf bestimmte Defizite des herrschenden 
ökonomischen Modells wie Umweltbelastungen oder unfaire Arbeitsbedingungen bezogen. 
Aktuelle Begriffe Alternativer Ökonomien sind die Gemeinwohlökonomie, die Resilienz- oder 
Regionalökonomie und die Sharing Economy als alternatives Geschäftsmodell bzw. die Col-
laborative Commons. Diese verschiedenen Strömungen der Alternativen Ökonomien be-
handeln mit unterschiedlichen Schwerpunkten soziale und/oder ökologische Fragen und 
zielen auf soziale Verbesserungen und auf Umweltentlastungen ab. Oft spielt dabei auch die 
Rechtsform der Genossenschaft eine Rolle wie z.B. bei den Bürgerenergiegenossenschaf-
ten. In dem Maße wie solche Ansätze Alternativer Ökonomien erfolgreich aus ihrer anfängli-
chen Experimentalphase heraustreten und breitenwirksam werden, können sie dazu beitra-
gen einen neuen Standard der Leistungserbringung in Wirtschaft und Gesellschaft mitzu-
prägen. 

Alternative Ökonomien und Wendediskurse 

Die gesellschaftlich politischen Debatten um die verschiedenen „Wenden“ wie die Energie-
wende, die Agrarwende oder die Verkehrswende hat deutlich gemacht, dass wahrgenom-
mene gesellschaftliche Missstände zu neuen Diskursen führen können und AkteurInnen 
motivieren, neben Protest, neue Lösungen zu identifizieren, experimentell zu erproben aus-
zuloten und politisch durchzusetzen. Dabei hängen Diskurs und Aktion, also alternative Ge-
schäftsmodelle, eng miteinander zusammen. Diese „Wenden“ waren bislang unterschiedlich 
erfolgreich - und dies nicht zuletzt auf Grund des Umfanges der staatlichen Unterstützungs-
strukturen. 

Die Energiewende wurde insbesondere durch zwei politisch-regulative Hauptstränge ermög-
licht: auf der einen Seite dem Aufbrechen der Monopolstrukturen (durch die Liberalisie-
rungsbemühungen der EU) und auf der anderen Seite durch das Gesetz für den Ausbau 
erneuerbarer Energien (EEG) mit der einhergehenden massiven staatlichen Förderung der 
Erneuerbaren Energien. In der Folge wurden ein intensiver technologischer Schub und neue 
Geschäftsmodelle ermöglicht und der frühere energiepolitische Mainstream, der vom Para-
digma „fossil und nuklear“ geprägt war, wurde in der Energiewende mit dem neuen Para-
digma „Effizienz und Erneuerbare“ transformiert.  

Auch die Agrarwende ist insgesamt voran gekommen. Die Bedeutung des Biolandbaus ist 
erheblich gestiegen, wenngleich es heute immer noch ein Minderheitenmodell ist. Dabei 
hatte die staatliche Unterstützung einer ökologisch orientierten Landwirtschaft bei Weitem 
nicht die Breite und Intensität, wie im Falle der Erneuerbaren Energien.  

Ähnliches gilt auch für die Verkehrswende, die zwar in manchen wichtigen Einzelfragen Er-
folge verzeichnen konnte, z.B bei der Verkehrsberuhigung oder beim Aufbau von Carsha-
ring, aber als Gesamtstrategie bislang als noch durchaus begrenzt erfolgreich einzuschät-
zen ist. Die staatlichen oder kommunalen Aktivitäten zur Stützung einer Verkehrswende sind 
bislang eher begrenzt. 
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Alternative Ökonomien sind bisher oft dann ausgerufen worden, wenn gesellschaftliche Her-
ausforderungen politisch nicht ausreichend bearbeitet und deshalb alternative Lösungsstra-
tegien entwickelt wurden. Die „Wenden“ (Energiewende, Verkehrswende, Agrarwende usw.) 
sind in diesem Kontext entwickelt worden und haben, mit unterschiedlicher Wirkungskraft, 
das bestehende System/Regime insgesamt gewandelt oder zumindest merklich beeinflusst. 

Dabei haben sich bisweilen auch Metamorphosen ergeben, in denen sich die anfänglich 
alternativen Wirtschaftsformen selbst im Zeitablauf professionalisieren und sich zu einem 
„normalen“ Geschäftsmodell entwickeln - ein gutes Beispiel hierfür ist das Carsharing. 

Die Vorbildfunktion „Alternativer Ökonomien“ 

Die angeführten Wendeprozesse sind nicht neu. Sie sind bereits in den 80er Jahren ange-
stoßen worden und haben in einigen Bereichen zu erheblichen Transformationsprozessen 
beigetragen. Diese Erfolgsgeschichten des Wandels lassen sich in verschiedenen Regionen 
exemplarisch veranschaulichen. Zum Beispiel ist der Vorbildcharakter der Aktivitäten vor 
Ort, den die Gemeinde Schönau im Rahmen der Energiewende hatte, hervorzuheben. In 
Schönau gelang es aufzuzeigen, dass Energie in Bürgerhand ein erfolgreiches Geschäfts-
modell sein kann, sogar noch deutlich vor der intensiven Förderung der Erneuerbaren Ener-
gien. Die Aktivitäten der Gemeinde Schönau, wie auch andere konkrete Vorbildinitiativen 
zum Beispiel in Nordrhein-Westfalen der Kreis Steinfurt, haben die Energiewendeaktivitäten 
in vielen Regionen geprägt: Sie haben die Machbarkeit vor Ort demonstriert und wirken als 
konkretes Vorbild. 

Im Bereich Landwirtschaft und Ernährung existiert eine Vielzahl von Erfolgsfällen, wie Le-
bensmittel im ökologischen Landbau erzeugt und vermarktet werden. Dabei sind es zu-
nächst oft Einzelne, die tragfähige Geschäftsmodelle entwickeln konnten und die damit Pio-
nierarbeiten geleistet haben. Um es an einem Beispiel zu verdeutlichen: bestehende Unter-
nehmen der Lebensmittelverarbeitung, die den Umstieg auf „Bio“ vornehmen wollten, stie-
ßen zunächst auf erhebliche Skepsis in den Regionen. Sie fanden keine Zulieferer und wur-
den von den regionalen Institutionen als „Spinner“ bezeichnet. Die Institutionen waren da-
rauf ausgerichtet, das Bestehende und vor allem die bestehenden Strukturen zu schützen 
und das Einschlagen neuer Wege zu verhindern. In langfristigen und durchaus auch konflikt-
reichen Prozessen ist es dennoch gelungen, Zuliefererstrukturen und Absatzmärkte zu er-
schließen. Dabei konnte häufig auch die Regionalität und die regionale Wertschöpfung ge-
stärkt und erhalten werden, so dass damit auch regionale Strukturen stabilisiert wurden. 

Solche Prozesse können mit dem Begriff „von der Nische in den Mainstream“ erfasst wer-
den. Sie können begriffen werden als eine Veränderung des Produktionsregimes, das die 
technischen, rechtlichen und sozialen Kontexte beinhaltet. Für die erforderlichen Transfor-
mationsprozesse ist das Verhältnis Nische/Regime zentral. Geht man davon aus, dass sich 
Alternative Ökonomien zunächst in der Nische entwickeln, dann ist zu erwarten, dass sich 
bei einem Hochskalieren der Alternativen Ökonomien auch die Rahmenbedingungen des 
Regimes verändern werden.  

Allerdings sind neue Technologien und neue Geschäftsmodelle, die sich als Alternative 
Ökonomien anfänglich in Nischen entwickeln und in Experimenten erprobt werden, keines-
wegs zwangsläufig ökologisch oder sozial nachhaltig, wenn sie hochskaliert werden. Dafür 
ist die Einbettung der Technologien und gemeinwohlorientierter Geschäftsmodelle in den 
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Rahmen einer nachhaltigkeitsorientierten Entwicklung erforderlich. Zum Beispiel muss 
nachhaltigkeitspolitisch erst noch geprüft werden unter welchen politisch gestalteten Bedin-
gungen und mit welchen konkreten Ausprägungen der neue technologische und sozioöko-
nomische Ansatz des Autonomen Fahrens tatsächlich zu einer nachhaltigen Entwicklung in 
der ökologischen, sozialen und ökonomischen Dimension beitragen kann - oder ob aus 
Nachhaltigkeitssicht die kontraproduktiven Wirkungen künftig überwiegen würden. 

Projektziel 

Ziel der in diesem Projekt vorgenommenen explorativen Analyse ist es, ein grundsätzliches 
Verständnis für die unterschiedlichen Ansätze Alternativer Ökonomien zu gewinnen, ihre 
möglichen Nachhaltigkeitswirkungen zu identifizieren und Handlungsansätze für eine gestal-
tungsorientierte Landespolitik in NRW aufzuzeigen. 

Gerade für ein Bundesland wie Nordrhein-Westfalen, welches als industrie- und bevölke-
rungsreichstes Bundesland Deutschlands einen Strukturwandel erfährt, wie kaum ein ande-
res, bieten sich für Ansätze der Alternativen Ökonomien vielfältige Anknüpfungspunkte. 

Vorgehen 

Das Wuppertal Institut hat, unterstützt durch die wissenschaftliche Beratung des Instituts für 
Ökologische Wirtschaftsforschung (IÖW) in Berlin im Zeitraum von Dezember 2016 bis Feb-
ruar 2017 in einem interdisziplinären Team die unten abgebildeten Arbeitspakete bearbeitet 
(Abbildung 1). Dazu wurden die jeweiligen Themen zunächst recherchiert und aufbereitet. 
Diese Zwischenergebnisse wurden jeweils in einem Workshop mit externen ExpertInnen der 
jeweiligen Fachdisziplinen aus Wissenschaft und Praxis besprochen und deren Verbesse-
rungshinweise und Ergänzungen aufgenommen. 

Abbildung 1: Projektaufbau 

 
Quelle: Eigene Darstellung Wuppertal Institut 

AP#1#Überblick#und#Systema6sierung#der#Ansätze##

AP#3.2#
Bsp.#1:#Carsharing#

AP#3.4##
PraxisDWorkshop#

Mobilität#

AP#5.4##
PraxisDWorkshop##
Wohnen/Energie#

AP#4.4##
PraxisDWorkshop#

Ernährung#

AP#3.1#Überblick#
Mobilität#

AP#4.1#Überblick#
Ernährung#

AP#5.1#Überblick#
Wohnen/Energie#

AP#3.3#
Bsp.#2:##

Autonom
es#Fahren#

AP#4.2#
Bsp.#1:#Foodsharing###

AP#4.3#
Bsp.#2:#Solidarische#
Landw

irtschaN#/#
Landw

irtschaNliche#
Direktverm

arktung#

AP#5.2#
Bsp.#1:#

Gem
einschaNsw

ohnen#

AP#5.3#
Bsp.#2:##

EnergiegenossenschaNen#

AP#7#ExpertenD
workshop#

AP#6##Analyse#zu#GenossenschaNen#

AP#7#Zusammenschau#der#Ergebnisse#&#Empfehlungen##

AP#8#Projektleitung#und#Dkoordina6on#

Ver6efungsbeispiele#

AP#1#ExpertenD
workshop#

AP#6#ExpertenD
workshop#

AP#2#Analyse#zu#den#Möglichkeiten#der#Wirkungsmessung#
Alterna6ver#Ökonomien##

AP#2#ExpertenD
workshop#



Alternative Ökonomien  Einleitung 

Wuppertal Institut – Mai 2017 10 

Der Aufbau des hier vorliegenden Berichtes gliedert sich wie folgt: Kapitel 2 gibt eine Über-
sicht über die in der Wirtschaft identifizierten und etablierten Strömungen Alternativer Öko-
nomien und deren zugrundeliegender Geschäftsmodelle. Es wird gezeigt, dass sich die Al-
ternativen Ökonomien hinsichtlich einiger Kriterien und Ziele von denen der klassischen 
Wirtschaftsweise unterscheiden. Kapitel 3 gibt einen theoretisch geleiteten Überblick über 
die Möglichkeiten zur Messung nachhaltiger Wirkungen Alternativer Ökonomien. In Kapitel 4 
bis 6 werden die zuvor allgemein beschriebenen Ansätze Alternativer Ökonomien in drei für 
die nachhaltige Entwicklung besonders relevanten Bedürfnisfeldern Mobilität (Kapitel 4), 
Ernährung (Kapitel 5) und Wohnen/Energie (Kapitel 6) vertiefend dargestellt und ihre Bedeu-
tung für NRW eingeschätzt. Damit sind die zum Konsum zählenden Bedürfnisfelder Ernäh-
rung, Wohnen, Mobilität, Tourismus und Textilien weitesgehnd abgedeckt. (Deutsche Bil-
dung AG 2014) In Kapitel 7 wird das Wirtschaftsmodell der Genossenschaften hinsichtlich 
ihrer Bedeutung für die Alternativen Ökonomien analysiert. Kapitel 8 gibt einen zusammen-
fassenden Überblick über die in den jeweiligen Themenbereichen ermittelten Handlungs-
möglichkeiten für das Land NRW zur Stärkung von auf Nachhaltigkeit orientierten Alternati-
ven Ökonomien. 
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2 Ansätze Alternativer Ökonomien: Überblick und Systematisierung 

2.1 Einleitung: Hintergrund, Ziel und Vorgehen 
Die Vielzahl an AkteurInnen, Projekten und Initiativen im Bereich der Alternativen Ökono-
mien und die Vielzahl der dahinter liegenden Konzepte, macht eine Systematisierung der 
verschiedenen Ansätze herausfordernd und notwendig. Viele Bereiche, die häufig unter die-
ses Schlagwort fallen, lassen sich je nach Ausgestaltung sowohl als „alternative“ als auch 
„klassische“ Ökonomie auffassen. 

Das Beispiel des Carsharing zeigt, dass hinter der Sharing Economy, je nach Ausge-
staltung, völlig andere Motivationen, Geschäftsmodelle und Möglichkeiten bezüglich ihrer 
ökologischen, sozialen und ökonomischen Wirkung stecken. Ihnen gemein ist allerdings, 
dass sie das Bedürfnis, wie im Beispiel des Carsharings nach Mobilität nicht „klassisch“ 
durch den Kauf eines eigenen Pkws befriedigen, sondern mit Hilfe neuer, „alternativer“ Nut-
zungsformen, bei denen ein Pkw gemeinschaftlich genutzt wird. 

Neben der Sharing Economy gibt es eine Vielzahl weiterer Ansätze und Praxisbeispiele Al-
ternativer Ökonomien wie der Langlebigkeit von Gütern, der kooperativen Verteilung von 
Gemeinschaftsgütern, neuen Form(en) von Erzeuger-Verbraucher-Gemeinschaften und 
Gütern (Prosumieren) oder auch die Wiedergewinnung von Rationalität- und Subsistenz- 
oder Resilienzwirtschaft. 

Die Diskussion um Alternative Ökonomien wird stark durch zwei Treiber bestimmt. Auf der 
einen Seite den Umweltherausforderungen (u.a. dem Klimawandel) und auf der anderen 
Seite durch neue Technologien (insbesondere der Digitalisierung). Klimawandel und Nach-
haltigkeit sowie Digitalisierung stellen wesentliche Impulse gerade auch für die Wirtschaft 
und wirtschaftliche AkteurInnen dar: Einerseits durch die Impulse aus Wissenschaft und 
Zivilgesellschaft, die im Kontext der Regulierung aufgegriffen werden und neue Märkte 
schaffen, zum Beispiel die Branche der Umweltwirtschaft. Andererseits durch Aktivitäten von 
Unternehmen unterschiedlicher Organisationsformen, social entrepreneurs aber auch Akteu-
rInnen, die sich in den hybriden Bereichen zwischen Markt, Staat und Gemeinschaft bewe-
gen. 

Zunehmend wird deutlich, dass Innovationen nicht mehr allein in den Unternehmen generiert 
werden, sondern, dass es sich um einen interaktiven Prozess handelt (Stichworte: open 
innovation, co-creation, user innovation…), der auf der einen Seite in und zwischen Unter-
nehmen (ecosystems) generiert wird und auf der anderen Seite in der Interaktion mit Nutze-
rInnen. Durch die Digitalisierung werden zudem sämtliche Produkte und Dienstleistungen 
neu konfiguriert und völlig neue Geschäftsmodelle werden ermöglicht.  

Zusammen führen beide Effekte dazu, dass dezentrale Impulse (im Sinne einer „bottom-up“-
Ökonomie) wichtiger werden. Dies ist insbesondere mit Blick auf neue Kombinationen von 
Wissen, Technologien und Markterfordernissen von Bedeutung: zunehmend geht es in Ex-
perimenten darum, neue Kombinationen auszuloten - bekannte Beispiele dafür sind soge-
nannte Hackathons, das sind kollaborative Software- und Hardwareentwicklungsveranstal-
tungen. 
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Ziel dieses Kapitels ist es, eine Systematisierung zu entwickeln, die die verschiedenen An-
sätze bezüglich ihrer Motivation, ihres Geschäftsmodells und ihrer Wirkungen einordnet. 
Das Kapitel behandelt dazu die folgenden drei Leitfragen:  

1. Welche Ansätze von Alternativen Ökonomien sind die Etablierten und wie unterschei-
den sich diese in Bezug auf ihre Nutzungs- und Unternehmensformen von der „klassi-
schen Ökonomie“? 

2. Welche verschiedenen Geschäftsmodelle, AkteurInnen und NutzerInnen stehen dahin-
ter? 

3. Wie lassen sich die Ansätze hinsichtlich ihrer zugrundeliegenden Motivation und ihrer 
Geschäftsmodelle systematisieren? 

Für die Bearbeitung der drei Leitfragen wurden die unter dem Konzept der Alternativen 
Ökonomien zu fassenden Ansätze recherchiert (Desktop-Research), bezüglich ihrer Motiva-
tion und ihrer Geschäftsmodelle untersucht und eine erste Einschätzung hinsichtlich ihrer 
möglichen onkologischen Nachhaltigkeitswirkung gegeben. Anhand von hier entwickelten 
Kriterien zur Klassifizierung Alternativer Ökonomien wurden daraufhin in den folgenden Ar-
beitspaketen verschiedene Gestaltungsfelder identifiziert, die von Seiten der Landesregie-
rung NRW mit unterschiedlichen Mitteln gefördert werden könnten. Anschließend wurde 
dieses vom Wuppertal Institut erstellte Arbeitspapier mit externen Stakeholdern1 besprochen 
und erweitert. 

 

2.2 Was ist »klassische« Ökonomie? Von neo-klassischer Liberalität bis zur 
sozialen Marktwirtschaft 
Es gibt verschiedene Ausprägungen einer „klassischen“ Ökonomie, die auf freiem Wettbe-
werb und dem individuellen Streben nach Kapitalbesitz basiert. 

Die hier diskutierten Ansätze Alternativer Ökonomien verstehen sich nicht als alternative 
zum Kapitalismus. Sie positionieren sich systemimmanent und stellen weder Privateigentum 
noch Märkte in Frage. Gleichwohl gibt es im Kapitalismus zwischen den verschiedenen öko-
nomischen Denkschulen erhebliche Unterschiede. Diese manifestieren sich insbesondere in 
der Rolle des Staates und werden im Folgenden näher beschrieben. 

Für den Wirtschaftswissenschaftler Friedrich August von Hayek2 (1899-1992) war es beson-
ders wichtig, den staatlichen Interventionismus und die Planwirtschaft zurückzudrängen. 
Eine Kennzahl für Rolle und Einfluss des Staates ist die Staatsquote. Sie zeigt den Anteil 
der Staatsausgaben an der wirtschaftlichen Gesamtleistung einer Volkswirtschaft auf. Milton 
Friedman3 (1912-2006) fand, dass zehn Prozent genügen würden. Im Sozialstaat sah er ein 

                                                
1 Andreas Bangeman (Humane Wirtschaft), Prof. Dr. Harald Heinrichs (Leuphana Universität Lüneburg), Jana 
Gebauer (Die Wirtschaft der Anderen), Ulrich Petschow (IÖW), Gabriele Poth (HWK Düsseldorf) 
2 Friedrich August von Hayek war ein österreichischer Wirtschaftswissenschaftler und Sozialphilosoph. Er zählt 
zu den bedeutendsten liberalen Denkern des 20. Jahrhunderts sowie zu den Hauptkritikern des Sozialismus. 
Sein bekanntestes Werk ist “Der Weg zur Knechtschaft“. 1974 erhielt er den Nobelpreis für seine Werke auf dem 
Gebiet der Geld- und Konjunkturtheorie und ihre Analysen der wechselseitigen Abhängigkeit von wirtschaftli-
chen, sozialen und institutionellen Verhältnissen (Uni Freiburg o.J.) (Nobelprize.org o.J.) (Hayek o.J.). 
3 Milton Friedman (*1912; † 2006) war ein US amerikanischer Wirtschaftswissenschaftler und gehört zu den 
einflussreichsten Ökonomen des 20. Jahrhunderts.  Als neoliberaler Ökonom und Vertreter des Monetarismus, 
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teures Monster. Führerschein, Ärztelizenzen und Schulpflicht gehörten abgeschafft. Absurd 
seien staatliche Altersversorgung und Mindestlohn (Heuser 1992).  

Der Wirtschaftsprofessor aus Chicago gilt als Schlüsselfigur für den Trend zum Verkauf 
staatlicher Unternehmen und dem Abbau von Regelwerken. Zunächst, in den 1980er Jah-
ren, verfolgten Ronald Reagan und Margaret Thatcher4 seine Ideen. Später prägten Milton 
Friemands Ansichten weite Teile der Wirtschaftspolitik in den westlichen Industrieländern. 

Bis zu Reagan und Thatcher waren die Thesen John Maynard Keynes5 (1883-1946) Leitbild 
der Wirtschaftspolitik. Keynes vertrat die Einschätzung, dass Regierungen in wirtschaftlich 
schweren Zeiten die Konjunktur durch staatliche Ausgaben stützen sollten. Gegen Mindest-
lohn und eine relativ hohe Staatsquote hätte Keynes nichts einzuwenden gehabt. Schon seit 
jeher berufen sich daher die Gewerkschaften auf den britischen Ökonom. Denn Lohnzu-
rückhaltung ist, laut Keynes, gerade in der Krise unangebracht. Schließlich können die Men-
schen dann weniger kaufen. Die zurückgehende Nachfrage schadet den Unternehmen, die 
weniger Umsatz machen. Schädlich ist es demnach auch, wenn sich die Sparkonten füllen. 
Die Güternachfrage sinkt und damit die Produktion.  

 

2.3 Ansätze Alternativer Ökonomien 
Grundsätzlich gibt es viele Ansätze und praktische Ausgestaltungen, die sich unter dem 
Schlagwort Alternative Ökonomie fassen lassen. Um zu einer Systematisierung dieser An-
sätze zu kommen, braucht es eine Idee davon, was die Gemeinsamkeiten der verschiede-
nen Ansätze der Alternativen Ökonomien sind und was diese von klassischer Ökonomie 
unterscheidet. Dafür wird hier eine Auswahl der etablierten konzeptionellen Ansätze vorge-
stellt und in ihrem »spezifischen Charakter« diskutiert.  

 

 2.3.1 Gemeinwohlökonomie 

Die Bewegung der Gemeinwohlökonomie bezeichnet ein handlungsleitendes Konzept für 
Unternehmen, welches nicht allein an klassischen betriebswirtschaftlichen Kennzahlen aus-
gerichtet ist, sondern auf gemeinwohlfördernden Werten basiert. Aufbauend auf den Arbei-
ten von Christian Felber (Felber 2012) wird der unternehmerische Erfolg durch eine Ge-
meinwohlbilanz operationalisiert, die selbstverpflichtend ergänzend zum Geschäftsbericht 
veröffentlicht wird. Diese Bilanz orientiert sich durch die Erfassung von Gemeinwohlpunkten 

                                                                                                                                                  
teilweise sogar als Erfinder des Monetarismus betitelt, betonte er besonders die Vorteile eines freien Marktes 
sowie die Nachteile staatlicher Eingriffe. 
Wichtige Werke sind „Kapitalismus und Freiheit“ (1962) „Monetäre Geschichte der Vereinigten Staaten 1857-
1960". 1976 erhielt er den Nobelpreis für seine Leistungen auf dem Gebiet der Analyse des Konsums und der 
Theorie des Geldes. (SZ 2012) 
4 Reagan war von 1981 bis 1989 Präsident der Vereinigten Staaten, Margaret Thatcher war 1979 bis 1990 Pre-
mierministerin des Vereinigten Königreichs. 
5 John Maynard Keynes war ein britischer Ökonom, Politiker und Mathematiker. Er gehörte zu den einflussreichs-
ten Ökonomen des 20. Jahrhunderts und ist Namensgeber des Keynesianismus. Besonders in der Zeit der 
Weltwirtschaftskrise löste er eine „Revolution des ökonomischen Denkens“ aus, indem er für den Eingriff des 
Staates in den Markt plädiert, um die gesamtwirtschaftliche Nachfrage auf ein Niveau der Vollbeschäftigung zu 
bringen.  
Wichtige Werke sind unter anderem „The General Theory of Employment, Interest and Money“ (1936) und „Ge-
neral Theory“ (1936), indem seine Grundideen dargelegt werden (Wiwo 2011) (Die Zeit 2010) (FAZ 2013).!
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zu insgesamt 17 Indikatoren6 in den fünf gemeinwohlstandsfördernden Bereichen Men-
schenwürde, Solidarität, ökologische Nachhaltigkeit, soziale Gerechtigkeit und demokrati-
sche Mitbestimmung und Transparenz, wobei auch explizit das Vorhandensein von Negativ-
kriterien für gemeinwohlschädliche (aber rechtlich legale Verhaltensweisen) vergeben wer-
den. Die Bilanz wird alle zwei Jahre extern auditiert. (EcoGood o.J.) 

Dass diese Art alternativen Wirtschaftens nicht allein eine wünschenswerte Theorie ist, zeigt 
sich unter anderem darin, dass schon 1925 Unternehmen die Gemeinwohl-Ökonomie unter-
stützen und sich bereits 198 Unternehmen in an ihrer Gemeinwohlbilanz messen lassen 
(EcoGood o.J.). Unter anderem aus diesem Grund hat sich auch der Europäische Wirt-
schafts- und Sozialausschuss mit diesem Ansatz auseinandergesetzt und im September 
2015 eine Stellungnahme zur Gemeinwohlökonomie verabschiedet, in der er die Empfeh-
lung ausspricht, „das Gemeinwohl-Ökonomie-Modell sowohl in den europäischen als auch 
die einzelstaatlichen Rechtsrahmen integriert werden [sollte]. Ziel ist es, die Verwirklichung 
des Binnenmarkts über eine verstärkt ethische Wirtschaft voranzubringen, die auf europäi-
schen Werten und der Wahrnehmung gesellschaftlicher Verantwortung gründet und diese 
synergetisch untermauert.“ (EWSA 2015) 

Tabelle 1: Gemeinwohl-bilanzierte Unternehmen und Gemeinwohl-Bewegungen in 
NRW 

 
Quelle: Eigene Darstellung Wuppertal Institut in Anlehnung an https://www.ecogood.org/de/community/pionier-
unternehmen/. Stand 2017 
                                                
6!A1: Ethisches Beschaffungsmanagement, B1: Ethisches Finanzmanagement, C1: Arbeitsplatzqualität und 
Gleichstellung, C2: Gerechte Verteilung der Erwerbsarbeit, C3: Förderung ökologischen Verhaltens der Mitarbei-
terInnen, C4: Gerechte Verteilung des Einkommens, C5: Innerbetriebliche Demokratie und Transparenz, D1: 
Ethische Kundenbeziehung, D2: Solidarität mit Mitunternehmen, D3: Ökologische gestaltung der produkte und 
Dienstleistungen, D4: Soziale gestaltung der Produkte und Dienstleistungen, D5: Erhöhung der sozialen und 
ökologischen Branchenstandards, E1: Sinn und gesellschaftliche Wir- kung der produkte/Dienstleistungen, E2: 
Beitrag zum Gemeinwesen, E3: Reduktion ökologischer Auswirkungen, E4: Gemeinwohlorientierte Gewinnvertei-
lung, E5: Gesellschaftliche transparenz und Mitbestimmung (Felber 2014)!
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Unterschied zur klassischen Ökonomie: In der Gemeinwohlökonomie bestimmt nicht allein 
die Gewinnbilanz über den Erfolg eines Unternehmens. Vielmehr rücken neben der klassi-
schen Bilanzierung eines Unternehmens gemeinwohlfördernde Werte der Wertschöpfung in 
den Fokus und Unternehmen können sich an alternativen Maßstäben entlang der Nachhal-
tigkeit messen lassen. Die Gemeinwohlbilanz bietet also alternative Steuerungsmöglichkei-
ten für die Unternehmen selbst. Prinzipien wie Solidarität, Anerkennung für den Einzelnen 
mit dem Blick auf das Ganze sind hierbei kein add-on, sondern bewertbarer Bestandteil der 
Unternehmensbilanz. 

Ziel/Motivation der AkteurInnen: Die Bewegung der Gemeinwohlökonomie will auf politischer 
Ebene rechtliche Veränderungen bewirken, die das Engagement für ein gutes Leben be-
lohnt und bei einer guten Bilanzierung beispielsweise steuerliche Vorteile sichert. Auf gesell-
schaftlicher Ebene versucht die Bewegung ein Bewusstsein für ein gemeinsam wertschät-
zendes, gemeinwohlorientiertes Handeln zu wecken bzw. dieses zu verstärken. Diese Ziele 
gehen über den direkten Nutzen der KundInnen, wenn diese ein Produkt eines gemeinwohl-
orientierten Unternehmens kaufen, hinaus. 

Mögliche Nachhaltigkeitsauswirkung: Einige Indikatoren der unternehmerischen Gemein-
wohlbilanz beziehen sich explizit auf die Stärkung der ökologischen Nachhaltigkeit. Insge-
samt will die Gemeinwohlökonomie sowohl ein Veränderungshebel auf wirtschaftlicher, po-
litscher und gesellschaftlicher Ebene sein, die eine Orientierung am Gemeinwohl und guten 
Leben in einem demokratischen und ergebnisoffenen Prozess etablieren möchte. Sie ver-
sucht die soziale und ökologische Verantwortung als Gemeinwohlwert in der Wirtschaft zu 
etablieren.  

 

2.3.2 Resilienz/Regionalwirtschaft (inkl. Transition Towns)  

In der Literatur zur regionalen ökonomischen Resilienzforschung können im Wesentlichen 
zwei Grundströmungen unterschieden werden: im Fokus der ersten steht die Krisenfestigkeit 
gegenüber exogen oder endogen hervorgerufener (makro)ökonomischen Schocks. Das 
Streben ist darauf gerichtet, den vorherigen Zustand bzw. einen Gleichgewichtszustand 
nach der Krise möglichst rasch wieder zu erreichen. 

Die Wirtschaftswissenschaft verwendet den Resilienzbegriff häufig in Verbindung mit dem 
Wachstumsparadigma. Demnach beschreibt Resilienz die Fähigkeit einer Regionalwirt-
schaft, eines Unternehmens oder eines Landes, sich von Schocks zu erholen und danach 
zu einem »nachhaltigen« Wachstumspfad zurückzukehren (Kiese 2014). In dieser Denke 
steht das Bruttoinlandsprodukt im Fokus. Krisenfest ist, wer möglichst unbeschadet und 
möglichst schnell die Depressionsphase verlässt. Eine breite Produktpalette, viele Innovati-
onen, neue Märkte, Inlandsnachfrage usw. können demgemäß die Resilienz eines Unter-
nehmens stärken. 

Bei der zweiten Grundströmung geht es im Kern um die Anpassungsfähigkeit einer Region 
gegenüber Schocks durch Autonomie. Man geht davon aus, dass sich die Natur- und Ge-
sellschaftsverhältnisse plötzlich ändern und radikal neu ausformen können. In diesem Sinne 
strebt Resilienz also nicht nach Bewahrung eines bestehenden Zustandes, sondern ist eine 
dynamische, evolutionäre Fähigkeit auf Stress und Spannungen zu reagieren. 
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Dabei kommt es darauf an, dass sich die Region – bis zu einem bestimmten Grad – selbst 
versorgen kann. Es geht nicht darum, dass alle Leistungen, alle Aktivitäten und Güter mess-
bar und bewertbar sein müssen, sondern darum, dass die Basisgüter weiterhin bereitgestellt 
werden. So gewinnen Ehrenamt und informelle Arbeit, genauso wie handwerkliche Berufe 
wieder an Bedeutung. Selbstversorgung und Subsistenz sind Kernelemente dieser Wirt-
schaftsform.  

Darüber hinaus gibt es inzwischen Forschungsarbeiten zu Indikatoren für Resilienz. Bei-
spielsweise hat das Pestel Institut (2010) Indikatoren zu den Bereichen Soziales, Wohnen, 
Verkehr, Flächennutzung, Energie und Wirtschaft vorgelegt. Sie sollen zeigen wie gut im 
Krisenfall die Handlungsfähigkeit einer Region oder Stadt durch Flexibilität, Ressourcenaus-
stattung und Sozialkapital erhalten bleibt. Die Studie kommt zu dem Schluss, dass internati-
onale Wettbewerbsfähigkeit nicht unbedingt Sicherheit für die Zukunft signalisiert.  

Unterschied zur klassischen Ökonomie: Der Transportaufwand ist für Ansätze, die den regi-
onalen Bezug und die Krisenfestigkeit betonen, strategisch relevant. Bei klassischen Öko-
nomien entscheidet sich hingegen auf dem Markt wo und wie bestimmte Güter produziert 
werden. Die Entfernungen sind dabei nur relevant, sofern die Transportkosten den Markt-
preis beeinflussen.  

Ziel/Motivation der AkteurInnen: Die Reslienzökonomie strebt nach einer robusten regiona-
len Wirtschaftsentwicklung, welche wenig sensibel auf makroökonomische Veränderungen 
reagiert, etwa beim Export oder Sprünge im DAX. Reslienzökonomie bevorzugt die Nahver-
sorgung. Ziel einer starken Resilienz ist die möglichst vollständige Selbstversorgung, auch 
»Subsistenz« genannt. Weitere Elemente sind Selbstbestimmung, Eigenverantwortung und 
Hilfe zur Selbsthilfe. Ziel einer sanften Resilienz ist die »Ökonomische Subsidiarität«. Poli-
tisch ist damit gemeint, dass eine Regelung auf höherer Ebene nicht erforderlich ist, wann 
immer etwas auf unterer Ebene besser oder gleich gut geregelt werden kann. Für die Öko-
nomie bedeutet es, Güter im Nah-Raum herzustellen, wann immer dies praktisch möglich 
und ökonomisch sinnvoll ist (Loske 2014).  

Ein Promotor der ökonomischen Resilienz im nahräumlichen Sinne, ist die Transition-Town 
Bewegung. Sie propagiert ein Wirtschaftskonzept, das unabhängig von Wachstum des Brut-
toinlandproduktes und von endlichen Ressourcen ist. Die Transition-Town Bewegung legt 
besonderen Wert auf Maßnahmen zur Verbrauchsreduktion von fossilen Energieträgern 
sowie zur Stärkung der Regional- und Lokalwirtschaft. Ziel der Landwirtschaft ist die mög-
lichst weitgehende Selbstversorgung. Wichtig ist auch die Stärkung der Nahversorgung und 
der gegenseitige Hilfe sowie der soziale Zusammenhalt. Ziel ist die Erhöhung der Lebens-
qualität bei geringerer Abhängigkeit. 

In vielen Ländern gibt es mittlerweile Transition-Towns. Transition ist in diesem Sinne ein 
Dach für viele kleine Initiativen, die die lokale Wirtschaft stärken. Jede dieser Maßnahmen 
intensiviert die sozialen Beziehungen und Kontakte der Menschen, die sich mit ihren vielfäl-
tigen Erfahrungen und Qualifikationen gegenseitig stützen. Die Gemeinschaft und ihr Sozi-
alkapital sind die entscheidenden Kriterien für die Widerstands- und Anpassungsfähigkeit 
von Individuen und Gruppen. Sie werden in der Resilienzforschung auch als »Shared Valu-
es« bezeichnet.  
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Treiber: Wirtschaftliche Krisen sind eine Triebfeder für Resilienzinitiativen. In Krisensituatio-
nen stellen Menschen die sie umgebenen Strukturen und Routinen in Frage. Die Suche 
nach einem krisenfesten und fehlerfreundlichen System wird besonders dann interessant, 
wenn das vorherrschende System die Erwartungen der in diesem System lebenden Men-
schen, nicht erfüllt. Weitere Treiber sind der persönliche Bezug zur Region, funktionierende 
soziale Netzwerke, Nachbarschaften, Wohngemeinschaften u.ä.. Dezentrale Energieerzeu-
gung, soziale Stabilität, Verfügbarkeit von land- und forstwirtschaftlichen Flächen und Ar-
beitsplätze vor Ort könnten die Resilienz begünstigen.  

Nachhaltigkeitsauswirkung: Eine auf Krisenfestigkeit und Regionalbezug ausgerichtete Wirt-
schaftsentwicklung wirkt darauf hin, dass sich Wertschöpfungsketten verkürzen. Dadurch 
verringern sich Transportaufwand und Kohlendioxidemissionen. Der lokale Bezug zwischen 
Produzenten und Konsumenten stärkt den sozialen Zusammenhalt.  

 

Verbreitung: Deutschlandweit gibt es etwa 145 Transition-Bewegungen, davon sind 31 in 
NRW gelistet. 

Abbildung 2: 31 in NRW gelistete Transition Towns oder Transition Town Bewegun-
gen 

Quelle: WI eigene Abbildung in Anlehnung an Transition Netzwerk e.V.(o.J.): Bestehende Transition Initiativen, 
unter http://www.transition-initiativen.de/page/aktuelle-transition-inis, Zugriff 14.06.2016 
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2.3.3 Sharing Economy/ Collaboratories Commons  

Eine weitere Strömung der Alternativen Ökonomien firmiert unter dem Begriff »Commons«. 
Unter den zahlreichen Forschungsarbeiten zur Gemeingüterwirtschaft zählen die Studien 
von Elinor Ostrom zu den bekanntesten. Die Trägerin des Nobelpreises für Ökonomie hat 
gezeigt, wie gemeinschaftliches Eigentum von Nutzerorganisationen erfolgreich verwaltet 
werden kann. Es gibt weitgehende Überscheidungen zur Gemeinwohlökonomie. 

Ein aktuell sehr prominenter Ansatz der »Commons« ist die Sharing Economy. Jeremy 
Rifkin vertritt die These, dass durch die Sharing Economy – aber auch durch die Tendenzen 
zur Eigenproduktion, Selbsthilfe und die Do-it-Yourself Bewegung – hier insbesondere der 3-
D-Druck, und das Internet der Dinge7 - die Produktionskosten immer weiter verringern. 
Dadurch sind jene Kosten rückläufig, die jede weitere Einheit einer produzierten Ware oder  
Dienstleistung kostet, nachdem die Fixkosten bezahlt sind. Rifkin spricht daher von einer 
zukünftigen »Nullgrenzkostengesellschaft«. Zu beobachten sei dies etwa beim E-Book, 
wenn es tatsächlich nur elektronisch erscheint. Veröffentlichung, Vertrieb und Verbreitung 
eines Buches sind heute letztlich ohne Verlage, Redaktion und Buchhandlungen möglich. 
Lediglich die Fixkosten etwa für den Unterhalt des Internets müssen noch geleistet werden.  

Unterschied zur klassischen Ökonomie: Der Kapitalismus in seiner etablierten Form könnte 
so sukzessiv an Bedeutung verlieren. Denn für den Tausch von Gütern und Dienstleistun-
gen ist kein herkömmliches Geld notwendig und es werden demnach auch keine Zinsen 
erwirtschaftet.  

Ziel/Motivation der AkteurInnen: Die Ausdehnung der Gemeingüterwirtschaft kann in der 
gegenwärtigen Marktwirtschaft erfolgen, also innerhalb eines sich selbst regulierenden Sys-
tems, das vom Eigennutz des Individuums angetrieben, zum Wohle aller wirkt. Das Interes-
se am Teilen entsteht nicht selten aus einem individuellem Interesse an einem bestimmten 
(kostengünstigem) Nutzen von Gütern und Dienstleistungen.  

AkteurInnen/NutzerInnen: Der gemeinschaftlichen Nutzung von Gütern hat insbesondere die 
Carsharing-Bewegung zur heutigen Popularität verholfen. Darüber hinaus basieren bei-
spielsweise Wohnungen, Werkzeuge und Fahrräder auf der Idee des Teilens. Zumindest 
werden solche Dienstleistungen ohne Gewinnerwartung oder Renditeinteressen offeriert. 
Weitere Akteursgruppen mit gemeinwirtschaftlichem Anliegen sind zum Beispiel Volks- und 
Raiffeisenbanken, Solidarische Landwirtschaft, Regionalwert AG. Konzerne wie Uber und 
Airbnb haben hingegen ausschließlich kommerzielle Interessen und fallen damit zwar in die 
Kategorie „gemeinschaftliche Nutzung“ von Gütern und Dienstleitungen, sind aber im origi-
när ökonomischen Sinne sowohl Rendite- als auch Zins- und Kosten-Nutzen-orientiert.  

Treiber: Wirtschaftskrisen sind Treiber für die Zunahme der Sharing Economy. Beispielswei-
se kann man in den EU-Krisenländern einen Boom der Tauschwirtschaft und solidarischen 
Ökonomie beobachten. Unterdurchschnittliches Einkommen, Arbeitslosigkeit oder eine Krise 
des Währungssystems lässt all jene Wirtschaftsformen attraktiv erscheinen, die jenseits der 
etablierten, Euro basierten, Geldwirtschaft funktionieren.  

                                                
7 Das ist die Fusion von Kommunikations-, Energie- und Logistikinternet zu einer integrierten Betriebsplattform. 
Damit ist zum Beispiel gemeint, dass Gegenstände oder Fahrzeuge mittels Sensoren selbständig miteinander 
oder mit Dritten kommunizieren können. 
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Ein weiterer Treiber der Gemeingüterwirtschaft ist der technologische Fortschritt. Applikatio-
nen, die digitale Vernetzung von Produkten, Dienstleistungen und Infrastrukturen können 
Konzepte der Gemeingüterwirtschaft erleichtern (Internet der Dinge). Beispielsweise haben 
mobile Carsharing Applikationen die Nutzung dieses Angebots attraktiver gemacht und deut-
lich erweitert. Call A Bike wäre ohne Mobiltelefon kaum vorstellbar gewesen. Ebenso basie-
ren Uber und AirBnB auf App und Web.  

Der 3-D-Drucker kann laut Rifkin die Heimarbeit und Do-it-Yourself-Bewegung in eine neue 
Ära versetzen. Viele Gegenstände des Alltags, aber auch spezielle Maschinen- und Ersatz-
teile lassen sich vielleicht schon in naher Zukunft dezentral zu minimalen Kosten herstellen. 
Die notwendige Software ist bislang weitgehend quelloffen und jedermann ist zum Kopieren 
eingeladen.  

Nachhaltigkeitsauswirkung: Das Teilen, Tauschen und Kooperieren kann die Nutzung von 
Produkten deutlich optimieren. Die Potenziale einer Ökonomie nach dem Motto »Nutzen 
statt Besitzen« sind enorm. Inwiefern sich diese Form einer sozial-kulturellen Transformation 
realisiert, ist ungewiss. Unklar ist zudem das Ausmaß von Reboundeffekten, also die Rück-
wirkung auf den Konsum durch die eingesparten Ressourcen beim gemeinsamen Nutzen. 
Hauptpunkt aus Nachhaltigkeitssicht ist maximale Effizienz durch Sharing (weniger Produk-
tion). 

 

2.3.4 Alternative Geldwirtschaft 

Geld dient dem Tausch von Waren und Dienstleistungen. Zudem lässt es sich zur Aufbe-
wahrung nutzen. Die Umlaufgeschwindigkeit des Geldes bestimmt maßgeblich dessen 
Funktion als Tauschmittel. Sobald die Markteilnehmer beginnen das Geld aufzubewahren, 
etwa für Anschaffungen in der Zukunft oder in der Hoffnung auf Zinsen, steht es in der Ge-
genwart nicht als Tauschmittel zur Verfügung. Auch beim Euro geraten Unternehmen in 
Schwierigkeiten, wenn die Konsumenten ihr Geld überwiegend sparen und nur noch das 
Nötigste einkaufen. 

Um die nützliche Eigenschaft des Geldes zu erhalten und die negativen zu begrenzen hat 
schon Silvio Gesell das Konzept des Freigeldes entwickelt. Dem entsprechend die heutigen 
Regionalwährungen – auch Regionalgeld, Komplementär- oder Parallelwährung genannt. 
Ortsgebundene Währungen sind Triebfeder für das Teilen, Tauschen, Kooperieren, Helfen 
usw.. 

Um einen fließenden Umlauf des Geldes zu ermöglichen, lassen sich beim Regionalgeld 
keine Zinsen erwirtschaften. Es verliert sogar – je nach konzeptioneller Ausrichtung – quar-
talsweise an Wert. So soll verhindert werden, dass die TeilnehmerInnen das Geld aufheben 
und für zukünftige Ausgaben aufbewahren. Dies führt dazu, dass die NutzerInnen darauf 
bedacht sind ihre Wertgutscheine möglichst schnell auszugeben, wodurch sie die regionale 
Wirtschaft automatisch stärken. Die Zahlungsmoral der KundInnen gegenüber Unternehmen 
erhöht sich. Wird die Ausgabe des Gutscheines vor »Ablauf« jedoch vergessen, wird der 
Negativzins etwa für die Verwaltung des Geldes oder als Spende eingesetzt. Mit dafür vor-
gesehenen Marken kann das Geld wieder aufgewertet werden. 
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Unterschied zur klassischen Ökonomie: Komplementärwährungen wie etwa der Chiemgauer 
verwehren sich dem Zins. Aus dem Verleihen von Geld lässt sich also kein Gewinn erwirt-
schaften. Es gibt allerdings eine Möglichkeit der Entwertung bzw. den Gebühren zu entge-
hen: Wer Regionalgeld übrig hat, kann einen Kredit vergeben. Davon profitieren beide Sei-
ten. Der Kreditgeber spart die Haltegebühren, der Kreditnehmer erhält ein zinsfreies oder 
zumindest zinsgünstiges Darlehen. Leiht sich beispielsweise ein Unternehmen Regionalgeld 
ohne Zinsverpflichtung, muss es seine Produktion nicht ausweiten, um die Zinsen zu erwirt-
schaften. (Rost 2007) 

Ziel/Motivation der AkteurInnen: Das Hauptmotiv von Komplementärwährungen ist die Stär-
kung der lokalen Wirtschaft, also der Sicherung von Arbeitsplätzen und Wohlfahrt innerhalb 
der Region. Für die BürgerInnen macht sich der Nutzen des Regionalgeldes damit zunächst 
nur indirekt bemerkbar. 

Die Inhaber von Geschäften und Unternehmen möchten die ortsansässigen KundInnen da-
zu bewegen, bei ihnen einzukaufen, statt etwa über Onlineplattformen.  

Das Motiv einer ausschließlich für den Geldtransfer zwischen Unternehmen ausgelegten 
Währung wie dem WIR8 ist zum einen die zinsfreie Vergabe von Krediten. Es werden nur die 
tatsächlichen Verwaltungsgebühren in Rechnung gestellt. Zum anderen haben die teilneh-
menden Unternehmen einen Anreiz, ihre Beschaffung innerhalb des WIR-Systems zu er-
möglichen. Das fördert wiederum kürzere Wertschöpfungsketten.  

Treiber: Wirtschaftliche- und besonders Währungs-Krisen sind eine Triebfeder für Komple-
mentärwährungen. Um das zu belegen wird häufig das »Wunder von Wörgl« genannt. In-
nerhalb kurzer Zeit belebte das 1932 eingeführte »Schwundgeld« Wirtschaft und Arbeits-
markt, während das übrige Land tief in der Wirtschaftskrise steckte. (Uchatius 2010) 

Nachhaltigkeitsauswirkung: Das Regionalgeld befördert kürzere Wertschöpfungsketten. 
Denn akzeptieren Unternehmen eine Regionalwährung, werden sie nach Möglichkeiten su-
chen, diesen auszugeben, etwa bei ihren Lieferanten. Andere Unternehmen, mit dieser An-
frage konfrontiert, werden ihrerseits die Verwendung des Thalers in Erwägung ziehen. So 
stimuliert er bereits bestehende Geschäftsbeziehungen und lässt neue entstehen. Weitet 
sich das regionale Wirtschaftsnetzwerk aus, haben es zum Beispiel Gaststätten leichter, 
Lieferanten vor Ort zu finden. Das verlagert Wertschöpfung in die Region. 

 

2.3.5 Tabellarische Zusammenfassung der Ansätze 

Zusammengefasst lassen sich die Ansätze Alternativer Ökonomien in folgender Tabelle an-
hand ihres (Haupt-) Unterschieds zur klassischen Ökonomie, ihrer dahinterliegenden Ge-
schäftsmodelle, ihrer AkteurInnen/NutzerInnen sowie ihrer Motivation darstellen: 

  

                                                
8 "Das WIR-Verrechnungssystem funktioniert als bargeldloser Zahlungsverkehr unter den WIR-Teilnehmern, 
Guthaben und Belastungen auf den Konten der Teilnehmer werden am Hauptsitz der WIR Bank in Basel ver-
bucht. Das WIR-Netzwerk zählt 60 000 Akteure, davon 45 000 KMU aus allen Branchen und Landesteilen der 
Schweiz.“ (WIR Bank Genossenschaft o.J.) 
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Tabelle 2: Übersicht alternativer Wirtschaftsformen 

Ansatz 

Alternativer 
Ökonomien 

Geschäftsmodell 
(Kurzbeschreibung) 

Motivation Beispiele (mögliche) Nach-
haltigkeitswirkung 

Gemeinwohl-
ökonomie 

Alternative Erfolgs-
messung des Unter-
nehmens durch exter-
nes Audit 

Erhöhung von Ge-
meinwohl und Le-
bensqualität; 

unternehmerische 
Verantwortung  

198 bilanzierende 
Unternehmen/ 

1925 unterstützende 
Unternehmen  

Erhöhung sozialer und 
ökologischer Verant-
wortung in der Wert-
schöpfungskette von 
Unternehmen  

Resilienz/ 

Regionalöko-
nomie 

Gestärkte Selbstver-
sorgung/ökonomische 
Subsidiarität 

Stärkung der Anpas-
sungsfähigkeit und 
Stabilität in Krisen 
von Regionen und 
Unternehmen 

Transition Towns Ökologische Entlastung 
durch kurze Wert-
schöpfungsketten; 
Erhöhung sozialer 
Zusammenhalt; Ab-
hängigkeitsverringe-
rung  

Sharing Econ-
omy/ 
Rifkins 

Collaborative 
Commons 

Tauschwirtschaft und 
kollaboratives „Do-It-
Yourself“ 

Tausch und neue 
Selbstbefähigung als 
neue Strategie der 
Nutzenmaximierung 

Carsharing, 
Foodsharing e.V.  

Maximale Effizienz: 
weniger Produktion 
durch Tausch; Verän-
derte Einstellungen zu 
„Teilen statt Besitzen“ 

Quelle: WI eigene Darstellung 

 

2.4 Gemeinsamkeiten und Unterschiede zur klassischen Ökonomie 
Die »klassische« Ökonomie lässt sich nicht mit klaren Konturen und Kriterien von der »alter-
nativen« Ökonomie abgrenzen. Vielmehr ist es so, dass einige der Ansätze, je nach Ausge-
staltung, sowohl in den Bereich der klassischen als auch der Alternativen Ökonomien fallen 
können. Von professionellen Unternehmen zur Erweiterung ihres Kundenstamms betriebene 
Möglichkeiten der Sharing-Ökonomie werden oftmals nur als Erweiterung oder Erneuerung 
der bestehenden Geschäftstätigkeit eingeordnet. Viele von privaten NutzerInnen bereitge-
stellte Modelle (peer-to-peer-Modelle) können hingegen aufgrund einer neuen Art der Ge-
schäftstätigkeit als „»alternativ« angesehen werden, obwohl auch diese durchaus kommer-
ziell sein können9. An der Rechtsform der Unternehmen oder Anbieter kann abgelesen wer-
den, ob es sich um eine Personen- oder Kapitalgesellschaft (GbR, OHG, KG, AG, GmbH 
etc.) oder eine Mischform (GmbH & Co. KG) handelt, die renditeorientiert oder kommerziell 
agieren, oder aber ob sie gemeinnützig orientiert sind und als Verein e.V., Genossenschaft, 
gemeinnützige GmbH oder Stiftung eingetragen sind. Zum Beispiel ist der Online- Vermitt-
lungsdienst für Fahrdienstleitungen Uber eine GmbH und zählt damit zwar zur Sharing Eco-
nomy also zur Ökonomie des Teilens, ist aber keine „Alternative Ökonomie“ nach o.g. Krite-
rien. Hier erkennt man den schmalen Grad zwischen Gemeinwohl und Gewinn, der insbe-
sondere bei der Sharing Economy zu beobachten ist. Gleiches gilt für Airbnb als GmbH oder 
Bla Bla Car als AG, REBELLE als GmbH u.s.w.. Demgegenüber stehen urban gardening 
Projekte, wie der Förderverein historische Parkanlagen Wuppertal e.V. oder Foodsharing 

                                                
9 Für die Ausgestaltung dieser Modelle am Beispiel der App-basierten Sharing-Ökonomie siehe z.B. IZA (2015) 
Sharing Economy – Chancen, Risiken und Gestaltungsoptionen für den Arbeitsmarkt. IZA Research Report No. 
69. 
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e.V., die unabhängig von externen Märkten, auf Kooperation ausgelegt sind und gemein-
wohlorientiert agieren. 

Was macht diese alternative Geschäftstätigkeit alternativ? Die Reflexion der beschriebenen  
konzeptionellen Ansätze lässt erkennen, dass diese im Unterschied zu (neo-)klassischen 
Ansätzen nicht primär die Ausweitung eines gewinnmaximalen Ertrags von Gütern und 
Dienstleistungen im Fokus, sondern ihren Ursprung in der Erhöhung der Lebensqualität der 
NutzerInnen, jeweils mit unterschiedlichen Randbedingungen haben. Damit weisen diese 
sowohl bei AnbieterInnen, aber auch bei NutzerInnenn, ähnlich dem social Entrepreneu-
rship, oftmals den Grundanspruch in der Lösung eines Problems auf (ohne bzw. mit so we-
nig negativen ökologischen und sozialen Nebenfolgen) und stehen damit Milton Friedmans 
berühmter Aussage »The business of business is business!« und der daraus folgenden Ge-
winnmaximierung als alleinige Aufgabe von Unternehmen entgegen. 

Neben der gemeinwohlorientierten oder umweltbewegten Motivation der AkteurInnen, 
scheinen außerdem oftmals neue Technologien und die Digitalisierung als Voraussetzung 
neuerer Ansätze, ein verändertes, oftmals engeres, Produzenten-Kundenverhältnis (bis hin 
zum Prosumer10) und damit einhergehend eine gewisse Rationalität in der Wertschöpfung 
gemeinsame wiederkehrende Merkmale der alternativen Ansätze zu sein. Insbesondere 
Digitalisierung und Prosumer sind dabei allerdings keine eindeutigen Charakteristiken der 
Alternativen Ökonomien, da diese auch in der klassischen Ökonomie als Treiber herkömmli-
cher Geschäftsmodelle dienen (können). Alternative Ökonomien beziehen sich vor allem auf 
Geschäftsmodelle, welche vom klassischen Mainstream abweichen und primär Nutzen stif-
ten möchten.  

Zur Betrachtung der Alternativen Ökonomien bietet sich dabei das Konzept der Geschäfts-
modelle an, da es insbesondere zu Zeiten der „New Economy“ genutzt wurde, um die völlig 
neuen Formen des E-Business mit seinen ganz neuen Strukturen (z.B. keine Wertschöpfung 
durch den Verkauf/Vermietung von Produkten oder Dienstleistungen, sondern der freien zur 
Verfügung Stellung von Produkten und Generierung der Wertschöpfung allein durch Wer-
bung) überhaupt beschreiben zu können.  

Geschäftsmodelle werden dabei auch genutzt, um die grundsätzlichen Fragen von Unter-
nehmen (Was ist der Kundennutzen und wie wird dieser finanziert und bereitgestellt?) zu 
beantworten (Zott 2011). Verschiedene Ansätze, denen hier gefolgt werden soll, beschrei-
ben ein Geschäftsmodell demnach grob über drei Dimensionen, die in ihrer Gänze oder 
auch in ihren Einzelteilen »alternativ« sein können (Osterwalder 2004):  

• das Kundennutzenversprechen,  
• die Architektur der Wertschöpfung und  
• die finanzielle Logik11.  

Das Kundennutzenversprechen beschreibt dabei den »job to be done« also den Wert den 
die Wirtschaftseinheit einem bestimmten Kunden- oder Stakeholderkreis (bis hin zu Gesell-
schaft) zur Verfügung stellen will (Johnson 2008). Die Architektur der Wertschöpfung be-

                                                
10 „"Prosument" ist die Zusammensetzung der Begriffe Produzent (Professional) und Konsument (Consument). 
Der Begriff wurde 1980 vom Zukunftsforscher Alvin Toffler im Buch "The Third Wave" geprägt.“ (Mass 2009) 
11 Je nach Ansatz werden diese drei Dimensionen noch weiter ausdifferenziert.  
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schreibt, wie genau dieser Nutzen erbracht wird und die finanzielle Logik, wie dieser finan-
ziert wird. 

Bei Durchsicht der oben beschriebenen Ansätze haben diese jeweils in mindestens einem 
der Geschäftsmodell-Dimensionen eine alternative Art:  

Im Hauptpunkt haben diese, wie oben bereits erwähnt, durch ihre Motivation Probleme zu 
lösen/Bedürfnisse zu befriedigen ein Kundennutzenversprechen, welches insbesondere auf 
die Erhöhung der Lebensqualität abzielt, die allerdings nicht allein durch die Produkte oder 
Dienstleistungen von dem Unternehmen an den/die KundIn gebracht werden soll, sondern 
die Lebensqualität der Menschen, auch durch andere Kriterien wie bspw. Gemeinschaft 
usw., bewertet.  

Außerdem steht für viele Ansätze dabei nicht die Erhöhung des eigenen Profits durch die 
Befriedigung eines Bedürfnisses im Vordergrund, sondern die reale Lebensqualitätserhö-
hung und die Bereitstellung des Gutes oder der Dienstleistung zu einem fairen und für alle 
zugänglichen Preis (auch wenn dadurch mögliche Profite verloren gehen). Damit erklärt sich 
auch die oftmals verschwimmende Anbieter-Nutzen-Trennung im Bereich Alternativer Öko-
nomien. Damit die Lebensqualität bei geringerem Ressourcenverbrauch erhöht werden 
kann, ist es oftmals so, dass der Konsument zum Prosumenten und damit ein Teil der Wert-
schöpfung wird. Das ist, wie bereits erwähnt, allerdings nicht per se nachhaltig oder lebens-
qualitätssteigernd, verändert allerdings die Architektur der Wertschöpfung, wie Beispiele der 
eingeführten Bahnticketautomaten zeigen, die den/die KundIn zwar auch zum »Prosumen-
ten« machen, allerdings nicht aus Gründen eines erhöhten Kundennutzenversprechens, 
sondern aus Kostengründen. 

Tabelle 3: Ziele und Strategien Alternativer Ökonomien 

Ziele und Strategien Alternativer Ökonomien 

Förderung von Lebensqualität und Gemeinschaft 

Regionalität 

Kurze Wertschöpfungsketten 

Maßvolle Renditen 

Gemeinwohlorientierung 

Linderung Wachstumszwang und -drang 

Wandel vom Konsument zum Prosument 

Positive nachhaltige Wirkungen 

Internalisierung externer Kosten 

Quelle: WI (2015), Ergebnisse des gemeinsames Workshops mit Andreas Bangeman (Humane Wirtschaft), Prof. 
Dr. Harald Heinrichs (Leuphana Universität Lüneburg), Jana Gebauer (Die Wirtschaft der Anderen), Ulrich 
Petschow (IÖW), Gabriele Poth (HWK Düsseldorf) 

Somit bewegen sich Alternative Ökonomien auf einem Kontinuum verschiedener Charakte-
ristika, die sich aus oben ermittelten Zielen und Strategien ableiten lassen und befinden sich 
zwischen Subsistenzökonomie, wie sie Adler/Schachtschneider definieren und klassischer 
Ökonomie. Die Formen alternativer Wirtschaftsformen sind daher häufig von Individualität 
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geprägt und repräsentieren die dahinter stehenden AnbieterInnen und AkteurInnen. Sie se-
hen eine Befriedigung in der eigenen Arbeit, sind nicht profit- oder im klassischen Sinne kos-
ten-nutzen-orientiert. Zudem sind sie in großem Maße auf Kooperation ausgelegt, auf sozia-
len Austausch, anstatt auf Konkurrenz. Häufig sind sie kleine und dezentrale Einheiten, die 
die Selbstversorgung vertreten und damit die Autonomie der Wirtschaft stärken. In den neu-
en, alternativen Nutzungsformen sind die NutzerInnen Gewinner. Alternative Marktformen 
dienen nicht neuen Techniken, die lediglich digitale Plattformen für neue kapitalbasierte Ge-
schäftsfeldinnovationen nutzen und so die klassischen Märkte um diese erweitern. 

Abbildung 3: Alternative Ökonomien zwischen Subsistenz- und klassischer Ökonomie 

Quelle: WI eigene Darstellung in Anlehnung an Adler/Schachtschneider (2010): Green New Deal, Suffizienz oder 
Ökosozialismus? Konzepte für gesellschaftliche Wege aus der Ökokrise. Oekom Verlag, München, S. 52f. 

Alternative Ökonomien befinden sich auf einem solchen Kontinuum der Abbildung 2 (je nach 
Form) auf der linken Hälfte des Kontinuums und zielen oftmals darauf ab, das Verhalten der 
KundInnen zu verändern und damit seine Lebensqualität auf direkte (z.B. durch Gemein-
schaft) oder indirekte (z.B. durch eine verbesserte Umwelt) Art zu erhöhen. Die Umsetzung 
dieses alternativen Kundennutzenversprechens setzt dabei häufig auch eine alternative Art 
der Wertschöpfung, wie beim Prosumer voraus, die meistens regional ist. 

Und auch die Finanzierung Alternativer Ökonomien verläuft oftmals anders, als im 
Mainstream gewohnt. Meist sind es auch hier gemeinsam finanzierte Modelle, wie beim 
Crowdfunding12, die sich mit viel Eigenengagement paaren und damit eine gewisse Auto-
nomie enthalten. 

Die Abbildung 4 verdeutlicht das Zusammenspiel zwischen unterschiedlichen Formen der 
Leistungserbringung: die Sphäre des Marktes, in welcher Gewinn das zentrale Anreizmotiv 
                                                
12 "Crowdfunding ist eine Form der Finanzierung ("funding") durch eine Menge ("crowd") von Internetnutzern. Zur 
Spende oder Beteiligung wird über persönliche Homepages, professionelle Websites und spezielle Plattformen 
aufgerufen." (Gabler Wirtschaftslexikon o.J.) 
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ist (und zugleich überwiegend privat und formell ist), dem Staat, der im Grundsatz öffentlich 
und formell und non-profit orientiert ist und die Gemeinschaft, die als privat, non profit und 
informell charakterisiert werden kann.  

Abbildung 4: Die Multi-Akteurs-Perspektive 

 
Quelle: Avelino & Wittmayer (2014) 

Im Dreieck in der Mitte (Gemeinnütziger Sektor/Genossenschaften) überlappen sich die Be-
reiche Markt, Staat und Gemeinschaft. Es ergeben sich hybride Konstellationen, deren Leis-
tungserbringung, je nach konkreter Verortung sowohl durch den Staat (auch Kommunen), 
der Gemeinschaft als auch dem Mark finanziert wird. Zentral ist dabei, dass die Leistungs-
erbringung i.d.R. nicht allein auf marktgängige Produkte oder Dienstleistungen orientiert, 
sondern eben auch Beiträge zur Gemeinnützigkeit und Daseinsvorsorge bereitstellt. 

Für das Thema Alternative Ökonomien ist es daher von Relevanz, dass vielfach Produkte 
oder Dienstleistungen zunächst nicht wettbewerbsfähig am Markt sind und insofern auf Un-
terstützung angewiesen sind bevor sie marktfähig werden. 

Zugleich wird aber auch deutlich, dass vielfältige Dienstleistungen nicht im traditionellen 
Sinne marktorientiert, sondern auf Transferzahlungen angewiesen sind. Die Alternativen 
Ökonomien lassen sich i.d.R. zunächst nur begrenzt eindeutig zuordnen. Ausgangspunkt 
könnten die Zuordnungen zu Markt, Staat und Gemeinschaft sein, die selbst über ein breites 
Spektrum verfügen und in dem mittleren Dreieck hybride Formen bilden können, im soge-
nannten Gemeinnützigen Sektor, in dem die Genossenschaften z.T. zu verorten sind. 
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2.5 Nachhaltigkeitswirkungen, Potenziale und Entwicklungstendenzen 
Die Konzepte der Alternativen Ökonomien lassen generell eher positive Nachhaltigkeitswir-
kungen vermuten, sofern diese den oben genannten Kriterien entsprechen und sie gemein-
wohlorientiert agieren und nicht lediglich eine neuartige Form von gewinnorientierten Wirt-
schaftsaktivitäten sind. 

Die Potentiale Alternativer Ökonomien sind je nach Ausgestaltungsform unterschiedlich ein-
zuschätzen. Die Fragilität vieler Initiativen, die besonders in den Anfangsphasen auf ehren-
amtlichem Engagement beruhen, machen eine Einschätzung der Potenziale und Entwick-
lungstendenzen nicht einfach. Laut einer Studie von PwC aus dem Jahr 2015 besteht für die 
Sharing Economy-Nutzung ein starkes Wachstumspotenzial für die folgenden zwei Jahre 
(Verdopplung der Angebote der Sharing Economy von 2015 bis 2017) (PwC 2015, S. 6). 

Die sich in den letzten Jahren stark entwickelnde Sharing Economy verdeutlicht, wie die 
Entwicklungen solcher dynamischen und jungen Bewegungen ablaufen kann. Und überall 
dort, wo die Ideen der Sharing Economy schon stark vertreten sind, ist zu vermuten, dass 
ähnliche Bewegungen und Initiativen ebenfalls ihre Ursprünge finden können. Die Studie 
von PwC zeigt, dass die von den deutschen NutzerInnen genannten Vorteile der Sharing 
Economy starke ökologische Bezüge aufweisen, so wie zum Beispiel „Reduzierte Material-
verschwendung“ oder „Ist besser für die Umwelt“. (ebd. S. 14).  

Alternative Ökonomien zeigen die Wandelbereitschaft insbesondere urbaner Räume und 
haben das Potenzial, Städte und Regionen in Richtung Nachhaltigkeit zu verändern, wenn 

• die gemeinwohlorientierten alternativen Wirtschaftsformen, die ökologischen und sozi-
alen Zielen folgen, gestärkt und 

• die lediglich renditeorientieren Wirtschaftsunternehmen in ihren Möglichkeiten dieser 
vermeintlich „alternativen“ Wirtschaftsweise, reguliert werden. 

Eine aktuelle Studie des IW Köln (2017) kommt zu der Einschätzung, dass die Befürchtung 
einiger etablierter Anbieter, traditionelle Geschäftsmodelle würden durch die Sharing Eco-
nomy zerstört, sich für NRW augenscheinlich nicht bewahrheitet habe. Vielmehr könne von 
einem Nebeneinander von traditionellen und von neuen Sharing-Geschäftsmodellen ge-
sprochen werden. (IW Köln 2016, S. 46). 

Ein weiterer Treiber ist der technologisch verursachte Strukturwandel, insbesondere durch 
die Digitalisierung. Damit werden die bestehenden wirtschaftlichen Strukturen erheblich ver-
ändert: viele bestehende Geschäftsmodelle werden in Frage gestellt und gleichzeitig bilden 
sich neue Geschäftsmodelle heraus. Offen ist dabei häufig wie die neuen Geschäftsmodelle 
aus Nachhaltigkeitssicht zu bewerten sind.  

Diese grundlegenden Wandelsprozesse, die die bestehenden Geschäftsmodelle in Frage 
stellen, bedürfen dabei nicht allein einen Wandel auf der Seite der Unternehmen (Anbiete-
rInnen), sondern vor allem auch einen dynamischen Wandel des institutionellen Umfelds 
(Recht, Verbände etc.) um den Herausforderungen gerecht werden zu können.  

Zugleich wird auch eine Veränderung des Innovationssystems erforderlich, die den neuen 
gesellschaftlichen und technologischen Möglichkeiten gerecht wird, also vor allem auch bot-
tom-up Potenziale erfasst und im Sinne der Nachhaltigkeit Problemlösungspotenziale unter-
stützt und befördert.   
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3  Möglichkeiten zur Wirkungsmessung Alternativer Ökonomien 
Ziel des Kapitels 3 ist eine Analyse der verschiedenen Möglichkeiten zur Messung der Wir-
kungen Alternativer Ökonomien. Hierbei sollen sowohl mögliche qualitative als auch quanti-
tative Ansätze zur Ermittlung der sozialen, ökonomischen und ökologischen Wirkungen dar-
gestellt werden. Es werden zunächst die Ansätze der Wirkungsanalyse vorgestellt und die 
sich aus diesen ergebenden Herausforderungen skizziert. Anschließend werden die Mög-
lichkeiten einer Wirkungsmessung Alternativer Ökonomien hinsichtlich ihrer Nachhaltig-
keitswirkungen erörtert. Im darauffolgenden Abschnitt werden die Anwendungsmöglichkei-
ten dieser Ansätze für die Nachhaltigkeitswirkungsmessung Alternativer Ökonomien vorge-
stellt und die damit verbundenen Herausforderungen anhand des Beispiels der Solidari-
schen Landwirtschaft aufgezeigt und ein mögliches Vorgehen skizziert. 

Das Vorgehen im Kapitel 3 gliedert sich in zwei Schritten: Im ersten Schritt werden die in der 
Theorie gängigen Methoden der Wirkungsmessung und der Möglichkeiten ihrer Operationa-
lisierung recherchiert und zusammengetragen. Diese Methoden wurden in einem vierstündi-
gem Workshop am 13.09.2016 mit ExpertInnen aus diesem Themenbereich rückgekoppelt 
und die Ergebnisse des Workshops aufgenommen.13  

Nach den im ersten Arbeitspaket (AP1) identifizierten Kriterien, erscheint die Annahme plau-
sibel, dass Alternative Ökonomien im Grundsatz nachhaltig orientiert sind und sich jeweils 
an (mindestens einer Dimension) der im Brundtland Bericht aus 1987 genannten Forderun-
gen ausrichten. Die unterschiedlichen Formen Alternativer Ökonomien bestehen innerhalb 
der klassischen Ökonomie, also innerhalb des Marktes. Dies erschwert ihre Wirkungsmes-
sung. Hinzu kommt dass manche Ansätze Alternativer Ökonomien erst noch im Nischensta-
dium sind, so dass sie (bisher) nur geringe Wirkungen entfalten können. 

Die Messung von positiven oder negativen ökologischen, ökonomischen und sozialen Wir-
kungen bedeutet häufig, die Messung oder Bestimmung eines abstrakten Wertes. Diese 
Wirkungen sind häufig nicht eindeutig zuzuordnen und dementsprechend nur bedingt be-
wertbar. Oft lassen sich die Wirkungen nicht eindeutig auf eine Dimension der Nachhaltigkeit 
(ökologisch, sozial, ökonomisch) beziehen, sondern betreffen mehrere Dimensionen. Au-
ßerdem ist es schwierig Veränderungen, die auch ohne Einfluss Alternativer Ökonomien 
stattgefunden hätten, zu isolieren und zu messen. 

 

3.1 Nachhaltigkeit im Rahmen der Wirkungsanalyse Alternativer Ökonomien 

Das Verständnis von Nachhaltigkeit ist geprägt durch seine unterschiedlichen Zugänge. Vie-
le Fachdiskurse beschäftigen sich mit dem Thema Nachhaltigkeit und ihrer, im besten Fall, 
integrativen Betrachtung. Das Wuppertal Institut orientiert sich mit seinem Nachhaltigkeits-
begriff in diesem Bericht an den Grundlinien des Brundtlandberichts von 1987: 

Der Brundtlandbericht „Our Common Future“ von 1987 gilt als Anstoß des weltweiten Dis-
kurses um Nachhaltigkeit und soll im Folgenden Grundlage der Debatte um die Messung 
von Nachhaltigkeit sein. 

                                                
13 Ulrich Petschow (IÖW), Prof. Dr. Hans Diefenbacher (FEST), Marina Friedrich (UNI Mannheim), Andrew Mur-
phy (Murphy und Spitz) 
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„Sustainable development is development that meets the needs of the present without com-
promising the ability of future generations to meet their own needs. It contains within it two 
key concepts: 

• the concept of 'needs', in particular the essential needs of the world's poor, to which 
overriding priority should be given; and 

• the idea of limitations imposed by the state of technology and social organization on 
the environment's ability to meet present and future needs.“ (UN 1987, S. 41) 

Damit stehen zwei Ziele im Mittelpunkt nachhaltiger Entwicklung: die Bedürfnisse der ge-
genwärtigen Generation dürfen nicht auf Kosten der künftigen Generationen befriedigt wer-
den und die Grundbedürfnisse der Ärmsten der Welt haben Priorität. Nachhaltig ist die Ent-
wicklung unter Berücksichtigung der Generationengerechtigkeit dann, wenn sie die Grenzen 
des Planeten berücksichtigt. 

Ausgehend von dieser Definition muss für die Messung einer Nachhaltigkeitswirkung der 
Frage nachgegangen werden, wann diese im sozialen, ökologischen und sozialen Zusam-
menhang nachhaltig ist. 

Im Sinne eines starken Nachhaltigkeitsbegriffs, wie ihn der Brundtland-Bericht beschreibt, 
muss der bestehende Kapitalstock (sozial, ökonomisch, ökonomisch,) mindestens erhalten 
bleiben (Meyer, Bernd 2008): 

• Soziale Nachhaltigkeit zielt auf die Inter- und Intragenerationengerechtigkeit ab und 
spricht neben sozialer Sicherungssysteme sowie sozialer Teilhabe, das Sozialkapital 
an, also soziale Kompetenzen, aber auch verantwortungsvolles Handeln, eine sichere 
und gerechte Gesellschaft und kulturelle Vielfalt (NRW denkt nachhaltig o.J.)  

• Ökologische Nachhaltigkeit orientiert sich an den planetaren Grenzen und seiner na-
türlichen Ressourcen. 

• Ökonomische Nachhaltigkeit meint laut Agenda 21 insbesondere die Förderung der 
umweltfreundlichen Produktion sowie einer Unternehmerschaft, die verantwortungsvol-
lem Handeln folgt (UN 1992, S. 296 f.) 

 

3.2 Analyseverfahren zur Messung nachhaltiger Impacts  

3.2.1 Darstellung der Analyseverfahren  

Die Wirkungsanalyse ist zentraler Bestandteil der Evaluationsforschung und findet unter 
anderem Anwendung in der wissenschaftlichen Politikberatung zur Analyse und Bewertung 
von Politiken und Programmen sowie der Folgenabschätzung gesellschaftlicher Trends und 
Marktentwicklungen. Ihre Aufgabe besteht dabei in der Erfassung der Wirkungen in ver-
schiedenen Analysebereichen in einem definierten räumlichen und zeitlichen Rahmen. Je 
nach Untersuchungsgegenstand und Erkenntnisinteresse können dabei entweder quantifi-
zierbare Resultate einer Maßnahme („Outputs“), unmittelbare und auf die Maßnahme zu-
rückführbare Wirkungen („Outcomes“) sowie zeitlich versetzte und mittelbare bzw. erweiterte 
Wirkungen („Impacts“) im Zentrum der Analyse stehen. 

Zur Durchführung der Wirkungsanalyse („impact evaluation“) sind unterschiedliche Evaluati-
onsdesigns verfügbar, deren Rolle es ist, den Zusammenhang zwischen Ursache und Wir-
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kungen von potenziell denkbaren alternativen Erklärungen zu isolieren und dadurch die Prä-
zision der Messung sowie die Gültigkeit der Schlussfolgerungen aus den Messergebnissen 
zu erhöhen (Meyer 2007, S. 143). Hierbei kann zwischen experimentellen, quasi-
experimentellen sowie weiteren alternativen Forschungsdesigns unterschieden werden: 

Experimentelle Forschungsdesigns werden aufgrund der bei korrekter Durchführung ho-
hen Validität der Ergebnisse als Goldstandard der Evaluationsforschung betrachtet (vgl. z.B. 
Rossi et al. 2004). Ein typisches Experiment umfasst die auf Zufallsauswahl basierende Bil-
dung von Experimental- und Kontrollgruppen, die kontrollierte Implementierung eines Stimu-
lus in der Experimentalgruppe sowie die (mehr- oder einfache) Messung der Ausprägung 
der abhängigen Variable(n) (d.h. von Indikatoren des/r betrachteten Wirkungsbereich/e) vor 
und nach Implementierung des Stimulus. Durch die zufällige Zuordnung von Untersu-
chungselementen in Experimental- und Kontrollgruppe werden potenzielle Störfaktoren im 
Rahmen der Ursache-Wirkungs-Beziehung kontrolliert. Infolge der hohen Anforderungen an 
die Kontrollierbarkeit der Rahmenbedingungen (insbesondere hinsichtlich Zeitpunkt und 
EmpfängerInnen des Stimulus) durch die EvaluatorInnen sowie aus praktischen und/oder 
ethischen Gründen, ist die Anwendung von Experimenten zur Untersuchung vieler For-
schungsfragen jedoch oftmals nicht möglich.  

Infolgedessen kommen quasi-experimentellen Forschungsdesigns, bei denen keine ex-
ante Zufallszuordnung der Untersuchungsgruppen und keine Stimuli-Kontrolle für die Evalu-
atorInnen möglich sind, in der Evaluationsforschung wesentlich häufiger zur Anwendung. 
Insofern Rahmenbedingungen sowie Zeitpunkt des Stimulus bekannt sind und Vergleichs-
messungen der interessierenden Wirkungsindikatoren vor Implementierung des Stimulus 
vorliegen, ist dabei eine weitgehende Vergleichbarkeit mit experimentellen Designs gege-
ben. Die zentrale Herausforderung bei der Anwendung quasi-experimenteller Forschungs-
designs ist die nachträgliche Bestimmung geeigneter Vergleichsgruppen. Diese werden un-
ter Berücksichtigung von im Vorfeld identifizierten Störfaktoren im Rahmen der Ursache-
Wirkungs-Beziehung gebildet, so dass die Wahrscheinlichkeit des Auftretens bzw. der Be-
einflussung einer Wirkung durch diese Störfaktoren minimiert wird. 

Neben diesen beiden Ansätzen der Wirkungsanalyse existieren weitere alternative Evaluati-
onsansätze, die sich bezüglich der erkenntnistheoretischen Fundierung unterscheiden oder 
aber die Annahme der Linearität von Ursache-Wirkungsbeziehungen in Frage stellen.  

Zu ersteren sind Ansätze aus der qualitativen Sozialforschung zu zählen, die aus der 
Tradition der interpretativen „verstehenden Soziologie“ entstammen und in ihrem Erkennt-
nisinteresse auf das Verstehen sozialer Zusammenhänge durch die Rekonstruktion der in-
ternen Handlungslogik eines Einzelfalls abzielen. Hierbei steht also bezüglich der Wirkungs-
zusammenhänge weniger das „Wie“ bzw. „Wie viel“ sondern vielmehr das „Warum“ im Fo-
kus der Analyse. Als zentrales Instrument werden hierzu „hermeneutische Zirkel“ gebildet, in 
denen im Diskurs mit VertreterInnen der relevanten Stakeholder Sinnzusammenhänge und 
Kontext des zu bewertenden Phänomens identifiziert und bewertet werden. Basierend auf 
einem konstruktivistischen wissenschaftstheoretischen Dogma, brechen diese Ansätze mit 
den Grundannahmen des ansonsten in der Evaluationsforschung dominanten positivisti-
schen Wirklichkeitsverständnisses und verneinen ausgehend von der Annahme einer einge-
schränkten Messbarkeit sozialer Wirklichkeit deren Anspruch auf Objektivität. 
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Ausgehend von einer grundsätzlichen Kritik an der Annahme linearer Ursache-Wirkungs-
Zusammenhänge hat sich zudem insbesondere im angelsächsischen Raum der sogenannte 
systemdynamische Ansatz etabliert (vgl. Morris 2005; Newman et al. 2003). Hierbei wird 
ein ganzheitlich, systemisches Denken in Kreisläufen propagiert, das Wechselwirkungen 
und zeitlich versetzte Einflussfaktoren sowie deren Interaktionseffekte berücksichtigt. Ziel 
des Ansatzes ist eine umfassende Analyse sozialer Systeme und deren Dynamik durch die 
Modellierung von Wirkungszusammenhängen. Die Modellierung erfolgt dabei in verschiede-
nen Phasen (s. Abbildung 3), wobei zunächst die Erschließung der komplexen Kausalzu-
sammenhänge innerhalb eines (Teil-)Systems und die Überführung der Erkenntnisse in ein 
Kausaldiagramm erfolgt. Mit der anschließenden Übertragung der erfolgten Systembe-
schreibung in Flussdiagramme beginnt die quantitative Phase der Modellierung. Auf Grund-
lage der zu den Teilaspekten des (Teil-)Systems vorhandenen oder extra für die Analyse 
erhobenen Daten wird das (Teil-)Systemverhalten unter Variation bestimmter Randbedin-
gungen simuliert. Die zugrundeliegenden Annahmen sowie das Modell selbst werden dabei 
im Rahmen eines iterativen Prozesses auf Grundlage der gewonnenen Befunde kontinuier-
lich modifiziert. 

Abbildung 5: Systemdynamik Modellierungsphasen 

Quelle: Kapmeier (1999, S. 45) 

Unabhängig von der letztlichen Wahl des Forschungsdesigns, werden EvaluatorInnen bei 
der Wirkungsanalyse mit zwei grundsätzlichen methodischen Herausforderungen konfron-
tiert: 

• Entdeckung und Messung von Wirkungen: wie lassen sich die geplanten und unge-
planten Wirkungen des betrachteten Stimulus möglichst exakt bestimmen? 

• Identifikation von Kausalzusammenhängen: wie können die Ursachenfaktoren der 
Wirkungen möglichst eindeutig bestimmt und rivalisierende Erklärungen ausgeschlos-
sen werden? 

Ausgangspunkt für die Beantwortung dieser Fragen sind die interessierenden Wirkungsbe-
reiche bzw. Analysedimensionen. Dabei sind neben dem thematischen auch der räumliche 
und zeitliche Fokus der Analyse von Bedeutung. Davon ausgehend werden zum Einen ge-
eignete quantitative und/oder qualitative Indikatoren(sets) zur Wirkungsmessung in diesem 
Bereich identifiziert, sowie zum Anderen Wirkungsketten definiert, über die ein theoretisch 
plausibler (und möglichst empirisch fundierter) kausaler Zusammenhang zwischen Auftreten 
bzw. Veränderung des betrachteten Stimulus und einer Varianz der Wirkungsindikatoren 

Vom systemischen Denken zur Methode System Dynamics 
 
‘policies’ erfassen sollte. Der System Dynamics Spezialist hat die Aufgabe, die spezifischen, 
bspw. betrieblichen Informationen der Teammitglieder aufzunehmen und in die Zeichen von 
System Dynamics zu übersetzen und die qualitative Modellstruktur zu konstruieren. Soll das 
Modell simuliert werden, muß zumindest der Systen Dynamics Spezialist die Fähigkeiten 
besitzen, die gesammelten 
 
Informationen in mathematische Gleichungen übertragen, um anschließend Simulationen 
durchführen zu können. Schließlich muß der System Dynamics Spezialist imstande sein, die 
gesammelten Simulationsergebnisse zu interpretieren und als Moderator die Entscheidungsträger 
zu Debatten und Diskussionen zu bewegen, wodurch ein Lernprozeß angeregt werden soll.255  
 
Um einen ‘information overload’ zu vermeiden, sollte darauf geachtet werden, nicht zu viele 
Menschen zu befragen. Das folgende Kapitel befaßt sich mit dem Modellierungsprozeß von 
sozialen Systemen. 
 
 

5.3.2 Der Modellierungsprozeß 

 
FORRESTER schlägt einen sechsphasigen iterativen Modellierprozeß vor, nach dem vorgegangen 
werden sollte, um vom Problem zur Lösung zu gelangen.256 Der hier dargestellte Prozeß ist um 
einen Schritt, Phase 2, erweitert (siehe Abbildung 5-1). 
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Abbildung 5-1: System Dynamics Modellierungsphasen257

 
Im ersten Schritt erfolgt eine verbale Beschreibung eines spezifischen Systems, das sich 
unerwünscht verhält und dessen Verhalten verstanden und korrigiert werden soll. Es soll eine 

                                                 
255 Siehe hierzu Kapitel 5.3.4. 
256 Vgl. Forrester (1994b), S. 245ff. 
257 Nach Forrester (1994b), S. 245. Der von Coyle entwickelte Prozeß ist dem von Forrester ähnlich und kann im Anhang 
(Abbildung A-1) dieser Arbeit gefunden werden. 
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hergestellt werden kann. Im Rahmen dieses Arbeitsschritts muss auch die Frage der theore-
tischen Mono- oder Multikausalität untersucht werden, d.h. inwiefern die beobachtete Vari-
anz potenziell auf eine oder mehrere Ursachen zurückzuführen ist. Auf Grundlage des 
dadurch entwickelten Wirkungsmodells können dann Datenerfordernisse abgeleitet und ge-
eignete Erhebungsmethoden gewählt werden. 

 

3.2.2 Herausforderungen  

Die Analyse von Nachhaltigkeitswirkungen Alternativer Ökonomien birgt aufgrund deren 
Vielfältigkeit und Komplexität verschiedene konzeptionelle, methodische und praktische 
Herausforderungen. Diese umfassen u.a.: 

• Entwicklung bzw. Aufzeigen der Wirkungslogik (“Programmtheorie“), 
• Definition und Messung der Nachhaltigkeit mit der passenden Indikatorenauswahl und 

Operationalisierung, 
• plausible Herstellung kausaler Zusammenhänge, 
• zeitliche Bestimmung der Emergenz Alternativer Ökonomien, 
• räumlich und zeitliche Abgrenzung von Nachhaltigkeitswirkungen, 
• Restriktionen bezüglich der verfügbaren materiellen und zeitlichen Ressourcen zur 

Durchführung der Wirkungsanalyse, 
• Datenverfügbarkeit. 

Die Größe bzw. Existenz dieser Herausforderungen variiert erheblich in Abhängigkeit davon, 
ob eine ex-post oder begleitende Wirkungsanalyse Alternativer Ökonomien durchgeführt 
werden soll. Erstere ist aus mehreren Gründen dabei deutlich schwieriger einzuschätzen, 
wie im Folgenden ausgeführt wird. 

Aufzeigen der Wirkungslogik (“Programmtheorie“) 

Im Gegensatz zu staatlichen Programmen oder Politiken, die gezielt zur Adressierung klar 
definierter (und teils räumlich abgegrenzter) gesellschaftlicher Problemstellungen aufgelegt 
werden und denen (zumindest implizit) eine kausale Wirkungstheorie zugrunde liegt („Pro-
grammtheorie“), stehen bei Alternativen Ökonomien nicht notwendigerweise die Erreichung 
konkreter politischer Zielsetzungen, sondern oftmals eine Veränderung bestehender Ge-
schäftsmodelle zur Befriedigung sich wandelnder gesellschaftlicher Bedürfnisse im Vorder-
grund. Dementsprechend kann bei der ex-post Evaluation von Alternativen Ökonomien häu-
fig nicht auf bereits bestehende Programmtheorien zurückgegriffen werden, die deren Wir-
kungslogik beschreiben. Die Entwicklung bzw. das Aufzeigen der Wirkungslogik kann daher 
entweder ausgehend von dem zentralen „Produkt“ der Alternativen Ökonomie im Hinblick 
auf ein zur Nachhaltigkeitsmessung gewähltes Indikatorenset oder im Sinne einer abstrak-
ten Zielerreichungskontrolle ausgehend von den zuvor aus den Leitbildern der Alternativen 
Ökonomien abgeleiteten Wirkungsbereichen und entsprechenden Indikatoren(-sets) erfol-
gen. Abbildung 4 veranschaulicht diese beiden Vorgehensweisen. 
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Abbildung 6: Vorgehen bei der Abbildung der Wirkungslogik und Auswahl von Indika-
toren 

 
Quelle: WI eigene Darstellung in Anlehnung an Meyer (2004). 

Im Anschluss ist hier unabhängig vom jeweiligen Vorgehen zu bestimmen, aus welchen 
durch die Alternativen Ökonomien induzierten Verhaltensänderungen Konsequenzen für die 
betrachteten Wirkungsbereiche erwachsen und auf welche Art und Weise dies passiert. Je 
nach Form der Alternativen Ökonomie, setzen diese an einer Vielzahl unterschiedlicher 
Punkte an und wirken somit auf vielfältige Weise in ein System und dessen Subsysteme 
hinein (so bspw. bei Formen der Resilienz-/Regionalwirtschaft). Hierdurch und aufgrund der 
Vielzahl der die verschiedenen Nachhaltigkeitsdimensionen definierenden Indikatoren und 
potenzieller Störfaktoren, kann die Erstellung eines Kausaldiagramms, das die theoretischen 
Verbindungen zwischen Alternativen Ökonomien und den untersuchten Wirkungsbereichen 
sowie angenommene Interaktionseffekte zwischen verschiedenen Einflussfaktoren aufzeigt, 
eine äußerst anspruchsvolle Aufgabe darstellen.  

Plausible Herstellung kausaler Zusammenhänge und zeitliche Bestimmung der 
Emergenz Alternativer Ökonomien 

Um einen kausalen Zusammenhang zwischen zwei Phänomenen herzustellen, bedarf es als 
Mindestvoraussetzung eines chronologischen Auftretens von Ursache und Wirkung. Eine 
nachträgliche eindeutige zeitliche Bestimmung der Emergenz Alternativer Ökonomien für die 
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diffus verlaufenden Entstehung schwierig sein. In diesem Zusammenhang besteht zudem 
die Frage, ab welchem Zeitpunkt eine Alternative Ökonomie Wirkung entfaltet und somit 
eine Analyse dieser Wirkungen überhaupt sinnvoll durchzuführen ist. Als Möglichkeit für die 
zeitliche Bestimmung kommen sowohl der Zeitpunkt von Initiierungsakten (wie bspw. die 
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Einrichtung physischer oder virtueller Plattformen zur Ermöglichung des Gütertausches in 
der Sharing Economy oder die Einführung neuer Kennzahlen in die strategische Unterneh-
mensplanung in der Gemeinwohlökonomie) als auch durch anderweitige Kennzahlen wie 
Lebensdauer oder Performanz (gemessen über Outputindikatoren wie z.B. Nutzerzahlen, 
Anzahl der getätigten Transaktionen etc.) definierte Zeitpunkte in Frage. Eine diesbezügli-
che Entscheidung muss letztlich im Hinblick auf die Eigenschaften der jeweiligen Form der 
untersuchten Alternativen Ökonomien getroffen werden. Prinzipiell können nach Identifikati-
on bzw. Festlegung des zeitlichen Startpunktes Mehrfachmessungen auf den interessieren-
den Nachhaltigkeitsindikatoren sowie auf weiteren Indikatoren, die den Modus Operandi der 
Alternativen Ökonomien reflektieren, sinnvoll sein, um sowohl die Nachhaltigkeitswirkungen 
im Zeitverlauf sowie vor dem Hintergrund eines möglichen damit einhergehenden Wandels 
der Alternativen Ökonomien zu untersuchen. 

Eine weitere Herausforderung bezüglich des Nachweises kausaler Verbindungen besteht 
hinsichtlich der Kontrolle von Störfaktoren bzw. dem Ausschluss rivalisierender Erklärungen 
für die beobachtete Varianz von Nachhaltigkeitsindikatoren. Dies kann insbesondere bei 
subjektiven Wohlstandsindikatoren problematisch sein, da deren Ausprägungen tendenziell 
von einer Vielzahl struktureller und individueller Einflussfaktoren bedingt werden. Aufgrund 
der fehlenden Kontrolle der EvaluatorInnen hinsichtlich der durch die betrachtete Alternative 
Ökonomie „betroffenen“ Personen (oder anderen Untersuchungseinheiten wie z.B. Haushal-
te, Unternehmen, Quartiere, Städte etc.), fällt eine zufällige Zuteilung in Experimental- und 
Kontrollgruppen im Sinne einer randomisierten kontrollierten Studie als Möglichkeit der Stör-
faktorenkontrolle aus. 

Als alternatives Vorgehen verbleibt demnach die in quasi-experimentellen Evaluationsdes-
igns verwendete (nachträgliche) Identifikation von möglichst ähnlichen Kontrollgruppen unter 
Berücksichtigung der Ausprägung potenzieller Störfaktoren in der Gruppe der von den Alter-
nativen Ökonomien „betroffenen“ Personen/Untersuchungseinheiten. Diese Option setzt 
allerdings je nach gewählter Analyseebene Kenntnisse bezüglich der Identität dieser Perso-
nen bzw. der Zusammensetzung der Gruppe sowie der besagten individuellen bzw. aggre-
gierten Ausprägungen voraus. Diese Informationen werden jedoch normalerweise im Rah-
men der meisten Alternativen Ökonomien nicht erhoben, so dass auch ein solches Vorge-
hen oftmals nur schwer möglich ist. Darüber hinaus besteht hierbei eine weitere Herausfor-
derung darin zu definieren, welche Personen oder Untersuchungseinheiten als durch die 
Alternative Ökonomie „betroffen“ gelten und somit als Ausgangspunkt für die Bildung von 
Vergleichsgruppen dienen. Beispielhaft illustriert für die Gemeinwohlökonomie wäre hierbei 
die Frage ob es sich dabei nur um das/die Unternehmen an sich, oder auch die AkteurInnen 
in der Wertschöpfungskette, KundInnen etc. handelt.  

Datenverfügbarkeit 

Bei einer ex-post Wirkungsanalyse Alternativer Ökonomien kann des Weiteren eine unzu-
reichende Datenverfügbarkeit zu Schwierigkeiten hinsichtlich des Nachweises kausaler Zu-
sammenhänge führen. Hierbei kann das Fehlen von a priori Vergleichsmessungen sowohl 
der betrachteten Wirkungsindikatoren als auch der identifizierten möglichen Störfaktoren 
eine belastbare Analyse erschweren bzw. im schlechtesten Fall sogar unmöglich machen. 
Die Wahrscheinlichkeit einer solchen Datenlücke ist tendenziell bei auf der Mikroebene zu 
erhebenden Indikatoren am höchsten. Eine nachträgliche Erhebung der entsprechenden 



Alternative Ökonomien Messmethoden alternativer Ökonomien 

Wuppertal Institut – Mai 2017 36 

Informationen durch Befragungen ist zudem aufgrund des Risikos kognitiver Verzerrungen 
(Kahnemann/Slovic/Tversky 1982) bei der retrospektiven Konstruktion von Zuständen (siehe 
Erinnerungsverzerrung) nur bedingt als alternatives Vorgehen zu empfehlen.  

Weitere Beschränkungen bezüglich der Datenverfügbarkeit können im Zusammenhang mit 
den für die Analyse verfügbaren materiellen und zeitlichen Ressourcen auftreten. In Abhän-
gigkeit der Diskrepanz zwischen den für die Analyse benötigten und den bereits verfügbaren 
Daten, kann die Datenerhebung mit einem beträchtlichen zeitlichen und finanziellen Auf-
wand einhergehen, der nicht im Rahmen jedes Evaluationsprojekts darstellbar ist.  

Viele dieser Herausforderungen sind mit der nachträglichen Wirkungsanalyse bereits beste-
hender Alternativer Ökonomien verknüpft. Bei einer im Vorfeld der Umsetzung/Einführung 
einer Alternativen Ökonomien konzipierten begleitenden Evaluation (z.B. im Rahmen einer 
wissenschaftlichen Begleitforschung eines Pilotprojekts) sind hingegen sowohl der genaue 
Zeitpunkt der Einführung bekannt als auch können Vergleichsmessungen auf den interessie-
renden Nachhaltigkeitsindikatoren und potenziell relevanten Störfaktoren durchgeführt wer-
den. Eine zufällige Zuteilung der Untersuchungseinheiten in Experimental- und Kontroll-
gruppen ist allerdings auch hier nicht möglich. 

Schlussfolgerungen 

Die beschriebenen Herausforderungen sind zum Teil grundsätzlicher Natur und somit mit 
jedem der oben präsentierten möglichen Evaluationsdesigns verknüpft. Jedoch lassen sich 
darauf basierend erste Schlussfolgerungen bezüglich der prinzipiellen Anwendbarkeit der 
verschiedenen Ansätze für die Wirkungsanalyse Alternativer Ökonomien ziehen. 

Die Anwendung experimenteller Designs zur Bestimmung der Nachhaltigkeitswirkungen 
von Alternativen Ökonomien erscheint vor dem Hintergrund der erfolgten Ausführungen 
(insbesondere bezüglich der Randomisierung von Untersuchungsgruppen) nicht praktikabel. 

Quasi-experimentelle Designs dagegen (insbesondere im Vorfeld der Umsetzung einer 
Alternativen Ökonomie konzipierte) sind prinzipiell eine denkbare Option, stehen aber vor 
der konzeptionellen Herausforderung der Definition der Untersuchungsgruppe sowie der 
praktischen Herausforderung bezüglich der Bildung geeigneter Vergleichsgruppen.  

Qualitative Evaluationsansätze der verstehenden Soziologie können einen wertvollen Bei-
trag zur Exploration der Wirkungsweise Alternativer Ökonomien leisten, eignen sich jedoch 
nicht zur Quantifizierung von Wirkungen. Nichtsdestotrotz können sie Aufschluss bezüglich 
der zu betrachtenden Indikatoren für die quantitative Wirkungsmessung im Rahmen quasi-
experimenteller Designs geben.  

Systemische Evaluationsansätze schließlich scheinen auf den ersten Blick gut geeignet 
die komplexen Zusammenhänge der Wirkungsweise Alternativer Ökonomien in die ver-
schiedenen Wirkungsbereiche modellhaft abzubilden. Jedoch bedarf es zu deren Anwen-
dung zum einen bereits vorhandene Erkenntnisse bezüglich der Wirkungszusammenhänge 
zwischen den abgebildeten Systemkomponenten sowie zum anderen umfassender Daten 
zu diesen Komponenten, um die Wirkungen modellieren zu können. Dementsprechend er-
fordert eine Anwendung solcher Modelle umfangreiche theoretische und empirische Vorar-
beiten. 
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Basierend auf diesen Ausführungen erscheint ein abgestuftes Verfahren sinnvoll, bei dem 
zunächst (insofern nicht bereits ausreichend empirisch untersucht) im Rahmen qualitativer 
Ansätze (z.B. hermeneutische Zirkel oder Fokusgruppen) Erkenntnisse bezüglich der Wir-
kungszusammenhänge zwischen den von einer Alternativen Ökonomie ausgehenden Im-
pulsen und Ergebnissen in verschiedenen Nachhaltigkeitsbereichen generiert werden. Die 
dadurch gewonnenen Erkenntnisse können dann genutzt werden, um Indikatoren zu identi-
fizieren, deren Veränderungen im Rahmen quasi-experimentell gestalteter Evaluationen 
ausgewählter Fälle untersucht werden.  

  

3.2.3 Operationalisierung von Nachhaltigkeit über Indikatoren  

Kapitel 3.2.3 adressiert die operationale Ebene der Analyseverfahren und damit die in der 
Praxis übliche Methode der Messung von Nachhaltigkeit – mittels Indikatoren oder Indikato-
rensets. „Es müssen Indikatoren für nachhaltige Entwicklung entwickelt werden, um eine 
solide Grundlage für Entscheidungen auf allen Ebenen zu schaffen und zu einer selbstregu-
lierenden Nachhaltigkeit integrierter Umwelt- und Entwicklungssysteme beizutragen.“ (UN 
1992, Kapitel 40, S. 354). Indikatoren erfüllen u.a. die Funktionen der Informationsgebung 
für Entscheidungsträger, Medien, Forschung, Öffentlichkeit Planung, Monitoring und Ma-
nagement, Priorisierung (Merz 2011, S. 79). 

Die verschiedenen Ansätze zur Messung nachhaltiger Entwicklung sind nach Diefenbacher 
et al. (2013) die drei folgenden: 

1. Indikatorsysteme (Bsp. SDGs), bei denen Indikatoren nebeneinander bestehen kön-
nen, oder thematisch zusammengefasst werden. Hier besteht eine hohe Flexibilität bei 
der Ausgestaltung des Systems. Allerdings zeigen sie auch kaum Querverbindungen 
und kausale Wirkungsketten sind kaum abbildbar, so „[…] dass derartige Systeme nur 
Hilfsmittel (Modelle) sein können, einen für den Menschen nicht mehr vollständig 
überblickbaren, hoch komplexen gesellschaftlichen Entwicklungsprozess so darzustel-
len, dass er nicht völlig inadäquat, aber immer noch überschaubar abgebildet werden 
kann.“ (Rogall 2002, S. 179). 

Die Anzahl der Indikatoren sollte so hoch sein, dass sie dass System nicht überfrachten und 
die Kommunizierbarkeit sowie die Interpretation erschweren und so niedrig, dass sie alle 
relevanten Teilaspekte berücksichtigen und wieder geben. (OECD o.J., S. 5)  

„Mit Indikatorensystemen kann die Entfernung von den Einzelzielen der Nachhaltigkeit ge-
zeigt werden und die Richtung der Entwicklung – ob man sich an das Ziel annähert oder 
nicht. Je mehr Indikatoren im System, desto schwieriger ist eine Gesamttendenz zu bestim-
men und zu vermitteln.“ (Diefenbacher 2012, S. 39) 

2. Aggregierte Indikatoren, sog. Composite indicators verdichten die verschiedenen Di-
mensionen der Nachhaltigkeit in einem Indikator oder einem Index und geben eine 
Kennzahl an (Bsp. OECD Better Life Index, mit 11 einzelnen Sub-Indizes wie Housing, 
Income, Education etc. ). 

3. Bei den Accounting Ansätzen, meist verwendet bei alternativen Wohlstandsmessun-
gen, (Bsp. National Welfare Index) werden verschiedene Komponenten monetisiert 
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und bieten damit einen Index, der sich mit Größen der Volkswirtschaftlichen Gesamt-
rechnung vergleichen lassen, z.B. mit dem Bruttoinlandsprodukt. 

In allen drei Ansätzen ist die Auswahl der Indikatoren eine Frage des Ermessens. (Diefen-
bacher et al. 2013) 

Für die Ableitung und Auswahl möglicher Indikatoren zur Abbildung der Wirkungen Alterna-
tiver Ökonomien, werden zunächst für Deutschland relevante Indikatorensets betrachtet:  

1. Die Indikatoren der SDGs seit 2015, zuvor die MDGs (2000-2015) und die CSD Indica-
tors of Sustainable Development (1996-2007) der UN. 

2. Umweltbezogene Indikatoren der European Environment Agency (EEA) (1999). 
3. Die Leitindikatoren für nachhaltige Entwicklung der Europa 2020 Strategie  (2010). 
4. Die Indikatoren der deutschen Nachhaltigkeitsstrategie. 
5. Die Nachhaltigkeitsindikatoren der Bundesländer und der Kommunen. 

Quellen: UN 2007, UN 2010, European Environment Agency (EEA) 1999, Eurostat o.J. 

Neben den generellen Ansprüchen an Indikatoren, wie Transparenz, Zuverlässigkeit, aus-
drücklicher Bezug, Kommunizierbarkeit und im besten Fall Vollständigkeit, sollten die Indika-
toren des Indikatorensystems Alternativer Ökonomien auch auf klassische Ökonomien an-
wendbar sein, damit diese untereinander und mit diesen verglichen werden können. 

In einer Untersuchung des Wuppertal Instituts (2015) sind in 16 Nachhaltigkeitsdokumenten 
(Nachhaltigkeitsstrategien, Indikatoren- und Fortschrittsberichten) insgesamt 342 Indikatoren 
ermittelt worden, die auf EU-, Bundes- und auf Länderebene verwendet werden. Die in die-
sem Bericht für den Themenbereich „Nachhaltiges Wirtschaften“ identifizierten Indikatoren 
belaufen sich auf 20 Indikatoren. (Schostok 2015) 

Tabelle 4: Indikatoren „Nachhaltiges Wirtschaften“ 

 Indikator Messgröße 

1 Rohstoffproduktivität (in absoluten Größen) EUR/t 
2 Rohstoffproduktivität Index (1994 = 100) 
3 Rohstoffverbrauch  (in absoluten Größen) Mio. t 

pro Jahr 
4 Rohstroffverbrauch Index  (1994=100) 
5 Rohstoffverbrauch pro EW  (in absoluten Größen) t/EW 
6 Gesamtmaterialeinsatz (TMI)  Index (1994=100) 
7 Ressourcenproduktivität  Euro/kg 
8 Komponenten des inländischen Materialverbrauchs 1.000 Tonnen 
9 Inländischer Materialverbrauch, nach Materialien 1.000 Tonnen 
10 Abfallaufkommen ohne dominante mineralische Abfälle kg pro Person 
11 Erzeugung von gefährlichem Abfall, nach wirtschaftlicher Tätigkeit  kg pro EW 
12 Umweltschutzinvestitionen der Betriebe des produzierenden Gewerbes % 
13 Betriebliches Umweltmanagement % 
14 FSC-zertifizierte Waldfläche  % 
15 Organisationen und Standorte mit EMAS (Eco-Management und Audit 

Scheme) Registrierung  
Anzahl 

16 Europäische Ecolabel Lizenzen Anzahl 
17 Investitionsquote (Verhältnis der Bruttoanlageinvestitionen zum BIP) % 
18 Eigenkapitalquote % 
19 Betriebe mit sozialversicherungspflichtig Beschäftigten (SvB) nach Grö-

ßenklassen 
Anzahl 

20 Index der Produktion von toxischen Chemikalien, nach Giftigkeitsklasse Mio. Tonnen 

Quelle: Schostok (2015) 
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Demnach gibt es eine große Fülle an Indikatoren insgesamt und eine gute Größe an Indika-
toren im Themenbereich „Nachhaltiges Wirtschaften“. 

Vergleicht man jedoch die Ziele und Strategien Alternativer Ökonomien (Tabelle 1) mit eben 
diesen Indikatoren, weichen diese teilweise sehr stark voneinander ab, sind in der Datenla-
ge nicht ausreichend erfasst oder sind zu spezifisch. Da für die Auswahl geeigneter Indikato-
ren gilt: „Je besser ein Indikator einem theoretischen Konstrukt entspricht, umso effektiver 
misst er den angestrebten Sachverhalt“ (Meyer 2004), sollte versucht werden, bestehende 
Indikatoren im Bereich Wirtschaften um Weitere aus anderen Themenbereichen zu ergän-
zen. Hierbei bieten sich die Indizes und Sets der Alternativen Wohlstands- und Wohl-
fahrtsindikatoren an, denn innerhalb dieser lassen sich Gemeinsamkeiten zu den Kriterien 
der Alternativen Ökonomie finden.  

Betrachtet man die in der Literatur etablierten und Anwendung findenden alternativen Wohl-
stands- und Wohlfahrtsindikatoren, werden einige Sets immer wieder genannt: 

1. Social Progress Index 
2. OECD Better Life Index 
3. Gross National Happiness Index 
4. Enquete-Kommission Wachstum Wohlstand Lebensqualität  
5. NWI – Nationaler Wohlfahrtsindex 
6. Monet System  
7. Quality of Life  
8. Deutsche Nachhaltigkeitsstrategie 

Eine Übersicht an Initiativen alternativer Wohlstandsmaße und Nachhaltigkeitsindikatoren 
finden sich bei Martens/Obenland (2015)14. 

Die meisten dieser Indikatorensets sind aggregierte Indikatoren, welche die verschiedenen 
Dimensionen der Nachhaltigkeit in einem Indexwert aggregieren und verschiedene separate 
Sub-Indizes ausgeben, wie Lebenszufriedenheit oder Gemeinsinn, Work-Life-Balance oder 
home-housing and local environment aus dem Quality of Life-Index.  

Für die Messung Alternativer Ökonomien bietet sich allerdings ein Indikatorenset an, wel-
ches einzelne Sub-Indikatoren abbildet anstelle eines einzigen Indexes. Grund ist die Kom-
plexität und Heterogenität der Alternativen Ökonomien, welche einen flexibles System an 
Indikatoren benötigt, um die in Kap. 3 genannten methodologischen Herausforderungen der 
Wirkungsmessungen nicht noch zusätzlich um die Komplexität eines Indexes zu erweitern. 
Dementsprechend sollte ein Basisindikaorenset entwickelt werden, welches in den einzel-
nen Indikatoren an die differenzierten Initiativen Alternativer Ökonomien angepasst werden 
kann.  

Diese Indikatoren könnten in einem zweiten Schritt mit den Betreibern alternativer Initiativen 
(Repair-Cafe-Betreiber, Ökodorf-Initiatoren etc.) diskutiert und ggfs. ergänzt und erweitert 
werden. Dabei können zunächst auch subjektive soziale Indikatoren aufschlussreich sein 

                                                
14 Martens/Obenland (2015): Gut leben Global. Neue Ansätze der Wohlstandsmessung und SDG ́s in Deutsch-
land. Global Policy Forum Europe; terre des hommes (Hrsg.). Online unter 
http://www.tdh.de/fileadmin/user_upload/inhalte/10_Material/Entwicklungspolitik/GPF- Gut_leben_global-web.pdf. 
Zugriff 20.03.2017. 
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und ggf. in späteren Schritten in objektive und messbare Werte operationalisiert werden. 
Beispiele dafür sind zum Beispiel die Einschätzung zum Wohlergehen oder das Empfinden 
von Glück, aber auch die Einstellung zur Arbeit, beispielsweise in einer Solidarischen Land-
wirtschaft oder einem Repair-Cafe.  

Das Verfahren könnte wie folgt ausgestaltet werden: 

1. Im ersten Schritt ist zu prüfen, welche Indikatoren für die jeweilige Form der Alternati-
ven Ökonomien (Sharing, Resilienz etc.) von Relevanz sind. Bei der Solidarischen 
Landwirtschaft beispielsweise können objektive Indikatoren (Transportwege) zu den 
subjektiv empfundenen, wie der Gemeinsinn (abgeleitet aus dem OECD Better Life In-
dex) zusammen genommen ein Indikatorenset bilden. Zu der ökologischen Perspekti-
ve können demnach soziale und ökonomische Indikatoren in einem Indikatorenset ab-
gebildet werden. Dies entspricht zunächst einem Top-down-Prozess der Indikatoren-
auswahl. 

2. Im zweiten Schritt sollten die ermittelten (meist objektiven und ökologischen) Indikato-
ren mit den Initiativen Alternativer Ökonomien rückgekoppelt und anhand der Ein-
schätzung der AkteurInnen erweitert werden. Im Anschluss können diese Indikatoren 
anhand geeigneter Hypothesen den möglichen Wirkungen Alternativer Ökonomien 
näher kommen (Bottom-up Prozess der Indikatorenauswahl).  

 

3.3 Möglicher Ansatz einer Wirkungsanalyse am Beispiel Solidarische Land-
wirtschaft (SoLaWi)  

Anhand des Beispiels einer solidarischen Landwirtschaftsinitiative soll im Folgenden aufge-
zeigt werden, wie Nachhaltigkeitswirkungen Alternativer Ökonomien auf der Mikroebene 
qualitativ erfasst, in Forschungshypothesen überführt und soweit möglich auch quantitativ 
bestimmt werden können, was dies im Einzelfall für Herausforderungen bedeutet, wie damit 
umgegangen werden kann und inwiefern daraus Abschätzungen für die Makroebene gezo-
gen werden könnten.  

Bei der solidarischen Landwirtschaft werden Lebensmittel von den VerbraucherInnen ge-
meinschaftlich mit dem/der LandwirtIn produziert. Der/Die LandwirtIn profitieren von einem 
geteilten Risiko mit den Konsumenten und erhalten ein sicheres Einkommen für die gemein-
sam bewirtschaftetete Fläche. Dabei tragen mehrere private Haushalte die Kosten eines 
landwirtschaftlichen Betriebs, wofür sie im Gegenzug dessen Ernteertrag erhalten. Durch 
den persönlichen Bezug zueinander erfahren die ErzeugerInnen, die gleichzeitig Konsumen-
ten sind, die vielfältigen Vorteile einer nicht-industriellen, marktunabhängigen und regional 
verankerten Landwirtschaft. (Solidarische Landwirtschaft e.V. o.J.) 

Eine Studie der Goethe Universität Frankfurt am Main zeigt, dass die soziodemografischen 
Hintergründe hinsichtlich Alter, Bildungsstand und Wohnsituation der Konsumenten sehr 
ähnlich sind und die Motivation zur Teilnahme in einer solchen Initiative ökologische und 
soziale Intentionen widerspiegelt. (Goethe - Universität Frankfurt am Main. Forschungsgrup-
pe SoLawi). Für die solidarische Landwirtschaft greifen alle im Kapitel 2 genannten ermittel-
ten Kriterien der Alternativen Ökonomien und sie zählt thematisch zur Resilienzökonomie. 
Die SoLaWi unterscheidet sich im Kunden-Nutzen-Versprechen von der konventionellen 
Landwirtschaft, denn im Mittelpunkt steht nicht die reine Befriedigung der Bedürfnisses nach 
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Nahrung, sondern enthält ein Erweiterung der Nutzungsform, hin zu einem „Erfahrungs- und 
Bildungsraum“ für die Menschen. (Solidarische Landwirtschaft e.V. o.J.) Die Architektur der 
Wertschöpfung ist eine andere als im Mainstream, da angebaute Lebensmittel nicht über 
den Markt vertrieben werden und die finanzielle Logik des Geschäftsmodells, da der Wirt-
schaftskreislauf direkt vom Konsumenten (oder besser Prosumenten) finanziert wird. (Soli-
darische Landwirtschaft e.V. o.J.) 

Die Ausführungen in Kapitel 3.4.2 haben gezeigt, dass insbesondere quasi-experimentelle 
Designs oder qualitative Evaluationsansätze der verstehenden Soziologie zur Mes-
sung/Erfassung von Nachhaltigkeitswirkungen Alternativer Ökonomien bzw. der Identifikati-
on von Wirkungszusammenhängen praktikabel sind. Während letztere aufgrund Ihres dis-
kursiven und konstruktivistischen Charakters ohne größere Vorbedingungen umsetzbar 
sind, erfordert eine Umsetzung quasi-experimenteller Evaluationsansätze die Lösung der 
oben beschriebenen Herausforderungen.  

Der Problematik unzureichender Datenverfügbarkeit kann – wenngleich auch möglicher-
weise nicht für alle interessierenden Indikatoren – durch die Einführung der betrachteten 
SoLaWi-Initiative vorgelagerte Entwicklung des Forschungsdesigns inklusive der Bestim-
mung und anschließenden Erhebung entsprechender Informationen begegnet werden. 
Ebenso lässt sich für diesen Fall die Frage des Zeitpunkts der Emergenz der Initiative und 
somit des von dieser ausgehenden Stimulus problemfrei beantworten. Hierfür ließen sich 
der Initiierungsakt in Form einer Gewerbeanmeldung (bei Neugründung eines landwirt-
schaftlichen Betriebs) oder Angebotsveröffentlichung (bei Veränderung des Geschäftsmo-
dells eines bestehenden Betriebs) sowie der Zeitpunkt des operativen Starts der Austausch-
beziehung zwischen dem/der LandwirtIn und den EmpfängerInnen der landwirtschaftlichen 
Produkte heranziehen. Hinsichtlich der Frage, welche Informationen für die Wirkungsmes-
sung erhoben werden sollten, müssen jedoch zunächst Annahmen bezüglich der Wirkungs-
weise getroffen werden. 

Die Entwicklung bzw. das Aufzeigen der Wirkungslogik, sollte einem akteurszentrierten An-
satz folgen und dabei die durch das „Produkt“ der Alternativen Ökonomie angestoßenen 
Veränderungen menschlichen Verhaltens und die sich daraus ergebenden Implikationen für 
die physische, wirtschaftliche und/oder soziale Umwelt auf verschiedenen Ebenen in den 
Blick nehmen. Demnach muss für die Wirkungsanalyse in einem ersten Schritt die Identifi-
zierung der aktiv involvierten bzw. unmittelbar betroffenen AkteurInnen erfolgen. Für die 
beispielhafte SoLaWi-Initiative sind dies der/die LandwirtIn und seine/ihre MitarbeiterInnen 
sowie die Mitglieder auf Konsumentenseite. 

Als Referenzpunkt für die sich verändernden Handlungsmuster dienen hierbei die mit dem 
konventionell mittelbaren Verhältnis zwischen LandwirtIn und Konsument einhergehenden 
Verhaltensweisen, in dem der Austausch durch die Groß- und Einzelhandelsbetriebe der 
Lebensmittelbranche organisiert wird. Im Folgenden werden die Annahmen bezüglich der 
Wirkungsweise der SoLaWi auf die verschiedenen Nachhaltigkeitsbereiche formuliert und 
mögliche Indikatoren zu deren Messung benannt. 

In der SoLaWi verbleiben aufgrund der Marktentkopplung des Austausches ein größerer 
Anteil des Warenwerts beim Landwirtschaftsbetrieb. Dies kann über betriebswirtschaftliche 
Kennzahlen, die dessen Rentabilität reflektieren, erfasst werden. Für den/die LandwirtIn 
verändern sich somit die ökonomischen Rahmenbedingungen im Sinne einer Loslösung von 
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marktinhärenten Wachstumszwängen sowie einer erhöhten Resilienz gegenüber marktwirt-
schaftlichen Schwankungen. Hierdurch wird zum einen der Erhalt seiner/ihrer wirtschaftli-
chen Lebensgrundlage (und der seiner/ihrer MitarbeiterInnen) sichergestellt und er/sie zum 
anderen zur Veränderung seiner/ihrer landwirtschaftlichen Aktivitäten befähigt, sei es nun im 
Bereich der Tierhaltung oder des Ackerbaus. 

Inwiefern die Veränderungen sich an den Leitlinien ökologischer Landwirtschaft und Vieh-
zucht im Sinne eines Verzichts auf synthetische Pflanzenschutzmittel, Mineraldünger, Gen-
technik, Antibiotika, bestimmter Futtermittel sowie der Einhaltung von Tierschutzstandards 
orientieren, hängt von der Ausgestaltung des jeweiligen Vertragsverhältnisses mit den Kon-
sumentInnen ab. Ist dies jedoch der Fall, so können diese Veränderungen neben den positi-
ven ökonomischen Effekten für den/die LandwirtIn auch in ökologischer Hinsicht positive 
Nachhaltigkeitswirkungen entfalten15 (vgl. Tuomisto et al. 2012).  

Im Rahmen einer Umstellung der landwirtschaftlichen Produktion auf Verfahrensweisen der  
ökologischen Landwirtschaft, sind beispielsweise verminderte Belastungen der Böden durch 
Übernutzung sowie des Grundwassers durch aus Überdüngung stammendem Nitrat zu er-
warten. Dies kann über die Messung von Nährstoffwerten der Böden sowie der Messung 
von Nitrat- oder Pflanzenschutzmitteleinträgen erfasst werden. Bezüglich der Wasserqualität 
kann allerdings das Vorhandensein anderweitiger punktueller oder nicht-punktueller Ver-
schmutzungsquellen die Feststellung eines kausalen Ursache-Wirkungsverhältnisses er-
schweren. 

Des Weiteren sind positive Effekte bezüglich des Erhalts der Biodiversität im Wirkungsbe-
reichs des entsprechenden Betriebs aufgrund des verringerten Einsatzes von synthetischen 
Pestiziden zu erwarten. Auch hier können direkte oder indirekte biologische Indikatoren (wie 
bspw. die Artenvielfalt der lokalen Flora und Fauna, positive Effekte durch kleinstrukturierte 
Anbauverfahren) zur Messung herangezogen werden. Dabei müssen jeweils die entspre-
chenden Zeithorizonte, die extern induzierte Veränderungen benötigen berücksichtigt wer-
den. Insofern das Tierwohl dem ökologischen Nachhaltigkeitsbereich zugeordnet wird, wäre 
auch dies ein diesbezüglich zu betrachtender Wirkungsbereich, in dem durch die Einhaltung 
höherer Standards eine Verbesserung der Situation zu erwarten wäre. Hierfür könnten Indi-
katoren in Bezug auf die physische und psychische Gesundheit der Tiere betrachtet werden. 

Weitere ökologische Wirkungen kann die Entstehung einer SoLaWi-Initiative darüber hinaus 
auch in Bezug auf die mit dem Austausch verknüpften Mobilitäts- bzw. Transportmuster ent-
falten. Hierbei müssen sowohl sich potenziell ändernde Anfahrtswege der Konsumenten (in 
Bezug auf Länge und unter Berücksichtigung ihres Modal Split) als auch Unterschiede be-
züglich der Warentransportwege betrachtet werden. Im Hinblick auf Letztere sind positive 
ökologische Effekte in Form verminderter Emissionen zu erwarten.  

Zusammengenommen tragen die erwarteten ökologischen Effekte in Form verminderter 
Ressourcen(über)nutzung zum Erhalt der natürlichen Lebensgrundlagen für kommende Ge-
nerationen bei und entfalten demnach auch soziale Nachhaltigkeitswirkungen. Diese Aus-
prägung sozialer Nachhaltigkeit kann dabei über dieselben Indikatoren erfasst werden, die 

                                                
15 Zwar sind auch bei fortwährend konventionell wirtschaftenden Betrieben aufgrund des Wegfalls des Wachs-
tumszwangs ökologische Nachhaltigkeitseffekte möglich, diese hängen aber von der Bereitschaft des jeweiligen 
Betriebs ab, trotz Preisgarantie eine Reduktion der landwirtschaftlichen Produktion zu initiieren. 
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auch zur Messung der ökologischen Wirkungen verwendet werden. Ein weiterer Aspekt der 
sozialen Nachhaltigkeit bezieht sich auf die zuvor genannte Resilienz. Hierbei wird ange-
nommen, dass sich diese nicht nur in ökonomischer Hinsicht für den/die LandwirtIn erhöht, 
sondern auch - wenn auch zunächst nur im kleinen Maßstab - auf regionaler Ebene in Be-
zug auf die Versorgungssicherheit mit landwirtschaftlichen Produkten. Als Indikator für die 
Überprüfung dieser Annahme könnte der Anteil der in der Region produzierten an der Ge-
samtheit der dort konsumierten landwirtschaftlichen Produkte dienen. Dabei ist ein signifi-
kanter Effekt erst ab einem gewissen Verbreitungsgrad von SoLaWi-Modellen zu erwarten. 

Weitere mögliche Effekte, die sowohl die soziale als auch ökologische Nachhaltigkeitsdi-
mension berühren, beziehen sich auf eine mit der „Repersonalisierung“ des Austauschs 
zwischen ErzeugerInnen und VerbraucherInnen einhergehende Sensibilisierung für die öko-
logischen und finanziellen Kosten der Nahrungsmittelerzeugung und einem infolgedessen 
bewussteren Umgang mit Lebensmitteln und der Umwelt allgemein. Zudem sind infolge der 
integrativen Natur der SoLaWi, die sich in partizipativen Entscheidungsprozessen bis zur 
aktiven (freiwilligen oder verpflichtenden) Einbindung der Mitglieder in die Erzeugung mani-
festiert, eine Vernetzung oder auch Bildung von Sozialkapital16 zwischen den involvierten 
AkteurInnen zu erwarten, wodurch die gesellschaftliche Integration gestärkt wird. Auch die 
Veränderung von Ernährungsstilen, die Wertschätzung von Lebensmitteln oder die Gestal-
tung von Freizeitaktivitäten (SoLAWi statt Freizeitpark) gehen positiv in die Nachhaltigkeits-
bilanz ein. Entsprechende Veränderungen können über Befragungen der SoLaWi-Mitglieder 
bezüglich ihrer Einstellungen, Wahrnehmungen und Verhaltensweisen erfasst werden.  

Nach Bestimmung oben genannter Wirkungsannahmen, müsste in einem nächsten Schritt 
das Evaluationsdesign zu ihrer Überprüfung definiert werden, mittels dem eine plausible 
Herstellung kausaler Zusammenhänge erfolgen kann. Die Untersuchungsgruppe setzt sich 
dabei aus den oben benannten AkteurInnen zusammen. Die räumliche Abgrenzung der Un-
tersuchung bzw. Zuordnung der Nachhaltigkeitseffekte orientiert sich folglich zum einen an 
dem durch den landwirtschaftlichen Betrieb bewirtschafteten Gebiet sowie zum anderen den 
Wohnorten der Mitglieder.  

Zur quasi-experimentellen Wirkungsanalyse bietet sich ein Versuchsplan mit Prätest-
Posttest an, wobei also die Ausprägung der interessierenden Indikatoren (potenziell auch 
mehrfach) vor und nach dem definierten Wirkungsbeginn der SoLaWi-Initiative erfasst wer-
den. Dabei muss das Untersuchungsdesign den jeweiligen Untersuchungsbereichen und 
den dazugehörigen Indikatoren(sets) angepasst werden. So unterscheiden sich zum einen 
Untersuchungsebene und –einheiten und dementsprechend auch die für die Wirkungsana-
lyse zu wählenden Vergleichsgruppen bzw. Referenzpunkte und die dabei zu berücksichti-
genden potenziellen Störfaktoren. 

So wäre für die auf individueller Ebene zu messenden Nachhaltigkeitswirkungen eine Viel-
zahl persönlicher Eigenschaften und Verhaltensweisen zu erheben, die einen möglichen 
Einfluss auf die Ausprägung der entsprechenden Indikatoren ausüben, um daran anschlie-

                                                
16 Im Sinne der Definition Putnams, wonach soziales Kapital drei zentrale Elemente beinhaltet: 1. soziales  Ver-
trauen, das die zur gesellschaftlichen Koordination erforderliche Kooperation zwischen den  Individuen erleich-
tert; 2. die Norm generalisierter Reziprozität, die zur Lösung sozialer Dilemmata beiträgt; und 3. Netzwerke zivil-
gesellschaftlichen Engagements, die generalisierte Reziprozitätsnormen pflegen und soziales Vertrauen  auf-
bauen (vgl. Putnam, 1993, S. 170 ff;1995, S. 67). 
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ßend eine möglichst passgenaue Vergleichsgruppe bestehend aus Individuen mit vergleich-
baren Ausprägungen auf diesen Störfaktoren zu identifizieren. Insbesondere letzter Schritt 
ist jedoch mit einem erheblichen Aufwand verbunden und vor dem Hintergrund von Zeit- und 
Ressourcenbeschränkungen eher kritisch in Bezug auf seine Praktikabilität zu bewerten. 

Zudem muss beachtet werden, dass es sich um gruppendynamische Prozesse handelt, die 
sich ändern können und demzufolge oft gemessen werden müssen. Dementsprechend wäre 
bezüglich dieser Wirkungsbereiche ein Untersuchungsdesign zu bevorzugen, das auf Ver-
gleichsgruppen verzichtet und anstelle dessen zusätzlich zu den interessierenden Indikato-
ren die Erhebung weiterer abhängiger Variablen bei der Untersuchungsgruppe vorsieht, auf 
die ein ähnlicher Einfluss durch mögliche Störfaktoren erwartet wird wie auf die Indikatoren 
selbst. Hierdurch können viele mögliche Beeinträchtigungen der internen Validität der Unter-
suchungsergebnisse kontrolliert werden. Um weitere Störfaktoren (Reifung, Testeffekte, 
statistische Regression) zu kontrollieren sowie die Lebensdauer der Nachhaltigkeitswirkun-
gen zu prüfen, wären Mehrfachmessungen auf den Nachhaltigkeitsindikatoren vor und nach 
dem definierten Wirkungsbeginn der SoLaWi-Initiative im Sinne eines Zeitreihendesigns 
erstrebenswert. Da die Identifikation der Mitglieder erst mit dem Gründungsakt der Initiative 
bekannt wird, ist eine Indikatorenerfassung davor nicht möglich und kann daher nur inner-
halb dieses Zeitfensters im Vorlauf auf deren operativen Start erfolgen.  

Tabelle 5: Übersicht wesentlicher Wirkungsannahmen und Ihrer Nachhaltigkeitsberei-
che in der SoLaWi  

Erwartete Wirkung/ 
möglicher Indikator 

Nachhaltig-
keits-
bereich(e) 

Untersuchungs-
ebene 

Operationalisierung/ 
Indikator(en) 

Ökonomische  
Resilienz 

Ökono-
misch/ 

Sozial 

Individuum/Region Betriebswirtschaftliche 
Kennzahlen/regionale 
Resilienzindikatoren 

Erhalt der natürlichen 
Lebensgrundlagen/der 
Biodiversität 

Ökologisch/ 

Sozial 

 

Ökosystem Indikatoren der Boden- 
und Wasserqualität; Bio-
diversitätsindikatoren 

Tierwohlgerechte  
Haltung 

Ökologisch/ 

Sozial 

Individuum/Tier Physische und psychi-
sche Gesundheitsindika-
toren 

Verkehrs-
/Emissionsvermeidung 

Ökologisch/ 

Sozial 

Individuum/Betrieb Anfahrts-/Transportwege 

Sensibilisierung/ 
nachhaltigere Lebens-
stile und nachhaltigere 
Haushalte 

Ökologisch/ 

Sozial 

Individuum Umwelteinstellungen; 
Konsumverhalten  

Erhöhung Sozialkapital Sozial/ 

Ökonomisch 

Individuum/(Region) Netzwerkbildung/-
eigenschaften; soziales 
Vertrauen 

Quelle: Putnam (1993), Putnam (1995) 
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4 Alternative Ökonomien im Bedürfnisfeld Mobilität 

4.1 Einleitung  
Ein zentrales Bedürfnisfeld für nachhaltige Entwicklung ist die Mobilität der Menschen. In 
den letzten Jahren haben Alternative Ökonomien in diesem Bedürfnisfeld zunehmend an 
Bedeutung gewonnen – insbesondere im Bereich der so genannten „Sharing Economy“, 
also Ansätzen der gemeinschaftlichen Nutzung etwa von Verkehrsmitteln oder Fahrdiensten 
wie beim Carsharing, bei Fahrradverleihsystemen oder bei Mitfahrzentralen. Durch die digi-
tale Entwicklung und vermehrte Verfügbarkeit mobiler Anwendungen durch Smartphones 
hat die Sharing Economy auch im Bereich der Mobilität in den letzten Jahren eine dynami-
sche Entwicklung erfahren. 

Gerade in urbanen Räumen bietet die Dichte an unterschiedlichen Mobilitätsangeboten gute 
Bedingungen dafür, verschiedene Verkehrsmittel multimodal in Kombination zu nutzen statt 
monomodal nur auf das Auto zurückzugreifen. Technische Innovationen wie Smartphones 
und Mobilitäts-Apps wie z.B. Moovel von Daimler oder Qixxit von der Deutschen Bahn, die 
Informationen zu verschiedenen Verkehrsträgern auf einer Plattform bündeln, ermöglichen 
die flexible Kombination unterschiedlicher Verkehrsmittel und unterstützen so eine multimo-
dale Mobilitätsgestaltung. Insbesondere für jüngere Menschen in urbanen Räumen können 
diese neue Mobilitätsmöglichkeiten attraktive Alternativen zum eigenen Pkw-Besitz darstel-
len. Studien belegen, dass der eigene Pkw für junge Menschen nicht mehr die gleiche Be-
deutung hat wie für ältere Generationen und sowohl Pkw - als auch Führerscheinbesitz zu-
rückgehen (Prophet 2015; ifmo 2011; infas/DLR 2008). Die neuen Informations- und Kom-
munikationstechnologien und gewandelte Einstellungen zu Eigentum und Besitz haben so 
gerade den Mobilitätsbereich zu einem der am dynamischsten sich entwickelnden Segmen-
te der Sharing Economy gemacht (vgl. Roland Berger Strategy Consultants 2014, S. 5).  

Automobil- und Verkehrsunternehmen sowie Kommunen reagieren auf diese sich ändern-
den Mobilitätspräferenzen und Märkte und legen mit Investitionen im Bereich der Sharing 
Economy den Grundstein dafür, den wachsenden Markt mitzugestalten.  

 

4.1.1 Relevanz des Vertiefungsbereichs Mobilität für NRW aus Nachhaltig-
keitsperspektive 

Der Verkehrssektor verursacht in Deutschland rund 30% des gesamten Endenergiever-
brauchs (Stand 2015, vgl. AGEB 2016) und 21% der energiebedingten Kohlendioxidemissi-
onen (Stand 2014, vgl. UBA 2016) und trägt damit zum menschengemachten Klimawandel 
bei (IPCC 2014). Das Gelingen von Energiewende und Klimaschutz ist daher eng mit der 
Transformation des Verkehrssystems hin zu nachhaltigeren und emissionsärmeren bzw. -
freien Verkehren verbunden. Hierfür spielen neben technischen Maßnahmen zur Verbesse-
rung der Fahrzeugeffizienz hochwertige Verkehrsangebote eine zentrale Rolle, die eine Al-
ternative zum Privat-Pkw darstellen und ein verändertes Mobilitätsverhalten der Menschen 
ermöglichen. Dies trifft insbesondere für urbane Räumen zu, wo die Umweltwirkungen eines 
Auto-dominierten Verkehrssystems die in den Städten lebenden Menschen belasten (z.B. 
Lärm- und Schadstoffemissionen, Aufenthaltsqualität im öffentlichen Raum). Sharing Ange-
bote können hier einen Beitrag leisten, um eine Mobilität ohne eigenen Pkw-Besitz zu er-
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möglichen und so zu einer Verringerung des Pkw-Bestands beitragen. Die städtischen 
Strukturen in Nordrhein-Westfalen und das dichte Verkehrsnetz bieten grundsätzlich gute 
Voraussetzungen für einen alternativen Markt an mobilen Möglichkeiten, so u.a. für Carsha-
ring Angebote.  

 

4.1.2 Zielsetzung 

Das Ziel dieser Studie ist es, im Rahmen einer explorativen Studie einen Überblick zu geben 
über die verschiedenen Formen Alternativer Ökonomien im Bedürfnisfeld Mobilität. Zwei 
Beispiele werden dabei vertiefend analysiert: Als erstes Vertiefungsbeispiel wird Carsharing 
als eine Form der Alternativen Ökonomien betrachtet, die gerade in den letzten Jahren eine 
dynamische Entwicklung und Verbreitung erfahren hat. Carsharing ist eine Form der Sha-
ring-Economy. Beim Carsharing liegt das Auto nicht mehr im alleinigen Privatbesitz, sondern 
wird gemeinschaftlich genutzt. Dadurch entsteht die Chance, Ressourcen zu schonen. 
Durch das Angebot von Carsharing-Fahrzeugen besteht zudem die Chance, dass Men-
schen auf einen eigenen Pkw-Besitz verzichten und insgesamt häufiger mit dem Umwelt-
verbund mobil sind statt mit dem eigenen Pkw. Als zweites Vertiefungsbeispiel wird das au-
tonome Fahren betrachtet als eine neuartige Alternative Ökonomie, die in den kommenden 
Jahren voraussichtlich an Bedeutung gewinnen wird. Beim autonomen Fahren sind ver-
schiedene Entwicklungspfade denkbar – einerseits könnten autonom fahrende Fahrzeuge 
das Autofahren attraktiver machen und damit negative Umweltwirkungen entfalten, indem 
konventionelle Autos durch autonome Autos ersetzt werden und dabei noch mehr Auto ge-
fahren wird. Auch denkbar wäre aber, dass autonomes Fahren sich zu einer neuen Form 
des Carsahring entwickelt. Wenn autonome Fahrzeuge Teil eines Flottenkonzeptes werden 
und gemeinschaftlich als Sammelfahrzeuge statt Individualfahrzeuge genutzt werden, könn-
te dies insgesamt positive Umweltwirkungen entfalten. Den unterschiedlichen möglichen 
Entwicklungspfaden des autonomen Fahrens als eine mögliche zukünftige Form der „Sha-
ring Economy“ soll in diesem zweiten Vertiefungsbeispiel nachgegangen werden. Aufbau-
end auf den Ergebnissen der Studie werden Handlungsempfehlungen dazu entwickelt, wel-
chen Beitrag die Landesregierung NRW leisten kann, um positive Wirkungen Alternativer 
Ökonomien zu verstärken und negative Wirkungen einzudämmen. 

 

4.1.3 Vorgehen 

Für die Darstellung der Beispiele Alternativer Ökonomien im Bedürfnisfeld Mobilität wurden 
relevante Studien, Pressemitteilungen und Medienberichte aufgrund des aktuell sehr dyna-
mischen Themas, graue Literatur und weitere Literatur- und Internetquellen recherchiert und 
ausgewertet. Zusätzlich wurden zu jedem der zwei Vertiefungsbeispiele Carsharing und 
autonomes Fahren jeweils ein halbtägiger Workshop durchgeführt mit jeweils 9 ExpertInnen 
aus der Praxis und der Wissenschaft: 

• Workshop zum Carsharing am 5. Oktober 2016, 
• Workshop zum autonomen Fahren am 15. Dezember 2016. 
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Auf den Workshops wurden die Zwischenergebnisse der Projektbearbeitung und mögliche 
Handlungsempfehlungen an die Landesregierung NRW diskutiert. Die Ergebnisse der 
Workshops sind in die Berichterstellung eingeflossen.  

 

4.1.4 Aufbau 

In Abschnitt 2 wird zunächst ein Überblick über die verschiedenen Formen Alternativer Öko-
nomien im Bedürfnisfeld Mobilität gegeben. In Abschnitt 3 wird als erstes Beispiel das Car-
sharing und in Abschnitt 4 das autonome Fahren vertiefend analysiert. In Abschnitt 5 werden 
für beide Vertiefungsbeispiele Handlungsempfehlungen für die Landesregierung NRW ge-
geben.  

 

4.2 Überblick: Sharing Economy im Bedürfnisfeld Mobilität  
4.2.1 Sharing Economy: Begriffserklärung, Entwicklung und Bedeutung 

Formen der Sharing Economy 
Im Mobilitätsbereich ist insbesondere die Sharing Economy als Form der Alternativen Öko-
nomien von Bedeutung. Sharing Economy (auch: Share Economy) ist die Wirtschaft des 
Teilens, die auch als Collaborative Consumption, Ko-Konsum oder Peer-to-Peer Sharing17 
bezeichnet wird. Der Begriff der Sharing Economy bezeichnet das systematische Ausleihen, 
gegenseitige Bereitstellen und gemeinsame Nutzen von z.B. Gegenständen, Flächen, Fi-
nanzen, Dienstleistungen, Wissen und Informationen. Gemietet, geliehen, getauscht und 
geteilt werden kann alles mögliche – von Schlafplätzen (z.B. www.couchsurfing.com), Woh-
nungen (z.B. www.airbnb.de) und Autos (www.cambio-carsharing.de) über Bohrmaschinen 
(z.B. www.leihdirwas.de) und Fahrdienste (z.B. www.uber.com/de/) bis hin zu Lebensmitteln 
(z.B. https://foodsharing.de) und Haustieren (http://hundelieb.com).18  

Internet und Smartphones haben das Teilen und Zueinanderfinden von Anbietern und Nach-
fragern in den letzten Jahren deutlich vereinfacht. Häufig sind es online-Plattformen, die ein 
Format für die Organisation von Sharing-Angeboten bereitstellen. Die zunehmende Verfüg-
barkeit von Internet und Smartphones hat gerade in den letzten Jahren einen rasanten Auf-
schwung der Sharing Branche bewirkt (vgl. Baumgärtel 2014), da „bisher nicht organisierba-
re Märkte neu entstehen konnten“ (Eichhorst/Spermann 2015, S. 2). 

Sharing-Formate können von verschiedenen Akteursgruppen praktiziert werden. Unter-
schieden wird hierbei das Teilen zwischen Unternehmen und Privatpersonen („Business-to-
Consumer“, „B2C“), das Teilen zwischen Unternehmen und anderen Unternehmen („Busi-
ness-to Business“, „B2B“) und das Teilen zwischen Privatpersonen („Peer-to-Peer“, „P2P“) 
(Scholl et al. 2015, S. 10f). 

                                                
17 Vgl. Scholl et. al. (2015): Peer-to-Peer Sharing – Definition und Bestandsaufnahme.  
18 Der Atlas des vom Bundesministerium für Bildung und Forschung geförderten Forschungsprojekts i-share gibt 
einen Überblick zu deutschlandweit bestehenden Geschäftsmodellen, die auf dem Prinzip des Teilens oder ge-
meinschaftlichen Nutzens basiert – diese reichen von Teilen von Maschinen und Werkzeugen über Dienstleis-
tungen für Privatpersonen und Unternehmen bis hin zu Finanzen und Versicherungen (http://www.i-share-
economy.org/atlas, vgl. Institut für Mittelstandsforschung o.J.).!!
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Chancen der Sharing Economy 
Das Prinzip der Sharing Economy ist es, Dinge nicht im Eigentum, sondern gemeinschaftlich 
zu nutzen („Nutzen statt Besitzen“) – und zwar genau dann, wenn der Bedarf dafür besteht, 
und in der Form, wie die Dinge benötigt werden (z.B. kleines statt überdimensioniertes 
Fahrzeug). Darin liegt das prinzipielle Potenzial der Sharing Economy, positive Effekte für 
Umwelt und nachhaltige Entwicklung zu bewirken (Leismann et al. 2012, S. 20f): Werden 
Gegenstände gemeinschaftlich genutzt, „braucht man in aller Regel deutlich weniger Materi-
al, Energie und Fläche“ (Loske 2014), wodurch Ressourcen geschont, Umweltbilanzen ver-
bessert und Innenstädte entlastet werden können (ebd.). Beispielsweise zeigen Studien, 
dass stationsgebundene Carsharing-Angebote Impulse zur Abschaffung von Privat-Pkw 
setzen und in zentralen Innenstadtlagen den Pkw-Besitz reduzieren (vgl. Kapitel 4.3.3). Zu-
dem ist die gemeinschaftliche Nutzung von Gegenständen und Dienstleistungen kosten-
günstiger als die Anschaffung von Gütern zur alleinigen Verwendung, wodurch Geld gespart 
werden kann und auch ökonomisch schlechter gestellte Menschen Zugang zu Dingen und 
Dienstleistungen erhalten können. Bei „geteilten“ Dienstleistungen, die im Internet über 
Plattformen vermittelt werden, liegen die Preise deutlich unter denen von regulären Dienst-
leistern oder Handwerkern (vgl. Wedde/Wedde 2015, S. 1). Darüber hinaus steht es prinzi-
piell jedem offen, sich an Sharing-Formaten zu beteiligen. Damit entstehen nicht nur neue 
Chancen für Teilhabe und Zusammenhalt, sondern auch neue Beschäftigungs- und Ein-
kommensmöglichkeiten, z.B. durch das Vermieten von privatem Wohnraum (vgl. Eich-
horst/Sperman 2015, S. 2).  

Risiken der Sharing Economy 
Die Wirkungen der Sharing Economy sind jedoch differenziert zu bewerten, da die Sharing 
Economy auch nicht gewollte negative Effekte entfalten kann. So weisen beispielsweise 
beim Carsharing Studien darauf hin, dass free-floating Carsharing eine Konkurrenz zum 
ÖPNV darstellen kann (vgl. Kapitel 4.3.3). Kritisch zu beurteilen sind bei der Sharing Eco-
nomy zudem einzelne kommerziell arbeitende Plattform-Anbieter. Während die Anfänge der 
Sharing Economy tatsächlich vor allem ökologisch und Gemeinwohl-motiviert waren und auf 
das direkte Teilen zwischen BürgerInnen abzielte (vgl. Wedde/Wedde 2015, S. 1f), gehören 
heute auch kommerzielle Anbieter und Plattformen zur Sharing Economy. Wurden Sharing 
Angebote früher vor allem über Zeitungsanzeigen, Nachbarschaftskontakte oder „schwarze 
Bretter“ organisiert und zielten nicht primär auf Gewinnerzielung ab, so ermöglichen Internet 
und Smartphones heute das Teilen in größeren Formaten, die auch unternehmerisch lukra-
tiv sein können. So kommt es, dass zu den ursprünglichen, idealistischen Formen der Sha-
ring Economy zunehmend kommerzielle Anbieter und Tauschplattformen hinzukommen, bei 
denen die Gewinnerzielung und Profitmaximierung im Fokus stehen (vgl. Wedde/Wedde 
2015, S. 2f). Beispiele hierfür sind die Plattenform airbnb zur Vermittlung privater Zimmer 
und Uber zur Vermittlung von Fahrdiensten. Dort, wo sich Unternehmen aus strategischen 
Absichten oder zur Gewinnerzielung an der Sharing Economy beteiligen, stehen Nachhaltig-
keitsaspekte weniger im Fokus der unternehmerischen Tätigkeit – oder es können Nachhal-
tigkeitsaspekte v.a. zur Legitimation des eigenen unternehmerischen Handelns „vorgescho-
ben“ werden. 
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Spezialfall: Online-Plattformen als Vermittler von Sharing-Angebot und  
-Nachfrage 
Anbieter von Online-Plattformen für Sharing-Formate haben sich zum Teil schon weit von 
Sharing-Konzepten entfernt, die an Gemeinwohl und Nachhaltigkeit orientiert sind. Dies trifft 
insbesondere für die Vermittlung von Dienstleistungen zu, wie z.B. UberPop für die Vermitt-
lung von privaten Fahrdiensten. Kritisch zu beurteilen ist hierbei, dass insbesondere Leitan-
bieter, die den Markt dominieren, die Zugangsbedingungen für Anbieter diktieren können19 
(vgl. Wedde/Wedde 2015, S. 1). Einerseits können Plattformen so die Preise diktieren (vgl. 
Gruber 2016) und Vermittlungsgebühren erheben (diese liegen bei Uber bei rund 20 Pro-
zent), was den Umsatz der eigentlichen Arbeitskräfte schmälert. Zudem beteiligen sich diese 
Plattformen nicht unbedingt an den Risiken der Arbeitskräfte, wie z.B. Unfall, Krankheit, Al-
tersvorsorge, Arbeitslosigkeit, Pflege, die von den Arbeitskräften selber getragen werden 
müssen (Eichhorst/Spermann 2015, S. 2). Zusammengenommen kann dies dazu führen, 
dass sich neue Billiglohnbranchen entwickeln, etwa durch UberPop bei der Vermittlung pri-
vater Fahrdienste in Konkurrenz zum Taxigewerbe (Wedde/Wedde 2015, S. 3). UberPop für 
die Vermittlung von privaten Fahrdiensten ist in Deutschland seit dem Gerichtsurteil des 
Oberlandesgericht Frankfurt vom 9.6.2016 (OLG 2016) verboten, indem UberPop untersagt 
wurde, entgeltliche oder gewerbliche Fahrten an Leute zu vermitteln, die keine Genehmi-
gung nach dem Personenbeförderungsgesetz (PBefG) haben.  
Aber auch NutzerInnen von Plattform-Angeboten können Risiken ausgesetzt sein, wenn 
(Sicherheits-) Standards von Plattform-Angeboten von den gesetzlichen Standards abwei-
chen. „So dienen die Vorschriften für die Beförderung von Personen und die Vorschriften bei 
der Unterbringung von Hotelgästen im Wesentlichen dem Schutz der Konsumenten“ (Eich-
horst/Spermann 2015, S. 2). 

Gleichzeitig versuchen einige Plattform-Anbieter, die von ihnen vermittelten Angebote als 
neue Dienstleistungen zu definieren, um so gesetzliche Vorgaben zu umgehen. So bezeich-
net UberPop die von ihnen vermittelten Fahrten nicht als „Taxifahrten“, sondern als „private 

                                                
19 Bei Sharing-Angeboten, die über Plattformen organisiert werden, zeigt sich ein Entwicklungstrend dahinge-
hend, dass ursprünglich nicht-kommerzielle Plattformen, die erfolgreich sind und stark wachsen, ab einer gewis-
sen Größenordnung von einem zunächst kostenfreien und kostengünstigen Angebot in ein gebührenpflichtiges 
Angebot umgewandelt werden. So führte mitfahrgelegenheit.de im Jahr 2013 als damals größte Plattform für 
Mitfahrgelegenheiten eine Gebühr von 11 Prozent für Fahrten über 100 Kilometer ein (vgl. Kramper 2013). Bei 
den NutzerInnen der alternativen Mobilitätsplattform, die 2001 von Studierenden in München gegründet worden 
war, stieß die Gebühreneinführung jedoch nicht auf große Akzeptanz. Nach Protesten insbesondere in den so-
zialen Medien gingen die Nutzerzahlen stark zurück. Im März 2016 stellte die einstige Erfolgsgeschichte mitfahr-
gelegenheit.de, in die auch Daimler als Investor eingestiegen war, endgültig ihren Betrieb ein (vgl. Strathmann 
2016). In der Zwischenzeit hatten kleinere, kostenfreie Alternativen zur Vermittlung von Mitfahrgelegenheiten an 
Popularität gewonnen (ebd). So hatte bereits 10 Tage, nachdem mitfahrgelegenheit.de die Gebühreneinführung 
ankündigte, der Dienst BlaBlaCar aus Frankreich seine kostenlose Plattform zur Vermittlung von Mitfahrgelegen-
heiten eingeführt und konnte viele unzufriedene NutzerInnen von mitfahrgelegenheit.de gewinnen (ebd.). Heute 
ist BlaBlaCar Deutschlands größter Vermittler von Mitfahrgelegenheiten. Seit BlaBlaCar im Jahr 2016 Gebühren 
eingeführt hat, scheint sich die Geschichte vom „Aufstieg und Niedergang“ von mitfahrgelegenheit.de möglicher-
weise auch für BlaBlaCar zu wiederholen (vgl. Stürzenhofecker 2016). 
Die beschriebene Geschichte von mitfahrgelegenheit.de und BlaBlaCar zeigt, dass Plattformen ab einer gewis-
sen Größe ihre Marktmacht dafür nutzen, um Gebühren für ihre Vermittlungsleistungen zu verlangen und ihr 
Angebot zu kommerzialisieren. Nicht umsonst versuchen solche Unternehmen, möglichst monopolistische Struk-
turen aufzubauen, „die eine weitere Gebührenerhöhung und die Durchsetzung zwingender Vorgaben für Nutzer 
er Portale ermöglichen (‚Winner-takes-all-Prinzip’)“ (Wedde/Wedde 2015, S. 3). Solche Prozesse vollziehen sich 
auf globaler Ebene, wie die ausgeprägte Dominanz von US-amerikanischen Firmen zeigt (ebd.), wie z.B. bei der 
Plattformen airbnb und Uber.!
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Mitfahrten gegen Kostenerstattung“ (ebd.). „Hieraus folgern die Betreiber, dass die vermittel-
ten Angebote nicht den gesetzlichen Vorgaben unterliegen, die in Deutschland ansonsten 
für Hotelbetreiber und Taxifahrer gelten“ (ebd.). Wedde und Wedde folgern aus diesen ne-
gativen Effekten von Anbietern von Sharing-Plattformen, dass aus der gleichberechtigten 
Sharing Economy „so schnell ein neuer „Plattform-Kapitalismus“ (ebd., S. 1) bzw. eine un-
abhängige Plattformökonomie (ver.di 2016) werden könne. 

Relevanz für die politische Gestaltung 
Insgesamt stehen Gesetzgeber und Tarifparteien vor der Herausforderung, einerseits die 
positiven Entwicklungen der Sharing Economy zu fördern, wie Ressourcenschonung und 
Beschäftigungschancen für die Menschen, und andererseits negativen Entwicklungen ent-
gegenzuwirken, wie Rebound-Effekten und einer Aufweichung des Arbeitnehmer- und Kon-
sumentenschutzes (vgl. Eichhorst/Spermann 2015, S. 2). 

Beispiel für eine „Plattform-Ökonomie“: UberPop 

Ein prominentes Beispiel für die Risiken, die mit Sharing-Formaten verbunden sein können, 
ist Uber. Uber ist ein 2009 gegründetes amerikanisches Unternehmen mit Sitz in San Fran-
cisco. Uber bietet als Online-Plattform verschiedene Vermittlungsdienste zur Personen- und 
Güterbeförderung an. Dabei ist zu unterscheiden zwischen der Vermittlung von Fahrdiens-
ten an konzessionierte Beförderungsanbieter und private Fahrdienste. Private Fahrdienste 
sind über UberPop vermittelt worden, seit 2016 aber in Deutschland verboten, da sie vom 
Oberlandesgericht (OLG) Frankfurt a.M. als wettbewerbswidrig eingestuft worden sind. Wei-
tere Vermittlungsdienste, die von Uber in manchen Städten weltweit angeboten werden, sind 
beispielsweise UberSUV für „luxuriöse SUVs mit professionellen Fahrern“, UberSELECT 
„Fahrer mit Höchstwertungen und erstklassigen Limousinen“, UberPOOL für Fahrten, die 
man mit anderen Personen teilen kann, UberMOTO für Fahrdienste auf dem Roller (insbe-
sondere in asiatischen Städten) oder uberRUSH für Lieferfahrten.  

Weltweit gibt es in 529 Städten jeweils unterschiedliche Uber-Vermittlungsangebote (Stand 
Februar 2017, www.uber.com.de). In Deutschland vermittelt Uber derzeit nur in zwei Städten 
Fahrangebote (Stand Februar 2017):  

• In Berlin werden über den Service UberTAXI reguläre Taxi-Fahrten vermittelt und über 
UberX ausschließlich Fahrten an professionelle, konzessionierte Beförderungsanbieter 
(www.uber.com/info/uber-in-berlin). 

• In München gibt es neben UberX zudem UberBLACK, das schwarze Autos mit profes-
sionellen Fahrern vermittelt und UberVAN, das Fahrten mit geräumigeren Fahrzeugen 
vermittelt (www.uber.com/de/cities/munich). 

Bei den Uber-Angeboten in Berlin und München handelt es sich ausschließlich um Fahrleis-
tungen, die an konzessionierte Beförderungsunternehmer vermittelt werden. Private Fahr-
dienste durch UberPop sind im Juni 2016 durch das Oberlandesgericht (OLG) Frankfurt a.M. 
deutschlandweit verboten worden, da UberPop Beförderungsleistungen durch Privatfahrer 
vermittelt, die nicht über eine Erlaubnis nach dem Personenbeförderungsgesetz (PBefG) 
verfügen (OLG 2016).  
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Gegen UberPop hat es weltweit in vielen Städten Proteste und Klagen aus dem Taxigewer-
be gegeben (vgl. The Telegraph 2015). Taxen sind in Deutschland neben Bussen und Bah-
nen Teil der öffentlichen Personennahverkehrs (ÖPNV) und unterliegen der Regulierung 
durch das PBefG. Hierzu zählen u.a. Preisregulierung und Konzessionierung, wodurch das 
Taxigewerbe genehmigungspflichtig ist (Pape/Wein 2014, S. 1). Bei UberPop hingegen sind 
die Voraussetzungen für Fahrer lediglich, dass sie mindestens 21 Jahre alt sind, ein „tadel-
loses“ Führungszeugnis aufweisen und im Bundesverkehrszentralregister nicht wesentlich 
belastet sind. Ein Personenbeförderungsschein wird nicht benötigt. Das Fahrzeug darf nicht 
älter als neun Jahre sein (ebd., S. 7). Die UberPop-Preise sollen etwa 30% unterhalb der 
regulären Tarife liegen (ebd.), Uber behielt sich 24,2% der erhobenen Fahrpreise ein (OLG 
2016). „Unklar ist, ob für die Beförderung Versicherungsschutz besteht oder ob gegenüber 
der Kfz-Versicherung nicht angezeigt und damit nicht abgedeckte Personenbeförderungen 
im Schadensfall zu Regressansprüchen gegenüber dem Fahrer führt“ (Pape/Wein 2014, S. 
7). Ver.di kritisiert an UberPop, dass bestehende Regulierungen der Personenbeförderung 
umgangen werden, um einen Beschäftigtenstatus der FahrerInnen und damit ihrer Arbeit-
nehmerschutzrechte zu umgehen (zugesichertes Arbeitsvolumen, Sozialversicherungen, 
Einkommenssteuer, Altersvorsorge, Höchstarbeitszeiten) (ver.di 2016, S. 2). Vor diesem 
Hintergrund ist die Vermittlung privater Fahrten durch Uber in den letzten Jahren in vielen 
Städten und Ländern verboten worden – so z.B. 2014 in Spanien, 2015 in Italien und Frank-
reich und 2016 in Deutschland. 

Als Reaktion auf die Verbote von UberPop zur Vermittlung privater Fahrdienste hat Uber im 
Jahr 2015 sein neues Angebot UberX gestartet – zunächst in den Städten Frankfurt, Ham-
burg, Düsseldorf, München und Berlin (dpa 2015a). Mit UberX möchte sich Uber an die be-
stehenden Regulierungsvorschriften in Deutschland halten. Alle Fahrer besitzen demnach 
eine Konzession nach dem Personenbeförderungsgesetz und die eingesetzten Fahrzeuge 
sind offiziell als Mietwagen zugelassen und entsprechend versichert. Mit UberX wolle das 
Unternehmen die Durchschnittstarife preislich um bis zu 20 Prozent unterbieten, durch eine 
höhere Auslastung der Fahrzeuge als bei Taxiunternehmen (dpa 2015a). Bereits nach we-
nigen Monaten hat sich Uber in 2015 aus Hamburg, Frankfurt und Düsseldorf aber komplett 
zurückgezogen. Ein Grund dafür waren zu wenige Fahrer, für die sich der Prozess zum 
selbständigen Mietwagenunternehmer als zu zeit- und kostenintensiv erwiesen habe (dpa 
2015b). Zunächst wolle man sich verstärkt auf Berlin und München zu konzentrieren, die 
zum damaligen Zeitpunkt im Oktober 2015 70 Prozent des Deutschlandgeschäfts ausma-
chen würden (ebd.).  

Auch das neue Geschäftsmodell UberX wird seitens regulärer Mitfahrdienste kritisch gese-
hen, da bezweifelt wird, dass UberX den deutschen Gesetzen vollständig entspreche (dba 
2016) und da angenommen wird, dass sich die Dienstleistung für die Fahrer nur durch 
„Schwarzarbeit und Selbstausbeutung“ lohne, aufgrund der niedrigeren Preise im Vergleich 
zum Taxigewerbe und dem Provisions-Abzug für Uber (Schumacher 2015). Für Mietwagen-
fahrer gilt zudem die Rückkehrpflicht, das heißt dass Mietwagenfahrer nach einem Auftrag 
zu ihrem Betriebssitz zurückkehren müssen und nicht, wie Taxis, direkt zum/zur nächsten 
KundIn fahren dürfen. Unter anderem wegen der Verletzung der Rückkehrpflicht ist das 
neue Geschäftsmodell UberBLACK, das dem Geschäftsmodell von UberX entspricht, in ei-
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nem Urteil des Kammergerichts Berlin vom 11.12.2015 (Az. 5 U 31/15) 2015 in Berlin verbo-
ten worden. 

Uber kritisiert sowohl die Rückkehrpflicht als auch die Ortskundeprüfung für Taxifahrer als 
„ein Relikt aus einer internetfreien Vergangenheit“, das heute „weder ökonomisch noch öko-
logisch zeitgemäß“ sei und mehr Wettbewerb zugunsten der KundInnen verhindere (Uber-
Sprecher Nestmann nach Schumacher 2015; vgl. zudem Hansen 2014). Auch in einer Quel-
le aus der Wissenschaft wird eine gewisse Anpassung der Gesetzeslage an aktuelle techni-
sche Entwicklungen, wie von Uber gefordert, zugestimmt, z.B. hinsichtlich der Ortskunde-
prüfung (Pape/Wein 2014, S. 21f). Um den Taximarkt nicht aus den Städten zu verdrängen, 
sei nach Pape und Wein die Übertragung von Tarifbindung und Konzessionsbeschränkung 
auf den Mietwagenmarkt notwendig (ebd., S. 21). 

Als Reaktion des Verbots des Limousinen-Fahrdienstes UberBLACK in Berlin hat Uber eine 
Studie bei Prognos in Auftrag gegeben, um die eigene Forderung nach Aufhebung der 
Rückkehrpflicht zu bestärken. Die nicht frei zugängliche Studie kommt zu dem Ergebnis, 
dass die Aufhebung der Rückkehrpflicht den Leerfahrtenanteil von Limousinen um mehr als 
20 Prozent reduzieren würde, rund 170 Millionen Fahrkilometer eingespart werden könnten 
und die CO2-Emissionen ohne überflüssige Fahrten um rund 30.000 Tonnen verringert wer-
den könnten (Uber Newsroom 2015). 

 

Zwischenfazit zur Sharing Economy 
Die Beschreibung der Sharing Economy zeigt vor allem die folgenden Aspekte auf: 

• Es gibt sowohl nicht-kommerzielle als auch kommerzielle Sharing-Formen, die beide 
zur Sharing-Economy gehören. Sowohl kommerzielle als auch nicht-kommerzielle 
Sharing-Formen sollen in dieser Arbeit berücksichtigt werden, da sie politisch gestaltet 
werden können. Somit entsprechen nicht alle im Folgenden betrachteten Sharing-
Formate sämtlichen Kriterien Alternativer Ökonomien (z.B. „nicht allein profitorien-
tiert/alternative Kosten-Nutzen-Betrachtung“ oder „Gemeinwohlorientierung“). Im Vor-
dergrund stehen bei Sharing-Formaten v.a. Kriterien Alternativer Ökonomien wie „posi-
tive ökologische Wirkungen“ oder „Linderung Wachstumszwang und -drang“ (vgl. Ka-
pitel 3, Wuppertal Institut 2017), sowie je nach Sharing-Format „Förderung von Le-
bensqualität und Gemeinschaft“. 

• Prinzipiell zu unterscheiden sind die verschiedenen Sharing-Formate, die häufig zwi-
schen Privatpersonen stattfinden, und die verschiedenen Anbieter von Sharing-
Formaten (z.B. Internet-Plattformen als „Plattformökonomien“). Die Orientierung an 
Nachhaltigkeits- und Gemeinwohlkriterien kann je nach Anbieter der Sharing Economy 
und der vermittelnden Plattformen unterschiedlich ausfallen, ebenso wie Sharing-
Angebote an sich (z.B. Carsharing mit Kleinfahrzeugen gegenüber Carsharing mit 
SUVs).  

• Die Politik sollte die Sharing Economy aktiv gestalten, um positive Wirkungen und 
Entwicklungen zu fördern und negativen Wirkungen und Entwicklungen entgegenzu-
wirken. 
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4.2.2 Sharing Economy im Mobilitätsbereich: Formen, Entwicklungstendenzen 
und Nachhaltigkeitsrelevanz 

Auch im Mobilitätsbereich gilt: Formen des Teilens gab es schon immer – sei es das von der 
Nachbarin geliehene Fahrrad oder Auto, das Mitfahren im Pkw eines Kollegen für den Weg 
zur Arbeit oder die gemeinschaftliche Nutzung öffentlicher Verkehrsmittel oder der Verkehrs-
infrastrukturen. Durch Internet und Smartphones mit mobilem Internet haben Formen der 
Sharing Economy gerade im Mobilitätsbereich in den letzten Jahren eine dynamische Ent-
wicklung erfahren. Nach Eichhorst und Spermann ist es das Jahr 2008, ab dem die Entwick-
lung der Sharing Economy an Fahrt aufgenommen habe (2015, S. 3) – ein Jahr nach 
Markteinführung des iPhone von Apple (vgl. Jansen 2017). Darüber hinaus haben gerade im 
Mobilitätsbereich geänderte Präferenzen (Nutzen statt Besitzen) dazu beigetragen, dass 
Sharing-Formate an Attraktivität gewonnen haben: Studien weisen darauf hin, dass der Be-
sitz eines eigenen Autos bei jungen Menschen eine geringere Rolle spielt, da die Bedeutung 
des Autos als Statussymbol abnimmt und das Auto stärker als Gebrauchsgegenstand wahr-
genommen wird. Stattdessen gewinnt die individuelle, multimodale und per Smartphone 
organisierte Mobilität an Bedeutung und das Smartphone erhält in einer Studie mit rund 
3.000 jungen Erwachsenen bei jedem zweiten einen höheren Stellenwart als das aktuellste 
Automobil (Prophet 2015). 

Im Mobilitätsbereich gibt es eine große Anzahl unterschiedlicher Sharing Formate. Die Ta-
belle 6 gibt einen Überblick über verschiedene Sharing-Formate im Mobilitätsbereich, seit 
wann es sie in etwa gibt und welche Nachhaltigkeitsrelevanz von ihnen ausgeht. 

Als frühes Sharing-Format kann bereits die geteilte Nutzung öffentlicher Verkehrsmittel an-
gesehen werden. Geteilte Verkehrsmittel können sowohl von der öffentlichen Hand im Sinne 
des Gemeinwohls bereitgestellt werden (ÖPNV) als auch privatwirtschaftlich betrieben wer-
den (Fluggesellschaften). Die Umweltwirkungen sind dabei je nach Verkehrsmittel unter-
schiedlich zu bewerten – geringere Umweltwirkungen beim ÖPNV, der eine Alternative zum 
Pkw darstellt, und höhere Umweltwirkungen beim Flugzeug, die aufgrund der Höhe, in der 
sie entstehen, eine besonders schädigende Wirkung für das Klima entfalten. Darüber hinaus 
stehen Gemeinwohlorientierung beim ÖPNV der Profitorientierung der Fluggesellschaften 
gegenüber. 

Sharing-Formate im Personenverkehr, die insbesondere in den letzten Jahren an Bedeu-
tung gewonnen haben, sind beispielsweise Carsharing, Mitfahrgelegenheiten und Fahrrad-
verleihsysteme. Beim Carsharing ist zu unterscheiden zwischen stationsgebundenem Car-
sharing, das es in kleinerem Umfang bereits seht mehr als 25 Jahre gibt, und dem free-
floating Carsharing, bei dem das Fahrzeug stationsungebunden frei im Straßenraum abge-
stellt werden kann und das es erst seit 2009 in Deutschland gibt (vgl. Tabelle 6). Bei öffentli-
chen Fahrradverleihsystemen gibt es die Vorläufer der ersten stationsbasierten Fahrradver-
leihsysteme bereits seit den 1960er Jahren, seit 2007 ist ein sprunghafter Anstieg öffentli-
cher Fahrradverleihsysteme in deutschen Städten zu verzeichnen (Monheim et al. 2011, S. 
4-6). Seit 2010 gibt es in Deutschland die ersten öffentlichen free-floating Fahrradverleihsys-
teme und seit 2011 öffentliche Fahrradverleihsysteme für Pedelecs (Stoll 2011, S. 1). Der 
Verleih von Lastenrädern hat seit dem Jahr 2013 an Bedeutung gewonnen – wenn auch 
weiterhin auf niedrigem Niveau, da der Verleih von Lastenrädern in der Regel von kleinere 
Initiativen, teilnehmenden Einrichtungen und ehrenamtlich arbeitenden Vereinen getragen 
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wird. Seit ca. 2015 gibt es zudem die ersten öffentlichen Verleihsysteme für Elektro-Roller, 
z.B. in Berlin und München. Auch Sharing-Formate für innerstädtische Parkplätze werden 
seit ca. 2013 über mehrere Plattformen vermittelt. Auch wenn letzteres eine effizienter Flä-
chennutzung und eine Verringerung von Parksuchverkehr ermöglicht, überwiegen hier doch 
die negativen ökologischen Effekte, indem Parkplatz-Sharing den Zugang zu Parkplätzen 
erleichtert und dadurch zusätzlichen Verkehr induzieren kann – gerade in sensiblen Innen-
stadtbereichen. 

Auch im Güterverkehr und in der Logistik gibt es in den letzten Jahren neue Sharing 
Formate. Simmet weist darauf hin, dass die vier Hauptbereiche von Sharing-Formaten in der 
Logistik vor allem Transport, Fracht, Lagerung sowie Kurier-/Express-/Paket-Dienste (KEP) 
sind (Simmet 2015). Sharing-Formate können hier somit z.B. die Vermittlung und Teilung 
freier Ladeflächen sein, die geteilte Nutzung von Lagerräumen und der Einsatz von Privat-
personen als Lieferanten (vgl. Tabelle 6). Eine neue Form der Sharing Economy im Lo-
gistikbereich, die über die neuen digitalen Anwendungen entstanden ist, ist beispielsweise 
die geteilte Nutzung privater Kofferräume für die Paketzustellung, bei der Lieferdiensten 
über Smartphone Zugriff auf den Kofferraum von Privat-Pkw erhalten und Sendungen dort-
hin liefern können (Audi AG 2015, DHL 2016). Ein Überblick über verschiedene Sharing-
Formate im Güterverkehr und in der Logistik ist ebenfalls in Tabelle 6 dargestellt. 
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Tabelle 6: Beispiele der Sharing Economy im Mobilitätsbereich 

Mobilitäts-
bereich 

Alternative  
Ökonomie Kurzbeschreibung 

Nachhaltigkeitsrelevanz  
(positiv/negativ) – beispielhaft  

Seit wann gibt 
es die Sharing 
Economy? 

Anbieter Beispiele und Links (Auswahl) 

MIV 
Carsharing  
(stationsbasiert) 

Geteilte Nutzung von 
Fahrzeugen, Fahrzeuge 
werden an Stationen ge-
mietet und zurückgegeben. 

+ Kann autofreien Lebensstil unter-
stützen 

+ Kann multimodales Mobilitätsver-
halten und ÖPNV-Nutzung unter-
stützen 

+ Kann zur Reduzierung von Privat-
Pkw beitragen 

+ Kann Stellplatzbedarf verringern 
+ Zusätzliche Mobilitätsoption 
+ Bedarfsgerechtere Fahrzeugwahl 

möglich 
+ Tendenziell modernere, effiziente-

re Fahrzeuge als in der Gesamt-
flotte 

− Kann Konkurrenz zum ÖPNV 
darstellen 

Seit mehr als 
25 Jahren  

Unternehmen, Deut-
sche Bahn 
Gemeinnützige Ver-
eine 
Nachbarschaftsverei-
ne 
Stadtwerke  

cambio Mobilitätsservice GmbH & 
Co KG (www.cambio-
carsharing.de) 
stadtmobil (www.stadtmobil.de)  
Flinkster (www.flinkster.de)  
book-n-drive (www.book-n-drive.de)  
Stattauto (www.stattauto.com)  
Stadtwerke Augsburg Carsharing-
GmbH (https://www.swa-
carsharing.de/)  

MIV 
Carsharing  
(free floating) 

Geteilte Nutzung von 
Fahrzeugen, Fahrzeuge 
werden per App geortet 
und auf frei gewählten 
Stellplätzen im Bedie-
nungsgebiet abgestellt. 

+ Siehe Carsharing 
+ (stationsbasiert) 
− Kann Konkurrenz zum ÖPNV 

darstellen (stärker als stationsba-
siertes Carsharing) 

Seit 2009 
Unternehmen (der 
Automobilbranche) 

car2go 
(https://www.car2go.com/DE/de/) 
Drive Now (https://de.drive-
now.com)  

MIV 
Carsharing 
(kombiniert) 

Geteilte Nutzung von 
Fahrzeugen, kleinere free 
floating Flotte ergänzt 
stationsbasiertes Angebot 

+ Siehe Carsharing 
+ (stationsbasiert) 
− Kann Konkurrenz zum ÖPNV 

darstellen 

Seit 2012 
Stationsbasierte Car-
sharing-Unternehmen 

stadtmobil Hannover GmbH 
(https://hannover.stadtmobil.de)  
Stadtmobil Rhein-Neckar AG 
(https://rhein-neckar.stadtmobil.de) 
Stadtteilauto Osnabrück GmbH 
(https://www.stadtteilauto.info)  
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Mobilitäts-
bereich 

Alternative  
Ökonomie Kurzbeschreibung 

Nachhaltigkeitsrelevanz  
(positiv/negativ) – beispielhaft  

Seit wann gibt 
es die Sharing 
Economy? 

Anbieter Beispiele und Links (Auswahl) 

MIV 
Privates  
Carsharing 

Geteilte Nutzung von 
Fahrzeugen, Privatleute 
vermieten ihr Fahrzeug 

+ Siehe Carsharing  
+ (stationsbasiert) 
+ Standzeitverringerung der Pkw 
+ Privatleute können einen Teil ihrer 

laufenden Pkw-Kosten decken 
− Kann Konkurrenz zum ÖPNV 

darstellen 

Zwischen Pri-
vatpersonen: 
informell seit es 
Autos gibt.  
Vermittelt über 
Internet-
Plattformen: 
seit ca. 2010 

Privatpersonen, ver-
mittelt über Internet-
Plattformen 
Plattformen: Unter-
nehmen 

Drivy (www.drivy.de)  
Croove (www.letscroove.com/) 
tamyca (https://www.tamyca.de)  

MIV Mietwagen 

Geteilte Nutzung von 
Fahrzeugen, eher länger-
fristiger Verleih, höherer 
Formalisierungsgrad  

+ Kann autofreien Lebensstil unter-
stützen 

 

Lange - seit es 
Fahrzeuge gibt Unternehmen 

Sixt (www.sixt.de)  
Avis (www.avis.de)  
Europcar (www.europcar.de)  

MIV Cash Car 

Anschaffung eines Pkw 
durch eine Privatperson 
(durch Leasing), danach 
zeitweise Bereitstellung 
des Fahrzeugs für Carsha-
ring, wodurch die Leasing-
raten gesenkt werden. 

+ Kann autofreien Lebensstil unter-
stützen 

+ Privatpersonen können einen Teil 
ihrer laufenden Pkw-Kosten de-
cken 

 

Pilotprojekte in 
Deutschland 
Ende der 1990er 
Jahre, keine 
Hinweise auf 
aktuelle Umset-
zung 

Privatpersonen 
Pilotprojekt Mobiball (1998-2003) 
(http://www.mobiball.de/projekte/ca
shcar)   

MIV 
Fahrdienste 
(konzessionierte Beför-
derungsunternehmen) 

Über eine Internet-
Plattform werden Perso-
nenbeförderungsleistungen 
an konzessionierte Beför-
derungsunternehmen 
vermittelt. 

+ Kann autofreien Lebensstil unter-
stützen 

− Konkurrenz zu ÖPNV  
− Risiko von Schwarzarbeit und 

Selbstausbeutung aufgrund von 
geringeren Gewinnmargen für die 
Fahrer 

UberX  
seit 2015 

(Selbstständige) kon-
zessionierte Mietwa-
genunternehmer  

UberX 
(http://www.uberxgermany.com)  
UberBLACK: in München 
(www.uber.com/de/cities/munich); 
in Berlin 2015 verboten, u.a. wegen 
Verstoß gegen Rückkehrpflicht. 
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Mobilitäts-
bereich 

Alternative  
Ökonomie Kurzbeschreibung 

Nachhaltigkeitsrelevanz  
(positiv/negativ) – beispielhaft  

Seit wann gibt 
es die Sharing 
Economy? 

Anbieter Beispiele und Links (Auswahl) 

MIV 
Fahrdienste 
(privat) 

Über eine Internet-
Plattform werden Perso-
nenbeförderungsleistungen 
in Privatfahrzeugen mit 
Privatpersonen als Fahrern 
vermittelt. Bezahlung bei 
WunderCar per „Trink-
geld“. 

+ Kann autofreien Lebensstil unter-
stützen 

− Konkurrenz zu Taxigewerbe und 
ÖPNV  

− Fehlende Beteiligung an den Risi-
ken der Arbeitskräfte 

− Erhöhung des Fahraufwands 
möglich durch Leerfahrten 

− Sicherheitsrisiken durch unsiche-
ren Fahrzeug-Zustand und ge-
sundheitlicher Eignung der Fahrer 

− Große Online-Plattformen können 
ihre Marktmacht ausnutzen, z.B. 
zur Gebührenerhebung 

Seit ca. 2008; 
Fahrdienste von 
Privatpersonen 
über UberPop 
sind in Deutsch-
land seit dem 
Gerichtsurteil 
des Oberlan-
desgericht 
Frankfurt vom 
9.6.2016 (OLG 
2016) verboten.  

Privatpersonen 
Vermittlung über 
Internet-Plattformen 

UberPop (www.uber.com/de), wur-
de 2016 deutschlandweit verboten.    
WunderCar (www.wunder.org), 
wurde 2014 in Hamburg verboten, 
heute nur noch außerhalb Deutsch-
lands aktiv, z.B. in Manila, Rio de 
Janeiro, Nairobi (Scherkamp 2016). 

 

MIV 
Mitfahrgelegenheiten/ 
Fahrgemeinschaften 

Privatpersonen bieten das 
Mitfahren Personen auf 
einer definierten Strecke 
bzw. Teilstrecke an 

+ Steigerung der Pkw-Auslastung, 
dadurch Effizienzerhöhung einer 
Pkw-Fahrt 

+ Kann autofreien Lebensstil unter-
stützen 

− Sicherheitsrisiken durch unbe-
kannten Fahrstil des Fahrers und 
Zustand des Pkws; 

− Große Online-Plattformen können 
ihre Marktmacht ausnutzen, z.B. 
zur Gebührenerhebung. 

Seit ca. 2000 
(Gründung von 
mitfahrzentra-
le.de im Jahr 
2001)  

Privatpersonen 
Vermittlung über 
Internet-Plattformen 

BlaBlaCar (www.blablacar.de)  
MiFaZ (www.mifaz.de)  
Bessermitfahren 
(www.bessermitfahren.de)   
ADAC Mitfahrclub (www.adac-
mitfahrclub.de)  
Drive2day (www.drive2day.de)  
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Mobilitäts-
bereich 

Alternative  
Ökonomie Kurzbeschreibung 

Nachhaltigkeitsrelevanz  
(positiv/negativ) – beispielhaft  

Seit wann gibt 
es die Sharing 
Economy? 

Anbieter Beispiele und Links (Auswahl) 

MIV Parkplatzsharing 
Vermietung von privaten 
Parkplätzen/Stellplätzen an 
Privatpersonen 

+ Effizientere Flächennutzung 
+ Geringerer Parksuchverkehr 
+ Zusätzliche Einnahmequelle für 

Privatpersonen 
− Ein leichterer Zugang zu Parkplät-

zen kann zusätzlichen Verkehr in 
sensiblen Innenstadtbereichen 
verursachen, die auch gut mit dem 
ÖPNV erreichbar wären 

Seit ca. 2013 
Privatpersonen 
Vermittlung über 
Internet-Plattformen 

Ampido (www.ampido.com)  
Parkinglist (www.parkinglist.de)  
Parkplace (https://parkplace.de)  
Parku (www.parku.de)  
Unser Parkplatz 
(www.unserparkplatz.de)  

 

MIV 
Vollautonomes Fahren 
mit Flottenfahrzeugen 
(„Robo-Taxis“) 

Selbstfahrende Fahrzeuge 
im Flottenbesitz als neue 
Form des Carsharing 

+ Durch weniger Stellplatzbedarf ist 
eine effizientere Flächennutzung 
möglich  

− Möglicherweise Konkurrenz zum 
ÖPNV 

− Wirkungen auf Ressourcenver-
brauch schwer abschätzbar wegen 
möglicher Rebound-Effekte („Fah-
ren statt Besitzen“) 

Erste Testbe-
triebe seit 2016 
in Singapur, 
Pittsburgh und 
San Francisco; 
Zeitperspektive 
für Deutschland 
wegen Rechts-
fragen unklar  

Automobilhersteller 
Verkehrsbetriebe und 
Nahverkehrsanbieter 
 

Erster Testbetrieb seit August 2016 
in Singapur mit dem Start-up Nu-
Tonomy (Peer 2016) 
Uber in Pittsburgh seit September 
2016 (Uber 2016a) 
Uber im Dezember 2016 zeitweise 
in San Francisco (Uber 2016b), 
Einstellung wegen fehlender Lizenz 
(FAZ 2016) 

MIV 
(Elektro-)Roller-Verleih 
(free floating) 

Vermietung von (Elektro-) 
Rollern mit stationsunge-
bundenem Verleih (Helme 
inklusive), Parken auf 
Gehsteigen erlaubt, Laden 
erfolgt durch MitarbeiterIn-
nen (Akkutausch)20 

+ Weniger Flächenbedarf als beim 
Pkw 

+ Einsatz alternativer Antriebe sinn-
voll möglich 

− Konkurrenz zu ÖPNV, Fahr-
rad(verleihsystemen), zu Fuß Ge-
hen 

− Wenn kein E-Roller: Hoher Lärm-
pegel 

Seit ca. 2015 
Unternehmen 
Stadtwerke 
 

Coup (seit 2016 in Berlin) 
(https://joincoup.com)  
eMio (seit 2015 in Berlin) 
(https://emio-sharing.de) 
scoo.me (seit 2015 in München und 
Köln) (https://scoo.me)  
stella-sharing (seit 2016 in Stutt-
gart) (https://stella-sharing.de) 
Janoo (seit 2015 in Hamburg 
(http://jaano.de)  

                                                
20 Vgl. Schwierz 2016. 
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Mobilitäts-
bereich 

Alternative  
Ökonomie Kurzbeschreibung 

Nachhaltigkeitsrelevanz  
(positiv/negativ) – beispielhaft  

Seit wann gibt 
es die Sharing 
Economy? 

Anbieter Beispiele und Links (Auswahl) 

Fahrrad Fahrradverleih 
Verleih von Fahrrädern an 
einzelnen Ausleihpunkten 

+ Emissionsfreier, energieeffizienter 
und flächensparender Nahverkehr 

+ Erhöhung der Mobilitätsoptionen 
+ Unterstützung einer flexiblen, 

multimodalen Mobilität 

Seit langem 

z.B. Fahrradhändler, 
Radstationen, Fahr-
radverleih in touristi-
schen Orten, Hotels, 
Unterkünfte  

Radstationen Dormagen21, Köln 
(www.radstationkoeln.de), Müns-
ter22 
Radverleih- und Radservice-
Stationen in der Eifel23 

Fahrrad 
Öffentliche Fahrradver-
leihsysteme 
(stationsbasiert) 

Verleih von Fahrrädern zu 
jeder Zeit für jedermann im 
öffentlichen Raum; Leihen 
und Abstellen der Räder 
an Stationen 

+ Emissionsfreier, energieeffizienter 
und flächensparender Nahverkehr 

+ Erhöhung der Mobilitätsoptionen 
+ Unterstützung einer flexiblen, 

multimodalen Mobilität 

Vorläufer seit 
den 1960er 
Jahren, Vorreiter 
seit ca. 2000, 
sprunghafter 
Anstieg seit 
200724  

Unternehmen 
Kommunen 
Deutsche Bahn 
Stadtwerke 
Vereine (z.B.  

Call a Bike (z.B. metropolradruhr, 
www.metropolradruhr.de)   
Chemnitzer Stadtfahrrad 
(www.chemnitzer-stadtfahrrad.de)  
StadtRAD Hamburg 
(http://stadtrad.hamburg.de)   

Fahrrad 
Öffentliche Fahrradver-
leihsysteme 
(free floating) 

Verleih von Fahrrädern zu 
jeder Zeit für jedermann im 
öffentlichen Raum; Leihen 
und Abstellen der Räder 
an Kreuzungen innerhalb 
des Bedienungsgebiets 

+ Siehe Fahrradverleihsysteme 
(stationsbasiert) 

 

Seit ca. 2010 
(Call a Bike 
München) 

Unternehmen 
Deutsche Bahn 

Call a Bike flex (z.B. Köln, Mün-
chen: www.callabike-
interaktiv.de/de)  
KVB-Rad (Köln, www.kvb-rad.de)  

Fahrrad 
Öffentliche Fahrradver-
leihsysteme 
(Pedelecs) 

Verleih von Pedelecs an 
öffentlichen Fahrradver-
leihstationen. 

+ Siehe Fahrradverleihsysteme 
(stationsbasiert) 

+ Geeigneter Einsatz für Elektromo-
bilität 

Seit 201125 
Unternehmen 
Deutsche Bahn 
Stadtwerke 

wedelecs (Stadtwerke Wedel o.J.) 
e-Call a Bike (z.B. in Stuttgart, 
www.vvs.de/pedelecsleihen)  

                                                
21 http://caritas.erzbistum-koeln.de/radstationen/dormagen/  
22 https://www.radstation.de/de/mieten/4_2.html  
23 http://www.nordeifel-tourismus.de/aktiv-natur/radfahren/verleih-und-servicestationen!!
24 vgl. Monheim et al. 2011: 4-6 
25 Nach Aussage von LeaseRad feierte das „deutschlandweit erste vollautomatisierte Pedelec-Verleihsystem (...) auf dem ersten klimaneutralen Hessentag 2011 (...) in Oberu-
sel Premiere“ (Stoll 2011, S. 1). 
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Mobilitäts-
bereich 

Alternative  
Ökonomie Kurzbeschreibung 

Nachhaltigkeitsrelevanz  
(positiv/negativ) – beispielhaft  

Seit wann gibt 
es die Sharing 
Economy? 

Anbieter Beispiele und Links (Auswahl) 

Fahrrad 
Verleih von Fahrrädern 
zwischen Privatperso-
nen 

Verleih von Fahrrädern 
zwischen Privatpersonen. 

+ Unterstützt emissionsfreie, multi-
modale Mobilität 

+ Erhöhung der Mobilitätsoptionen 
+ Unterstützung einer flexiblen, 

multimodalen Mobilität 

Seit es Fahrrä-
der gibt; 
Über Internet-
Plattformen seit 
ca. 2012 

Privatpersonen 
Vermittlung über 
Internet-Plattformen  

Spinlister (https://de.spinlister.com) 
Cycle.land (www.cycle.land)   

Fahrrad Verleih von Lastenrä-
dern 

Verleih von Lastenrädern 
an Stationen oder bei 
teilnehmenden Einrichtun-
gen (z.B. Händler) 

+ Unterstützt emissionsfreie, multi-
modale Mobilität 

+ Erhöhung der Mobilitätsoptionen 
 

Informell seit es 
Lastenräder gibt; 
Aufschwung seit 
201326 

V.a. Gemeinnützige 
Vereine 
 

Rotehausrad.de (Köln, 
www.rothehausrad.de)  
Dein Rudolf, Dortmund (http://dein-
rudolf.de)  

ÖV 
Nutzung öffentlicher 
Verkehrsmittel 

Gemeinsame Nutzung von 
Verkehrsmitteln, Transport 
gegen Gebühr 

+ Gemeinschaftliche Nutzung von 
Fahrzeugen ist effizienter als die 
Alleinnutzung von Fahrzeugen 

 

Seit es Fahrzeu-
ge gibt 

Kommunen 
Verkehrsunterneh-
men 

Verkehrsverbund Rhein-Ruhr 
(www.vrr.de)  
Wuppertaler Stadtwerke 
(www.wsw-online.de/wsw-mobil)  

ÖV Taxis Fahrdienst gegen Gebühr 

+ Kann multimodale Mobilität unter-
stützen 

− Höhere Umweltwirkungen als im 
ÖPNV 

Seit es Fahrzeu-
ge gibt 

Taxigewerbe, vermit-
telt über Taxizentra-
len 

Taxi Zentrale Wuppertal (www.taxi-
zentrale-wuppertal.com)  

ÖV Bürgerbusse 

Konzessionierter Linien-
verkehr mit Fahrplan, Hal-
testellen und Tarif; ehren-
amtliche FahrerInnen 

+ Öffentliches Verkehrsangebot in 
Regionen mit geringer Nachfrage 

+ Geringe Kosten durch ehrenamtli-
ches Engagement  

− Rückzug der öffentlichen Hand aus 
Aufgaben der Daseinsvorsorge, 
Übernahme durch ehrenamtliches 
Engagement. 

Seit 1985, Ver-
ein „Pro Bürger-
bus NRW 
e.V.“ seit 199927 

Vereine 
Verkehrsunterneh-
men 
Kommunen 
Verkehrsministerien 

Bürgerbus Emsdetten Saerbeck 
e.V. (www.buergerbus-
emsdetten.de)  
Bürgerbus Wuppertal Cronenberg 
(www.doerper-bus.de) 
In NRW gibt es 120 von bundes-
weit etwa 280 Bürgerbussen mit 
ca. 3.000 ehrenamtlichen Fahrern 
und 1,1 Mio. Fahrgästen pro Jahr28 

                                                
26 Vgl. www.dein-lastenrad.de und www.velogistics.net!!
27 Vgl. www.pro-buergerbus-nrw.de  
28 Vgl. Busse & Bahnen NRW o.J. 
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Mobilitäts-
bereich 

Alternative  
Ökonomie Kurzbeschreibung 

Nachhaltigkeitsrelevanz  
(positiv/negativ) – beispielhaft  

Seit wann gibt 
es die Sharing 
Economy? 

Anbieter Beispiele und Links (Auswahl) 

ÖV/ 
Logistik Kombinationsbus 

Personen und Güter wer-
den kombiniert befördert 
(Konzept insbesondere für 
ländliche Regioen). 

+ Stärkt ÖPNV, die Nahversorgung, 
Post- und Warensendung, dadurch 
Beitrag zur Daseinsvorsorge und 
Steigerung der Lebensqualität, ins-
besondere in ländlichen Regionen 
(vgl. raumkom 2016). 

+ Kostengünstiger Transport von 
Kleinstmengen möglich29 

Bereits ab ca. 
1900; Pilotpro-
jekt zur Wieder-
einführung in 
Deutschland 
nach skandina-
vischem Vorbild 
201230 

Verkehrsunterneh-
men 

Pilotprojekt kombiBUS 
(http://kombibus.de) 
Busgods (Schweden) / Matka-
huolto (Finnland)31 
Online-Plattform KomBus 
(www.kombus-online.eu)  

Logistik/ 
MIV 

Nutzung privater  
Kofferräume für die 
Paketzustellung 

Über eine schlüssellose 
Technologie ermöglichen 
es Besitzer von Privat-Pkw 
Lieferdiensten, Pakete in 
ihren Kofferraum zu liefern, 
wenn der Pkw im Umkreis 
der Heimatadresse steht. 

Wirkungen sind schwer abschätzbar. 
Einerseits ist eine flexiblere Zustellung 
möglich und Zusatzverkehre aufgrund 
von Nicht-Zustellbarkeit (Person im 
Haushalt nicht anwesend) können ggf. 
vermieden werden. Andererseits At-
traktivierung von Lieferverkehren und 
dadurch möglicherweise Mehrverkehr. 

Seit ca. 2013 
(Start-up card-
rops); seit 2015 
Pilotprojekte 

Amazon 
Audi 
DHL 
 

Pilotprojekt von Audi, DHL und 
Amazon (Audi AG 2015) 
Pilotprojekt von DHL und Smart 
(DHL 2016) 

Logistik/ 
Güterver-
kehr 

Börse für Vermittlung 
/Teilung freier Ladeflä-
chen 

Teilladungssystem: Trans-
port und Ladeflächen ver-
schiedener Spediteure 
werden geteilt und zu-
sammen genutzt32 

+ Vermeidung von zusätzlichem Ver-
kehr / Leerfahrten 

+ Verringerung von Transportkosten 
+ Ressourcenschonung  

(Simmet 2015) 

Vermittelt über 
Online-
Plattform ab 
ca. 1997 
(Gründung 
TimoCom) 

Spediteure 
Vermittlung über Onli-
ne-Plattformen 

TimoCom (www.timocom.de) 
Cargomatic (USA) 
(www.cargomatic.com) 
ELVIS AG 
(www.elvis-ag.com) 

                                                
29 http://kombibus.de/prinzip  
30 Vgl. http://kombibus.de/prinzip!!
31 Vgl. Monheim et al. 2013.  
32 https://hsimmet.com/2015/08/23/sharing-economy-ein-neuer-trend-in-der-logistik/!!
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Mobilitäts-
bereich 

Alternative  
Ökonomie Kurzbeschreibung 

Nachhaltigkeitsrelevanz  
(positiv/negativ) – beispielhaft  

Seit wann gibt 
es die Sharing 
Economy? 

Anbieter Beispiele und Links (Auswahl) 

Logistik/ 
Güterver-
kehr 

Geteilte Nutzung von 
Lagerräumen 

Lagerräume werden durch 
eine gemeinschaftliche 
Nutzung effektiver genutzt 
(Simmet 2017) 

+ Potenzial der räumlich näheren 
Lagerung, dadurch Verringerung 
von Verkehrsaufwand 

+ Platzersparnis 
+ Verringerung von Lagerkosten 

 Online-Plattformen 
FLEXE (USA) 
(https://www.flexe.com) 

Logistik/ 
Güterver-
kehr 

Privatpersonen als 
Lieferanten 

KundInnen sollen als Liefe-
ranten eingesetzt werden 
(Simmet 2017) 

+ Flexiblere Lieferungen 
+ Vermeidung von Verkehr 

Seit 2015 
(Nimber) 

Online-Marktplätze 

Nimber (UK; Norwegen) 
(www.nimber.com) 
Amazon, DHL (noch in Testpha-
sen) 

Logistik/ 
Güterver-
kehr 

Geteilte Nutzung von 
Schiffscontainern  + Vermeidung von Schiffsverkehr   

UPakWeShip 
(http://upakweship.com/shipping-
containers/shared/) 
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4.3 Carsharing 
4.3.1 Begriffserklärung 

Carsharing ist die organisierte, gemeinschaftliche Nutzung von Kraftfahrzeugen. Die Car-
sharing-Anbieter können dabei in sehr unterschiedlichen Rechtsformen organisiert sein, z.B. 
GmbHs, Aktiengesellschaften (AGs), Vereine oder auch Gesellschaften bürgerlichen Rechts 
(GbRs) (bcs o.J.a). Darüber hinaus gibt es das Peer-to-Peer-Carsharing, also das Teilen 
von Autos zwischen Privatpersonen. Das Peer-to-Peer-Carsharing kann sowohl über 
„schwarze Bretter“ erfolgen als auch über internetgestützte Vermittlungsplattformen, wie 
beispielsweise die Internet-Plattform „Drivy“ (www.drivy.de, vgl. auch Scholl et al. 2016, S. 
25-29).  
 

Wie funktioniert Carsharing? 

„Kunden schließen zunächst einen Rahmenvertrag mit dem Anbieter ab bzw. werden Mit-
glied in einem CarSharing-Verein. Sie bekommen dann ein Zugangsmedium für alle Kfz 
des Anbieters (Tresorschlüssel, Karte, Handy-App) und können in Zukunft jederzeit eigen-
ständig dessen Fahrzeuge nutzen. Die Fahrzeuge werden telefonisch, per App oder per 
Internet gebucht. Beim stationsbasierten CarSharing stehen die Fahrzeuge auf reser-
vierten Stellplätzen zur Verfügung. Dort wird das Fahrzeug abgeholt, dorthin wird es auch 
wieder zurückgebracht. Beim free-floating CarSharing stehen die Fahrzeuge in einem 
definierten Operationsgebiet zufällig verteilt. Sie werden per Handy geortet und können 
nach der Fahrt irgendwo im Operationsgebiet des Anbieters abgestellt werden. Während 
stationsbasierte Fahrzeuge weit im Voraus buchbar sind, lassen sich free-floatende Fahr-
zeuge nur spontan buchen. Dafür muss bei free-floating Fahrzeugen der Rückgabezeit-
punkt nicht im Voraus bestimmt werden“ (bcs o.J.a). 

 

4.3.2 Entwicklung 

Entstehungsgeschichte  
Das Konzept des Carsharings gibt es in Deutschland seit mehr als 25 Jahren. Ende der 
1980er und Anfang der 1990er Jahre wurden viele kleinere Initiativen, Nachbarschaftsgrup-
pen und gemeinnützige Vereine gegründet, um das Teilen von Autos als Alternative zum 
privaten Fahrzeugbesitz zu organisieren (Bogenberger et al. 2016, S. 159). „Der Anstoß 
kam von ökologisch motivierten Menschen, die an vielen Orten des Landes fast zeitgleich 
Vereine gründeten, um erste Autos zu teilen“ (Kremer 2014, S. 9). Während diese Grün-
dungsphase des Carsharings „durch großes ehrenamtliches Engagement“ getragen war 
(ebd.), fand seit Ende der 1990er Jahre eine Professionalisierung des Carsharings statt 
(Schwieger 2011 nach Bogenberger et al. 2016, S. 159): Dort, wo Carsharing-Anbieter eine 
bestimmte Größenordnung erreichten, wurden viele Vereine in GmbHs umgewandelt (Kre-
mer 2014, S. 9). 

Mitte der Neunziger Jahre starteten die ersten Kooperationen zwischen Verkehrsbetrieben 
bzw. Verkehrsverbünden und Carsharing-Anbietern (ebd.). Durch den Zusammenschluss 
von zwei bis dahin unabhängig voneinander agierenden Carsharing-Anbietern gibt es seit 
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dem Jahr 1998 den Bundesverband CarSharing e.V., der die Interessen der Carsharing-
Anbieter gegenüber der Politik vertritt (http://www.carsharing.de). Zu Beginn der 2000er star-
teten die ersten Großkonzerne ihr Carsharing-Angebot (Kremer 2014, S. 9) – so zum Bei-
spiel die Deutsche Bahn mit der Gründung von DB Carsharing im Jahr 2001 (Wildberg 
2013), einem Vorläufer des heutigen Flinkster. 2008 stiegen die mit car2go von Daimler und 
Europcar die ersten Konzerne aus der Automobilbranche in den Carsharing-Markt ein 
(Kambach o.J.). Und auch in die Sparte der Vermittlungs-Plattformen sind die Unternehmen 
aus der Automobilbranche mittlerweile eingestiegen. So hat Daimler Anfang 2016 „Croove“ 
auf den Markt gebracht – eine neue Carsharing-Plattform für privates Peer-to-Peer-
Carsharing, die allen Fahrzeug-Marken offen steht (https://letscroove.com).  

 

Aktuelle Entwicklungen 
Prinzipiell sind beim Carsharing zwei verschiedene Carsharing-Formen zu unterscheiden: 
Stationsbasiertes und free-floating Carsharing. Während die Fahrzeuge beim stationsbasier-
ten Carsharing an festgelegten Stationen abgeholt und zurückgebracht werden, stehen die 
free-floating Fahrzeuge in einem definierten Bedienungsgebiet frei im Straßenraum und 
werden per (mobilem) Internet geortet und auf einem frei gewählten Stellplatz wieder abge-
stellt.  

 

Abbildung 7: Carsharing-Entwicklung in Deutschland von 1997 bis 2017: Fahrtberech-
tigte und Carsharing-Fahrzeuge beim stationsbasierten und free-floating Carsharing 

 
Quelle: Bundesverband CarSharing e.V. (bcs 2017a) 
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Bei den frühen Carsharing-Angeboten handelte es sich ausschließlich um stationsgebunde-
ne Carsharing-Angebote (vgl. Abbildung 7). Seit 2009 gibt es in Deutschland zudem die ers-
ten free-floating-Angebote in Deutschland. Seit 2012 haben einige Anbieter von stationsba-
siertem Carsharing ihre Flotte um eine kleinere free-floating Flotte ergänzt (siehe Tabelle 9). 
Abbildung 7 zeigt die Entwicklung der beiden Carsharing-Formate „stationsbasiert“ und „free 
floating“ hinsichtlich der Anzahl der fahrtberechtigten Personen und der Anzahl der Carsha-
ring-Fahrzeuge seit 1997 und dass das Carsharing-Angebot und die Carsharing-Nachfrage 
vor allem in den letzten fünf bis zehn Jahren deutlich zugenommen haben. Anfang 2017 
waren in Deutschland rund 1.715.000 TeilnehmerInnen bei den etwa 150 deutschen Car-
sharing-Anbietern registriert, dies entspricht eine Zunahme um 36% gegenüber 2016 (1,26 
Millionen TeilnehmerInnen; bcs 2016a). Diese Zunahme an Carsharing-NutzerInnen ist ins-
besondere auf free-floating Carsharing zurückzuführen, wie auch Abbildung 7 verdeutlicht: 
Beim stationsbasierte Carsharing haben die Nutzerzahlen im Vergleich zum Vorjahr um 
25.000 auf 455.000 zugenommen (+5,8%), beim free-floating Carsharing um 430.000 auf 
1.715.000 (+36,1%) (bcs 2017a).  

Auch die flächenhafte Verfügbarkeit von Carsharing-Angeboten hat 2017 weiter zuge-
nommen: So stieg die Anzahl der Städte und Gemeinden, in denen Carsharing verfügbar ist, 
von 490 im Jahr 2015 (bcs 2016a) auf 537 im Jahr 2016 und 597 im Jahr 2017 (bcs 2017a). 
Die Ausweitung der Carsharing-Angebote in die Fläche erfolgte dabei ausschließlich durch 
mittelständische, stationsbasierte Anbieter (ebd.). Die reinen free-floating-Systeme er-
schlossen keine neuen Städte oder Gemeinden und sind auch weiterhin ausschließlich in 
Großstädten über 500.000 EinwohnerInnen verfügbar. 

Neben den Wachstumstendenzen deutet Abbildung 7 aber auch auf leichte Konsolidie-
rungstendenzen hin. Willi Loose, Geschäftsführer des Bundesverbands CarSharing e.V., 
deutet diese Konsolidierungstendenzen wie folgt: „Der geringere Zuwachs in den Fahrzeug-
Flotten und die Zunahme der Kunden pro Fahrzeug deuten (...) darauf hin, dass insbeson-
dere die Free-Floating-Anbieter verstärkt konsolidieren und an ihrer Auslastung arbeiten“ 
(Loose nach bcs 2016a).  

Die schnellen Zuwächse bei der Anzahl der Fahrtberechtigten und der Fahrzeuge in den 
letzten Jahren sind insbesondere beim free-floating Carsharing jedoch zu relativieren, da 
sich hinter den hohen Nutzerzahlen eine deutlich geringere Nutzung verbergen kann: Oft 
sind Personen gleich bei mehreren Anbietern registriert und tauchen damit mehrfach in der 
Statistik auf. So gibt es in Berlin beispielsweise insgesamt drei free-floating-Anbieter (Bock 
2015) und bei einer Mehrfachanmeldung erhöht sich die Flexibilität bei der Fahrzeugwahl. 
Zudem kann bei einer Mehrfachanmeldung der jeweils günstigste Anbieter gewählt werden 
und die Wahrscheinlichkeit steigt, ein standortnahes Fahrzeug zu finden (vgl. Follmer et al. 
2016, S. 12). Darüber hinaus nutzen Angemeldete die Fahrzeuge zu 40% überhaupt nicht 
(Follmer nach Rat für Nachhaltige Entwicklung 2015a) und bei den free-floating Angeboten 
gehört es zum Geschäftsmodell, von Anfang an unabhängig von der Nachfrage eine größe-
re Anzahl an Fahrzeugen im öffentlichen Straßenraum bereitzuhalten, um ein attraktives 
Angebot für den/die NutzerIn zu schaffen (vgl. Kapitel 4.3.2.6).  
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Carsharinggesetz (CsgG) 

Am 30.03.2017 hat der Deutsche Bundestag den von der Bundesre-
gierung eingebrachten „Entwurf eines Gesetzes zur Bevorrechti-
gung des Carsharing (Carsharinggesetz – CsgG)“ beschlossen. 
Das Gesetz soll es Kommunen ermöglichen, Carsharing besonders zu 
fördern – durch die Möglichkeit zur Reduzierung oder Erlassung von 
Parkgebühren und die rechtssichere Einrichtung von Carsharing-
Stellplatzflächen im öffentlichen Straßenraum. In den Anwendungsbe-
reich des Carsharing-Gesetzes fallen alle gängigen Angebotsmodelle. 
Für stationsunabhängige Carsharing-Fahrzeuge (free-floating) sollen 
im öffentlichen Straßenraum anbieterübergreifend nutzbare Stellflä-
chen reserviert werden können. Für stationsbasierte Carsha-
ring-Angebote sollen Stellplatzflächen an bestimmte Unter-
nehmen zugeteilt werden können, wobei die Zuteilung im 
Rahmen eines kommunalen Auswahlverfahrens erfolgt. Das 
Gesetz soll zum 1. September 2017 in Kraft treten (BMUB 2017). 

Willi Loose vom Bundesverband CarSharing e.V. weist aber darauf hin, dass die NRW-
Kommunen für die Einrichtung von Carhsaring-Stellplätzen im öffentlichen Straßenraum 
aber nicht auf das Bundesgesetz warten brauchen (WI-Expertenworkshop, vgl. WI 2016a). 
Schon heute ermöglicht das Straßen- und Wegegesetz Nordrhein-Westfalens (StrWG 
NRW) über kommunale Sondernutzungssatzungen die Einrichtung von Carsharing-
Stellplätzen im öffentlichen Straßenraum. Dies wird in NRW beispielsweise in Aachen und 
Köln bereits erfolgreich über gebührenpflichtige Sondernutzungsrechte praktiziert (vgl. 
Stadt Aachen o.J.; Stadt Köln 2009). In Köln dürfen stationsbasierte Carsharing-Anbieter 
ihre Fahrzeuge durch einen Ratsbeschluss der Stadt Köln im öffentlichen Straßenraum 
abstellen, jedoch maximal 15% ihrer Fahrzeugflotte, die restlichen Fahrzeuge werden auf 
privaten Stellplatzflächen geparkt. Die Genehmigung der Carsharing-Stationen im öffentli-
chen Straßenraum erfolgt in Köln durch die Straßenbaubehörde über eine Sondernutzung 
gemäß §18 des Straßen- und Wegegesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen (StrWG 
NW) (Harzendorf 2017, S. 10; bcs 2017b). 

 

Carsharing in NRW 
In NRW können Carsharing-Angebote in rund 80 Kommunen genutzt werden. In Städten mit 
mehr als 50.000 EinwohnerInnen gibt es in rund zwei Drittel der Kommunen ein Carsharing-
Angebot (eigene Recherche Wuppertal Institut Februar 2017). In Städten zwischen 20.000 
und 50.000 EinwohnerInnen gibt es in rund einem Drittel der Kommunen ein Carsharing-
Angebot (ebd.). Free-floating Carsharing ist in NRW in Köln und Düsseldorf verfügbar sowie 
in Sondernutzungsgebieten in Neuss und Monheim. 

Im Jahr 2015 haben es vier NRW-Städte in die „Top 20“-Städte mit den meisten Carsharing-
Fahrzeugen je 1.000 EinwohnerInnen geschafft: Köln (4. Platz, 1,15 CS-Fzg./1.000 EW), 
Düsseldorf (9.Platz, 0,96), Münster (18. Platz, 0,49), Aachen (20. Platz, 0,46) (bcs 2015b). 
Das deutschlandweit dichteste Angebot an Carsharing-Fahrzeugen gibt es in Karlsruhe mit 

Abbildung: Verkehrsschild  
„Carsharing-Parkflächen“;  
Quelle: BMVI 
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2,15 Carsharing-Fahrzeugen je 1.000 EinwohnerInnen (ebd.). In NRW überwiegen stations-
basierte Carsharing-Angebote. Free-floating Carsharing gibt es in den Städten Köln und 
Düsseldorf (car2go und DriveNow) sowie in Bonn, Neuss und Monheim als erweitertes Ein-
zugsgebiet von car2go. 

 

Charakteristika der stationsbasierten, kombinierten und free-floating Carsharing-
Angebote 
Free-floating und stationsbasierte Carsharing-Angebote unterscheiden sich hinsichtlich ihrer 
räumlichen Verbreitung und Verfügbarkeit stark voneinander. Während reine free-floating 
Carsharing-Angebote Ende 2016 ausschließlich in sieben Großstädten über 500.000 Ein-
wohnerInnen und drei Städten im erweiterten Einzugsbereich vorhanden sind und dort in der 
Regel nur in den Innenstadtbereichen, sind stationsbasierte Carsharing-Angebote auch in 
Klein- und Mittelständen sowie Dörfern vertreten und tragen so zu einer Ausweitung von 
Carsharing-Angeboten in der Fläche bei. Kombinierte Carsharing-Systeme, bei denen so-
wohl stationsbasiertes als auch free-floating Fahrzeuge angeboten werden, gibt es Anfang 
2016 in den Städten Mannheim, Heidelberg, Hannover und Osnabrück sowie im Rhein-
Main-Gebiet (ebd.). Die folgende Tabelle gibt einen Überblick über die verschiedenen Car-
sharing-Varianten und ihren Verbreitungsgrad. 

 

Tabelle 7: Verbreitung und Charakteristika der verschiedenen Carsharing-Varianten 

 
Quellen: *bcs 2017a (Stand 1.1.2017), **bcs 2015a, S. 2 (Stand Mai 2015); ***civity 2015 und infas 2016; 
****eigene Recherche Wuppertal Institut (Stand Januar 2017) 

Stationsbasiert Free-floating Kombiniert 

Bestehen Seit mehr als 25 Jahren Seit 2009 Seit ca. 2012 

Funktionsweise Abfahrt /Rückkehr an festge-
legten Stationen, Reser-
vierung via Internet/Telefon 

„Einweg-Fahrten“ möglich, 
Fahrzeug-Ortung per App auf 
dem Smartphone 

Kleinere free-floating Flotte in 
Ergänzung zum 
stationsbasierten Angebot 

Nutzung Nutzung eher für zeitlich und 
räumlich längere Fahrten am 
Wochenende*** 

Eher für kurze innerstädtische 
Fahrten*** 

Nutzung der free-floating 
Fahrzeuge für tendenziell 
längere und weitere Fahrten** 

Anzahl Anbieter 150 Anbieter* 3 Anbieter**** 3 Anbieter** 

Anzahl der Orte mit  
CS-Angebot 

597 Orte (+60 Orte 
gegenüber Vorjahr)* 2017 
Flächendeckend sowohl in 
Großstädten als auch Dörfern 

7 Großstädte >500.000 EW; 
3 Städte im erweiterten  
Einzugsbereich  
(i.d.R. Innenstadtbereiche)**** 

5 Städte** /  
Rhein-Main Region 

Erreichbare 
Einwohner 

Ca. 38,0 Mio. Einwohner* Ca. 10,1 Mio. Einwohner* Ca. 2,4 Mio. Einwohner**** 

Anzahl 
Fahrtberechtigte 

Ca. 455.000* 
(+25.000 bzw. +5,8% 
gegenüber Vorjahr)* 

Ca. 1.260.000 
(+430.000 bzw. +51,8% 
gegenüber Vorjahr)* 

/ 

Anzahl  
CS-Fahrzeuge 

Ca. 9.400 Fahrzeuge*  
(+3,3% gegenüber Vorjahr) 
an 4.600 Stationen*alt 

Ca. 7.270 Fahrzeuge* 
(+3,9% gegenüber Vorjahr), 
plus 530 Fahrzeuge aus dem 
kombinierten Carsharing 

Ca. 530* 

Anzahl der Nutzer je 
Fahrzeug 

48 Personen* 173 Personen* / 

Beispiele •  Flinkster (Deutsche Bahn) 
•  Cambio/stadtmobil 

(Privatunternehmen) 
•  Vereine/Gruppen 

(ehrenamtlich) 
•  drivy (Plattform für 

Privatpersonen) 

•  Car2go (Daimler AG, 
Europcar) 

•  DriveNow (BMW, Sixt) 
•  MultiCity (CITROËN) 
•  Spotcar (Kooperation mit 

Opel) 2015 insolvent 
gegangen 

•  Stadtmobil Hannover 
(„stadtfiltzer“) / Rhein-
Neckar („JoeCar“) 

•  Book-n-drive im Rhein-
Main-Gebiet („CityFlitzer“) 

•  StadtTeilAuto Osnabrück 
„flow>k“ 
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Tabelle 7 zeigt, dass die verschiedenen Carsharing-Formen stationsbasiert, free-floating 
und kombiniert nicht nur hinsichtlich ihrer Verbreitung, sondern auch hinsichtlich der 
Anbieter sehr unterschiedlich aufgestellt sind: Beim stationsbasierten Carsharing gibt es 
sowohl das Großunternehmen Deutsche Bahn mit Flinkster, als auch die seit vielen Jahren 
bestehenden Carsharing-Unternehmen wie cambio und stadtmobil, die in vielen Fällen An-
fang der 1990er Jahre aus Vereinen und Initiativen hervorgegangen sind, sowie ehrenamt-
lich arbeitende Vereine und Nachbarschaftsgruppen. Free-floating-Carsharing wird vor allem 
von den Großkonzernen aus der Automobilbranche betrieben. Und bei den kombinierten 
Angeboten sind es die Anbieter stationsbasierter Carsharing-Angebote, die ihre Flotte um 
eine kleinere free-floating Flotte ergänzen. 

Free-floating-Systeme und stationsbasierte Systeme unterscheiden sich auch in weite-
ren Kennzahlen deutlich voneinander: Free-floating-Carsharing wird Anfang 2017 von drei 
Anbietern in sieben Großstädten über 500.000 EinwohnerInnen sowie drei benachbarten 
Städten mit einer Fahrzeugflotte von rund 7.270 Fahrzeugen angeboten (ohne kombinierte 
free-floating-Angeboten), wodurch rund 10,1 Mio. EinwohnerInnen erreicht werden (bcs 
2017a). Stationsbasiertes Carsharing wird Anfang 2017 von etwa 150 Anbietern in 597 
Städten und Gemeinden mit rund 9.400 Fahrzeugen angeboten, wodurch rund 38 Mio. Ein-
wohnerInnen erreicht werden (ebd.).  

Die Steckbriefe in Tabelle 8 stellen die unterschiedlichen Charakteristika der verschie-
denen Carsharing-Anbieter dar: Der ehrenamtliche Verein „Ameranger Autogemein-
schaft“ organisiert ein Carsharing-Angebot in einem kleinen Dorf mit 3.600 EinwohnerIn-
nenn und konnte die Anzahl der bereitgestellten Fahrzeuge in rund 10 Jahren von einem auf 
vier erhöhen.  

cambio bietet an 378 Stationen in 19 Städten unterschiedlicher Größe Carsharing-
Fahrzeuge bereit. cambio bietet dabei 16 verschiedene Fahrzeug-Modelle an – vom Klein-
wagen bis zum Transporter für den Lastentransport. cambio Bremen wurde bereits 1999 mit 
dem Gütesiegel „Blauer Engel“ ausgezeichnet, unter anderem für die geringen Emissionen 
der Fahrzeugflotte, die auch Elektrofahrzeuge umfasst. Seit 2011 trägt die gesamte deut-
sche cambio-Gruppe das Gütesiegel (cambio 2015b).  

car2go von Daimler und Europcar ist in mehreren Großstädten in Deutschland und dar-
über hinaus auch in Europa und Nordamerika vertreten, insbesondere in den Innenstädten. 
Die Gewinnschwelle hat das Unternehmen mit dem Carsharing-Angebot noch nicht erreicht. 
2015 betrug der Verlust allein in Deutschland 17 Mio. Euro, weltweit 64 Mio. Euro (Daimler 
2016a, S. 273). Zu Beginn bestand das Fahrzeug-Angebot lediglich aus den zweisitzigen 
smartfortwo-Kleinfahrzeugen. Seit 2016 ist die Flotte um größere Kompaktwagen ergänzt 
worden, zudem gibt es Elektrofahrzeuge in der Fahrzeug (car2go 2016). 
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Tabelle 8: Steckbriefe der Carsharing-Anbieter Ameranger Autogemeinschaft, cambio 
Carsharing und car2go 

 
Foto: Carsharing-Auto der A-
mAG (2014) Quelle: Webseite 

der AmAG  
http://amag-online.de33 

 
Foto: cambio e-Carsharing-

Fahrzeug 
Quelle: cambio Mobilitätsser-
vice GmbH&Co. KG, Green-

peace Energy auf 
https://commons.wikimedia.org/

34 

 
Foto: car2go-Fahrzeug in Köln 
(2015); Quelle: Raimond Spek-

king auf 
https://commons.wikimedia.org35 

Ameranger Autogemeinschaft 
(AmAG)  

cambio Carsharing car2go  

Träger: Verein AmAG  

Gründung: 2006 von sechs Ame-
ranger Familien 

Standorte: Amerang (3.600 EW)  
bei Rosenheim  
NutzerIn: Acht Mitglie-
der(familien) und Gemeinde Ame-
rang. 

Die 15 Mitglieder der Gemeinde-
verwaltung Amerang unterstützen 
das Carsharing-Angebot, indem 
sie Dienstfahrten mit dem AmAG-
Auto durchführen und das Ange-
bot auch privat nutzen können. 

Fahrzeuge: ein Fahrzeug bei der 
Gründung, mittlerweile 4 Fahr-
zeuge  
Wirtschaftlichkeit: Keine Profito-
rientierung, wird ehrenamtlich 
verwaltet.  

 

Träger: Zusammenschluss aus 16 
Beteiligungs- und Partnerunter-
nehmen in Deutschland und Bel-
gien 
Gründung: 2000 (Zusammen-
schluss von StadtteilAuto Aachen, 
StadtAuto Bremen, STATTAUTO 
Köln) 
Standorte: 378 cambio-Stationen 
in 19 deutschen Städten (u.a. 
Aachen, Köln, Eschweiler, Hürth, 
Jülich) 
NutzerIn: 79.600 KundInnen, 
davon 12.000 KundInnen gewerb-
liche Nutzung; weitere KundInnen 
in Belgien 
Fahrzeuge: 1.300 Fahrzeuge, seit 
2010 einschließlich Elektroautos; 
16 Modelle in 4 Preisklassen; 
ausgezeichnet mit „Blauer Engel“  
Wirtschaftlichkeit: Umsatz in 
2015: 22,4 Mio. Euro; Ziel ist nicht 
eine hohe Rendite, sondern „Mehr 
Platz in der Stadt“ schaffen 

Träger: Daimler (75%) und  
Europcar (25%) 
Gründung: 2008  
Standorte: Berlin, Frankfurt Ham-
burg, München, Rheinland, Stutt-
gart; darüber hinaus Standorte in 
Europa und Nordamerika 
2014/2015: Verkleinerung der Ge-
schäftsgebiete in mehreren Städten 
(u.a. Berlin, Düsseldorf, Köln); 2014 
Einstellung des Angebots in Ulm 
NutzerIn: 1,2 Millionen  
(Europa und Nordamerika) 
Fahrzeuge: 14.750 smartfortwo, 
darunter 1.650 batterieelektrisch 
angetriebene 
Wirtschaftlichkeit: In 2015:  
17 Mio. Euro Verlust in Deutschland 

Quelle: Webseite der Ameranger Autogemeinschaft (http://amag-online.de, Zugriff 3.2.2017); Webseite von cam-
bio Carsharing (http://www.cambio-carsharing.de, Zugriff 3.2.2017);  Webseite car2go (www.car2go.com, Zugriff 
3.2.2017); Daimler 2016a, S. 273. 

                                                
33 Quelle: Ameranger Autogemeinschaft (2014): Nun nimmt die AmAG auch die Gemeinde mit ins...Auto! 
http://amag-online.de/news/news.html, Zugriff 22.2.2017 
34 Quelle: cambio Mobilitätsservice GmbH&Co. KG, Greenpeace Energy (2010): Cambio-fleet eMobil, 
https://commons.wikimedia.org/wiki/File:Cambio-fleet_eMobil.jpg, Zugriff 22.2.2017; Lizenz: CC BY-SA 3.0  
35 Quelle: Raimond Spekking (2015): Car2Go – Trendsetter – Ehrenfeldgürtel Köln,  
https://commons.wikimedia.org/wiki/File:Car2Go_-_Trendsetter_-_Ehrenfeldgürtel_Köln-0577.jpg, Zugriff 
22.2.2017; Lizenz: CC BY-SA 4.0!
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Carsharing, Elektromobilität und alternative Antriebe 
Mehrere Carsharing-Anbieter haben zudem Elektro-Fahrzeuge in ihrer Flotte, darunter auch 
cambio und car2go. Das Dorfauto in Gey ist ein Beispiel für die Umsetzung eines Elektro-
Carsharing-Konzepts in kleineren Ortschaften (vgl. Kapitel 4.3.5). Der Gaskonzern Linde 
startete 2016 in München das Carsharing-Angebot BeeZero mit 50 Wasserstoff-Fahrzeugen 
von Hyundai (www.beezero.com). Aber nicht nur Kleinfahrzeuge und Fahrzeuge mit um-
weltschonenderen oder alternativen Antrieben werden von Carsharing-Anbietern angeboten. 
So hat DriveNow 2012 den BMW X1 in seine Fahrzeugflotte aufgenommen (DriveNow 
2011) – ein Kompakt-SUV (DriveNow 2015).  

Im Jahr 2015 wurde im Rahmen des Förderprogramms „Modellregionen Elektromobilität“ 
des Bundesministeriums für Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI) der Status quo der 
Elektromobilität im Carsharing erfasst (BMVI 2016e). Die Studie zeigt, dass Elektromobilität 
beim Carsharing unterschiedliche Potenziale haben kann: So kann E-Carsharing zum Ab-
bau von Hemmschwellen gegenüber der Nutzung von Elektrofahrzeugen und somit zur hö-
heren Diffusion der Technologie beitragen (ebd., S. 8, 31). (E-)Carsharing kann lokale Emis-
sionen reduzieren. Im ländlichen Räum besteht ein besonderes Potenzial für E-Carsharing, 
wenn lokal erzeugte regenerative Energien genutzt werden (ebd., S. 8). Die Studie zeigt, 
dass mit zunehmender Flottengröße Elektrofahrzeuge tendenziell einen höheren Anteil an 
der Gesamtfahrzeugflotte ausmachen (ebd., S. 9). In städtischen Räumen haben 44% der 
Carsharing-Anbieter Elektrofahrzeuge in ihrer Fahrzeugflotte, in ländlichen Räumen ein et-
was geringerer Anteil (35%) (ebd.). Städtische Räume bieten günstigere Rahmenbedingun-
gen für Elektrofahrzeuge im Carsharing, da das Kundenpotenzial durch die höhere Bevölke-
rungsdichte größer ist als in ländlichen Räumen und darüber hinaus eine größere Offenheit 
gegenüber neuen Mobilitätsformen besteht (ebd., S. 40). 

 

Neugründungen und Insolvenzen 

Gerade in den letzten Jahren entwickelt sich der Carsharing-Markt sehr dynamisch: Neue 
Anbieter kommen hinzu oder suchen nach noch unbesetzten Nischen, andere steigen aus 
oder gehen insolvent. Die folgende Abbildung verdeutlicht die Dynamik im Carsharing-Markt 
anhand mehrerer Presse-Schlagzeilen aus den vergangenen Jahren. 
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Abbildung 8: Schlagzeilen aus der Presse, die die dynamischen Entwicklungen auf 
dem Carsharing-Markt widerspiegeln 

 
Quelle: Eigene Recherche und Darstellung 

 

Insgesamt weitete sich das Carsharing-Angebot in den letzten Jahren räumlich weiter aus. 
So sind von 2014 bis 2015 mehr als ein Viertel neuer Carsharing-Orte hinzugekommen. 
Diese räumliche Ausweitung ist dabei vor allem auf neue stationsbasierte Carsharing-
Angebote in Klein- und Mittelstädten zurückzuführen (bcs 2015c), wie z.B. im 1.900-
EinwohnerInnen Dorf Gey in der Eifel (vgl. gute Beispiele in Kapitel 4.3.5). Andere Carsha-
ring-Anbieter konnten in den letzten Jahren ihre Flotten in den bereits bestehenden Carsha-
ring-Systemen vergrößern, so z.B. stadtmobil Rhein-Neckar mit einer Verdopplung der 
Fahrzeug-Anzahl und mit der Erschließung neuer Bedien-Quartiere in 2016 (stadtmobil 
Rhein-Neckar AG 2016). Einige Anbieter stationsbasierter Carsharing-Angebote haben seit 
2012 ihr stationsbasiertes Carsharing-Angebot um eine kleinere free-floating Flotte ergänzt 
(vgl. Tabelle 9). 
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Tabelle 9: Kombinierte Carsharing-Angebote in Deutschland, Stand: Ende Mai 2015 

Anbieter und Stadt Stationsbasierte  
Fahrzeugangebote 

Stationsunabhängige  
Fahrzeugangebote 

stadtmobil Hannover, Hannover 180 Fahrzeuge 40 „stadtflitzer“ 
stadtmobil Rhein-Neckar, Mannheim 148 Fahrzeuge 30 „JoeCars“ 
stadtmobil Rhein-Neckar, Heidelberg 118 Fahrzeuge 25 „JoeCars“ 
stadtteilauto Osnabrück, Osnabrück 51 Fahrzeuge „stat-k“ 30 „flow>k“ 
book-n-drive, Rhein-Main-Gebiet 430 Fahrzeuge 240 „CityFlitzer“ 

Quelle: eigene Darstellung nach Bundesverband CarSharing e.V. (bcs 2015a, S. 2)  

 

Aber es gibt auch gegenläufige Tendenzen. Viele Initiativen in kleineren Orten, die ehren-
amtlich und mit großem Engagement getragen werden, gaben nach einigen Jahren wieder 
auf (Breindl 2014, S. 68), wenn die anfängliche Durststrecke zu lang wurde - besonders in 
kleineren Kommunen scheitert CarSharing bisher häufig an einer zu geringen Auslastung in 
der Startphase (Van Zadel, Leiterin Fachbereich Verkehr der Region Hannover nach Region 
Hannover 2016). 

Immer wieder gibt es auch Insolvenzen und Gebietsaufgaben größerer Unternehmen. So 
meldete etwa Zebramobil in München 2013 Insolvenz an, SpotCar in Berlin und CiteeCar in 
2015 (Nehrke 2016). Nach weniger als viereinhalb Jahren hat Volkswagen sein Carsharing 
Pilotprojekt „Quicar – share a Volkswagen“ 2016 in Hannover eingestellt und an das nieder-
ländische Unternehmen Greenwheels übergeben, an dem die VW-Tochter Financial Ser-
vices nun einen 60 Prozent-Anteil hält (Volkswagen Financial Services 2016). Flinkster hat 
sich 2016 aus Wien zurückgezogen – nach eigenen Angaben aus „wirtschaftlichen Grün-
den“ und weil die für die Carsharing-Autos „notwendigen Stellplätze nicht im erforderlichen 
Maße zu erhalten waren“ (Flinkster-Sprecher Holzmüller nach ORF.at 2016) – ein Vorwurf, 
den die Stadt Wien zurückweist (ebd.). Daimlers car2go zog sich 2014 aus London zurück – 
administrative Hürden, mangelnde Anreize seitens der Kommunen und die Verbundenheit 
der Briten zu ihrem Privatwagen seien die ausschlaggebenden Gründe gewesen (car2go 
Europa-Geschäftsführer Beermann nach Imhof 2014). Und DriveNow und car2go haben 
beide ihr Geschäftsgebiet in Düsseldorf verkleinert (2014 bzw. 2015): Wegen der zu gerin-
gen Nutzung seien die Außenbezirke vom Angebot ausgeschlossen worden, was von der 
Politik in Düsseldorf parteiübergreifend kritisiert worden sei (RP online 2015).  

 

4.3.2.7 Charakteristika der Entwicklung von stationsgebundenen und free-
floating Carsharing-Angeboten 

Die unterschiedlichen Entwicklungen, die am Carsharing-Markt zu beobachten sind, hängen 
teilweise mit den unterschiedlichen Geschäftsmodellen der Carsharing-Anbieter zusammen. 
Free-floating-Anbieter wie DriveNow und car2go müssen bei ihrem Geschäftsmodell von 
Anfang an eine hohe Anzahl an Fahrzeugen im Straßenraum des Bedienungsgebietes be-
reitstellen und ihr Angebot intensiv bewerben, um so „nach und nach die für die Wirtschaft-
lichkeit erforderliche Auslastung ihrer Fahrzeuge (zu erreichen)“ (Nehrke 2016). „Es ist kein 
Wunder, dass diese Strategie - nennen wir sie ‚angebotsorientiert’ - jahrelange Verluste und 
manchmal auch krachende Insolvenzen nach sich zieht“ (ebd.). Um Profitabilität geht es 
einigen Carsharing-Unternehmen aber auch nicht vordergründig, zumindest noch nicht. Dies 
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trifft insbesondere auf die hinter reinen free-floating-Angeboten stehenden Konzerne und 
Investoren zu wie Daimler von car2go oder BMW von DriveNow. 

Die Automobilkonzerne investieren hier eher strategisch-langfristig und bereiten sich damit 
auf eine Zeit vor, „in der größere Bevölkerungsgruppen Autos nicht mehr privat kaufen son-
dern On-Demand nutzen wollen“ (ebd.). Der Geschäftsbericht von Daimler verzeichnet für 
car2go im Jahr 2015 einen Verlust von 17 Mio. Euro in Deutschland und 64 Millionen Euro 
insgesamt (Daimler 2016a, S. 273). DriveNow hingegen teilte 2014 mit, nach drei Jahren am 
Markt den Break-even und damit die Gewinnschwelle erreicht zu haben (Krix 2014). Dies 
zeigt, dass die nicht-profitable Phase reiner free-floating-Anbieter mehrere Jahre dauern 
kann „und ob die Insolvenz droht oder nicht, ist dann eine Frage von Geduld, Finanzkraft 
und strategischer Perspektive der Geldgeber“ (Nehrke 2016). Das strategische Ziel ist dabei 
auch, sich als Pionier auf dem Carsharing-Markt zu etablieren und sich dadurch einen Vor-
teil zu verschaffen. Das kann funktionieren, muss aber nicht: Zwar haben frühe „Platzhir-
sche“ zunächst einmal Marktanteile gesichert – „doch wenn später ein Mitbewerber ein-
steigt, der das Geschäftsmodell nur noch kopiert, aber etwa ein größeres Marketingbudget 
hat oder ein Detail nutzerfreundlicher löst, können die Marktanteile ganz schnell wieder weg 
sein“ (Bergt 2016). Der free-floating Carsharing-Markt ist dementsprechend in manchen 
Städten heiß umkämpft, wie etwa in München oder Berlin. In Berlin gab es zeitweise vier 
free-floating-Anbieter gleichzeitig (car2go, DriveNow, MultiCity und Spotcar), nach der Insol-
venz von Spotcar 2015 sind es aktuell drei free-floating-Anbieter, zusätzlich zu den stations-
basierten Angeboten.  

Ganz anders als die reinen free-floating-Anbieter entwickeln sich hingegen stationsbasierte 
Carharing-Anbieter. Sie verfolgen eine nachfrageorientierte Strategie und vergrößern ihr 
stationsgebundenes Carsharing-Angebot in einem eher langsamen Tempo: Angefangen mit 
wenigen Fahrzeugen, wachsen sie „Auto für Auto, Stadtteil für Stadtteil, Nutzer-Community 
für Nutzer-Community“ (Nehrke 2016). Mehrere Anbieter in Deutschland zeigen, dass mit 
diesem nachfrageorientierten Carsharing-Modell langfristig profitabel gewirtschaftet werden 
kann: cambio, stadtmobil, teilAuto oder book-n-drive verfügen über Flotten zwischen 700 
und 2.000 Fahrzeugen (ebd.). Einige Unternehmen und Niederlassungen feiern in dieser 
Zeit ihr 25-jähriges Bestehen (ebd.). Für Investoren ist dieses langsamere Entwicklungstem-
po der Unternehmen jedoch weniger attraktiv (Nehrke 2016). Gleichzeitig liegt darin auch 
eine Schwierigkeit der stationsbasierten Carsharing-Angebote: Um mit einem neuen Ange-
bot in einem Ort attraktiv für neue KundInnen zu sein, bedarf es auch beim stationsgebun-
denen Carsharing von Anfang an eines gewissen Fahrzeug-Angebots – ein einzelnes Fahr-
zeug, das bei Buchungsanfragen regelmäßig verliehen ist, erzeugt wenig Verlässlichkeit in 
ein neues Carsharing-Angebot. 

 

4.3.2.8  Kooperationen und Konkurrenz 

Bei den stationsbasierten Carsharing-Anbietern gibt es schon seit vielen Jahren Kooperation 
zwischen den verschiedenen Anbietern, die damit ihr Angebot für die KundInnen attraktiver 
machen möchten. So kooperieren beispielsweise die Anbieter der cambio-Gruppe seit 2004 
in vielen Städten mit den Anbietern der stadtmobil-Gruppe (cambio 2016b). Im Juni 2015 
starteten Flinkster, das stationsbasierte Carsharing-Angebot der Deutschen Bahn, und 
Daimlers car2go eine Kooperation, bei der die KundInnen eines Anbieters auch das Angebot 
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der anderen Anbieter nutzen können. Nach nicht mal anderthalb Jahren wurde die Koopera-
tion aber vorerst wieder eingestellt. Begründet wird die Pause mit technischen Problemen 
bei der Systementwicklung (Bay 2016). Medienberichten zufolge planen nun Daimler und 
BMW eine Fusion ihrer Carsharing-Geschäfte car2go und DriveNow. Bereits heute sind sie 
in einigen Großstädten gemeinsam vertreten: In Berlin, Hamburg, München, Köln und Düs-
seldorf. „Die Unternehmen wollten den Markt lieber gemeinsam besetzen, bevor sich Kon-
kurrenten wie der amerikanische Taxivermittler Uber in Europa breitmachten“ (Freitag 2016).  

Die Vielzahl unterschiedlicher Carsharing-Anbieter in den Großstädten bedeutet aber auch 
Konkurrenz zwischen den verschiedenen Anbietern. 2016 musste Flinkster 17 der bis dahin 
50 festen Stationen im Stadtgebiet schließen, die nicht profitabel betrieben werden konnten 
(Reimann/Wagner 2016). „Denn nicht nur in der Domstadt greifen viele Kunden lieber auf 
die flexiblen Systeme zurück als ihre Autos zu festen Zeiten zu buchen. Damit machen 
car2go, aber auch das BMW-Angebot DriveNow den stationsgebundenen Carsharern (...) 
ausgerechnet in den lukrativen Großstädten das Leben schwer“ (Bay 2016). Andererseits 
habe die schnelle Verbreitung der free-floating-Fahrzeuge mit ihrer deutlichen Sichtbarkeit 
im Straßenraum in den letzten Jahren dazu beigetragen, dass Carsharing auch insgesamt 
bekannter geworden ist und damit auch die Nachfrage nach stationsbasierten Carsharing-
Fahrzeugen zugenommen habe (Aussage im WI-Expertenworkshop 2016, vgl. WI 2016a; 
Tils et al. 2015, S. 5). 

 

4.3.3 Wirkungen 

Carsharing in den drei Nachhaltigkeitsdimensionen 
Die von Carsharing ausgehenden Wirkungen auf eine nachhaltigere Mobilitätsgestaltung 
sind komplex und betreffen ganz unterschiedliche Wirkungsebenen: Die städtischen Struktu-
ren, die Umwelt und die unterschiedlichen Kostenarten (privat, kommunal, volkswirtschaft-
lich).  

− In der ökologischen Nachhaltigkeitsperspektive besteht beim Carsharing die 
Chance, einen multimodalen, weniger auto-orientierten Mobilitätsstil zu fördern, zur 
Abschaffung privater Pkw beizutragen, Stellplatzflächen für Pkw zu reduzieren und 
weniger CO2- und Schadstoffemissionen zu verursachen, indem neuere Fahrzeuge 
bedarfsgerechter eingesetzt werden hinsichtlich der Nutzungshäufigkeit und Fahrzeug-
Größe. Zudem kann durch Carsharing eine Sensibilisierung für die Kosten von Mobili-
tät stattfinden, da fixe Pkw-Kosten in variable Kosten umgewandelt und dadurch be-
wusster wahrgenommen werden (BMVI 2016e, S. 30). Unsicherheiten bestehen je-
doch dahingehend, inwiefern Carsharing einerseits den ÖPNV ergänzt und einen mul-
timodalen, weniger auto-orientierten Mobilitätsstil stützt und andererseits eine Konkur-
renz zum ÖPNV darstellt und ÖPNV-Fahrten durch Carsharing-Fahrten ersetzt wer-
den. Unsicherheiten bestehen zudem dahingehend, welche unterschiedlichen Wirkun-
gen von den verschiedenen Carsharing-Formen ausgehen (siehe den nächsten Ab-
satz zu aktuellen Forschungsergebnissen).  

− In der sozialen Nachhaltigkeitsdimension kann Carsharing einen Beitrag leisten, in-
dem eine zusätzliche Mobilitätsoption entsteht, insbesondere für Menschen ohne ei-
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genen Pkw. Gerade bei nachbarschaftlich organisierten Carsharing-Angeboten kann 
Carsharing zudem zur Stärkung sozialer Bindungen beitragen. Andererseits zeigen 
Studien, dass Carsharing-Angebote eher von akademisch besser gebildeten und bes-
ser verdienenden Personen mittleren Alters genutzt werden und häufiger von Männern 
als von Frauen (infas 2016, S. 14; BMW et al. 2015, S. 10; Öko-Institut und ISOE 
2014, S. 10). 

− In der ökonomischen Nachhaltigkeitsdimension kann Carsharing sowohl zu per-
sönlichen Kosteneinsparungen beitragen, wenn Privat-Pkws abgeschafft oder auf die 
Anschaffung eines (Zweit-)Pkws verzichtet werden kann. Wenn Carsharing zur Entlas-
tung der Innenstädte beiträgt (weniger Pkw-Verkehr, weniger Emissionen, weniger 
Flächenbedarf für Parkplätze), können dadurch gesamtgesellschaftliche Kosten des 
Pkw-Verkehrs gespart werden. Unsicherheiten liegen bei den Carsharing-Angeboten 
jedoch oft in der wirtschaftlichen Nachhaltigkeit: Wie und wo rentieren sich welche 
Carsharing-Systeme? 

Wirkungen der stationsbasierten und free-floating Carsharing 
Die Ausführungen zeigen, dass die Wirkungen von Carsharing vielschichtig sind und viele 
Wirkungszusammenhänge noch nicht genau erforscht worden sind. Eine zentrale Frage in 
den letzten Jahren war vor allem, inwiefern sich die Wirkungen von stationsbasierten und 
free-floating Carsharing-Angeboten voneinander unterscheiden. Dies wurde teilweise kont-
rovers diskutiert (vgl. Rat für nachhaltige Entwicklung 2015a und 2015b), da insbesondere 
dem free-floating Carsharing vorgeworfen wurde, vor allem kurze innerstädtische Wege vom 
Umweltverbund und hier insbesondere vom ÖPNV auf das free-floating Carsharing zu ver-
lagern („Kannibalisierung des ÖPNV“). Das stationsgebundene Carsharing, das vor Nutzung 
gebucht werden muss, wird dagegen eher als eine Ergänzung zum ÖPNV wahrgenommen 
im Sinne einer „4. Säule des Umweltverbundes“.  

Zu den unterschiedlichen Wirkungen der stationsbasierten und free-floating Carsharing-
Angebote hat es in den letzten Jahren mehrere Studien gegeben. Auch wenn die Ergebnis-
se teilweise unterschiedliche Akzentuierungen haben, so kommen sie doch alle zu recht 
ähnlichen Ergebnissen, die sich so zusammenfassen lassen: Zwar wird free-floating Carsha-
ring eher für kurze Strecken im Nahbereich eingesetzt, wodurch eher ÖPNV-Fahrten verla-
gert werden als beim stationsgebundenen Carsharing (civity 2014, infas 2016). Insgesamt 
stellt free-floating Carsharing aber keine wirkliche Gefahr für den ÖPNV dar, da die Nutzung 
insgesamt auf recht niedrigem Niveau erfolgt (ebd.; Nobis 2016, S. 5, 9), die NutzerInnen 
durchaus multimodal unterwegs sind (infas 2016, BMW et al. 2016) und auch das free-
floating Carsharing zu einer Pkw-Reduktion beitragen kann (BMW et al. 2016, team red 
2015). Die Studien zeigen auch, dass stationsgebundenes Carsharing deutlich positive Wir-
kungen für eine nachhaltige Mobilität entfaltet, indem der ÖPNV häufiger genutzt wird (infas 
2016, BMW et al. 2016) und in Innenstadtbereichen bis zu 20 Privat-Pkw für ein Carsharing-
Fahrzeug ersetzt werden können (bcs 2016; vgl. zudem Tabelle 10).  
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Tabelle 10: Nutzung und Wirkungen von free-floating und stationsgebundenem Car-
sharing – Ergebnisse aktueller Studien 

 
Quelle: bcs-Studie: Mehr Platz zum Leben – wie CarSharing Städte entlastet (vgl. bcs 2016b), civity: Urbane 
Mobilität im Umbruch (vgl. civity Management Consultants 2014), EVA-CS: Evaluation CarSharing – Landes-
hauptstadt München (vgl. team red 2015), multimo: Carsharing aus Sicht der Nutzer – Angebotswahrnehmung 
und -nutzung (vgl. infas 2016), WiMobil: Wirkungen von E-Car Sharing Systemen auf Mobilität und Umwelt in 
urbanen Räumen (vgl. BMW et al. 2016)  

 

Tabelle 10 gibt einen Überblick über die zentralen Ergebnisse mehrerer Studien zur Nutzung 
und zu den Wirkungen von stationsbasiertem und free-floating Carsharing. Die Tabelle zeigt, 
dass die genauen Wirkungen von stationsgebundenem und free-floating Carsharing nicht 
eindeutig benannt werden können. Die Forschungsergebnisse weisen darauf hin, dass stati-
onsgebundenes Carsharing günstigere Wirkungen für Umwelt und Stadtraum entfalten als 
free-floating-Angebote. Die konkreten Wirkungen dürften dabei stets auch mit den spezifi-
schen Ausgangsbedingungen vor Ort zusammenhängen und können somit nicht pauschal 
benannt werden. Als zentral wird angesehen, dass beide Systeme eine multimodale und 
weniger autoorientierte Mobilitätsgestaltung fördern – und die derzeitigen Entwicklungen im 
Carsharing-Markt somit unterstützt werden sollten.  

Free-floating Carsharing Stationsbasiertes Carsharing 

Carsharing-
Nutzung 

•  Nutzung eher auf kurzen Strecken: 85% bis 
zu 20 Kilometer  
(infas 2016, S. 23) 

•  Nutzungshäufigkeit selten: 51-65% seltener 
als ein mal im Monat (infas, S. 20) 

•  50% der Fahrten in Berlin kürzer als 5 
Kilometer (civity, S. 3) 

•  Nutzung eher auf langen Strecken: 62% über 20 
Kilometer (infas 2016, S. 23)  

•  Nutzungshäufigkeit selten: 49-89% seltener als ein 
mal im Monat (infas, S. 20) 

Pkw-Nutzung •  Pkw Fahraufwand pro Jahr oberhalb der 
Kontrollgruppe (EVA CS, S. 22) 

•  Pkw Fahraufwand pro Jahr deutlich unterhalb der 
Kontrollgruppe (EVA CS, S. 22) 

Pkw-Besitz •  43% ohne Auto im HH  
(DriveNow, WiMobil, S. 96) 

•  Pkw-Besitz geringfügig oberhalb der 
Kontrollgruppe (EVA CS, S. 14) 

•  PKW-Verfügbarkeit geringer als in der 
Kontrollgruppe. Verfügbarkeit „jederzeit“: 
52,5% bei DriveNow, 46,9% bei car2go, 
73,3% bei Kontrollgruppe (EVA CS, S. 41) 

•  72% ohne Auto im HH  
(Flinkster, WiMobil, S. 96)  

•  Pkw-Besitz ¼ der Kontrollgruppe (CiteeCar) bzw. 
½ der Kontrollgruppe (Flinkster) (EVA CS, S. 14)  

•  PKW-Verfügbarkeit deutlich geringer als in der 
Kontrollgruppe. Verfügbarkeit „jederzeit“: Flinkster 
23,5%, CiteeCar 16,3%, Kontrollgruppe 73,3% 
(EVA CS, S. 41) 

•  21,8% der Carsharing-Nutzer besitzt einen Privat-
Pkw (bcs-Studie, S. 11) 

Pkw-
Reduktion 

•  -5,9% bis -6,5% seit Anmeldung (DriveNow, 
WiMobil, S. 167) 

•  -15,3% bis -15,5% seit Anmeldung  
(Flinkster, WiMobil, S. 167) 

•  -61,9%, davon mehr als vier Fünftel bereits vor der 
Anmeldung zum Carsharing (bcs-Studie, S. 12) 

Anzahl der 
ersetzten 
Privat-Pkw 

•  Ca. 1 : 2,0 - 3,6 (EVA CS, S. 21) •  Ca. 1 : 1,3 - 2,0 (EVA CS, S. 21) 
•  Ca. 1 : 8,3 - 20,3 in Innenstadtbereichen  

(bcs-Studie, S. 26) 

Besitz eines  
ÖV-Tickets 

•  40% besitzen ein ÖV-Abo  
(DriveNow; WiMobil, S. 96) 

•  51% besitzen ein ÖV-Abo  
(Flinkster; WiMobil, S. 96) 

•  42,2% besitzen ein ÖV-Ticket (bcs-Studie, S. 30) 

ÖV-Nutzung 

 
•  Häufigere ÖV-Nutzung als MiD-

Vergleichsgruppe (DriveNow, WiMobil) 
•  ÖPNV-Nutzung geht nach Anmeldung 

geringfügig zurück (multimo, S. 27) 
•  Uneinheitliche Ergebnisse in beide 

Richtungen, nicht stark ausgeprägt (EVA-
CS, S. 53) 

•  Deutlich häufigere ÖV-Nutzung als MiD-
Vergleichsgruppe (DriveNow, WiMobil) 

•  ÖPNV-Nutzung nimmt nach Anmeldung deutlich 
zu (multimo, S. 27) 

•  Uneinheitliche Ergebnisse in beide Richtungen, 
nicht stark ausgeprägt (EVA-CS, S. 53) 

•  Geringfügig häufigere ÖPNV-Nutzung; deutlich 
häufigere ÖPNV-Nutzung wenn PKW abgeschafft 
worden ist (bcs-Studie, S. 31) 
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Diese Einschätzung entspricht auch dem Ergebnis des Experten-Workshops im Wuppertal 
Institut (vgl. WI 2016a). Follmer unterstreicht zudem auf Basis der multimo-Studie: „Aus 
meiner Sicht ist das Free-Floating Carsharing keine Gefahr für den öffentlichen Nahverkehr, 
dafür wird es viel zu selten in Anspruch genommen“ (Follmer nach Rat für nachhaltige Ent-
wicklung 2015). Er weist darauf hin, das sich durch Carsharing-Angebote auch das Mobili-
tätsverhalten insgesamt ändert, etwa so, dass manche Personen auf einen Zweitwagen ver-
zichten und diesen durch eine Kombination aus Carsharing und Nahverkehr ersetzen (ebd.) 
oder indem ein Carsharing-Angebot einen autofreien Lebensstil aufrecht erhält. Auch Flem-
ming Giesel vom DLR widerspricht basierend auf den Ergebnissen der Studie WiMobil der 
These, dass der öffentliche Nahverkehr durch free-floating kannibalisiert werde – Carsharing 
gleiche eher Schwächen des Nahverkehrs aus (Giesel nach Rat für nachhaltige Entwicklung 
2015b). Aus der Praxis vertritt z.B. Martin Schreiner von der Straßenverkehrsbehörde der 
Landeshauptstadt München die Meinung „Carsharing tut der Stadt gut“ (ebd.). In seiner Prä-
sentation „Zusammenbringen was zusammen gehört: CarSharing und ÖPNV“ vertritt Martin 
Röhrleef hinsichtlich der Frage „Gibt es ‚gutes’ und ‚schlechtes’ CarSharing?“ die These 
„Alles, was die Menschen vom eigenen Auto wegbringt, ist gut!“ (Röhrleef 2013, S. 21).  

Dementsprechend gibt es bereits heute zahlreiche gemeinsame Initiativen und Kooperatio-
nen zwischen Carsharing-Anbietern, Kommunen und Verkehrsunternehmen. Ein Beispiel 
hierfür ist die gemeinsame Marketingaktion von VDV und bcs aus dem Jahr 2013, bei der 
unter dem Slogan „Busse, Bahnen + Carsharing – Umweltverträglich fahren? Geht doch!“ 
bundesweit ÖPNV- und Carsharing-Anbieter zusammengekommen sind, „um auf die Stär-
ken dieses Mobilitätsbündnisses in Sachen Klimaschutz und Energiewende hinzuweisen“ 
(VDV, bcs 2013). Auch die Rhein-Neckar Verkehr GmbH und stadtmobil Carsharing haben 
in der Rhein-Neckar-Region daran teilgenommen, um „die langjährige Partnerschaft von 
Öffentlichem Personennahverkehr (ÖPNV) und CarSharing in vielen deutschen Städten (zu 
unterstreichen). Die Kooperation zwischen der rnv und stadtmobil Rhein-Neckar besteht seit 
1996 und ist damit eine der ältesten in Deutschland“ (stadtmobil Carsharing 2013). Und in 
Berlin kooperieren der free-floating-Anbieter MultiCity mit dem stationsbasierten Flinkster-
Carsharing der Deutschen Bahn und den Berliner Verkehrsbetrieben BVG (www.multicity-
carsharing.de/kooperationen). 

 

4.3.4 Zukünftige Entwicklungsperspektiven 

Mehrere aktuelle Studien gehen davon aus, dass Carsharing künftig noch deutlich zuneh-
men könne: 

• Die Boston Consulting hat in einer Studie 2016 berechnet, dass bis zum Jahr 2021 in 
Europa rund 14 Millionen der 46 Millionen fahrberechtigten Personen mit Führerschein 
bei einem Carsharing-Anbieter registriert sein könnten (30%), und davon rund 1,4 Mil-
lionen Carsharing mehrfach pro Monat nutzen könnten (3%) (BCG 2016, S. 10).  

• Eine Studie von McKinsey schätzt, dass rund ein Drittel der Deutschen, die in Städten 
ab 100.000 EinwohnerInnen wohnen, zukünftige Carsharing-NutzerInnen sein könnten 
– trotz der derzeitigen eher niedrigen Nutzungsraten (McKinsey 2012, S. 15f). 

Statistiken zeigen hingegen, dass Carsharing in Deutschland zwar zunimmt (vgl. Kapitel 
4.3.2), die Nutzungsrate insgesamt aber auf einem geringen Niveau bleibt. Die civity Studie 
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von 2014 schätzt den Wegeanteil des free-floating Carsharing auf 0,1% (civity 2014). An-
fang 2014 beträgt die Quote der Carsharing-TeilnehmerInnen bezogen auf die führerschein-
fähige Gesamtbevölkerung ab 18 Jahren gerade mal 1,13 Prozent (Loose 2014a, S. 21). 

Die ifmo-Studie „Carsharing 2025 – Nische oder Mainstream?“ aus dem Jahr 2016 kommt 
zu dem Ergebnis, dass Carsharing auch zukünftig eine Erweiterung der Mobilitätsoptionen 
und eher in der Nische bleiben werde ohne nennenswerte Auswirkungen auf den Pkw-
Besitz in Haushalten. Größere Veränderungen seien allenfalls in fernerer Zukunft im Zu-
sammenhang mit autonomem Fahren möglich (ebd., S. 9). In ihrer Studie weisen die Auto-
rInnen auf die Bedeutung der Angebots-Entwicklung für die weitere Nachfrageentwicklung 
hin: Die Ausweitung des Carsharing-Angebots habe den größten Einfluss auf das Potenzial 
und die Nachfrageentwicklung (ebd., S. 90). Dabei gebe es eine starke Wechselbeziehung 
zwischen Angebot und Nachfrage: „Da die Entwicklung der Nachfrage die Ausweitung des 
Angebots beeinflusst und dies wiederum Wirkungen auf die Nachfrage hat, sind selbstver-
stärkende Prozesse mit einer Eigendynamik in den kommenden Jahren denkbar“ (ebd.).  

Für das Prognosejahr 2025 werden unterschiedliche Entwicklungen für die free-floating und 
die stationsbasierten Angebote gesehen (ebd., S. 91):  

− Das free-floating Carsharing werde bis 2025 voraussichtlich keine weiteren Städte 
erschließen und sich auch weiterhin nur auf Städte mit über 500.000 EinwohnerInnen 
beschränken.  

− Das stationsbasierte Carsharing werde sein Angebot gegenüber dem heutigen 
Stand hingegen voraussichtlich in allen Bereichen erweitern: sowohl in Großstädten 
parallel zur steigenden Nachfrage als auch in kleineren Städten mit Einwohnerzahlen 
zwischen 50.000 und 100.000 EinwohnerInnen – vorzugsweise innerhalb von Bal-
lungsräumen. Hierbei sei anzunehmen, „dass die Politik die Schaffung eines Ba-
sisangebots an Carsharing aufgrund verkehrspolitischer Zielsetzungen in steigendem 
Maße unterstützen wird, da die Einführungsphase in Mittelstädten zum Teil nicht ei-
genwirtschaftlich erfolgen kann“ (ebd.). 

Schon heute zeigt sich, dass die Angebotsdichte beim Carsharing heterogen ausgeprägt 
ist. Während es in der „Carsharing-Hauptstadt Deutschlands“ Karlsruhe mit 2,15 Carsharing-
Fahrzeuge je 1.000 EinwohnerInnen gibt (bcs 2015b), sind es in den führenden NRW-
Städten 1,15 in Köln, in 0,96 in Düsseldorf und 0,49 in Münster (bcs 2015b). Im Ballungsge-
biet Ruhrgebiet sind es hingegen wesentlich weniger Essen 0,14; Dortmund 0,07, Bochum 
0,06 (bcs 2013).  

Auch bei der Verfügbarkeit von Carsharing in Umlandgemeinden gibt es Unterschiede. 
So würden sich insbesondere die Carsharing-Angebote in den Regionen Rhein-Neckar, 
Stuttgart, Karlsruhe und Hannover „Stück für Stück aus der Kernstadt heraus in die umlie-
genden Regionen ausdehnen“ (Loose 2014a, S. 23) – und zwar deutlich intensiver als in 
anderen Regionen Deutschlands.  

Bei der Verbreitung von Carsharing in kleineren Kommunen unter 50.000 EinwohnerIn-
nen zeigt sich, dass 2014 in 253 von deutschlandweit insgesamt 11.038 kleinen Kommunen 
ein funktionierendes Carsharing-Angebot besteht (2,3 Prozent) (Breindl 2014, S. 68). Auch 
hier gibt es regionale Unterschiede: Fast drei Viertel dieser kleinen Kommunen mit Carsha-
ring-Angebot befindet sich im Süden Deutschlands in Baden-Württemberg (115) und Bayern 
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(69) (ebd.). „Auch innerhalb dieser Bundesländer gibt es regelrechte Zusammenballungen 
von Orten mit CarSharing, beispielsweise um Stuttgart, Freiburg oder im Raum München“ 
(ebd., S. 68f). Im Münchener Umland können die BürgerInnen in 35 von 164 Städten auf ein 
Carsharing-Angebot zurückgreifen (21,3%) – und damit in einer ähnlichen Größenordnung 
wie im „Carsharing-Musterland Schweiz“ , wo es landesweit in 20,4% der kleinen Kommu-
nen unter 50.000 EinwohnerInnen ein Carsharing-Angebot gibt (ebd., S. 69). 

 Die Darstellungen zeigen, dass durchaus weiteres Potenzial besteht, um die Verbreitung 
von Carsharing-Angeboten in den Kommunen zu unterstützen. Dies gilt insbesondere für 
das stationsbasierte Carsharing und hier sowohl für Großstädte (Erweiterung des Angebots, 
Ausweitung in Randbereiche), als auch für kleinere Städte zwischen 50.000 und 100.000 
EinwohnerInnen sowie kleine Kommunen unter 50.000 EinwohnerInnen. Aufgrund der urba-
nen Siedlungsstrukturen von NRW scheint die weitere Verbreitung von Carsharing-
Angeboten bei entsprechender politischer Unterstützung vielversprechend. Einige gute Bei-
spiele zur Förderung von Carsharing und zur Verabschiedung von Zielen zur weiteren Aus-
weitung von Carsharing-Angeboten gibt es bereits – diese werden im folgenden Kapitel „Gu-
te Beispiele“ beschrieben. 

Eine weitere Entwicklungsperspektive für Carsharing ist das autonome Fahren. Sollte es zu 
voll-autonom fahrenden Fahrzeugen eines Tages tatsächlich auch im hochkomplexen 
Stadtverkehr kommen, nachdem alle technischen, regulatorischen und juristischen Hürden 
bewältigt sind, so könnte das autonome Fahren als Bestandteil eines Flottenkonzeptes ein 
neues Carsharing-Modell darstellen. Dieses Carsharing mit autonomen Fahrzeugen würde 
„die Unterscheidung zwischen stationsbasiertem und stationsunabhängigem CarSharing 
endgültig überflüssig (machen) und das CarSharing-Fahrzeug der Zukunft (würde) autonom 
von seinem Bereitstellungsraum an der Haustür des Nutzers (vorfahren)“ (Loose 2014b, S. 
140). Denkbar wäre aber auch, dass die Technologie des autonomen Fahrens individuell 
statt in einem Flottenkonzept genutzt wird, und so „dem individuellen Autobesitz zu einer 
Renaissance verhilft und die weitere Verbreitung des CarSharing ab diesem Zeitpunkt be-
hindert“ (ebd.) (vgl. hierzu Kapitel 4.4). 

 

4.3.5 Gute Beispiele 

Im Folgenden werden gute Beispiele zu unterschiedlichen Themen der Carsharing-Praxis 
und der Carsharing-Förderung dargestellt.  

 

Bonn: Umwidmung von Parkplätzen für Außengastronomie 

Bei der hier beschriebenen Maßnahme handelt es sich zwar nicht explizit um eine Carsha-
ring-Maßnahme, könnte aber auch im Kontext mit Carsharing und seiner Pkw-reduzierenden 
Wirkung umgesetzt werden. In Bonn ist von April bis Oktober 2014 ein Modellversuch 
durchgeführt worden, bei dem es Gastronomen aus der Bonner Altstadt gestattet wurde, 
einen Parkplatz vor ihrem Lokal für Außengastronomie zu nutzen. Bei Durchführung des 
Modellversuchs fielen 54 Parkplätze weg, was die Anzahl der Stellplätze in der Altstadt um 
4,7% verringerte (Inhoffen 2014). Nachdem das Modellprojekt positiv bewertet wurde, soll es 
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nun auch räumlich ausgedehnt werden (Schabert 2015).  Auch in Köln wird das Projekt mitt-
lerweile nachgemacht (Boldt 2016). 

 

Bremen: Carsharing-Ziele und Einrichtung von Mobilstationen  

Im Bremer Verkehrsentwicklungsplan (VEP 2025) ist 
Carsharing Bestandteil der Strategie zur Reduzierung 
urbaner Verkehrsprobleme (vgl. Stadt Bremen 2014, S. 
56f). Bis 2020 soll die Anzahl der Carsharing-
NutzerInnen auf 20.000 steigen (Stand April 2016: 
11.000). Der Straßenraum soll dadurch um 6.000 Privat-
Pkw entlastet werden (Stadt Bremen 2016a und 2016b: 
133). In Bremen wird Carsharing aktiv gefördert, indem 
Flächen für Carsharing 
im öffentlichen Straßen-
raum bereitgestellt 
werden („mobil.punkte“ und „mobil.pünktchen“). mobil.punkte sind Carsharing-Stationen im 
öffentlichen Straßenraum und werden in Bremen seit 2003 eingerichtet. Sie sollen ÖPNV, 
Car-Sharing, Fahrrad und auch Taxi kundenorientiert zusammenbringen und dafür werden 
in unmittelbarer Nachbarschaft zu ÖPNV-Haltestellen, Fahrradständern, Mobilitätsinformati-
onen und Taxiständen eingerichtet. mobil.pünktchen sind kleinere Carsharing-Stationen, die 
seit 2013 insbesondere in Wohngebieten und engeren Straßen in Innenstadtbereichen ein-
gerichtet werden. 

Damit ein Carsharing-Anbieter die mobil.punkte und mobil.pünktchen im öffentlichen Stra-
ßenraum nutzen kann, muss dieser die Kriterien des Umweltzeichens „Blauer Engel für Car-
sharing“ einhalten und den jährlichen Nachweis erbringen, dass das Carsharing-Angebot 
den Parkraum entlastet, indem ein Carsharing-Fahrzeug mindestens sechs Privat-Pkw er-
setzt (Reduktionsquote 1:6). Bremen fördert Carsharing zudem durch die Integration in 
Neubauvorhaben (Änderung der Stellplatzsatzung in 2013), die Integration mit dem ÖPNV, 
die Einbindung in das Flottenmanagement bei Behörden und Betrieben, Information und 
Öffentlichkeitsarbeit. Eine Subventionierung des Carsharing-Betriebs durch öffentliche Mittel 
erfolgt nicht (ebd.: 132f). Seit 2016 gibt es das Konzept der mobil.punkte nun auch in Nürn-
berg, mit acht ersten eingerichteten Mobilstationen (Stadt Nürnberg 2016; Freie Hansestadt 
Bremen 2016c). 

 

Bremen: Stellplatzortsgesetz 

Bremen hat in seinem Stellplatzortsgesetz vom 18.12.2012 (StellplOG, Geltungsgebiet: 
Stadtgemeinde Bremen) festgelegt, dass beim Neubau oder der Änderung baulicher Anla-
gen ausreichend Kraftfahrzeugstellplätze und Fahrradabstellplätze in angemessener Anzahl, 
Größe und Beschaffenheit hergestellt werden müssen (§2). Die Pflicht zur Herstellung not-
wendiger Kraftfahrzeugstellplätze kann ausgesetzt werden, wenn „durch besondere Maß-
nahmen eines Mobilitätsmanagements, insbesondere durch die Nutzung von Zeitkarten für 
den öffentlichen Personennahverkehr, Errichtung und Einbindung von Car-Sharing-
Stationen oder durch den dauerhaften Verzicht auf die Benutzung von Kraftfahrzeugen ver-

Foto: mobil.punkt in Bremen 
Foto: Senator für Umwelt, Bau und Ver-
kehr, Bremen 
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ringert“ (§9, Abs. 1). Bremen nutzt damit durch sein Stellplatzortsgesetz die Pflicht zur Her-
stellung von Pkw-Stellplätzen als Anreizsystem für umweltfreundliche Mobilitätsangebote 
einschließlich Carsharing. 

 

Eifeldorf Gey: Ein Elektrofahrzeug als Dorfauto   

Im Eifeldorf Gey mit 1.900 EinwohnerInnen gibt es seit Januar 2015 ein gemeinsam genutz-
tes Dorfauto – ein Elektrofahrzeug. Das Dorfauto wurde im Rahmen des LEADER-Projektes 
„E-ifel mobil“ und in Zusammenarbeit mit dem Kreis Düren initiiert. Nach einer Testphase 
von September 2013 bis April 2014, in der das Dorfauto von allen BewohnerInnen des Ortes 
mit gültigem Führerschein genutzt werden konnte, haben die BürgerInnen des Dorfes ein 
dauerhaftes Dorfauto in ihrem Ort realisiert. Finanziert wird das Dorfauto über die Werbung 
von Sponsoren (vor allem Unternehmer). Das ehrenamtlich getragene Carsharing in Gey 
zeigt, dass Carsharing keineswegs nur für Großstädte geeignet ist, sondern durchaus auch 
in dörflichen Strukturen erfolgreich sein kann (Dorfauto Gey UG o.J.; LAG Eifel 2015). 

 

Flensburg: Akteursübergreifende Starthilfe und Mitgliedschaft für neues Car-
sharing-Angebot  

Im Kontext der lokalen Klimaschutzinitiative hat die Stadt Flensburg zusammen mit dem 
Carsharing-Anbieter cambio und den Klimapakt-Partnern Nord-Ostsee Sparkasse, die SBV 
Wohnungsbaugenossenschaft, die Industrie- und Handelskammer und die Aktiv Bus Flens-
burg GmbH ein wirtschaftlich tragfähiges Carsharing-Angebot entwickelt und damit erstmals 
ein Carsharing-Angebot nach Flensburg geholt. Der Erfolg der Initiative lag darin, dass der 
Start des Carsharing-Angebots vom dem breit aufgestellten Klima-Bündnis mit einer Garan-
tievereinbarung unterstützt worden ist: „Das Konzept ist dabei eigentlich ganz einfach: Die 
Partnerunternehmen nutzen cambio-Autos anstelle eigener Firmenfahrzeuge oder verklei-
nern ihre vorhandenen Flotten um Firmenwagen, die wenig genutzt werden“ (cambio 
2016a). Mit einem CO2-Ausstoß von ca. 85 Gramm CO2 pro Kilometer (ebd.) sind cambio-
KundInnen mit einem Kleinwagen im Vergleich zur Gesamtflotte/Neuwagen emissionsarm 
unterwegs (Durchschnittsverbrauch der Pkw-Neuwagenflotte im Jahr 2015:  128,8 gCO2/km 
pro Kilometer; vgl. KBA 2016). Ein Jahr nach Einrichtung des Angebots gibt es in Flensburg 
sechs cambio-Stationen und 540 registrierte KundInnen (cambio 2016a). 

 

Freiburg: Carsharing-Aktionsplan zur flächendeckenden Einrichtung von 134 
Carsharing-Stationen im öffentlichen Raum 

Im Oktober 2012 hat die Stadt Freiburg einen Carsharing-Aktionsplan beschlossen. Ein Ziel 
des Aktionsplans ist es, die stationsbasierten Carsharing-Angebote in der Stadt sichtbarer 
und damit auch für Nicht-KundInnen wahrnehmbarer zu machen (bcs 2017b). Insbesondere 
im Kernbereich der Stadt, in dem 90 Prozent der städtischen Bevölkerung wohnt, sollen 
Carsharing-Stellplatzflächen flächendeckend ausgewiesen werden. Als Genehmigungs-
grundlage für die Einrichtung von Carsharing-Stellplatzflächen im öffentlichen Straßenraum 
hat die Stadt Freiburg keine Sondernutzung, sondern die Aufstellung eines stadtweiten Be-
bauungsplans angewendet – was rückblickend von der Stadt als „vielleicht zu personal- und 
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zeitintensiv“ eingestuft wurde (ebd.). Positiv ist hingegen das Verfahren zur Stellplatzverga-
be zu bewerten: Zunächst führte die Stadt Freiburg eine Bestandsaufnahme und Potenzial-
abschätzung für jeden Stadtbezirk durch. Auf dieser Basis wurden 134 Standorte für Car-
sharing-Stationen für insgesamt 449 Fahrzeuge identifiziert. Die Verteilung der Standorte im 
Stadtraum erfolgte über ein Interessenbekundungsverfahren mit Einigungstermin. Im Jahr 
2016 sind 68 Carsharing-Standorte mit 190 Carsharing-Fahrzeugen im (ehemals öffentli-
chen) Straßenraum eingerichtet (ebd.). 

 

Infineon: Corporate Carsharing 

Im Jahr 2012 startete das Unternehmen Infineon Technologies AG an der Konzernzentrale 
in Neubiberg (München) ein Corporate Carsharing-Angebot in Kooperation mit der BMW 
Group Tochter Alphabet (Infineon 2012). Im Jahr 2014 gibt es das Carsharing-Angebot ne-
ben an den vier Standorten Dresden, Neubiberg, Regensburg, Warstein (Alphabet 2014). 
Die Carsharing-Fahrzeuge stehen den MitarbeiterInnen während der Geschäftszeit für 
Dienstfahrten zur Verfügung. Darüber hinaus können die MitarbeiterInnnen die Fahrzeuge 
nach Feierabend und am Wochenende auch privat nutzen. Nach Angaben des Carsharing-
Anbieters Alphabet Business Mobility wurde das Carsharing-Angebot im Jahr 2013 von 
1.600 registrierten Fahrern genutzt, die bis dahin mehr als eine halbe Million Kilometer zu-
rückgelegt haben (Alphabet 2014). 

 

Köln: Autofreies Wohnen im Stellwerk 60  

Das Stellwerk 60 in Köln ist ein Wohngebiet für Menschen, die autofrei leben wollen. Das 
Stellwerk 60 liegt im zentral gelegenen Stadtbezirk Nippes. Ca. 1.400 Personen wohnen 
dort (Expertengespräch im Dezember 2014). Da ein Stellplatzschlüssel von 0,0 mit der Stadt 
nicht vereinbart werden konnte, gilt dort ein Stellplatzschlüssel von 0,2 (=80 Stellplätze für 
400 Haushalte). Die Stellplätze stehen in einem Parkhaus am Eingang der Siedlung, die 
Siedlung selber ist mit einem Wegenetz für Fußgänger und rücksichtsvoll fahrende Radfah-
rer autofrei und es gibt keine Berührungspunkte mit dem Pkw-Verkehr. In der Siedlung gibt 
es gut ausgebaute und leicht zugänglich Radabstellplätze, eine Mobilstation zum Verleih 
von Fahrrädern Fahrrad-Anhängern, Transport-Karren und mehr. Am Eingang der Siedlung 
gibt es zudem eine Carsharing-Haltestelle, an der in Kooperation mit einem Carsharing-
Anbieter ein stationsbasiertes Carsharing angeboten wird (ebd.; vgl. zudem 
www.stellwerk60-vermietung.de). 

 

Landesregierung Baden-Württemberg: Novellierung der Landesbauordnung 

Der Landtag Baden-Württemberg hat zum 1. März 2015 seine Landesbauordnung (LBO 
BW) novelliert. Wesentliche Änderungen sind, dass bei der Errichtung baulicher Anlagen, 
bei denen ein Zu- und Abfahrtsverkehr mit Fahrrädern zu erwarten ist, diebstahlsichere 
Fahrrad-Stellplätze in ausreichender Anzahl herzustellen sind (§37, Abs. 2). Für Wohnge-
bäude sind je Wohnung zwei geeignete wettergeschützte Fahrrad-Stellplätze herzustellen 
(§35, Abs. 4). Bis zu einem Viertel der herzustellenden Kfz-Stellplätze (ein Kfz-Stellplatz je 
Wohnung) kann durch die Schaffung von Fahrrad-Stellplätzen ersetzt werden (vier Fahrrad-
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Stellplätze je Kfz-Stellplatz) (§37, Abs. 1). Neben diesen Änderungen zur Förderung einer 
multimodalen Mobilität mit dem Rad ist in der Landesbauordnung zudem ein Absatz ergänzt 
worden, dass die Gemeinden Ablöse-Erträge, die von der Gemeinde innerhalb eines ange-
messenen Zeitraums verwendet werden müssen, auch für die Herstellung von Carsharing-
Stellplatzflächen eingesetzt werden können („Herstellung von Parkeinrichtungen für die ge-
meinschaftliche Nutzung von Kraftfahrzeugen“) (§37, Abs. 5) (MVI BW 2015). 

 

Landkreis Ebersberg: Modellregion für flächendeckendes Carsharing im gan-
zen Landkreis 

Der Landkreis Ebersberg in Bayern und die Carsharing-Vereine im Landkreis möchten in 
enger Zusammenarbeit mit dem Münchner Verkehrs- und Tarifverbund (MVV) und mit Un-
terstützung von B.A.U.M. Consult bis 2030 flächendeckend in allen Gemeinden Carsharing-
Angebote anstoßen und aufbauen. Das Projekt ist Teil des Mobilitätskonzeptes „Mehr Mobi-
lität mit weniger Verkehr“ des Landkreises, das im Herbst 2013 von den Kreisgremien ein-
stimmig beschlossen wurde. Ziel ist, im Landkreis Ebersberg flächendeckend ein wirtschaft-
lich tragfähiges, attraktives Carsharing-Angebot aufzubauen, das von der Bevölkerung an-
genommen wird. In jedem Ort bzw. Gemeindeteil mit mehr als 1.000 EinwohnerInnen soll 
ein Carsharing-Angebot eingerichtet werden. Jeder/Jede EinwohnerIn soll auf mindestens 
zwei Carsharing-Fahrzeuge in einer Entfernung von weniger als 1.000 Metern im Umkreis 
der eigenen Wohnung zugreifen können. Bis 2030 sollen 95% der Landkreis-
BewohnerInnen mit Führerschein auf das Carsharing-Angebot zugreifen können und 10% 
der Bevölkerung soll das Angebot nutzen (Landratsamt Ebersberg 2015). 

 

mgf Gartenstadt Farmsen: Förderung von Carsharing durch Wohngenossen-
schaften 

In der Wohnungsgenossenschaft mgf Gartenstadt Farmsen in Hamburg ist 2013 auf Anfrage 
der mgf vom Carsharing-Anbieter cambio ein Carsharing-Angebot eingerichtet worden. Die 
mgf hat den Aufbau und den Betrieb des Carsharing-Angebots mit zugesagten Umsatzga-
rantien unterstützt (Gripp, Redlich 2015, S. 14). Die mgf berichtet in ihrer Mieterzeitung und 
auf Infoständen regelmäßig über das Carsharing-Angebot (ebd., S. 15), wodurch die Nut-
zung und der Umsatz im ersten Jahr deutlich gesteigert (ebd., S. 17ff) und die Kompensati-
onszahlungen verringert werden konnten (Wuppertal Institut, S. 83). 

 

Mobilitätspaket HANNOVERmobil: Kooperationen zwischen Verkehrsunter-
nehmen und Carsharing-Anbietern 

Seit 2004 gibt es in Hannover das Kombiangebot HANNOVERmobil des Verkehrsverbundes 
der Region Hannover. In einem Zusatzbaustein zu den ÖPNV-Abonnements, das ca. 8 Euro 
pro Monat kostet, können Angebote zur Nutzung der Deutschen Bahn (BahnCard 25 inklusi-
ve), zur Nutzung von Taxis (20% Rabatt auf Fahrpreis) und zur Carsharing-Nutzung (Mit-
gliedschaft bei stadtmobil ohne Aufnahmegebühr, Fahrten im vergünstigten Standard-Tarif) 
(üstra 2017). Die Mobilitätskarte HANNOVERmobil ist 2014 mit dem ersten Blauen Engel für 
„Mobilitätskarten“ ausgezeichnet worden (Blauer Engel 2014). Weitere mit dem Blauen En-



Alternative Ökonomien Mobilität 

Wuppertal Institut – Mai 2017 86 

gel ausgezeichnete Mobilitäskarten sind „Leipzig mobil“ der Leipziger Verkehrsbetriebe 
GmbH und die Mobilkarte der Stadtwerke Osnabrück AG (Blauer Engel 2017). 

 

Region Hannover: Masterplan „Shared Mobility“ für Car- und Ride-Sharing 

Die Region Hannover hat im Jahr 2014 einen Masterplan „Shared Mobility“ zur Förderung 
aller „Shared Mobility“-Angebote herausgebracht (Region Hannover 2014). Der Masterplan 
wurde gemeinsam mit den handelnden Personen der Kommunen und Dienstleister und über 
mehrere Beteiligungsstufen hinweg erstellt (ebd., S. 4). Mit dem Masterplan soll eine Grund-
lage für alle AkteurInnen geschaffen werden, Carsharing in der Region Hannover gezielt zu 
stärken und den motorisierten Individualverkehr im Sinne des Umwelt- und Klimaschutzes 
zu reduzieren (ebd.). Ziel ist es, die Fahrzeugzahl im Carsharing von knapp 400 Fahrzeugen 
im Jahr 2020 auf über 1.200 im Jahr 2020 zu steigern. Das Ziel für das Jahr 2020 ist auf der 
Basis von Potenzialabschätzungen entwickelt worden. Der Masterplan enthält darüber hin-
aus Handlungsfelder und Maßnahmen, die in kurz-, mittel- und langfristige Maßnahmen un-
terschieden werden und mit einer Kostenschätzung hinterlegt sind (ebd). 

 

Umweltzeichen „Blauer Engel“: Carsharing-Anbieter mit klimafreundlichen 
Carsharing-Fahrzeugen  

Sechs Carsharing-Unternehmen wurden Anfang 2017 mit dem Umweltzeichen „Blauer En-
gel“ ausgezeichnet: cambio Mobilitätsservice GmbH & Co., einfach mobil Carsharing GmbH, 
Mobility Center GmbH – teilAuto, Sharegroup GmbH, Stadtmobil carsharing, Stadtteilauto. 
Um das Umweltzeichen zu erhalten, müssen die Carsharing-Unternehmen mehrere Kriterien 
erfüllen. Hinsichtlich der CO2-Emissionen der Carsharing-Flotte eines Anbieter orientiert 
sich das Umweltzeichen am geltenden EU-Grenzwert für die Neuwagenflotte von 95 Gramm 
CO2 pro Kilometer im Jahr 2020. Für das Jahr 2017 heißt das, dass 90% der Fahrzeugflotte 
den Grenzwert von 95 g CO2/km einhalten muss (5% Nutzfahrzeuge dürfen unberücksichtigt 
bleiben) (RAL gGmbH 2014, S. 6f). 
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4.4 Autonomes Fahren 
Während das Vertiefungsbeispiel des Carsharings für ein bereits bestehendes Format der 
Sharing Economy im Bedürfnisfeld Mobilität steht, handelt es sich beim Autonomen Fahren 
um ein (zumindest zu großen Teilen) noch in der Zukunft liegendes Thema. Zwar ist unklar, 
wann das autonome Fahren auf deutschen Straßen da sein wird. Klar ist aber, dass wenn 
es kommt, es große Auswirkungen auf das Verkehrsgeschehen haben und neue Chancen 
und Risiken für eine nachhaltige Mobilitätsgestaltung mit sich bringen wird und je nach sei-
ner Ausformung einen größeren oder kleineren Beitrag zu einer Sharing Economy mit öffent-
lichen, autonom fahrenden Kraftfahrzeugen leisten kann. 

 

4.4.1 Begriffserklärung 

Automatisiertes Fahren, autonomes Fahren und Übergangsphasen 

Wenn man von eigenständig fahrenden Fahrzeugen spricht, ist zwischen dem automatisier-
ten und dem autonomen Fahren zu unterscheiden. Im öffentlichen Diskurs werden diese 
Begrifflichkeiten häufig durcheinandergebracht. Autonomes Fahren bezeichnet ausschließ-
lich das „voll-autonome“ Fahren, bei dem sich das Fahrzeug komplett alleine steuert und ein 
menschlicher Fahrer oder eine Kontrollperson nicht mehr zur Überwachung im Fahrzeug 
mitfahren müssen. Automatisiertes Fahren hingegen schließt auch Systeme ein, die den 
Fahrer unterstützen, wie Fahrerassistenzsysteme. Um ein einheitliches Verständnis über die 
Entwicklungsgrade von automatisierten Fahrfunktionen zu ermöglichen, hat der Verband der 
deutschen Automobilindustrie ein Stufenschema mit 5 Entwicklungsstufen vom automatisier-
ten hin zum autonomen Fahren entwickelt (vgl. Abbildung 9). Autonomes Fahren ist dabei 
ausschließlich die Stufe 5 – das „fahrerlose Fahren“. 

Abbildung 9: Automatisierungsgrade des autonomen Fahrens 

 
Quelle: VDA (2015, S. 15) 
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Bei den Automatisierungsgrade ist zu berücksichtigen, dass es auf dem Weg zum autono-
men Fahren (Stufe 5) Übergangsphasen geben wird zwischen den verschiedenen Stufen 
des automatisierten Fahrens sowie parallele Zwischenzustände, in denen verschiedene Stu-
fen des automatisierten Fahrens gleichzeitig geben wird. Für die politische Gestaltung sollte 
deshalb nicht nur der Endzustand des autonomen Fahrens betrachtet werden, sondern ge-
rade auch die Übergangsphasen und Zwischenzustände, da gerade hier Gestaltungsbedarf 
entstehen kann. 

Glotz-Richter (2016) weist darauf hin, dass gerade die Interaktionen zwischen autonomen 
und nicht-autonomen Fahrzeugen bzw. mit nicht-motorisierten VerkehrsteilnehmerInnen in 
urbanen Räumen Konflikte hervor rufen können, die die potenziellen Chancen des autono-
men Fahrens verringern. So würden autonome Fahrzeuge mit einem defensiven Fahrstil 
programmiert werden, um aus Sicherheitsgründen bei „Hindernissen“ wie Fußgängern und 
Radfahrern zu stoppen. Ein solch defensiver Fahrstil könnte die Kapazität im Straßenraum 
für autonome Fahrzeuge deutlich verringern. Gleichzeitig könnte es die Frage aufwerfen, ob 
der Zugang für nicht-autonome Fahrzeuge in bestimmten Gebieten oder zu bestimmten Zei-
ten eingeschränkt werden müsse. Oder ob Fußgängern und Radfahrern abgetrennte, „ein-
gezäunte“ Straßenräume zugewiesen werden müssten, um den Fahrfluss von autonomen 
Fahrzeugen nicht zu beschränken. Solche Überlegungen zeigen, dass gerade die Über-
gangsphasen und parallelen Zwischenzustände der verschiedenen Phasen des autonomen 
Fahrens besondere Anforderungen an die politische Gestaltung stellen. 

 

4.4.2 Entwicklung 

Bestehende Beispiele autonomer und automatisierter (Test-)Fahrzeuge 
In bestimmten Verkehrssystemen gibt es bereits heute autonom fahrende Fahrzeuge – also 
Fahrzeuge, die sich komplett ohne anwesenden Fahrer selbstständig steuern. Diese auto-
nomen Fahrzeuge fahren in bestimmten, abgegrenzten Verkehrssystemen – so zum Bei-
spiel im Personenverkehr bei mehreren schienengebundenen Stadtbahnen wie in Dortmund 
und Nürnberg oder beim Güterverkehr im abgegrenzten Gebiet des Hamburger Container-
hafens, und werden dort im tagtäglichen Betrieb eingesetzt (siehe Tabelle 11). In abge-
grenzten, privaten oder halböffentlichen Flächen wie dem Containerterminal Hamburger 
Hafen ist der Einsatz autonomer Fahrzeuge schon möglich, bevor die gesetzlichen Rah-
menbedingungen vollständig angepasst sind (Lamparter 2016). 

Im öffentlichen Straßenraum sind autonom fahrende Fahrzeuge dagegen bis heute rechtlich 
nicht zugelassen. Zwar gibt es bereits zahlreiche automatisierte Fahrfunktionen, bei denen 
sich ein Fahrzeug zeitweise komplett selbständig und ohne Eingriff eines Menschen steuert. 
Beispiele hierfür sind etwa Spurhalteassistenten (Stufe 1 der Automatisierungsgrade), Stau-
assistenten (Stufe 2), Spurwechselassistenten (Stufe 3) oder das eigenständig parkende 
Auto (Stufe 4) (vgl. VDA 2015, S. 15). Mit diesen Fahrerassistenzsystemen werden bereits 
heute die meisten neu zugelassenen Fahrzeugen serienmäßige ausgestattet. 

Bei allen diesen Fahrerassistenzsystemen ist die Anwesenheit eines Menschen und seine 
Kontrolle über das Fahrzeug aber weiterhin erforderlich: So regelt etwa der Stauassistent 
von BMW bei Geschwindigkeiten bis zu 40 km/h eigenständig die Geschwindigkeit, hält Ab-
stand zum Vorderfahrzeug und kommt selbstständig zum Stillstand – der Fahrer muss dafür 
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aber das Lenkrad mit mindestens einer Hand halten (BMW AG 2017). Und beim automati-
sierten Park-Assistenten „Remote Park-Pilot“ von Mercedes-Benz kann der Fahrer ausstei-
gen und das Fahrzeug per Smartphone eigenständig einparken lassen – der Fahrer darf 
dafür einen Radius von 3 Metern um das Fahrzeug herum aber nicht verlassen (Daimler AG 
2017a). 

 

Tabelle 11: Steckbriefe der bereits heute autonom fahrenden H-Bahn in Dortmund, der 
U-Bahn in Nürnberg und der autonomen Güterfahrzeuge im Containerterminal Ham-
burger Hafen 

 
Foto: Dortmunder H-Bahn (2008), 
Quelle: Marku1988 auf 
https://de.wikipedia.org/36  

 
Foto: U-Bahn Nürnberg (2008), 
Quelle: Michael Heimerl auf 
https://commons.wikimedia.org37 

 
Foto: Fahrerlose AGVs im Hamburger 
Containerhafen (2008); Quelle: Heje 
auf https://de.wikipedia.org38 

H-Bahn in Dortmund  U-Bahn in Nürnberg Automatic Guided Vehicles 
(AGVs) im Containerterminal 
Hamburger Hafen  

Vollautomatisch gesteuerte 
Großkabinenbahn 

Inbetriebnahme: 2. Mai 1984 
(gilt als erste Anlage ihrer Art) 

Systembeobachtung und Fahr-
gastbetreuung vom Leitstand 

Täglich mehr als 5.000 Fahrgäs-
te 

Streckennetz: ca. 3 Kilometer 

Pro Stunde 36 Fahrten, minima-
le Zugfolge 40 Sekunden 

Inbetriebnahme: 2008 (Linie U3) 

Erste vollautomatische U-
Bahnlinie Deutschlands 

Automatische Kupplungen, An-
/Entkuppeln per Knopfdruck 

Zugfolgezeiten: 100 Sekunden 
(Hauptverkehrszeit) oder 150 
Sekunden (Mischbetrieb) 

Streckennetz: 32 Kilometer 

Automatic Guided Vehicles (AGVs) 
führen den Containertransport im 
Hafen durch 

Die Be- und Entladung der AGVs 
erfolgt mit autonomen Kränen 

AGVs fahren seit 2002 autonom 
und seit 2011 mit Ökostrom; der 
Batteriewechsel erfolgt selbständig 

Die CO2-Emissionen des Terminals 
sind dadurch laut Betreiber um 60 
Prozent gesunken 

Quellen: Webseite der H-Bahn-Gesellschaft Dortmund mbH (www.h-bahn.info/de, Zugriff 2.2.2017); Schwaibold 
(2015); Hamburger Hafen und Logistik Aktiengesellschaft o.J. 

                                                
36 Quelle: Marku1988 (2008) auf Wikimedia, https://de.wikipedia.org/wiki/Datei:Dortmund-H-Bahn_Trasse1.jpg, 
Zugriff 22.2.2017; Lizenz: CC BY 3.0 
37 Quelle: Michael Heimerl (2008) auf Wikimedia, https://commons.wikimedia.org/wiki/File:U-
Bahn_Nürnberg_Strecke_SG-JA.jpg, Zugriff 22.2.2017; Lizenz: CC BY-SA 3.0  
38 Quelle: Heje (2008): Drei AGV vor einigen DRMG; auf Wikipedia,  
https://de.wikipedia.org/wiki/Containerterminal_Altenwerder#/media/File:Hamburg-CTA-AGV-2008.JPG, Zugriff 
22.2.2017; Lizenz: CC BY 3.0!



Alternative Ökonomien Mobilität 

Wuppertal Institut – Mai 2017 90 

Hintergrund für das automatisierte und autonome Fahren bilden die aktuellen Straßenver-
kehrsgesetze, die auf dem so genannten „Wiener Übereinkommen“ beruhen. 

 

Was besagt das Wiener Übereinkommen? 

Das „Wiener Übereinkommen über den Straßenverkehr“ ist ein internationaler Vertrag un-
ter dem Dach der Vereinten Nationen, das 1968 in Wien erarbeitet wurde. Das Wiener 
Übereinkommen soll den Straßenverkehr durch Standardisierung der Verkehrsregeln si-
cherer machen (Presse- und Informationsamt der Bundesregierung 2016). Es besagt unter 
anderem, dass der Fahrzeuglenker sein Fahrzeug jederzeit beherrschen muss (Artikel 8, 
Absatz 5 sowie Artikel 13, Absatz 1).  

Am 23 März 2016 ist in Deutschland eine Änderung des Wiener Übereinkommens in Kraft 
getreten, mit der nun erstmals Fahrzeugsysteme erlaubt sind, die einen Einfluss auf das 
Führen des Fahrzeugs haben, also z.B. automatisierte Fahrfunktionen. Voraussetzung 
dafür ist, dass die Fahrzeugsysteme so gestaltet sind, „dass der Fahrer sie jederzeit über-
steuern oder abschalten kann“ (Presse- und Informationsamt der Bundesregierung 2016). 
Das heißt: Ein Fahrzeug gilt seitdem dann als beherrschbar, wenn sie ein Fahrer abschal-
ten oder übersteuern kann (Daimler AG 2016d).  

Im Januar 2017 ist das Straßenverkehrsgesetz dahingehend geändert worden, dass au-
tomatisiertes Fahren auf deutschen Straßen möglich ist. Auch beim Einsatz des Compu-
ters bleibt die letzte Verantwortung dabei aber grundsätzlich beim Fahrzeugführer. Eine 
„Blackbox“ soll die wesentlichen Daten einer Fahrt aufzeichnen, anhand derer im Scha-
densfall die Frage nach dem Schuldingen untersucht werden kann (Presse- und Informati-
onsamt der Bundesregierung 2017). Die Verbraucherzentrale Bundesverband e.V. kritisiert 
am Gesetz zur Änderung des Straßenverkehrsgesetzes unter anderem, dass das Gesetz 
in erster Linie dazu diene, die Hersteller von automatisierten Fahrsystemen weitestgehend 
aus der Verantwortung zu nehmen und diese den VerbraucherInnen als Autofahrern und 
Autohaltern zu übertragen. Darüber hinaus gebe es sprachliche Ungenauigkeiten und feh-
lende Definitionen, was zu erheblicher Rechtsunsicherheit für den/die VerbraucherIn führe. 
Beispielsweise sei nicht erklärt, inwiefern sich der Fahrer während des automatisierten 
Fahrmodus fahrfremden Tätigkeiten zuwenden darf. Durch seine weitgehenden Überwa-
chungspflichten beim automatisierten Fahrmodus werde der Sinn und Zweck des hoch- 
und vollautomatisierten Fahrens konterkariert (VZBV 2017; ähnlich VCD 2017). 

Fahrerlose Fahrzeuge sind dagegen weiterhin rechtlich nicht zulässig, weil auch das ge-
änderte Übereinkommen einen Fahrer erfordert (Daimler AG 2016d). Das Bundesver-
kehrsministerium setzt sich auf internationaler Ebene für weitere Änderungen des Wiener 
Übereinkommens ein. „So soll die Begriffsbestimmung des ‚Fahrers’ so erweitert werden, 
dass ihm künftig automatisierte Systeme mit voller Kontrolle über ein Fahrzeug gleichge-
stellt werden“ (BMVI 2016). 
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Trotz der bestehenden Gesetzgebung, die autonom fahrende Fahrzeuge im öffentlichen 
Straßenraum bislang nicht zulassen, arbeiten die Autohersteller und Zulieferer bereits an 
den nächsten Entwicklungsschritten zum autonomen Fahren. Der Einsatz autonomer Fahr-
zeuge in komplexeren Verkehrssystemen wie dem Straßenverkehr steckt dabei noch in den 
Anfängen. Hier gibt es erste Testfelder im Personenverkehr mit vollautomatisierten Pkw und 
elektrischen (Klein-)Bussen (Tabelle 12) sowie in der Logistik und im Güterverkehr mit Lkws 
sowie Lieferrobotern und Drohnen (siehe Tabelle 13). Frühe Testfelder zum hochautomati-
sierten Fahren gab es z.B. in Finnland, den Niederlanden, der Schweiz und den USA. So 
vergibt der US-Bundesstaat Nevada seit 2012 Lizenzen, um autonomes Fahren im öffentli-
chen Straßenraum zu testen – die ersten wurden im Mai 2012 an den Internetkonzern 
Google (Arthur 2012), im Dezember 2012 an den Automobilzulieferer Continental (Continen-
tal AG 2012) und im Januar 2013 an den Automobilhersteller Audi vergeben (Lindner 2013). 
Ein Fahrer muss dabei aber weiterhin mit im Fahrzeug sitzen. Testfelder mit elektrischen 
Kleinbussen gibt es z.B. von der Delft Technical University seit Januar 2016 In den Nieder-
landen (Reuters 2016), von PostAuto und einem MobilityLab Konsortium seit Juni 2016 in 
Sitten in der Schweiz (siehe Tabelle 12), von der Helsinki Metropolia University seit August 
2016 in Helsinki (Gibbs 2016) und von der Deutschen Bahn seit November 2016 in Berlin 
(siehe Tabelle 12).  

Viele der aufgezeigten (Test-)Beispiele finden in kleineren geschlossenen Systemen statt, 
wie z.B. in der Fußgängerzone (Shuttle in Sitten), in einzelnen Stadtteilen (Roboter-
Paketdienste), in Industriegebieten (Hamburger Containerhafen), auf Hochschulgeländen 
(halb-öffentlicher Euref-Campus) oder auf einzelnen Autobahnabschnitten. Die A9 ist seit 
2015 zwischen München und Ingolstadt ein Testfeld für autonomes Fahren auf der Auto-
bahn (BMVI 2015a). Im Dezember 2016 wurden spezielle Landmarkenschilder für das au-
tomatisierte und vernetzte Fahren zur exakten Standortbestimmung automatisierter Fahr-
zeuge aufgestellt (BMVI 2016a). Die Landesregierung NRW bereitet seit 2015 die Genehmi-
gung für eine Teststrecke auf der Landesstraße 418 in Wuppertal vor (Landesregierung 
NRW 2015), deren Umsetzung aber noch nicht erfolgt ist.  
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Tabelle 12: Steckbriefe zu Pilotprojekten mit hochautomatisierten Fahrzeugen im Per-
sonenverkehr 

 

Foto: Autonomer Kleinbus im Test in 
Cottbus (2015), Quelle: Rama auf 
http://www.lausitz-branchen.de/39  

     

Foto: Beispiel für einen hochautomati-
sierten Mini-Bus im Test in South 
Perth, Australien (2016)40, 
Quelle: Gnangarra auf 
https://commons.wikimedia.org  

 

Foto: Regulärer Mercedes-Benz Bus in 
München (2012); Quelle: High Contrast 
auf https://commons.wikimedia.org41 

SmartShuttle in Sitten 
(Schweiz) 

Mini-Bus „Olli“ in Berlin und 
Bad Birnbach 

Mercedes-Benz Bus 

• Testbetrieb seit Juni 2016 für 
zwei Jahre durch  
Sonderbewilligung 

• Initiatoren: PostAuto,  
MobilityLab  
Sion-Valais  bestehend aus 
Stadt Sitten, Kanton Wallis, 
HeS-So, EPFL,  
Schweizerische Post 

• Zwei vollautomatisiert fahren-
de, kostenlose elektrische 
Kleinbusse für 11 Personen 

• Keine Brems- und Gaspedale 

• Überwachung durch  
Begleitperson, Notfallknopf im 
Fahrzeug 

• Rundstrecke, ca. 1,5 km in 
der Fußgängerzone (Altstadt) 

• Geschwindigkeit 20 km/h 

• Elektrischer Roboter-Kleinbus 
des amerikanischen Start-ups 
Local Motors 

• Probebetrieb der Deutschen 
Bahn seit November 2016 auf 
dem halböffentlichen Euref-
Campus; ab 2017 im bayeri-
schen Kurort Bad Birnbach 

• (Noch) keine Genehmigung 
für den Testbetrieb im Berliner 
Straßenraum 

• Simulation eines autonomen 
Buslinienbetriebs 

• Ausstattung mit 30 Sensoren, 
Kameras, Lasern 

• In Berlin: Anschluss an Strom 
aus einer Photovoltaikanlage 

• Teilautomatisiert fahrender Bus 

• Erste Testfahrt im Juli 2016  
in Amsterdam auf 20 km  
Teststrecke, Bus Rapid  
Transport (BRT) 

• Maximal 70 km/h 

• 14 Kameras überwachen ein 
Umfeld von 200 Metern 

• Fahrer sitzt im Fahrstand, um 
notfalls eingreifen zu können 

• Erkennt und kommuniziert mit 
Ampeln, quert Ampelkreuzun-
gen 

• Erkennt Hindernisse und 
bremst selbständig 

• Erwartete Vorteile: Erhöhung 
von Komfort und Effizienz 
durch gleichmäßigeres Fahren 

Quellen: Mercedes-Benz (2016); Neumann (2016); Webseite des Projekts „SmartShuttle“, 
https://app.postauto.ch/de/smartshuttle-projekt (Zugriff 9.2.2017) 

  

                                                
39 Quelle: Rama (2015) auf  http://www.lausitz-branchen.de/branchenbuch/2015/12/18/cottbus-autonome-taxi-
flotten-im-test/, Zugriff 22.2.2017; Lizenz: CC BY-SA 2.0 fr 
40 Quelle: Gnangarra auf Wikimedia,  https://commons.wikimedia.org/wiki/File:Bus_220916_gnangarra-
1007.JPG, Zugriff 22.2.2017; Lizenz: CC-BY-2.5-AU 
41 Quelle: High Contrast (2012): Mercedes-Benz Citaro Bus in München-Pasing; auf Wikimedia,  
https://commons.wikimedia.org/wiki/File:Mercedes-Benz_Citaro_Bus_in_Munich-Pasing.jpg, Zugriff 22.2.2017; 
Lizenz: CC BY 3.0 DE!
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Tabelle 13: Steckbriefen zu Pilotprojekten mit hochautomatisierten Fahrzeugen in der 
Logistik und im Güterverkehr 

 

Foto: Liefer-Roboter von Starship 
(2017), Quelle: 
www.gruenderszene.de42  

Foto: Liefer-Drohne für Essen 
im Einsatz in Portugal (Dezem-
ber 2016), Quelle: Eduardofa-
mendes auf 
https://en.wikipedia.org43 

Foto: Mercedes-Benz Future Truck 2025 auf der 
Bundesautobahn A14 bei Magdeburg (2014), 
Quelle: Michael KR auf https://en.wikipedia.org44 

Roboter-Paketdienste  Deutsche Post:  
Paketzustellung per 
Drohne 

Autonome Lkw: Mercedes-Benz Future 
Truck 2025 und European Truck Platoon-
ing Challenge  

• Hermes und Mediamarkt 
testen Lieferroboter in den 
Stadtteilen Grafenberg 
(Düsseldorf) und Ottensen 
(Hamburg) in 2016 

• Lieferung vor die Haustür, 
Öffnung des verschlosse-
nen Fachs per SMS-Code 

• Navigation per GPS,  
Kameras, Sensoren 

• Überwachung durch Be-
gleitperson und Kontroll-
zentrale Geschwindigkeit 
bis 6 km/h, Lieferradius  
3-5 Kilometer 

• 3-monatiger Test in 
2016 (Januar-März)  
in Reit im Winkl 

• Paketempfang und  
-sendung über  
automatisierten Skyport 

• Belieferung einer Alm 
in 1.200 Meter Höher 

• Zustellung eiliger  
Medikamente innerhalb 
von 8 Minuten  
gegenüber 30 Minuten 
mit dem Auto 

• Auf der IAA Nutzfahrzeuge im  
September 2014 stellte Daimler den  
ersten autonom fahrenden Laster vor 

• Testfahrten seit 2014 auf der A14  
bei Magdeburg 

• Beteiligung an der niederländischen 
Initiative „European Truck Platooning 
Challenge 2016“ mit 6 Lkw-Herstellern 

• Elektronische Kopplung von je 2-3  
Sattelschleppern hintereinander 

• Erwartete Vorteile: Weniger Energie- und 
Flächenverbrauch durch dichtes Fahren 
im Windschatten, Reduzierung von  
Leerfahrten, geringere Kosten, bis zu  
10 Prozent weniger Kraftstoff und  
CO2-Emissionen; weniger Unfälle 

Quellen: DHL (2016e), Hermes (2016), METRO GROUP (2016), Webseite der European Truck Platooning Chal-
lenge (2016), https://www.eutruckplatooning.com/default.aspx (Zugriff 9.2.2017), 

  

                                                
42 Quelle: Dahlmann (2017): Meep, meep – hier kommt der Lieferroboter. Artikel vom 23.01.2017 auf Grün-
derszene. http://www.gruenderszene.de/allgemein/daimler-starship-technologies-lieferroboter, Zugriff 22.2.2017; 
Lizenz: CC BY-ND 
43 Quelle: Eduardofamendes auf Wikimedia,  
https://en.wikipedia.org/wiki/Delivery_drone#/media/File:Connect_Robotics_Delivery_Drone.jpg, Zugriff 
22.2.2017; Lizenz: CC BY-SA 4.0 
44 Quelle: Michael KR (2014): Daimler 2014 Mercedes Autonomes Fahren Magdeburg; auf Wikimedia,  
https://commons.wikimedia.org/wiki/File:Daimler_2014_Mercedes_Autonomes_Fahren_Magdeburg_5430.jpg, 
Zugriff 22.2.2017; Lizenz: CC BY-SA 4.0!
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Im September 2015 hat die Bundesregierung eine „Strategie automatisiertes und vernetzte 
Fahren“ herausgebraucht, in der Maßnahmen in den fünf Handlungsfeldern Infrastruktur, 
Recht, Innovation im Realbetrieb, IT-Sicherheit und Datenschutz vorgesehen sind (BMVI 
2015b). Im Rahmen eines Bundes-Förderprogramms von Juli 2016 sollen bis zum Jahr 
2020 80 Millionen Euro für die Förderung von Forschungsvorhaben zur Verfügung stehen 
(BMVI 2016c). In einem Interview mit der Bild-Zeitung im Juli 2016 kündigte Bundesver-
kehrsminister Dobrindt zudem an, das digitale Testfeld der Autobahn A9 auf Städte auszu-
weiten – in wenigen Jahren sollen selbstfahrende Autos in München, Hamburg, Ingolstadt, 
Düsseldorf, Dresden und Braunschweig unterwegs sein dürfen (Dobrindt nach BILD.de 
2016). Im Oktober 2016 tagte die erste Sitzung der vom Bundesverkehrsministerium einge-
setzten Ethik-Kommission zum automatisierten Fahren (BMVI 2016d). Ein weiteres Testfeld 
soll in der Region Karlsruhe im Rahmen eines Forschungsprojekts des Landes Baden-
Württemberg über 2,5 Millionen Euro ab 2017 entstehen. Ein Konsortium aus Forschungs-
einrichtungen und Kommunen möchte dort autonome Fahrzeugsysteme im realen Straßen-
verkehr testen und entwickeln (vgl. Kapitel 4.4.5). BMW hat im Dezember 2016 bekannt 
gegeben, ein neues Entwicklungszentrum für autonomes Fahren in Unterschleißheim einzu-
richten und ab 2017 hochautomatisiertes Fahren auch im städtischen Umfeld in München zu 
erproben (BMW Group Unternehmenskommunikation 2016). Und in Mannheim möchten ab 
2017 der Verkehrsverbund Rhein-Neckar (VRN), die Stadt Mannheim und die Rhein-
Neckar-Verkehr GmbH (rnv) den autonomen, selbstfahrenden Bus EASYMILE testen (vgl. 
Kapitel 4.4.5). Die folgende Tabelle 14 gibt einen Überblick über die zeitliche Entwicklung 
beim automatisierten und autonomen Fahren. 

 

Tabelle 14: Überblick über die zeitliche Entwicklung im Bereich des automatisierten 
und autonomen Fahrens 

Zeit Deutschland                      EU                        Weltweit 

19
84

 1984: Die fahrerlose Hochbahn in Dortmund  
nimmt ihren Betrieb auf (www.h-bahn.info)  

20
02

 

2002: Automatic Guided Vehicles (AGVs) 
führen den Containertransport im  
Containerterminal Hamburger Hafen 
autonom durch (Hamburger Hafen  
und Logistik Aktiengesellschaft o.J.) 

20
09

-2
01

2 
  

SARTRE Projekt der EU 
und Volvo – autonome 
Fahrzeugketten (2009-2012,  
www.sartre-project.eu) 

März 2012: US-Patent für Googles  
self-driving Car (BBC News 2012) 
Google und Continental erhalten die Lizenz, 
um in Nevada hochautomatisierte Testfahr-
zeuge im Straßenverkehr zu fahren (Mai 
bzw. Dezember 2012; vgl. Arthur 2012, 
Continental AG 2012)  

20
13

 Januar 2013: Audi erhält als erster Automo-
bilhersteller die Lizenz, um in Nevada hoch-
automatisierte Testfahrzeuge im Straßen-
verkehr zu fahren (Lindner 2013) 
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Zeit Deutschland                      EU                        Weltweit 
September 2013: Neue S-Klasse fährt Strecke 
Mannheim – Pforzheim autonom  
(Daimler AG 2013) 

20
15

 
   

September 2015: Verkehrsminister Dobrindt  
startet erste Teststrecke für hochautomatisiertes  
Fahren in Deutschland auf der A9 in Bayern  
(BMVI 2015a) 
August 2015: Das Land NRW plant eine Teststrecke  
für selbstfahrende Autos ab 2016 in  
Wuppertal (Landesregierung NRW 2015) 
November 2015: Strategie automatisiertes 
und vernetztes Fahren der Bundesregierung 
(BMVI 2015b) 

20
16

 

Januar 2016: Kalifornien legt Regeln für 
selbstfahrende Autos vor – schließt Fahr-
zeuge aus, die komplett ohne die Anwesen-
heit des Fahrers operieren (Doll/Vetter 
2016) 

Januar 2016: Delft Technical University testet  
in den Niederlanden selbstfahrende Kleinbusse  
im Straßenverkehr (Reuters 2016) 

Paketzustellungen durch Drohnen (Januar 2016) 
und Roboter (Juli 2016) werden getestet 
(DHL 2016, Hermes 2016, Metro Group 2016) 

März 2016: Änderung des Wiener Übereinkommens: 
Automatisierte Fahrfunktionen sind erlaubt, 
die vom Fahrer übersteuert oder abgeschaltet 
werden können (Presse- und Informationsamt  
der Bundesregierung 2016) 

März 2016: Volkswagen: „Bis 2025  
wird es in vielen Städten und Regionen  
dieser Welt ganz alltäglich sein, sich von  
A nach B in selbstfahrenden Autos 
transportieren zu lassen“ (Jungwirth 2016) 

Juni 2016. Erster Verkehrstoter in einem au-
tonom fahrenden Pkw (Tesla S) in Florida 
(Tesla 2016a) 

Juli 2016: Autonomes Fahren soll außer 
auf der Autobahn in mind. 6 deutschen 
Städten erprobt werden 
(Dobrindt nach BILD.de 2016) 

August 2016: In Helsinki testet die Helsinki 
Metropolia University selbstfahrende  
Kleinbusse (Gibs 2016) 

August 2016: Das Start-up nuTonomy testet 
die ersten autonomen Taxis in Singapur, mit 
Smartphone-Bestellung, 6 Haltestellen, 
Kontrollpersonen im Wagen (Herberg 2016) 
September 2016: Uber testet hochautomati-
sierte Taxis in Pittsburgh. Die Taxis werden 
per App bestellt, Fahrten sind zunächst kos-
tenlos, sollen später 1,30 Dollar pro Kilome-
ter kosten. Eine Kontrollperson fährt im Wa-
gen mit (Wohleb 2016) 

Oktober 2016: Auftaktsitzung der  
Ethik-Kommission zum automatisierten  
Fahren (BMVI 2016d) 

Oktober 2016: Tesla Fahrzeuge erhalten 
schon jetzt die nötige Technik zum autono-
men Fahren, die Software aber erst später 
(Tesla 2016b) 

November 2016: Die Deutsche Bahn testet  
einen selbstfahrenden Mini-Bus  
auf dem halböffentlichen Euref-Gelände 
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Zeit Deutschland                      EU                        Weltweit 
(Neumann 2016) 
November 2016:  
„Bis zur Markteinführung 
von vollautonomen Fahrzeugen 
im Stadtverkehr bleibt (...) noch 
ein Zeitraum von ca. 
10-20 Jahren.“ (VDV 2016) 
Dezember 2016: BMW möchte  
ab 2021 ein vollständig autonom 
fahrendes Auto auf die Straßen bringen 
(„BMW iNext“) (BMW 2016) 
Dezember 2016: Autonom fahrender Kleinbus  
soll ab 2017 von den Verkehrsbetrieben und der  
Stadt Mannheim in Mannheim getestet werden 
(VRN, rnv, Stadt Mannheim 2017) 

Dezember 2016: Google-Mutterkonzern 
Alphabet gründet eigene Firma für Roboter-
autos (dpa 2016a) 
Dezember 2016: Ford möchte ab 2021 au-
tonome Autos in Großserie produzieren 
(Ford-Werke GmbH 2016) 
Dezember 2016: Uber testet autonome Au-
tos in San Francisco, verweigert aber die 
Bekanntgabe von Unfalldaten und Ein-
greifnotwendigkeiten der Kontrollpersonen 
und wird deshalb von Kalifornien nach kur-
zer Zeit gestoppt (Ohnsman 2016) 

2017 Januar 2017: Audi verkündet, mit der Computer-Firma  
Nvidia ein autonomes Fahrzeug zu entwickeln 
bis zum Jahr 2020 auf den Straßen fahren soll (dpa 2017). 

Quelle: Eigene Zusammenstellung Wuppertal Institut 

 

4.4.3 Zukünftige Entwicklungsperspektiven 

Die aufgezeigten (Test-) Beispiele autonomer und automatisierter Fahrzeugsysteme, die 
Entwicklung neuer Fahrzeugmodelle und die Anpassung entsprechender Rechtsgrundlagen 
zeigen, dass derzeit eine große Dynamik in der Entwicklung autonomer Fahrzeugsysteme 
und der Anpassung entsprechender Gesetzesgrundlagen besteht. Fast täglich gibt es in den 
Medien neue Nachrichten über die Entwicklungen bei den global agierenden Unternehmen 
wie z.B. Google, Apple, Tesla oder Uber oder aus der Automobilbranche bei z.B. BMW, 
Continental und Ford. Tesla hat angekündigt, dass Tesla-Fahrzeuge seit Oktober 2016 mit 
der nötigen Hardware (Technik) zum autonomen Fahren ausgestattet werden würden, die 
Software zur Nutzung der Technik werde aber erst später freigeschaltet (Tesla 2016b). Im 
Dezember 2016 hat der Google-Mutterkonzern Alphabet eine eigene Firma für Roboterautos 
gegründet (dpa 2016a). BMW und Ford haben im Dezember 2016 angekündigt, autonom 
fahrende Fahrzeuge ab dem Jahr 2021 in Serie zu produzieren und auf die Straße zu brin-
gen (BMW 2016; Ford-Werke GmbH 2016). Und VW-Digitalchef Jungwirth geht davon aus, 
dass es „bis 2025 (...) in vielen Städten und Regionen dieser Welt ganz alltäglich sein (wird), 
sich von A nach B in selbstfahrenden Autos transportieren zu lassen (Jungwirth 2016).  

Dennoch bleibt höchst ungewiss, ob und wann und in welchen Teilsystemen oder mit wel-
chen Einschränkungen es das autonome, fahrerlose Fahren auf den Straßen tatsächlich 
geben wird (vgl. Beckmann, S. 2016, S. 2; Leerkamp 2016, S. 1). Im schienengebundenen 
Verkehr gibt es das autonome Fahren bereits seit langem (vgl. Tabelle 11), wird dort aber 
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kaum verfolgt, obwohl es hier technisch viel einfacher realisierbar wäre (Bracher 2016, S. 7). 
Auf deutschen Straßen gibt es auf der Basis von Sonderzulassungen bereits Testfelder zum 
hochautomatisierten Fahren auf Autobahnstrecken und in den kommenden Jahren auch 
vermehrt im städtischen Umfeld. Ob und wann Fahrzeuge aber autonom, das heißt eigen-
ständig und ohne menschliche Kontrollperson an Bord im Straßenverkehr fahren dürfen, ist 
hoch spekulativ (vgl. Leerkamp 2016, S. 1). So sind auf dem Weg zum vollständig autono-
men, fahrerlosen Fahren noch zahlreiche offene Fragen zu klären: 

• Technische Umsetzbarkeit, Schnittstelle zwischen Fahrzeug und Mensch (Human Ma-
chine Interface, HMI) (Schönherr 2015), 

• Rechtliche Rahmenbedingungen: Zivilrechtliche Haftungsfragen (Fahrer, Halter, Her-
stellerhaftung), Strafrecht, Straßenverkehrsordnung, Verhaltensrecht, Wiener Überein-
kunft, Zulassungsvorschriften45, Wiener (Franke 2016), 

• Datenschutz und IT-Sicherheit (Franke 2016), 

• Ethische Fragen, z.B. Leitlinien für Algorithmen, wie soll sich ein Fahrzeug bei einem 
Unfall und der Entscheidung über Leben und Tod verhalten? (Thiel 2015), 

• Akzeptanzfragen, z.B. wird eine Sicherheit von technischen Systemen, die unter 100% 
liegt, von NutzerInnen akzeptiert? (Leerkamp 2016, S. 1). 

Selbst der als besonders technikfreundlich geltende US-Bundesstaat Kalifornien, in dem 
Technikkonzerne wie Google, Apple und Tesla im Silicon Valley ihren Sitz haben, hat im 
Januar 2016 einen Gesetzentwurf mit Regeln für selbstfahrende Autos im regulären Betrieb 
verabschiedet, nach denen Fahrzeuge vom Straßenverkehr ausgeschlossen werden, die die 
Fähigkeit haben, komplett ohne die Anwesenheit eines Fahrers zu operieren. Der Mensch 
müsse jederzeit die Kontrolle über ein Fahrzeug übernehmen können – wodurch das Gesetz 
auch Fahrzeuge ganz ohne Lenkrad und Pedale ausschließt (Doll/Vetter 2016).  

Die Boston Consulting Group erwartet autonome Fahrzeuge nicht vor dem Jahr 2021 und 
selbst dann sei Ihre Nutzung sehr limitiert. Vor dem Jahr 2027 würden sie keinen bedeuten-
den Einfluss auf die Mobilitätsmuster haben (BCG 2016, S. 11). McKinsey schätzte 2015, 
dass es unwahrscheinlich sei, dass voll-autonome Fahrzeuge außerhalb von kontrollierten 
Teilsystemen wie Landwirtschaft oder Bergbau in der kurzfristigen Zeitperspektive (2020-22) 
im Straßenverkehr fahren werden (McKinsey 2015). McKinsey Berlin schätzt, dass im Jahr 
2030 weltweit bis zu 15% der Neufahrzeuge autonom fahren könnten (Stufe 4) (2016, S. 
11). Im mittelfristigen Zeithorizont (bis 2040) sei es am wahrscheinlichsten, dass autonome 
Fahrzeuge im Lkw-Verkehr auf Schnellstraßen eingesetzt werden würden (McKinsey 2015). 
Auch Bracher (2016) weist darauf hin, dass wir das hochautomatisierte und vernetzte Fah-
ren „vor allem im Güterverkehr auf den reinen Kraftfahrstraßen im normalen Geschwindig-
keitsbereich relativ bald erleben werden“, zudem in abgeschirmten Bereichen wie Flughäfen, 
Parkhäusern oder auf Betriebsgeländen (ebd., S. 7) oder im Luft- und Schiffsverkehr 
(Beckmann, Sammer 2016, S. 3).  

                                                
45 So ist beispielsweise nach der UN-R 79, einer Zulassungsvorschrift der Wirtschaftskommission der Vereinten 
Nationen, die Lenkanlagen betrifft, automatisches Lenken bei Geschwindigkeiten oberhalb von 10 im/h nicht 
zulässig; an einer Überarbeitung werde derzeit gearbeitet und wird von Daimler für 2018 erwartet (Daimler 
2017b). 
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Aric Dromi, Zukunftsexperte für den Autokonzerne wie Volvo, vertritt in einem Interview mit 
der FAZ sogar die Ansicht, dass es fliegende Autos früher geben werde als autonome Fahr-
zeuge im Straßenverkehr (Dromi nach Balzter 2017). Als Hauptproblem sieht er, dass auto-
nome Fahrzeuge ein eigenes Straßensystem bräuchten – ohne störende Faktoren wie Fuß-
gänger oder konventionelle, von Menschen gesteuerte Fahrzeuge (ebd.). Mischformen wür-
den vielleicht auf Landstraßen oder auf Autobahnen funktionieren, nicht aber in der Stadt – 
„also ausgerechnet da, wo die Selbstfahrsysteme den größten Nutzen bringen“ (ebd.). Auf-
grund des defensiven Algorithmus, mit dem autonome Fahrzeuge ihre Informationen verar-
beiten und Unfälle zu vermeiden versuchen, würde der Verkehr in Misch-Systemen komplett 
lahmgelegt (ebd.).  

Auch Bracher geht davon aus, dass fahrerlose Systeme in komplexen Verkehrssystemen 
nicht störungsfrei fahren könnten und viel Service- und Sicherheitspersonal notwendig sein 
würde. „Und da wir auch nicht alle Straßen und Strecken einhausen und untertunneln kön-
nen, bezweifle ich, dass sich personalfreie Systeme weder in dichten Innenstädten noch in 
der Fläche stark verbreiten werden“ (Bracher 2016, S. 5). 

Beckmann und Sammer weisen darauf hin, dass in der langen Zeitperspektive bis zum au-
tonomen Fahren im Straßenverkehr – erkennbare Mengeneffekte der Stufe 5 erschienen 
erst weit nach 2030 möglich – auch eine Chance liege: Die Chance, kontrollierte Pilotan-
wendungen (Urbane Labore „Smart Mobility“) durchzuführen – bei der gleichzeitigen Erfor-
dernis, autonomes Fahren rechtzeitig in integrierte Verkehrsentwicklungskonzepte bzw. Mo-
bilitätsentwicklungskonzepte einzubinden (Beckmann/Sammer 2016, S. 6). 

Darüber hinaus ist fraglich, ob die Menschen die Technik des autonomen Fahrens über-
haupt haben möchten. Laut einer Befragung unter 1.043 ADAC-Mitgliedern können sich 
33% vorstellen, ein autonomes Fahrzeug zu nutzen, 25% können sich das nicht vorstellen 
(ADAC 2016). Weitere Studien zeigen, dass eher junge Menschen dem autonomen Fahren 
zustimmend gegenüberstehen als ältere Menschen (vgl. DETECON Consulting 2016, S. 
10).46 Eine Studie des Automobilclubs Verkehr unter 1.021 VerbraucherInnen zeigt zudem, 
dass es vor allem junge Männer und seltener Frauen sind, die sich das Fahren in autono-
men Fahrzeugen eher vorstellen können und ein höheres Vertrauen in die Sicherheit der 
Technik haben. Bedenken gebe es beim autonomen Fahren vor allem hinsichtlich der Angst 
vor Technikausfällen (58% Zustimmung), dem Kontrollverlust über das Auto (48%), dem 
Verlust an Fahrspaß (42%; bei Männern 47%) sowie rechtlicher Haftungsfragen (37%), der 
Datensicherheit (34%) und der Angst vor Hackerangriffen (31%) (ACV 2015). 

 

4.4.4 Wirkungen 

Mit dem Einsatz autonomer Fahrzeuge werden eine Reihe Hoffnungen, aber auch Beden-
ken verbunden, inwiefern autonome Fahrzeuge die Mobilität der Menschen grundlegend 
verändern könnten – zum Guten wie zum Schlechten. Chancen des autonomen Fahrens 
werden insbesondere darin gesehen, dass der Verkehr sicherer, effizienter, komfortabler, 

                                                
46 So haben beispielsweise 66,7% der 18- bis 29-Jährigen der Frage „Ich kann mir gut vorstellen, ein autonomes 
Fahrzeug zu nutzen“ eher zugestimmt und 22,2% eher abgelehnt gegenüber einer Zustimmung von 42,8% und 
einer Ablehnung von 37,0% unter den 60- bis 69-Jährigen (DETECON Consulting 2016, S. 10).  
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emissions- und ressourcensparender werden wird und die Teilhabechancen der Menschen 
erhöhen könne. Risiken hingegen werden vor allem darin gesehen, dass das autonome 
Fahren Rebound-Effekte mit sich bringen kann, z.B. indem Wege vom Umweltverbund auf 
autonome Fahrzeuge verlagert werden, zusätzlicher Verkehr entsteht und die Stadt- und 
Raumstruktur qualitativ beeinträchtigt werde (siehe Tabelle 16). 

 

Autonomes Fahren: Kollektiv oder Individuell – „Heaven or Hell“? 
Die Wirkungen des autonomen Fahrens werden entscheidend davon abhängen, inwiefern 
autonome Fahrzeuge Bestandteil des Individual- oder Flottenverkehrs sein werden (vgl. WI 
2016b; Chase 2016). Hier sind unterschiedliche Zukunfts-Szenarien denkbar, die die Freie 
Hansestadt Bremen wie folgt beschrieben hat (Freie Hansestadt Bremen 2016b, S. 109f): 

1. Szenario „Status Quo“: Fortschreibung der heutigen Verkehrsverhältnisse. 

2. Szenario „kollektiv und wenig autonom“: Förderung der Verkehrsmittel des Umwelt-
verbunds und deren Verknüpfung auch mit Sharing-Konzepten. 

3. Szenario „individuell und autonom“: Vorwiegend privat genutzte autonome Pkw und 
hoher Bedeutungsverlust für den ÖPNV. 

4. Szenario „kollektiv und autonom“: geteilte Nutzung von autonomen Fahrzeugen als 
ride-sharing durch Mobilitätsanbieter, auch als Zubringer für den ÖPNV; der ÖPNV 
konzentriert sich auf leistungsfähige Schienenverkehre.  

Abbildung 10: Von der Freien Hansestadt Bremen im Dialog mit ExpertInnen entwi-
ckelte Szenarien zum Einsatz autonom fahrender Fahrzeuge 

 
Quelle: Freie Hansestadt Bremen (2016b, S. 109) 
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Die Nutzung von autonomen Fahrzeugen als Individual- oder Flottenverkehrsmittel beein-
flusst dabei maßgeblich, welche Wirkungen von autonomen Fahrzeugen für die Umwelt und 
den Stadtraum zu erwarten sind. Bei flottenbasierten Fahrzeugen besteht eher die Chance, 
dass die Anzahl an Pkw und Fahraufwand reduziert werden können und autonome Fahr-
zeuge den ÖPNV stärken.  Bei autonomen Fahrzeugen im Individualbesitz hingegen besteht 
das Risiko, dass die Anzahl der Pkw nicht reduziert wird, sondern im Gegenteil sogar zu-
nehmen könnte, und autonome Fahrzeuge ein Risiko für das Fortbestehen des ÖPNV dar-
stellen. Das „Heaven or Hell“-Bild von Robin Chase verdeutlicht diese unterschiedlichen 
möglichen Entwicklungspfade beim autonomen Fahren, je nachdem ob autonome Fahrzeu-
ge im Individualbesitz oder im kollektiven Flottenkonzept genutzt werden (Chase 2016). In 
Tabelle 15 werden die wesentlichen Unterschiede zwischen dem „Heaven“ und dem „Hell“-
Szenario zusammengefasst. 

 

Tabelle 15: "Heaven or Hell"-Szenarien des autonomen Fahrens 

 

„Hell“-Szenario: Autonome Fahrzeuge als 
Bedrohung für den ÖPNV und Zunahme der 
Verkehrsbelastungen 

„Heaven“-Szenario: Autonome Fahrzeuge 
als Teil des ÖPNV und Abnahme der Ver-
kehrsbelastungen 

C
ha

ra
kt

er
is

tik
a 

• Autonome Fahrzeuge im Individualbesitz  
ersetzen Fahrten mit dem ÖPNV 

• ÖV nur auf wenigen Hauptachsen  
(z.B. Schnellbahnen) 

• Das Alleinstellungsmerkmal des ÖPNV 
(unique sellling point, USP), gefahren zu 
werden, geht verloren 

• Der private Pkw-Besitz wird attraktiver 

• Autonome Fahrzeuge werden kollektiv 
genutzt – im öffentlichen (oder privaten) 
Flottenkonzept („shared vehicles“)  

• Differenziertes, attraktives ÖPNV-
System 

• ÖV on-demand für Tür-zu-Tür-
Relationen 

• Ein eigener Pkw wird nicht mehr ge-
braucht 

W
irk

un
ge

n 

• Starke Autoorientierung statt ÖPNV-
Nutzung, Rad fahren, zu Fuß gehen 

• Deutliche Zunahme des Verkehrsauf-
wands durch Komfort des autonomen 
Fahrens und neue Nutzergruppen (z.B. 
Kinder, längere Wege durch Zersiedelung) 
sowie neu hinzukommende Leerfahrten 
von Fahrzeugen (Privat-Fahrzeuge „krei-
sen um den Block“ statt zu parken; Liefer- 
und Bring-/Abholfahrten z.B. von Essens-
bestellungen) 

• Schienengebundener ÖV ist weiterhin 
attraktiv und in dicht besiedelten Räu-
men das attraktivste Verkehrsmittel 

• Clevere Preis-Anreize fördern die Bün-
delung von Fahrten und machen die ge-
teilte Nutzung von autonomen Fahrzeu-
gen auch in ländlichen Gemeinden at-
traktiv 

• Der Fahrzeug-Bestand wird deutlich 
reduziert und die gewonnene Fläche für 
andere Zwecke genutzt (Fuß und Rad-
wege, Grün- und Spielflächen) 

Quelle: Eigene Zusammenstellung nach Chase (2016) und Röhrleef (2016, S. 8) 

 

Im Folgenden werden die Ergebnisse zweier aktueller Studien vorgestellt werden, in denen 
untersucht wurde, welche unterschiedlichen Wirkungen beim individual- und flottenbasierten 
Einsatz von autonomen Fahrzeugen möglich wären. 



Alternative Ökonomien Mobilität 

Wuppertal Institut – Mai 2017 101 

Studie „Urban Mobility System Upgrade“ des International Transport Forum (ITF 
2015) 

In der Studie des ITF wurde untersucht, welche Wirkungen autonome Fahrzeuge auf eine 
mittelgroße europäische Stadt haben könnten (S. 5). Hierfür wurden zwei unterschiedliche 
Nutzungsarten von autonomen Fahrzeugen betrachtet: autonome „TaxiBots“, die mehrere 
Personen gleichzeitig befördern und autonome „AutoVots“, die nur einzelne Personen be-
fördern. Angenommen wurde, dass die Wegeanzahl, Ausgangspunkt und Ziel sowie die 
Abfahrtszeit unverändert bleiben und die TaxiBots bzw. AutoVots sowohl Autofahrten als 
auch Busfahrten ersetzen. Untersucht wurden die Wirkungen auf die Größe der Fahrzeug-
flotte, der Verkehrsaufwand und der Flächenbedarf für parkende Fahrzeuge – einerseits im 
24-Stunden-Mittel und andererseits zur Hauptverkehrszeit (S. 5).  

Ausgewählte zentrale Ergebnisse der Studie sind (S. 5): 

• Geteilte „TaxiBots“ in Kombination mit ÖPNV würde 9 von 10 Autos ersetzen; 
auch einzeln genutzte „AutoVots“ ohne ÖPNV würde 8 von 10 Autos ersetzen. 

• Geteilte „TaxiBots“ in Kombination mit ÖPNV würden den Verkehrsaufwand (Pkw-
Kilometer)  
um 6% erhöhen, einzeln genutzte „AutoVots“ um 89%. 

• Geteilte „TaxiBots“ in Kombination mit ÖPNV würden die Fahrzeug-Anzahl während 
der Hauptverkehrszeit um 65% reduzieren, einzeln genutzt „AutoVots“ ohne ÖPNV 
um 23%. 

• In beiden Szenarien würden 100% des Stellplatzbedarfs im öffentlichen Raum und 
80% des Stellplatzbedarfs in Garagen/Parkhäusern. 

 

Studie „MEGAFON“ der Universität Stuttgart (Universität Stuttgart 2016a) 

Die Studie „MEGAFON“ der Universität Stuttgart (Auftraggeber Verband Deutscher Ver-
kehrsunternehmen e.V., Stuttgarter Straßenbahnen AG, Verkehrs- und Tarifverbund Stutt-
gart GmbH) hat die ITF-Studie auf die Region Stuttgart übertragen und ist zu dem Ergeb-
nis gekommen, dass nur autonome Sharing-Konzepte in Kombination mit ÖPNV den Ver-
kehr entlasten hinsichtlich einer Reduktion der Fahrzeugkilometer (bis zu -36% Fahrzeug-
kilometer bei 100% geteiltem Ride-Sharing plus ÖPNV) (Universität Stuttgart 2016b, S. 
17). Der Straßenverkehr könne in diesem Szenario mit nur noch 7% der heute in der Regi-
on täglich genutzten Fahrzeuge abgewickelt werden (ebd., S. 15). Bei 100% individuellem 
„Carsharing“ ohne ÖPNV könnte der Straßenverkehr mit nur noch 24% der heutigen Fahr-
zeuge abgewickelt werden (ebd.); die Fahrzeugkilometer würden hingegen um 32% stei-
gen (ebd., S. 17). 
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Chancen und Risiken des autonomen Fahrens 
Mit den Wirkungen des autonomen Fahrens sind eine ganze Reihe weiterer Chancen und 
Risiken für ein nachhaltiges Verkehrssystem verbunden. Diese werden in der folgenden 
Tabelle 16 in einer Übersicht dargestellt (kein Anspruch auf Vollständigkeit). 

 

Tabelle 16: Übersicht der Chancen und Risiken des autonomen Fahrens 

Bereich Chancen/Potenziale Risiken / Rebound-Effekte / zu bedenken 

ÖPNV 

Attraktivierung des ÖV, insbesondere 
im ländlichen Raum: Vergrößerung von 
Liniennetzen in nachfrageschwachen 
Regionen und zu Schwachlastzeiten, 
Verkürzung von Taktzeiten, Zubringer-
verkehr zu Knotenpunkten großer ÖV-
Linien 
 

Existenzbedrohung für den ÖV, da die Vorteile 
des ÖVs auch beim Autonomen Fahren geboten 
werden (gefahren werden, keine Parkplatzsuche);  
Bestehende Geschäftsmodelle der ÖV-
Unternehmen und Automobilhersteller werden unter 
Druck gesetzt oder sogar gänzlich in Frage gestellt; 
Liegt die Marktmacht künftig bei wenigen Internet-
Technologiekonzernen (Apple, Amazon, Google)?  
Wer bezahlt die Digitalisierungskosten? 

Vernetzung 
Hochgradig vernetztes Mobilitätsan-
gebot mit leichtem Zugang per Smart-
phone 

Datensicherheit ist gefährdet 

Kosten 

Geringere Betriebskosten im ÖPNV 
(z.B. Personalbedarf, weniger Spritver-
brauch, schonenderer Umgang mit Mate-
rial) 
Geringere Gesundheits- und Versiche-
rungskosten aufgrund von weniger Un-
fällen 

Massenhafte Arbeitslosigkeit (Bus- und Bahnfah-
rer, Taxigewerbe, Fahrschulen) 

Pkw 

Weniger Pkw, insbesondere in Städten: 
nur noch 1/10 bis 2/10 der heutigen Auto-
flotten in mittelgroßen Städten 
(OECD/ITF 2015: 5) – insbesondere 
dann, wenn Sharing-Konzepte eine Alter-
native zum Privat-Pkw werden 

Zunahme des Pkw-Fahraufwands, z.B. durch 
- erhöhte Parksuchverkehre zu Parkplätzen  
  außerhalb der Stadt 
- Leerfahrten (z.B. „um den Block kreisen“ statt  
  parken) 
- Verlagerung von Verkehr vom Umweltverbund  
  (Rad, Fuß, ÖPNV) auf das Auto 
- Mehrverkehr durch höheren Komfort des  
  autonomen Fahrens („Zeit nutzen können“) und  
  Erschließung neuer Nutzergruppen für den  
  Pkw-Verkehr (Kinder, Ältere, Haustiere und  
  Gegenstände transportieren lassen) 
- Zersiedelungstendenzen 

Fläche 

Flächeneinsparungen beim ruhenden 
Verkehr  
! Möglichkeit zur Umwidmung von Stell-
flächen für den Umweltverbund, zur Auf-
wertung des öffentlichen Raumes oder 
für den Biodiversitätsschutz 

Freiwerdende Stellplätze im Straßenraum werden 
als „neue Autospur“ genutzt, z.B. für ausschließ-
lich autonom fahrende Fahrzeuge 

Stadtumbau 
/Stadterneuerung 

Neue Gestaltungsmöglichkeiten im öf-
fentlichen Raum durch wegfallende Park-
plätze, z.B. neue Fuß- und Radwege, 
Grünflächen und Spielplätze 

Fahrbahnen, die für Fußgänger und Radfahrer 
verboten sind? Zaun zwischen Fahrbahn und Bür-
gersteig? Zufahrtsbeschränkungen für Fahrzeuge 
niedrigerer Stufen des automatisierten Fahrens? Ist 
Shared Space noch möglich? 

Effizienz Effizienzgewinne, CO2-Einsparungen 
und Emissionsreduktionen  

Mögliche Rebound-Effekte: „Fahren statt Besitzen“ 
! induzierter Verkehr; wie können Fußgänger eine 
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Bereich Chancen/Potenziale Risiken / Rebound-Effekte / zu bedenken 
(Kapazitätserhöhung auf der Straße, 
direktere Wege, ideale/s Beschleuni-
gung/Bremsen, bedarfsgerechte Fahr-
zeuggrößen, keine Staus, flüssigeres 
Fahren, kürzere Fahrzeug-
Austauschzyklen, Fahren im Windschat-
ten) 

dicht befahrene Straße queren? 

Alternative 
Antriebe 

Eignung für Elektromobilität und alter-
native Antriebe (einfacheres Laden der 
Fahrzeuge) mit lokal erzeugter regenera-
tiver Energie („Parken unterm Windrad“), 
kann Strom speichern und ins Netz ab-
geben 

Vernachlässigung von Push- und Pull-
Maßnahmen hinter technikorientierten Ansätzen 
zur Effizienzverbesserung 

Regelkonformes 
Fahren 

Einhaltung von Tempolimits, keine 
Drängler, regelkonformes Fahren  
! Dadurch energieeffizienteres, siche-
rers Fahren, mehr (gefühlte) Sicherheit 
im Straßenraum (ist „Vision Zero“ mög-
lich?) 

Wird ein eiprogrammierter, regelkonformer Fahrstil 
auch von Menschen akzeptiert, die gerne nicht-
regelkonform fahren? Wäre auch ein Fahrstil ein-
programmierbar, der sich nicht an Regeln hält?  
Zu welchem Preis ist eine höhere Verkehrssicher-
heit zu bekommen? Fußgänger und Radfahrer mit 
Chips zur Ortung ausstatten? „Leblose“ öffentliche 
Räum? Ist „Shared Space“ noch möglich?   

Sicherheit 

Mehr Verkehrssicherheit („Vision Zero“ 
möglich?); weniger Beeinträchtigung 
durch menschliche Wahrnehmungs- und 
Reaktionszeiten (90% der Unfälle sind 
durch Fahrfehler verursacht; 2015 gab es 
393.432 Verletzten und 3.459 Getöteten, 
vgl. DGVP 2016). 

Das dauerhafte Überwachen technischer Funktio-
nen und die Verantwortung, in brenzligen Situatio-
nen eingreifen zu müssen, erfordert sehr viel Auf-
merksamkeit über einen langen Zeitraum und das 
technische Wissen über die Möglichkeiten zur 
Übernahme der Fahrfunktionen und könnte den 
Fahrer im Ernstfall überfordern, wodurch harmlose 
Situationen schwere Unfälle verursachen könnten 
(DGVP 2016). 
Ethische Fragen bezüglich der Leitlinien für Algo-
rithmen sind zu klären – wie soll sich ein Fahrzeug 
bei einem Unfall und einer Entscheidung über Le-
ben und Tod verhalten?  

Teilhabe 

Verbesserte Teilhabe für alle, mehr 
soziale Inklusion, z.B. Kinder, Behinderte, 
ältere Menschen ! relevant für demogra-
fischen Wandel 

Autonomes Fahren eher für besser gebildete jun-
ge technikaffine Männer? 
Autonomes Fahren in Gemeinschaftsfahrzeugen 
in Flottenkonzepten eher für Frauen? 

Fahrpreis 
Preiswertere Mobilität mit autonomen 
Fahrzeugen – finanziert durch Werbung?  
 

Teurere Mobilität, da Digitalisierung im Straßen-
verkehr vorangetrieben werden und der Verkehr 
neu reguliert werden muss? 

Zeit nutzen 
können 

Intensivere Nutzung der Zeit während 
des Pkw-Fahrens, z.B. Elter beschäftigen 
sich mit ihrem Kind 

Höhere Zeitautonomie wird von den Mobilitätsan-
bietern dafür verwendet, die Fahrgäste mit Wer-
bung zu bespielen; dadurch Mehrverkehre möglich 
(„am Angebot vorbeifahren“) 

Fahrerloses 
Fahren 

Mehr Zeitautonomie durch wegfallende 
Bringverkehre, z.B. Eltern lassen Kind 
zum Sport fahren 

Weniger Kontakte (z.B. Eltern fahren die Kinder 
nicht mehr zu ihren Aktivitäten, keine Gesprächs-
person im Fahrzeug); Geringere soziale Kontrolle 
im öffentlichen Raum 

Komfort 
Mehr Komfort beim Fahren, weniger 
Stress, Entlastung von Lenk- und Fahr-
aufgaben, Fahrzeit kann genutzt werden 

Zersiedlungstendenzen, weitere Wege, mehr 
Reisekrankheit? 

Quelle: Eigene Zusammenstellung Wuppertal Institut nach Bracher (2016) und Beckmann/Sammer (2016), eige-
ne Ergänzungen Wuppertal Institut 
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Tendenz zur Überschätzung des Nutzens des autonomen Fahrens 
Bei den dargestellten möglichen Wirkungen des autonomen Fahrens auf das Verkehrssys-
tem in Abhängigkeit ist jedoch zu berücksichtigen, dass der Nutzen des autonomen Fahrens 
systematisch überschätzt werden kann. Leerkamp (2016) weist in diesem Zusammenhang 
darauf hin, dass ein hoher Anteil des erwarteten Nutzens des autonomen Fahrens Stufe 5 
des fahrerlosen Fahrens in der Stadt erfordere (z.B. freiwerdende Parkplätze) – ob und 
wann dieses eintrete sei jedoch hoch spekulativ (Leerkamp 2016, S. 1). Auf für den ländli-
chen Raum trifft dies zu, etwa hinsichtlich des erwarteten Nutzens, autonome Fahrzeuge der 
Stufe 5 on-demand für schwach ausgelastete Strecken als Zubringerverkehr zum ÖPNV 
einzusetzen. 

Leerkamp weist auf fünf Aspekte hin, weshalb es eine Tendenz zur systematischen Über-
schätzung des Nutzens autonomer Fahrzeuge gebe (Leerkamp 2016, S. 1): 

1. Die Nutzen von fahrerlosen/hochautomatisierten Systemen werden häufig mit dem 
„Null-Zustand“ nicht-autonomen Fahrens verglichen statt mit dem Nutzen von wei-
terentwickelten (teil-automatisierten) Assistenzsystemen (ebd.). Fahrerassistenzsys-
teme können schon auf niedrigeren Automatisierungsstufen einen deutlichen Nutzen 
generieren, insbesondere für mehr Sicherheit. 

2. Der Fokus in der Diskussion der Nutzen von fahrerlosen/hochautomatisierten Syste-
men liegt häufig auf langen Fahrten, die aber nur einen geringen Teil des Gesamtver-
kehrs ausmachen (ebd.), z.B. hinsichtlich der Nutzbarkeit der Fahrzeit während de Au-
topilot fährt. 

3. Der Nutzen-Diskussion liegen unplausible Zeitnutzen-Thesen zugrunde, bei denen 
Prozessketten- und Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen fehlen (z.B. Dispositionstätigkei-
ten von Fahrern) (ebd.). 

4. Den Nutzen von fahrerlosen/hochautomatisierten Systemen liegen häufig implizite 
Voraussetzungen zugrunde, die nicht offen dargelegt werden, z.B. Nutzen nur in 
spezifischen Anwendungsfällen oder bei der vollständigen Durchdringung der Flotte 
mit autonomen Fahrzeugen (ebd.), wie hinsichtlich des Verkehrsflusses in städtischer 
Umgebung. 

5. Mögliche Rebound-Effekte („Fahren statt Besitzen“) werden zu wenig berücksichtigt 
(ebd.). 
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4.4.5 Gute Beispiele 

Im Folgenden werden einige gute Beispiele vorgestellt, bei denen eine frühzeitige Themati-
sierung des autonomen Fahrens stattfindet – seitens der Kommunen, Verkehrsbetriebe und 
-verbände. 

 

Bremen: Szenarienentwicklung und Workshops zum autonomen Fahren  
In Bremen wurde Ende 2015 eine Studie in Auftrag gegeben, um die Abhängigkeiten, Trei-
ber und Hemmnisse für die Entwicklung des autonomen Fahrens zu identifizieren und die 
Auswirkungen von autonomen Fahrzeugen anhand von Szenarien qualitativ abzuschätzen. 
Um die Szenarien zu entwickeln, wurden in zwei Workshops unterschiedliche AkteurInnen 
und ExpertInnen von Automobilherstellern, Mobilitätsdienstleistern, Forschungseinrichtun-
gen, ÖPNV-Unternehmen und Landes-/Kommunalverwaltungen zusammengebracht (Freie 
Hansestadt Bremen 2016a und 2016b). 

 

Karlsruhe: Landesförderung für Testregion zum autonomen Fahren 
Das Ministerium für Verkehr Baden-Württemberg hat eine 2,5 Millionen Euro-Förderung für 
den Aufbau eines Testfelds zum vernetzten und automatisierten Fahren ab 2017 an ein 
Konsortium aus Karlsruhe vergeben. Das Konsortium besteht aus den Städten Karlsruhe, 
Bruchsal und Heilbronn, dem FZI Forschungszentrum Informatik, dem Karlsruher Institut für 
Technologie, der Hochschule Karlsruhe, dem Fraunhofer-Institut für Optronik, Systemtech-
nik und Bildauswertung (IOSB) und der Hochschule Heilbronn. Der Betrieb erfolgt über den 
Karlsruher Verkehrsverbund (KVV) (FZI 2016). Bei dem Testfeld gehe es dem baden-
württembergischen Verkehrsminister Winfried Hermann darum, sein Bundesland als Stand-
ort der Automobilindustrie zu stärken und sowohl technologische als auch gesellschaftliche 
Aspekte zu untersuchen (dpa 2016b). 

 

Mannheim: Autonomer, selbstfahrender Bus EASYMILE 
In Mannheim wurde am 6. Januar 2017 vom Verkehrsverbund Rhein-Neckar, der Stadt 
Mannheim und dem Rhein-Neckar-Verkehr GmbH der autonome, selbstfahrende Bus 
EASYMILE der Öffentlichkeit vorgestellt. Der Bus mit sechs Sitz- und sechs Stehplätzen 
fährt ohne Fahrpersonal und mit Elektroantrieb. Der Bus könnte von den BürgerInnen getes-
tet werden. Die Präsentation des Busses stellt den Start zum Forschungsprojekt „ShuttleMe 
– Lernender Betrieb für automatisierten und vernetzten ÖV im Blue Village Fanklin“ dar. „Ziel 
dieses Projektes ist die barrierefreie Feinerschließung eines Bedarfsverkehrs in Groß- und 
Klein-Städten sowie strukturschwachen Gebieten mit RoboShuttles“ (VRN, rnv, Stadt Mann-
heim 2017). Ab Sommer 2017 soll in Mannheim ein eingeschränkter RoboShuttle Verkehr 
eingerichtet werden (ebd.). 
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Osnabrück: Gestaltung des autonomen Fahrens 
In Osnabrück setzen sich die Stadtwerke bereits heute mit der Rolle der Verkehrsunterneh-
men im Kontext des autonomen Fahrens auseinander. Ihre Rolle sehen sie u.a. im integrati-
ven Service-Mobilitätsanbieter für alle Bausteine der Mobilitätskette, im verkehrsträgerüber-
greifenden Plattformanbieter und im Anbieter neuer Geschäftsmodelle (Linnenbrink, 2016, 
S. 29). Statt Zuschauer möchten Sie die Rolle des Mitspielers einnehmen und streben u.a. 
die frühzeitige Beteiligung des ÖPNV an Projekten des (öffentlichen) autonomen Fahrens 
an, die Mitgestaltung der strategischen Planungen auf kommunaler Ebene (Parkhäuser, 
Verkehrsführung und -steuerung) und den Ausbau von Mobilitätsprodukten und -plattformen 
(ebd., S. 30; Stricker 2016). 

 

Studien zur Eröffnung von Diskursen 
In den vergangenen Jahren sind einige Studien veröffentlicht worden, die den Diskurs zum 
autonomen Fahren aus unterschiedlichen Perspektiven beleuchten. Beispiele hierfür sind 
die Studie „Urban Mobility System Upgrade“ des International Transport Forum zu unter-
schiedlichen Wirkungsmöglichkeiten autonomer Fahrzeuge auf den Verkehr in mittelgroßen 
europäischen Städten (ITF 2015), die Übertragung der ITF-Studie auf die Region Stuttgart 
(Universität Stuttgart 2016) oder die Studie des Verbands Deutscher Verkehrsunternehmen 
e.V. (VDV) zu den Chancen und Risiken autonomer Fahrzeuge für den öffentlichen Verkehr 
(VDV 2015). Solche Studien sind gute Beispiele für die Förderung des gesellschaftlichen 
Diskurses zum autonomen Fahren.  
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4.5 Fazit und Handlungsempfehlungen für das Land NRW 
4.5.1 Zusammenfassendes Fazit 

Die Explorationsstudie zu den Alternativen Ökonomien im Bedürfnisfeld „Mobilität“ zu den 
beiden Vertiefungsbeispielen Carsharing und Autonomes Fahren hat gezeigt: 

1. Sowohl das bereits bestehende Carsharing als auch das sehr neue autonome Fahren 
sind Themenfelder, die sich gerade in den letzten Jahren sehr dynamisch entwi-
ckeln. 

• Beim Carsharing sind die Anzahl der registrierten NutzerInnen und die Anzahl der 
Carsharing-Fahrzeuge innerhalb weniger Jahre stark gestiegen. Seit 2012 gibt es 
in Deutschland neben dem stationsbasierten Carsharing, das es bereits seit mehr 
als 25 Jahren gibt, zusätzlich free-floating-Angebote sowie kombinierte Carsha-
ring-Angebote aus beiden Carsharing-Formen. Beim Carsharing gibt es dabei so-
wohl Wachstumstendenzen als auch mitunter Schrumpfungs- bzw. Konsolidie-
rungstendenzen, die teilweise parallel zueinander verlaufen. Wachstumstenden-
zen gibt es etwa, indem neue Städte einschließlich Klein- und Mittelstädten hinzu-
kommen und bestehende Carsharing-Angebote innerhalb erschlossener Städte 
ausgeweitet werden. Rückzugs- und Konsolidierungstendenzen gibt es etwa, in-
dem vor allem reine free-floating-Anbieter Bedienungsgebiete aufgeben oder ver-
kleinern oder weil ehrenamtlich getragene kleinere Carsharing-Initiativen sich als 
nicht rentabel herausstellen. 

• Beim autonomen Fahren überschlagen sich derzeit die Pressemitteilungen mitun-
ter, z.B. zu den Ankündigungen neuer Entwicklungen beim autonomen Fahren, 
neuen Pilotprojekten und geplanten Einstiegsdaten in die Serienfertigung hochau-
tomatisierter Fahrzeuge seitens der Automobilhersteller. Gleichzeitig zeigt sich 
aber auch, dass es sich gerade beim autonomen Fahren um ein noch sehr neues 
und offenes Thema handelt. Es ist sehr unklar, wann und in welchen Teilsystemen 
sich autonomes Fahren mit welcher Dynamik entwickeln wird: Während es auto-
nomes Fahren im schienengebundenen Verkehr bereits seit vielen Jahren gibt 
und auch in der Güterlogistik in abgegrenzten Teilsystemen bereits zum Einsatz 
kommt, könnte der Einsatz autonomer Fahrzeuge in komplexen Systemen noch 
viele Jahre dauern. Es wird Übergangsphasen zwischen den verschiedenen Stu-
fen des automatisierten Fahrens geben und parallele Zwischenzustände, in denen 
verschiedene Stufen des automatisierten Fahrens gleichzeitig geben wird. 

2. Carsharing und autonomes Fahren sind zwei Themenfelder, die durchaus miteinan-
der zusammenhängen, da autonomes Fahren eine zukünftige Form des Carsharings 
werden könnte: 

• Autonome Fahrzeuge, die als Bestandteil eines Flottenkonzeptes Mobilität „on-
demand“ ermöglichen, wären eine neue Form des Carsharings. Wenn eines Ta-
ges auf den Straßen alle technischen, regulatorischen und juristischen Fragen 
zum autonomen Fahren geklärt sein sollten und wenn es dann autonome Fahr-
zeuge auch im hochkomplexen städtischen Straßenverkehr geben sollte, könnte 
sich die Unterscheidung zwischen stationsbasiertem und free-floating Carsharing 
erübrigen, indem autonome Fahrzeuge eine Tür-zu-Tür-Mobilität ohne eigenem 
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Pkw-Besitz ermöglichen könnten. Andererseits könnten autonome Fahrzeuge 
aber auch den individuellen Autobesitz attraktiver machen und so der weiteren 
Entwicklung von Carsharing entgegenwirken. Diskutiert wird zudem, inwiefern 
Carsharing und autonomes Fahren jeweils eine Konkurrenz zum ÖPNV oder eine 
Chance für den ÖPNV darstellt.  

• Schon heute zeigt sich, dass Städte, die das Carsharing-Angebot in ihrer Stadt 
aktiv gestalten, wie z.B. Bremen, Mannheim und Osnabrück, auch die Entwicklun-
gen im Bereich des autonomen Fahrens aktiv verfolgen (strategische Überlegun-
gen, Pilotprojekt mit öffentlichem elektrischen Kleinbus). Städte, die sich frühzeitig 
mit den möglichen zukünftigen Entwicklungen im Bereich des autonomen Fahrens 
auseinandersetzen, werden damit vermutlich bessere Ausgangsbedingungen ha-
ben, um das autonome Fahren in ihrer Stadt zu gestalten, wenn es eines Tages 
tatsächlich auch im Stadtverkehr kommen sollte.  

3. Sowohl beim Carsharing als auch beim autonomen Fahren bestehen sowohl deutliche 
Potenziale für eine nachhaltigere Verkehrsgestaltung, als auch Risiken für eine 
nicht-nachhaltige Verkehrsgestaltung und nicht-gewollte Rebound-Effekte. Die 
genauen Effekte sind dabei hinsichtlich ihrer Wirkungsrichtung und Größenordnung oft 
nicht klar benennbar. 

• Beim Carsharing deuten Studien darauf hin, dass sich stationsbasierte und free-
floating Carsharing-Angebote hinsichtlich ihrer Umweltwirkungen voneinander un-
terscheiden. Beim free-floating Carsharing wird kritisiert, dass es durch den hohen 
Komfort des freien Aufsuchens und Abstellens der Fahrzeuge im Straßenraum ei-
ne Konkurrenz zum ÖPNV in Innenstädten darstellen könne. Stationsbasiertes 
Carsharing hingegen wird eher als eine „4. Säule des Umweltverbundes“ wahrge-
nommen, da die Fahrten geplanter erfolgen und somit eher eine flexible Ergän-
zung zum Umweltverbund darstellen. Damit einher geht ein unterschiedliches Mo-
bilitätsverhalten mit einer tendenziell höheren ÖPNV-Nutzung und einer höheren 
Pkw-Ersatzquote bei NutzerInnen des stationsgebundenen Carsharings. Insge-
samt werden nach derzeitigem Forschungsstand jedoch beide Formen des Car-
sharings – sowohl das stationsgebundene als auch das free-floating Carsharing, 
als prinzipiell förderlich für eine nachhaltige, multimodale Mobilitätsgestaltung an-
gesehen, da sie prinzipiell einen Lebensstil ohne eigenem Pkw-Besitz ermögli-
chen. 

• Beim Autonomen Fahren werden zentrale Chancen in einer höheren Verkehrssi-
cherheit gesehen, einem geringeren Stellplatzbedarf in den Innenstädten, mehr 
Zeitautonomie beim Unterwegssein und neuen Mobilitätsoptionen für mobilitäts-
eingeschränkte Personen (ältere Menschen, Menschen mit Behinderung) sowie 
Menschen im ländlichen Raum. Durch den höheren Komfort beim autonomen 
Fahren besteht aber gleichzeitig das Risiko, dass Wege vom ÖPNV (Rad, Fuß, 
Bus und Bahn) auf den Pkw verlagert werden und Mehrverkehre entstehen („Fah-
ren statt Besitzen“). Durch die Digitalisierung werden zudem auch im Mobilitätsbe-
reich viele heutige Arbeitsplätze wegfallen (z.B. Bus- und Taxifahrer). Die Nutzen 
des autonomen Fahrens werde darüber hinaus in der öffentlichen Debatte häufig 
überschätzt, da Verbesserungen bereits bei niedrigeren Stufen des automatisier-
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ten Fahrens vor Stufe 5 des autonomen Fahrens bestehen. So können beispiels-
weise bereits heute automatisierte Fahrsysteme wie vorausschauende Notbrems-
systeme den Fahrer dabei unterstützen, Unfälle zu vermeiden. 

Aus den Ergebnissen der Explorationsstudie kann als zentrales Fazit abgeleitet 
werden, dass die Politik und die Kommunen die beiden Themenfelder Car-
sharing und autonomes Fahren intensiv verfolgen und aktiv gestalten soll-
ten, um die Chancen von Carsharing und autonomem Fahren für eine nachhalti-
gere Verkehrsgestaltung zu fördern und nicht-gewollten Entwicklungen entgegen-
zuwirken (vgl. folgendes Kapitel). 

 

4.5.2 Handlungsempfehlungen übergreifend 

Als übergreifende Handlungsempfehlungen zu den beiden Themenbereichen Carsharing 
und Autonomes Fahren können auf Basis der Explorationsstudie die folgenden Handlungs-
empfehlungen für das Land NRW ausgesprochen werden: 

1. Das Land NRW sollte die Entwicklung in den beiden Themenfeldern Carsharing und 
autonomes Fahren aufmerksam verfolgen und aktiv gestalten, um die Chancen von 
Carsharing und autonomem Fahren für eine nachhaltigere Verkehrsgestaltung zu för-
dern und nicht-gewollten Entwicklungen entgegenzuwirken. Eine besondere Relevanz 
wird hierbei sein, die Kommunen und kommunalen Verkehrsunternehmen in die 
Lage zu versetzten, die Rahmenbedingungen bei ihnen vor Ort strategisch und zielge-
richtet für eine nachhaltige Mobilität zu gestalten. 

2. Beim Carsharing und autonomen Fahren handelt es sich um zwei Themenfelder, die 
sich insbesondere in den letzten Jahren dynamisch entwickelt haben. Der Bedarf an 
Austausch und Dialog zwischen den verschiedenen Akteursgruppen ist in diesen neu-
en Themenfeldern besonders hoch. Das Land NRW sollte daher den Diskurs zwi-
schen verschiedenen Akteursgruppen aktiv gestalten. 

3. Sowohl für das Carsharing als auch für das autonome Fahren gilt: Sie stellen nur zwei 
Bausteine innerhalb eines komplexen Verkehrssystems dar. Um ein nachhaltiges Ver-
kehrssystem zu gestalten, bedarf es stets der integrierten Betrachtung und Gestaltung 
des gesamten Verkehrssystems. Restriktionen gegen den Pkw-Verkehr (push-
Maßnahmen) und Maßnahmen zur Förderung des Umweltverbundes (pull-
Maßnahmen) sind daher gleichermaßen als relevante Ansatzpunkte zu betrachten, 
um Carsharing und autonomes Fahren nachhaltig zu gestalten. Auch folgende, bei-
spielhaft aufgeführte Maßnahmen können daher als Maßnahmen zur Förderung von 
Carsharing und zur zukünftigen Gestaltung des autonomen Fahrens angesehen wer-
den, auch wenn sie diese nicht direkt adressieren: Die Einrichtung von Radabstellan-
lagen an ÖPNV-Knotenpunkten oder Mobilstationen, die Einrichtung einer CityMaut 
um verkehrslenkende Impulse zu setzen, flächenhafte Parkraumbewirtschaftung, Um-
widmung von Straßenraum und hier insbesondere die Umwidmung von Parkflächen 
für den Umweltverbund oder die Aufwertung des öffentlichen Straßenraums. 

4. Sowohl beim Carsharing als auch beim autonomen Fahren besteht aufgrund der Aktu-
alität der Themen weiterhin umfangreicher Forschungsbedarf. Das Land NRW sollte 
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daher neue Forschungsprogramme auflegen, die speziell die Chancen und Risiken 
von Carsharing und autonomem Fahren untersuchen bzw. die beiden Themen in einer 
übergreifenden und integrierenden Perspektive adressieren, z.B. „Die Relevanz der 
heutigen Carsharing-Förderung durch Kommunen für die zukünftige strategischen Ge-
staltung des autonomen Fahrens“, da eine aktive Gestaltung von Carsharing heute die 
zukünftige Gestaltbarkeit des autonomen Fahrens beeinflussen könnte. Möglich wäre 
die Einrichtung eines Promotionskollegs, Forschungsprogrammen und Modellprojek-
ten. Forschungsansätze sollten dabei einen ausgeprägten transdisziplinären Ansatz 
haben und verschiedene Akteursgruppen für einen gemeinsamen Erfahrungsaus-
tausch und Lernprozess zusammenbringen. 

 

4.5.3 Handlungsempfehlungen Carsharing 

Studien legen nahe, dass stationsgebundene Carsharing-Angebote eher positive umwelt- 
und verkehrsentlastende Wirkungen entfalten als das free-floating Carsharing (vgl. Kapitel 
4.3.3). Beide Carsharing-Formate können jedoch dahingehend positiv bewertet werden, 
dass sie einen Lebensstil unabhängig vom Pkw-Besitz ermöglichen. Als prinzipiell landespo-
litisch unterstützenswert werden daher nach derzeitigem Forschungsstand beide Carsha-
ring-Formate angesehen. Als besonders politisch unterstützenswert wird jedoch das stati-
onsbasierte Carsharing angesehen, da es positivere Wirkungen für eine nachhaltige Ver-
kehrsgestaltung hat. Studien gehen davon aus, dass sich reine free-floating-Angebote auch 
bis 2025 nur auf Großstädte über 500.000 EinwohnerInnen beschränken werden (ifmo 2016, 
S. 91). Trotz der bisher eher geringen Nutzungsraten von Carsharing erwarten Studien, 
dass es künftig noch deutlich mehr Carsharing-NutzerInnen geben könnte (rund ein Drittel in 
Städten ab 100.000 EinwohnerInnen, vgl. McKinsey 2012, S. 15f) (vgl. 4.3.4 Zukünftige 
Entwicklungsperspektiven).  

Ein zentraler Ansatzpunkt, um die Carsharing-Nutzung zu erhöhen, stellt die Ausweitung 
des Carsharing-Angebots dar. Die Dynamik der weiteren Carsharing-Entwicklung sollte vom 
Land NRW aktiv gestaltet werden. Die urbanen Siedlungsstrukturen NRWs mit seinen Bal-
lungsräumen stellen dabei grundsätzlich gute Voraussetzungen dar für die weitere Auswei-
tung des Carsharing-Angebots. Die Anstrengungen zur Förderung von Carsharing sollten 
daher in den nächsten Jahren deutlich erhöht werden. 

Prinzipiell ist stationsbasiertes Carsharing in unterschiedlichen Raumstrukturen unterstüt-
zenswert:  

• In bereits mit Carsharing-Angeboten erschlossenen Großstädten und Innenstadtla-
gen, weil insbesondere dort größere Mengeneffekte erzielt werden können und der 
Verzicht auf den eigenen Pkw aufgrund der städtischen ÖPNV-Systeme einfacher 
möglich ist als in Kleinstädten. Unterstützenswert ist insbesondere die Einrichtung von 
Carsharing-Stellplatzflächen im öffentlichen Raum von Innenstädten und städti-
schen Wohnquartieren, da der Parkdruck hier besonders hoch ist. Gerade stationsge-
bundene Carsharing-Fahrzeuge stehen bislang zu 90% auf privaten Flächen, Hinter-
höfen oder Tiefgaragen (bcs 2016c). Sie in den Straßenraum zu holen, würde ähnlich 
wie beim free-floating Carsharing ihre Sichtbarkeit deutlich erhöhen und so zu ihrer 
Bekanntheit beitragen (ebd.). 
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• In den Randlagen von Großstädten und den Umlandgemeinden, weil gerade hier 
das Angebot schnell ausdünnt, da es wirtschaftlich unrentabler ist (vgl. den Rückzug 
der free floating Anbieter in Düsseldorf, RP online 2015). Andere Carsharing-Anbieter 
arbeiten konkret an der besseren Abdeckung städtischer Randlagen, auch unter 
schwierigeren Bedingungen (z.B. Stadtmobil, vgl. Warrlich 2015).  Regionen außer-
halb NRWs zeigen, dass die Verfügbarkeit von Carsharing in Umlandgemeinden noch 
deutlich erhöht werden kann (z.B. Rhein-Neckar, Stuttgart, München, vgl. 4.3.4).  

• In Klein- und Mittelstädten (50.000-100.000 EinwohnerInnen) und in kleinen 
Kommunen unter 50.000 EinwohnerInnen – hier können Carsharing-Angebote dazu 
beitragen, dass Zeit- oder Drittwagen von den BewohnerInnen nicht mehr so oft als 
notwendig angesehen werden. Die Verbreitung von Carsharing-Angeboten in die Flä-
che kann in NRW noch gesteigert werden – derzeit sind in NRW eher wenige Neu-
gründungen bzw. Erweiterungen in die Fläche zu verzeichnen, dies findet aktuell eher 
in Süddeutschland statt (Bayern, Baden-Württemberg) (vgl. Kapitel 4.3.4). Gerade in 
kleineren Kommunen ist das unternehmerische Risiko aber hoch. Neue Carsharing-
Angebote sind hier daher besonders unterstützenswert, gerade in der Anfangsphase. 

Basierend auf den Ergebnissen der Explorationsstudie können die folgenden prioritär zu 
verfolgenden Handlungsempfehlungen gegeben werden: 

1. Einrichtung eines Carsharing-Förderprogramms für NRW-Kommunen – z.B. „100 
neue Kommunen und Stadtteile mit Carsharing in NRW“ 

Das Land Nordrhein-Westfalen sollte ein eigenes Landesförderprogramm Carsharing aufle-
gen mit dem die Kommunen in die Lage versetzt werden, das Carsharing-Angebot in ihrer 
Kommune aktiv zu gestalten. Die Kommunen können mit ihrer Ortskenntnis in der Kommune 
am besten entscheiden, welche Fördermaßnahmen von ihnen in ihrer Kommune umgesetzt 
werden sollen. Die folgenden Maßnahmen könnten mit dem Förderprogramm gefördert wer-
den können: 

• Anschubfinanzierung und Unterstützung neuer Carsharing-Angebote vor Ort, z.B. 
durch Kostennachlässe bei den Parkgebühren, die Risikoübernahme in der Startphase 
(Übernahme von Ausfallrisiken) oder Kommunikation und Werbung neuer Carsharing-
Angebote durch die Kommune (WI 2016a). Die Nutzung neuer Angebote durch die öf-
fentliche Hand oder lokaler Unternehmen kann zudem für eine Grundauslastung neuer 
Angebote gerade in der Anfangsphase sorgen (vgl. Flensburg in Kapitel 4.3.5).  

• Einrichtung von Carsharing-Stellplatzflächen und Mobilstationen. Hierbei geht es 
einerseits beim stationsbasierten Carsharing um unternehmensspezifisch zugeordnete 
Stellplätze, auf denen Reservierungen für stationsbasierte Carsharing-Fahrzeuge vor-
genommen werden können. Andererseits geht es beim free-floating-Carsharing um 
Stellplätze, die nicht einzelnen Anbietern zugeordnet sind und von mehreren free-
floating-Anbietern gemeinsam genutzt werden können. Die Verknüpfung verschiede-
ner Mobilitätsangebote an einer Mobilstation (ÖPNV, Car-Sharing, Fahrradverleihsys-
tem, Taxi) ist dabei besonders unterstützenswert (vgl. „mobil.punkte“ in Bremen, Kapi-
tel 4.3.5).  

• Durchführung von Modellvorhaben, bei denen im Rahmen von „Urbanen Reallabo-
ren“ Carsharing-Vorhaben entwickelt, erprobt und evaluiert werden. Denkbar wäre hier 
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z.B. auch ein Twinning-Projekt, bei dem „Vorreiter-Kommunen“ bei der Förderung von 
Carsharing ihr Wissen an NRW-Kommunen weitergeben. So hat beispielsweise die 
Stadt Bremen ihr Wissen zu den Bremer „mobil.punkten“ in einer gemeinsamen Ko-
operation an die Stadt Nürnberg weitergegeben, wo es seit Oktober 2016 die ersten 
acht „mobil.punkte“ gibt (Stadt Nürnberg 2016; Freie Hansestadt Bremen 2016, Kapitel 
4.3.5).  

• An die Vergabe der Fördermittel könnten Kriterien gebunden sein wie z.B. CO2-
Ausstoß der Fahrzeuge (z.B. Auszeichnung mit dem Blauen Engel, vgl. mobil.punkte 
in Bremen, Kapitel 4.3.5), die Einbindung des Carsharing-Projekts in kommunale Kli-
maschutzkonzepte, die Evaluation des Vorhabens, die Lage des geplanten Carsha-
ring-Vorhabens oder die Entwicklung einer Strategie zur Flächenrückgewinnung von 
durch Carsharing frei gewordenen Stellplatzflächen. 

2. Landesbauordnung Nordrhein-Westfalen 

Der Landtag NRW hat am 14.12.2016 eine neue Landesbauordnung NRW (LBO NRW) be-
schlossen. Darin wird die in §50 bisher gültige „Pflicht zur Herstellung von Stellplätzen“ 
komplett kommunalisiert, d.h. die Städte und Gemeinden sind selbst in der Verantwortung, 
bis zum 31.12.2018 ihre eigenen Regeln zum Nachweis von Stellplatzflächen bei Neubauten 
festzulegen und können dies angepasst an die Gegebenheiten vor Ort differenziert regeln. 
In Kommunen, die diese „Pflicht zur Herstellung von Stellplätzen“ nicht festschreiben und 
regeln, entfällt diese. Neu in der LBO NRW §50 ist, dass Gemeinden die Einrichtung von 
Abstellplätzen für Fahrräder festschreiben können.  

Das Land NRW sollte die Kommunen bei der Erstellung ihrer Regeln zum kommunalen 
Stellplatznachweis unterstützen. Das Land NRW sollte dahingehend agieren, dass die ab-
geschaffte Stellplatzverpflichtung von den Kommunen als Anreizsystem zur Förderung um-
weltfreundlicher Mobilität und Carsharing genutzt wird. Die Landesregierung NRW könnte 
einheitliche verkehrspolitische Rahmenkriterien entwickeln, an denen sich die Kommunen 
bei der Erstellung ihrer Regeln zum Nachweis von Stellplatzflächen bei Neubauten orientie-
ren sollen. Die derzeitige Entwicklung einer Musterstellplatzsatzung (vgl. Zukunftsnetz Mobi-
lität NRW 2016), die im Sommer 2017 fertiggestellt werden soll, ist dafür bereits ein guter 
Ansatz. Auch die Arbeitsgemeinschaft der kommunalen Spitzenverbände NRW fordert in 
ihrer Stellungahme zum Gesetzentwurf der Landesregierung für die Novellierung der Lan-
desbauordnung: „Hilfreich wäre es (...), wenn für die Erstellung der Satzung allgemeine 
Rahmenkriterien entwickelt werden könnten. So könnten z.B. auch einheitliche verkehrspoli-
tische Zielsetzungen, wie Mobilitätspakete, Berücksichtigung des ÖPNV, Carsharing-
Angebote, Fahrradabstellplätze, Shuttle-Systeme oder Elektromobilität zur Festlegung der 
Stellplatzschlüssel herangezogen werden. Auf diese Weise könnten auch Diskussionen über 
unterschiedliche Satzungen in den Städten und Gemeinden vermieden werden“ (2016, S. 
11). 

Das Land NRW könnte dahingehend wirken, dass die Kommunen die Nachweispflicht aus-
setzen, wenn Maßnahmen eines Mobilitätsmanagements einschließlich der Einrichtung von 
Carsharing-Stationen nachgewiesen werden können (vgl. Stellplatzortsgesetz Bremen, Ka-
pitel 4.3.5). Zudem könnte, wie in der Landesbauordnung Baden-Württemberg, ein Hinweis 
für die Gemeinden zur Verwendbarkeit etwaiger Ablöse-Erträge aufgenommen werden, die 
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von der Gemeinde auch für die Herstellung von Carsharing-Stellplatzflächen eingesetzt 
werden kann (vgl. Landesbauordnung Baden-Württemberg, Kapitel 4.3.5). 

3. Organisation: Mit gutem Beispiel vorangehen 

Das Land NRW sollte einen klaren politischen Willen zeigen und eine ambitionierte Zielset-
zung zur weiteren Förderung von Carsharing entwickeln. Es sollten interministerielle Ak-
teursbündnisse, Landesfachausschüsse etc. geschaffen werden, z.B. zur Förderung von 
Carsharing, Mobilstationen und alternativen nachhaltigen Mobilitätsformen. In den Landes-
institutionen sollte ein Bewusstsein für die Bedeutung alternativer Mobilitätsformen im Um-
weltverbund durch kommunikative Maßnahmen gefördert werden. Die Landesregierung 
NRW sollte dabei selber mit gutem Beispiel vorangehen und Carsharing in das betriebliches 
Mobilitätsmanagement der Landesinstitutionen und -einrichtungen integrieren, insbesondere 
durch:  

• die Einrichtung von Carsharing-Stellplätzen in sichtbarer Lage vor den Landeseinrich-
tungen,  

• die Umrüstung des Fuhrparks oder  

• einer Änderung der Dienstreiseregelungen im Landesreisekostengesetzes zugunsten 
einer häufigeren Carsharing-Nutzung. 

4. Information und Kommunikation 

Für kommunale und regionale AkteurInnen (z.B. Kommunen, Verkehrsunternehmen, Car-
sharing-Vereine und -unternehmen) sollten Informationen zu den Fördermöglichkeiten durch 
die Landesregierung, die Kommunen und weiteren AkteurInnen bereitgestellt werden. Zu-
dem sollten Austauschformate eingerichtet werden für die unterschiedlichen AkteurInnen. 
Damit soll zur Qualifizierung und Vernetzung der relevanten AkteurInnen beigetragen wer-
den, z.B. über eine Vernetzungsplattform. 

5. Forschung 

Die Landesregierung sollte weitere Forschung zum Carsharing fördern, insbesondere zu: 

• den Effekten, die von unterschiedlichen Formen des Carsharing in unterschiedlichen 
Siedlungsstrukturen ausgehen, 

• den biografischen Langzeiteffekten von Carsharing-Angeboten: Inwiefern trägt Car-
sharing zur Entwicklung oder Aufrechterhaltung eines autofreien Lebensstils bei? Wel-
che Rolle spielen dabei die verschiedenen Lebensphasen (z.B. Studierende, Rentner, 
Berufstätige, Familien)? 

• der Relevanz des autonomen Fahrens für die zukünftige Entwicklung von Carsharing: 
Welche Ansatzpunkte ergeben sich hierbei für Politik, Kommunen und Verkehrsbetrie-
be? Welche positiven und negativen Wirkungen sind vom autonomen Fahren zu er-
warten (vgl. nächstes Kapitel)? 
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4.5.4 Handlungsempfehlungen Autonomes Fahren 

Ausschlaggebend für die Handlungsempfehlungen zum autonomem Fahren ist das Ergebnis 
der Explorationsstudie, da es sich beim autonomen Fahren um ein noch sehr neues und 
offenes Thema handelt, dessen zukünftige Entwicklungen und Handlungserfordernisse 
schwer abschätzbar sind. Beim autonomen Fahren besteht großer Gestaltungsbedarf durch 
die Landesregierung NRW, um frühzeitig die richtigen Rahmenbedingungen für die künftige 
Entwicklung des hochautomatisierten und autonomen Fahrens im Sinne einer nachhaltigen 
Entwicklung zu schaffen.  

Basierend auf den Ergebnissen der Explorationsstudie können die folgenden prioritär zu 
verfolgenden Handlungsempfehlungen gegeben werden:  

1. Gestaltung der Rahmenbedingung 

Beim autonomen Fahren handelt es sich um ein gesamtgesellschaftlich grundlegend 
relevantes Thema. Die Entwicklung des autonomen Fahrens sollte aktiv politisch ge-
staltet werden, um die Chancen des autonomen Fahrens zu fördern und nicht-
gewollten Entwicklungen entgegenzuwirken. Es sollten frühzeitig die richtigen Rah-
menbedingungen geschaffen werden, um den Anschluss an die weltweiten Entwick-
lungen nicht zu verlieren. Es sollte keine laissez-faire-Einstellung des Landes NRW in 
Bezug auf das autonome Fahren geben. Besonders relevante Gestaltungsbereiche 
sind: Gestaltung des Stadt- und Straßenraums sowie der Verkehrsinfrastruktur (inkl. 
Digitalisierung), Gestaltung der Rolle der ÖV-Unternehmen als Mobilitätsanbieter, Bil-
dungspolitik, Gestaltung der Mensch-Maschine-Schnittstelle, Datenschutz, Information 
und Kommunikation, Dialogförderung. 

2. Bundesratsinitiative für mehr Sicherheit im Straßenverkehr durch Assistenzsys-
teme 

Die Landesregierung NRW könnte sich im Bundesrat im Rahmen von Bundesratsini-
tiativen für die verpflichtende Einführung nützlicher Fahrerassistenzsysteme aus den 
verschiedenen Stufen des automatisierten Fahrens einsetzen, die einen Beitrag zur 
Verbesserung der Verkehrssicherheit leisten. Eine solche Bundesratsinitiative gibt es 
etwa vom 25.11.2016 mit der Forderung des Bundesrats für eine Modernisierung und 
Erweiterung der EU-Regelungen für Notbremsassistenten und Abstandswarner in 
schweren Nutzfahrzeugen sowie eine Reform der Regelungen für die Sanktionierung 
fahrfremder Tätigkeiten (Bundesrat 2016). Solche Initiativen sollten auch für künftige 
Entwicklungen im Bereich des automatisierten Fahrens durchgeführt werden.  

3. Bildungspolitik 

Die Landesregierung NRW sollte die Bildungspolitik auf die Herausforderungen einer 
zunehmenden Digitalisierung und Automatisierung der Arbeitswelt anpassen – auch 
im Bereich des autonomen Fahrens. Hierzu zählt die Schaffung beruflicher Qualifizie-
rungsangebote, um auf die neuen Berufen und neuen Qualifizierungserfordernisse des 
sich ändernden Arbeitsmarkts zu reagieren und den Wegfall heutiger Arbeitsbereiche 
zu kompensieren.  
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4. Kommunikation – Offener Diskurs 

Um das Thema des autonomen Fahrens aus verschiedenen Blickwinkeln zu betrach-
ten, sollten vom Land NRW offene Diskurse und die Zusammenarbeit zwischen ver-
schiedenen AkteurInnen gefördert werden. Hierfür bieten sich insbesondere Planspie-
le und Workshops an: Es könnten Planspiele und Workshops mit verschiedenen Ak-
teursgruppen durchgeführt werden (z.B. Verkehrsunternehmen, Kommunen, Stadtpla-
nung, Wissenschaft, Automobil- und IT-Branche, NutzerInnen), um einen gesellschaft-
lichen Diskurs zu ermöglichen, verschiedene Perspektiven auf das autonome Fahren 
einzuholen (z.B. Genderperspektive) und mit einer systematischen Rundumsicht neue 
Erkenntnisse zu gewinnen. Solche Austauschformate sollen freies, produktives Den-
ken ermöglichen, vorhandenes Wissen erweitern und neue Blickwinkel auf das auto-
nome Fahren eröffnen. 

5. Forschungsförderung  

Wissenschaftlich gestützter Foresight-Prozess: Das Land NRW sollte Forschungs-
projekte zum autonomen Fahren fördern, insbesondere zur Entwicklung von Szenari-
en, in denen verschiedene Entwicklungspfade des autonomen Fahrens erprobt und 
bewertet werden, einschließlich der damit verbundenen positiven und negativen Effek-
te (z.B. Unfallvermeidung, Schadstoffreduktion, eingesparte Gesundheitskosten, Aus-
wirkungen auf die Arbeitswelt etc.). Die Szenarien sollten nicht nur berechnet, sondern 
auch mit verschiedenen Akteursgruppen diskutiert und bewertet werden. Aus den 
Szenarien sollten konkrete Ansatzpunkte und Handlungsempfehlungen für die ver-
schiedenen AkteurInnen entwickelt werden. Aufgrund der geplanten Teststrecke für 
autonomes Fahren in Wuppertal könnte die Forschung am Beispiel der Stadt Wupper-
tal erfolgen. 

Modellexperimente durchführen: Vom Land NRW sollten Pilotprojekte und Experi-
mente zum automatisierten und autonomen Fahren durchgeführt bzw. unterstützt wer-
den, um Erkenntnisse zum autonomen Fahren im realen Umfeld zu erproben („Ur-
ban/Regional Labs“, vgl. Beckmann/Sammer 2016, S. 10) und wissenschaftlich zu 
evaluieren. Sowohl die technische Umsetzbarkeit als auch das Zusammenspiel ver-
schiedener AkteurInnen im Straßenraum (Fußgänger, Radfahrer, Passagiere) und in 
der Umsetzung (Politik auf EU-/Bundes-/Landes-/kommunaler Ebene, Verwaltung, 
Kommunen Verkehrsunternehmen, Automobilbranche, Interessensverbände) sind da-
bei von besonderem Forschungsinteresse. 

Prinzipiell könnten beim autonomen Fahren verstärkt Forschungsansätze gefördert 
werden, die einen inter- und transdisziplinären Ansatz verfolgen. 
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5 Alternative Ökonomien im Bedürfnisfeld Ernährung 

5.1 Hintergrund, Ziel und Vorgehensweise 
Ziel der Explorationsstudie im AP4 ist es, ein grundsätzliches Verständnis für die unter-
schiedlichen Ansätze Alternativer Ökonomien im Bedürfnisfeld Ernährung in Nordrhein-
Westfalen zu gewinnen. Durch ein Screening vorhandener Ansätze und basierend auf einer 
kriteriengestützten Auswahl, werden die Vertiefungsbeispiele Solidarische Landwirtschaft, 
Direktvermarktung und Food Sharing betrachtet. Unter Bezugnahmen des im Screenings 
erreichten Überblicks im Zusammenspiel mit der vertieften Betrachtung ausgewählter Bei-
spiele sowie der Diskussion mit PraxisakteurInnen und politischen AkteurInnen werden 
Handlungsbedarfe für das Land NRW abgeleitet. 

Das Handlungsfeld der Ernährung spielt aus verschiedenen Perspektiven eine zentrale Rol-
le, wenn es um die nachhaltige Veränderung oder Neuerung von Produktions-Konsum-
Systemen geht und damit von "Alternativen Ökonomien".  

Im Kern damit verbunden sind die Themen der nachhaltigen Flächennutzung und landwirt-
schaftlichen Produktion (z.B. Stickstoffüberschüsse, Grundwasserbelastung, Bodenschutz), 
der Veränderung von Produktionsprozessen in der Lebensmittelbranche (z.B. Umweltprob-
leme aus der Art der Erzeugung, Verarbeitung, Vermarktung), der Stadt-Land-Beziehungen 
(z.B. regionale Kreislaufwirtschaft, Transporte & Logistik), sich verändernde Ernährungs- 
und Lebensstile (z.B. Zubereitung von Lebensmitteln, Akzeptanz industrieller Lebensmittel, 
Wahrnehmung und Bezug zur Natur, Wohnumfeldqualität, regionale Identifikation) sowie der 
Umgang mit Lebensmittelabfällen und Verpackungsmüll.  

Mit der Herstellung, dem Konsum und der Entsorgung von Lebensmitteln gehen vielfältige 
ökologische, ökonomische, soziale und gesundheitliche Auswirkungen einher (Lukas et al. 
2016). Dem Bedarfsfeld Ernährung werden etwa 28 % des Ressourcenverbrauchs der End-
konsumenten in Europa zugeschrieben (EU Kommission 2011). Zusätzlich geht die Verän-
derung der Ernährungsstile mit einer Steigerung des Konsums tierischer Lebensmittel und 
gleichzeitig der Kalorienaufnahme pro Person einher. Sie führt damit weltweit zu einem 
überproportionalen Anstieg des Ressourcenverbrauches (EU SCAR 2011; Government 
Office for Science 2011; Haerlin/Busse 2009) sowie zu einer wachsenden Anzahl an Über-
gewichtigen (WHO 2000). Diese Entwicklung steht exemplarisch für eine Reihe gravieren-
der, sich gegenseitig verstärkender Herausforderungen, vor denen der Lebensmittelsektor 
steht (Government Office for Science 2011). Laut Rockström & Pavan (2016) sind alle glo-
balen Nachhaltigkeitsziele (SDGs) direkt oder indirekt mit dem Produktions-Konsum-System 
Lebensmittel verknüpft. In den Unterzielen der SDGs wird es immer wieder adressiert: So 
postuliert das Ziel 12 „Für nachhaltige Konsum- und Produktionsmuster sorgen“ Ressourcen 
schonendes Wirtschaften und Halbierung der Lebensmittelverluste bis 2030 (UN 2015).  

Ernährung ist in NRW mit einem hohen Ressourcenverbrauch verbunden (siehe Kasten). 
Um das Ziel einer Einsparung von 62% zu erreichen, können alternative Ernährungskonzep-
te einen Beitrag leisten.  
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Ressourcenverbrauch private Haushalte NRW  

Grundlage für die Ausdifferenzierung eines Reduktionszieles für den Ressourcenverbrauch 
des privaten Konsums ist die Zielformulierung einer 8t-Gesellschaft basierend auf Letten-
meier et al. (2014) das das Konzept des Umweltraumes in konkrete Ziele und Handlungsan-
sätze für Produktion (technologische Potenziale) und Konsum (sozio-technische Potenziale) 
übersetzt. Ausgehend von einem Ressourcenverbrauch pro Kopf von rund 31,4t (TMC) in 
NRW im Jahre 2013, ist entsprechend eine Reduktion um 23,4t oder 75 % bis zum Jahre 
2050 erstrebenswert. Pro Jahr entspricht dies einer mittleren Reduktion um 0,63t/cap oder 
2% zur Basis des Jahres 2013. Lettenmeier et al. (2014) beschreiben dafür Maßnahmen-
bündel nach einzelnen Bedarfs- bzw. Konsumfeldern, um auf das nachhaltige Ziel von ins-
gesamt 8t/cap zu kommen. Betrachtet man den aktuellen Ressourcenbedarf, der mit dem 
Bereich Ernährung verbunden ist, so ergeben sich deutliche Einsparziele. Lettenmeier et al. 
(2014) schlagen 3t pro Kopf und Jahr als einen Zielwert für die Ernährung vor. Diesem Re-
duktionsziel steht aber ein Verbrauch von 7,9t pro Kopf im Jahr 2013 in NRW gegenüber. 
Entsprechend ist eine Verringerung um ca. 62 % in der Ernährung notwendig.  

Übernommen aus: Buhl/Teubler/Liedtke/Wiesen/Stadler (2016): Ressourcenverbrauch pri-
vate Haushalte NRW – Explorative Analyse. Konzeptionelle Analysen und Überlegungen zur 
Ausgestaltung einer Nachhaltigkeitsstrategie aus wissenschaftlicher Sicht. Abschlussbericht 
aus AP 11 im Projekt „Konzeptionelle Analysen und Überlegungen zur Ausgestaltung einer 
Nachhaltigkeitsstrategie aus wissenschaftlicher Sicht“, S. 34-35. Wuppertal Institut: Wupper-
tal  

Eine Ernährungswende im Kontext Alternativer Ökonomien sollte aber nicht nur die ökologi-
schen Auswirkungen des heutigen Produktions- und Konsumsystems im Bereich Ernährung 
berücksichtigen, sondern auch gesundheitliche und kulturelle Systemzusammenhänge im 
Blick haben. Es bedarf eines qualitativ hochwertigen Ernährungssystems, indem vor allem 
saisonale, lokale und auch regionale systemische Lösungen enthalten sind. Gesellschaftli-
che Teilhabe spielt dabei eine wichtige Rolle. 

Der ökologisch-industrielle Strukturwandel fordert insbesondere in NRW die Auseinander-
setzung mit unterschiedlichen Herausforderungen. So entstehen u.a. neue Unternehmens- 
und Wirtschaftsformen, die sich für einen am Leitbild der Nachhaltigkeit orientierten Wandel 
der Gesellschaft und der Wirtschaft einsetzen. Der Bericht erfasst den Bestand dieser Initia-
tiven im Bereich Ernährung in NRW und schätzt ihre Potenziale für eine nachhaltige Ent-
wicklung mit Fokus auf ökologische Vorteile ein. 

Dabei wurde wie folgt vorgegangen: 

(1) Screening alternativer Ernährungskonzepte in NRW: Mittels Desktop Research wur-
den verschiedene Formen nachhaltiger Ernährungskonzepte identifiziert.  

(2) Auswahl von Vertiefungsbeispielen: Im Anschluss wurde eine kriteriengestützte Po-
tenzialabschätzung der Konzepte vorgenommen. Anhand eines Bewertungsrasters 
wurde die Auswahl der Vertiefungsbeispiele begründet (siehe Anhang). 

(3) Fallanalysen: Die Vertiefungsbeispiele wurden durch Desktop Research und in direk-
tem Gespräch mit relevanten AkteurInnen (Telefon, Workshop) erörtert. Es wurde eine 
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Trendentwicklung, Nachhaltigkeitswirkungen und Handlungs- und Forschungsbedarfe 
ermittelt.  

(4) Praxisworkshop: Die Zwischenergebnisse wurden in einem Workshop mit relevanten 
PraxisakteurInnen am 4.10.2016 diskutiert und entsprechend überarbeitet. Die Ergeb-
nisse des Workshops sind insbesondere in die Identifikation der Handlungsbedarfe 
eingeflossen. 

(5) Syntheseworkshop: Auch die Diskussionen des Abschlussworkshops am 2.2.2017 
sind in die Handlungsempfehlungen für das Land NRW eingeflossen.  

Die explorative Analyse Alternativer Ökonomien im Bedarfsfeld Ernährung umfasst zunächst 
die Beschreibung alternativer Ernährungskonzepte (5.2.2) und stellt die Auswahl der Vertie-
fungsbeispiele dar (5.2.3). Jedes Vertiefungsbeispiel wird strukturiert dargestellt: Solidari-
sche Landwirtschaft (5.3.1), Landwirtschaftliche Direktvermarktung (5.3.2) und Foodsharing 
(5.3.3). Die spezifischen Handlungs- und Forschungsbedarfe für das Land NRW werden 
jeweils in den Darstellungen der Vertiefungsbeispiele gegeben. Abschließend werden über-
greifende Handlungs- und Forschungsbedarfe abgeleitet (5.4). Der Anhang enthält die Do-
kumentation der Auswahl der Vertiefungsbeispiele.  

 

5.2 Darstellung von Formen Alternativer Ökonomien im Bedürfnisfeld Ernäh-
rung – eine Bestandsaufnahme 
5.2.1 Entwicklung alternativer Ernährungskonzepte in NRW 

Die Kurzbeschreibungen alternativer Ernährungskonzepte sind inhaltlich gegliedert, denn 
die einzelnen Ansätze lassen sich nicht eindeutig den zunächst angedachten Kategorien 
„Rückschau“, „Gegenwart“, und „Vorschau“ zuordnen (siehe Abbildung 11). 

Abbildung 11 zeigt, dass etwa die Hälfte der Alternativen Ökonomien bereits seit Langem 
existieren und die andere Hälfte erst innerhalb der letzten Jahre (Gegenwart) entstanden ist. 
Lediglich die alternativen Proteinquellen sind noch in so geringem Maße vorhanden, dass 
sie überwiegend der Rubrik „Zukunft“ zugeordnet wurden. Bei allen Ansätzen wird außer-
dem davon ausgegangen, dass sie in der Zukunft weiter existieren werden (Herleitung siehe 
Kapitel 5.2.2). Eine quantitative Abschätzung ist derzeit nicht mit Quellen belegbar. Lediglich 
qualitative Abschätzungen liegen für Deutschland vor und konnten durch die Analyse der 
alternativen Ernährungskonzepte teilweise für NRW - aus der aktuellen Entwicklung der Inti-
tiativen - abgeleitet werden.  
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Abbildung 11: Überblick über untersuchte Ernährungskonzepte 

 
Quelle: Eigene Darstellung 

Abbildung 11 stellt die Annahmen über die Entwicklung im Laufe der Zeit zusammenfassend 
dar. Es zeigen sich Unterschiede, die durch Schattierungen kenntlich gemacht wurden. Eine 
geringe Verbreitung zeigt sich über eine helle Schattierung und dementsprechend eine star-
ke Verbreitung durch eine dunkle Schattierung.  

Bei Balkongärten und dem Weiterverkauf von Altware wurde eine gleichbleibende Verbrei-
tung in der Gegenwart und ebenfalls für die Zukunft angenommen, wenn auch im Zuge der 
Urbanisierung ein Anstieg möglich ist (vgl. u.a. Meier 2015). Biologische Landwirtschaft, 
landwirtschaftliche Direktvermarktung und Schrebergärten haben nach einer dynamischen 
Entwicklung in der Vergangenheit heute einen etablierten Status, teilweise stagniert ihre 
Entwicklung. Landesprogramme betonen, dass v.a. der ökologische Landbau und die Ver-
marktungsstrukturen landwirtschaftlicher Produkte in NRW gefördert werden sollen (u.a. 
MKULNV o.J. b, 2016), sodass hier von einer stabilen bis zunehmenden Entwicklung aus-
gegangen wird. Foodsharing zeigt innerhalb des Zeitfensters „Gegenwart“ eine extrem 
schnelle Entwicklung (Foodsharing e.V. o.J. b), gefolgt von ebenfalls relativ hoher Dynamik 
im Bereich Urban Gardening (Urbane Oasen – Gemeinschaftsgärten in NRW o.J.). Alterna-
tive Proteinquellen, Mundraub (siehe Kapitel 5.2.3.2.2), Foodfunding und Mängelware/Ugly 

Rückschau

Biologische Landwirtschaft

Landwirtschaftliche Direktvermarktung 

Schrebergärten

Altware

Solidarische Landwirtschaft 

Balkongärten

Ökodörfer

Mundraub

Urban Gardening

Foodsharing 

Mängelware/Ugly Foods

Foodfunding 

Alternative Proteinquellen

Gegenwart Vorschau

Die Einfärbung der Pfeile in den verschiedenen Zeitabschnitten zeigt, welche Formen 
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Foods sind derzeit in der Entwicklung. Den alternativen Proteinquellen (oder auch Insekto-
ponik) wird im urbanen Raum eine steigende Entwicklung zugeschrieben (Meier 2015). Die 
künftige Entwicklung der anderen drei alternativen Ernährungskonzepte lässt sich nicht ge-
nauer einschätzen. Sie vollzieht sich deutlich langsamer. 

 

5.2.2 Chancen und Risiken im Bedürfnisfeld Ernährung 

Das Handlungsfeld Ernährung wird in NRW v.a. unter der Notwendigkeit diskutiert, die 
landwirtschaftlichen Betriebe zu stärken (v.a. Landwirtschaft - Verarbeitung und Vermark-
tung), die Biodiversität zu fördern und Aspekte des Tierschutzes und Umwelt- und Natur-
schutz (u.a. Ökologischer Landbau) umzusetzen. Zusätzlich wird das Thema als relevant für 
die Dorf- und Regionalentwicklung gesehen (MKULNV 2016). Das Land NRW hat für die 
Förderung des ländlichen Raumes sechs Schlüsselherausforderungen definiert (ebd.). Zu-
sammen mit weiteren Kernaufgaben einer Biodiversitätsstrategie (MKULNV 2015) und den 
besonderen Herausforderungen und Handlungsfeldern, die in der NRW Nachhaltigkeitsstra-
tegie dargestellt sind (Landesregierung Nordrhein-Westfalen 2016 a), liegen auch Chancen 
und Risiken für die alternativen Ernährungskonzepte. Tabelle 17 gibt darüber einen Über-
blick (ohne Anspruch auf Vollständigkeit).  

Tabelle 17: Chancen & Risiken alternativer Ernährungskonzepte in NRW 

Herausforderungen und Handlungsfelder 
in NRW mit Bezug zum Bedürfnisfeld 
Ernährung 

Chancen (+) und Risiken (-) alternativer Ernährungskon-
zepte  

Wiederherstellung, Erhalt und Verbesserung 
von Ökosystemen (MKULNV 2016)/ 

Schutz natürlicher Ressourcen: Biodiversität, 
Wald, Wasser, Flächen/Boden, Luft und 
Umwelt & Gesundheit (Landesregierung 
Nordrhein-Westfalen 2016 a) 

+ ökologischer Landbau schont natürliche Ressourcen 

+/- landwirtschaftliche Direktvermarktung, solidarische Land-
wirtschaft und Schrebergärten können zu einer Ressourcen-
schonung beitragen, unter ökologischen Anbaubedingugen 
und bei geringeren Transportaufkommen im Vergleich zu 
konventionellen Nutzungsmustern 

Ressourceneffizienz und Verringerung der 
CO2-Emissionen (MKULNV 2016)/ 

Klimaschutz (u.a. durch die Optimierung von 
Bodenbewirtschaftung und Tierhaltung, Stei-
gerung des klimabewussten Nutzungsverhal-
tens und Konsums (Landesregierung Nord-
rhein-Westfalen 2016 a)  

+/- Foodsharing, Altware, Mängelware/Ugly Foods tragen zur 
Verringerung von Lebensmittelabfällen ab dem Point of Sale 
bei, jedoch nicht in der Vorkette (Anbau, Verarbeitung) 

+ Alle alternativen Ernährungskonzepte können zu einem 
verbesserten Bewusstsein im Umgang mit Lebensmitteln 
beitragen 

- Bislang fehlt aber eine Einbettung in die allgemeine Verbes-
serung der Wertschätzung von Lebensmitteln 

- Fehlendes Wissen um den Ressourcenverbrauch und die 
CO2-Emissionen von Lebensmitteln 

+/- Alternative Ernährungskonzepte die mit einem veränderten 
Transportaufkommen in Verbindung stehen, können sowohl 
verringerte als auch erhöhte CO2-Emissionen bedingen 

Der Rückgang der biologischen Vielfalt soll 
aufgehalten und die biologische Vielfalt wie-
der gesteigert werden (MKUNLV 2015, Lan-
desregierung Nordrhein-Westfalen 2016 a) 

+ v.a. städtische Ernährungskonzepte wie Urban Garding, 
Schrebergärten, Balkongärten und Mundraub können zu einer 
Steigerung der Biodiversität in urbanen Räumen beitragen 

+ einen generellen Beitrag zur Biodiversität leisten die Solida-
rische Landwirtschaft (multifunktionale Landwirtschaft) und der 
ökologische Landbau 
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Herausforderungen und Handlungsfelder 
in NRW mit Bezug zum Bedürfnisfeld 
Ernährung 

Chancen (+) und Risiken (-) alternativer Ernährungskon-
zepte  

Versorgung mit gesunden Nahrungsmitteln 
aus nachhaltiger Produktion47 (Landesregie-
rung Nordrhein-Westfalen 2016 a) 

+ Die alternativen Ernährungskonzepte in den Clustern Alter-
native Produkte und Prosumption können je nach Anbaube-
dingungen zu einer nachhaltigen Produktion beitragen (v.a. 
solche mit größerer Mengenrelevanz wie alternative Protein-
quellen, biologische Landwirtschaft, Solidarische Landwirt-
schaft, Urban Gardening) 

- Allerdings besteht das Risiko einer nicht nachhaltigen Pro-
duktion, wenn der Anbau nicht fachgerecht gestaltet wird 

- Fehlendes Wissen um den Ressourcenverbrauch und die 
CO2-Emissionen von Lebensmitteln 

Nachhaltige Stadt- und Quartiersentwicklung 
(u.a. "Heimat im Quartier", lebenswerte und 
klimagerechte Stadt, Sicherung der „Gleich-
wertigkeit der Lebensverhältnisse“, durch-
grüntes Wohnumfeld) (Landesregierung 
Nordrhein-Westfalen 2016 a)  

1. + v.a. städtische Ernährungskonzepte wie Urban Garding, 
Schrebergärten, Balkongärten und Mundraub können zu einer 
lebenswerten und durchgrünten Stadt beitragen und die Ver-
bundenheit mit dem Quartier stärken 

2. + Angebote zur Verringerung von Lebensmittelabfällen können 
zur Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse beitragen (Bereit-
stellung z.T. kostenloser Waren) 

Soziale Eingliederung, Armutsbekämpfung 
und ökonomische Entwicklung in ländlichen 
Gebieten (MKULNV 2016) 

3. + durch die Förderung von landwirtschaftlicher Direktvermark-
tung, ökologischem Landbau und solidarischer Landwirtschaft 
können landwirtschaftliche Betriebe eine breitere Einkom-
mensbasis erreichen 

4. - die Wechselwirkungen zu konventionellen Geschäftsmodel-
len müssen untersucht werden 

Wissenstransfer und Innovationen in Land- 
und Forstwirtschaft und ländlichen Gebieten 
(MKULNV 2016) 

5. + v.a. durch die gezielte Vernetzung alternativer Ernährungs-
konzepte (z.B. SoLaWi, Direktvermarktung, ökologischer 
Landbau) und die Förderung von Innovationen (z.B. alternati-
ve Proteinquellen, Urban Gardening) lassen sich Chancen 
generieren 

Wettbewerbsfähigkeit der Landwirtschaft und 
Existenzfähigkeit landwirtschaftlicher Betrie-
be (MKULNV 2016) 

6. + durch die Förderung von landwirtschaftlicher Direktvermark-
tung, ökologischem Landbau und solidarischer Landwirtschaft 
können landwirtschaftliche Betriebe eine breitere Einkom-
mensbasis erreichen 

7. - die Wechselwirkungen zu konventionellen Geschäftsmodel-
len müssen untersucht werden 

Organisation der Lebensmittellieferkette und 
des Risikomanagements in der Landwirt-
schaft (MKULNV 2016) 

8. + durch die Verbreiterung der Produktionsbasis (z.B. 
alternative Proteinquellen, solidarische Landwirtschaft, Urban 
Gardening) besteht insgesamt die Chance, das Risiko land-
wirtschaftlicher Produktionausfälle zu verringern 

9. +/- die Verringerung von Lebensmittelabfällen hat einerseits 
ökologische und soziale Vorteile, birgt aber auch das Risiko 
einer Stabilisierung von Lebensmittelüberproduktion;  

Quellen: siehe Angaben in Spalte A; Chancen & Risiken basieren auf eigenen Einschätzungen und den Analy-
sen der Explorationsstudie 

                                                
47 "(...) z.B. im Hinblick auf die nachhaltige Nutzung kultivierbarer Flächen, die nachhaltige Nutztierhaltung, Nut-
zungskonkurrenzen in der Freiraumnutzung, die Kennzeichnung und die Verschwendung von Lebensmitteln 
sowie die Lebensmittelüberwachung. Nachhaltig erzeugte Nahrungsmittel müssen auch für Menschen mit gerin-
gem Einkommen erschwinglich bleiben. Gesunde und nachhaltige Nahrungsmittel bieten neue Perspektiven für 
regionale Wertschöpfungsketten." (Landesregierung Nordrhein-Westfalen 2016 a, S. 13) 
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Im Folgenden werden die einzelnen Ernährungskonzepte nach inhaltlichen Kriterien struktu-
riert beschrieben. 

 

5.2.3 Beschreibung alternative Ernährungskonzepte 

Im Folgenden werden die in Abbildung 11 dargestellten alternativen Ernährungskonzepte 
kurz in ihren wesentlichen Eigenschaften vorgestellt. Hierfür sind diese in drei verschiedene 
Ansätze zur Transformation der Lebensmittelversorgung aufgeteilt: „Alternative Produkte, 
Geschäftsmodelle und Finanzierung“, „Prosumption“ sowie die „Verringerung von Lebens-
mittelabfällen“48. Hierbei wird jeweils auch auf die Verbreitung in NRW, sowie auf ihre Dy-
namik und ihr Potenzial eingegangen, um eine erste Abschätzung der Handlungsbedarfe für 
das Land NRW im Rahmen der Nachhaltigkeitsstrategie vorzubereiten. Bei den beschriebe-
nen alternativen Ernährungskonzepten handelt es sich hierbei um die Ergebnisse einer 
Desk Research. In einem dynamischen Feld wie den Alternativen Ökonomien wird kein An-
spruch auf Vollständigkeit erhoben. Im Anschluss an diese Beschreibungen wird dieses Ka-
pitel durch eine kriteriengestützte Auswahl der Vertiefungsbeispiele abgeschlossen.  

 

5.2.3.1 Alternative Produkte, Geschäfts- und Finanzierungsmodelle 
Nachfolgend werden Konzepte betrachtet, die entweder Produkte durch nachhaltigere Alter-
nativen ersetzen, den Produktionsprozess nachhaltiger gestalten oder alternative Finanzie-
rungsmodelle für nachhaltige Ernährungsprojekte nutzen.  

 

Alternative Proteinquellen 
Sowohl zur menschlichen Ernährung als auch zur Nutztiermast werden große Mengen an 
Proteinen benötigt. Für den menschlichen Verzehr kommt zur Substitution der sehr ressour-
cenintensiven konventionellen tierischen Produkte mit hohem Eiweißanteil auch der Konsum 
von Insekten, Soja- oder Lupinenprodukten und eine Wiederentdeckung traditioneller Ei-
weißquellen, wie Linsen, in Frage. Diese bieten hohe Nährwerte und haben zugleich geringe 
Flächen-, Wasser- und Energieverbräuche.  

Insekten werden weltweit von gut zwei Milliarden Menschen als Proteinquelle genutzt (Hallo-
ran et al. 2014), in Deutschland hingegen werden sie bisher kaum konsumiert. Zurzeit wer-
den Insekten überwiegend aus der Natur entnommen. Ein südafrikanisches Unternehmen 
hat sich als erstes auf die industrielle Züchtung von Insekten spezialisiert, aus denen Fut-
termittel hergestellt werden (AgriProtein o.J.). Hier kann dem steigenden Bedarf an Tierfutter 
bei gleichzeitiger Überfischung der Meere (Fischmehl) ein alternatives Produkt gerecht wer-
den. Aber auch ein direkter Konsum ist möglich, denn Insekten bieten dem Fleisch ähnliche 
Nährwerte. Substituiert man Fleisch- durch Insektenproduktion, so werden Einsparungen bei 
CO2-Ausstoß, Flächen-, Energie- und Futterverbrauch im Vergleich zur aktuellen Nutztier-
                                                
48 Diese Einteilung basiert drauf, dass die AÖ in den Verschiedenen Bereichen jeweils andere Ansätze haben: 
„Alternative Produkte, Geschäftsmodelle und Finanzierung“ bedeuten eine veränderte Praxis auf Unternehmens-
seite, „Prosumption“ beschriebt eine veränderte Rolle von Verbraucherinnen und die „Verringerung von Lebens-
mittelabfällen“ basiert auf einer Zusammenarbeit beider Seiten. 



Alternative Ökonomien Ernährung 

Wuppertal Institut – Mai 2017 143 

haltung angenommen. Allerdings denken laut einer Studie des Bundesamtes für Risikobe-
wertungen die meisten Deutschen aktuell dabei nur an die Verwendung von Insekten als 
Tierfutter, nicht aber an einen direkten Verzehr. Ein höherer Verarbeitungsgrad sowie eine 
bessere Informationslage zu Gesundheitswirkungen könnten die Akzeptanz steigern (Bun-
desamt für Risikobewertung 2016). 

 

Biologische Landwirtschaft 
Die biologische Landwirtschaft zeichnet sich laut Bundesministerium für Ernährung und 
Landwirtschaft dadurch aus, dass sie umweltschonend wirtschaftet durch die Verwendung 
betriebseigener Futter- und Nährstoffe, den Erhalt der Bodenfruchtbarkeit und die artgerech-
te Tierhaltung (BMEL 2016, S. 3). Außerdem sei die biologische Landwirtschaft besonders 
auf Nachhaltigkeit ausgelegt. Wichtige Methoden sind etwa der Verzicht auf chemisch-
synthetische Pflanzenschutzmittel und leicht lösliche mineralische Dünger, der Anbau ge-
eigneter Fruchtfolgen und der weitest gehende Verzicht auf Antibiotika. Das EU-Bio-Siegel 
zeichnet ökologische Produkte aus, Anbauverbände wie Demeter und Bioland vereinen Hö-
fe mit strengeren biologischen Richtlinien. Hier lassen sich insbesondere ethische und öko-
logische Interessen feststellen, wie Biodynamie, die sparsamere Verwendung von Schad-
stoffen oder eine größere Flächenbereitstellung in der Tierhaltung (Demeter o.J., Bioland 
o.J.). 

In NRW wird derzeit rund 5% der landwirtschaftlichen Nutzfläche durch etwa 1800 Höfe und 
Gärtnereien (68.000ha) ökologisch bewirtschaftet, zwei Drittel der Betriebe gehören einem 
Anbauverband an. Obwohl die Zahl der Betriebe seit 2001 um rund 80% gestiegen ist, kann 
die Nachfrage derzeit nicht landesintern gedeckt werden (Ökolandbau NRW, o.J.). Dennoch 
zeigt sich seit 2011, dass die ökologisch bewirtschaftete Fläche in NRW bei ca. 4,8% stag-
niert49 (MKULNV o.J. b).  

Durch eine intensive regionale und nationale Interessensvertretung sind Probleme und För-
derungsbedarfe gut sichtbar, der Anbau wird stark subventioniert. Ausgehend von den Zie-
len und Maßnahmen der Öko-Landwirtschaftsstrategie NRW 2020 wird eine Zunahme der 
biologischen Landwirtschaft in NRW angenommen (MKULNV o.J. b).  

 

Foodfunding: Crowdfunding für Lebensmittel 
Crowdfunding ist ein über Online-Plattformen organisiertes, gemeinsames Investment vieler 
InternetnutzerInnen. Beim Foodfunding wird in die Herstellung von Lebensmitteln oder in ein 
bestimmtes (zu gründendes) Unternehmen investiert. Die Erzeugenden geben vorher an, 
wie viel sie für welche Beträge produzieren werden. Anschließend finanzieren die Investoren 
die Produktion. Die Erzeugnisse werden dann anteilig an diejenigen ausgeliefert, die sich an 
der Finanzierung beteiligt haben (Erzeugerwelt o.J.). In Deutschland hat sich das Crowdfun-
ding-Modell in den letzten Jahren schnell verbreitet. Während 2011 noch 0,5 Mio. € in 
Crowdfunding-Projekte investiert wurden, waren es 2015 bereits 9,8 Mio. € (für-Gründer.de 
GmbH 2016, S. 2). Zunehmend wird das alternative Finanzierungs- und Abnahmeprinzip 
                                                
49 Anteil der ökologisch bewirtschafteten Fläche an der gesamten landwirtschaftlichen Nutzfläche in NRW. 
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auch im Ernährungsbereich angewandt. So können beispielsweise über die Crowdfunding-
Plattform startnext.de und über das die Direktvermarktung fördernde Portal Erzeuger.de 
Projekte der Lebensmittelherstellung gefördert werden. Es handelt sich hierbei um kleinere 
Betriebe oder einzelne Projekte, die häufig nachhaltige Ernährungsalternativen wie Unver-
packtläden oder vegetarische/vegane Ernährung beinhalten (startnext o.J., Erzeugerwelt 
o.J.). Neben dem wirtschaftlichen Interesse an einer gesicherten Finanzierung und Abnah-
me gibt es beim Foodfunding demnach auch soziale, ökologische und auf Transformation 
abzielende Interessen. Das Portal eco-crowd.de, das vom von der Deutschen Umweltstif-
tung betrieben wird, umfasst ebenfalls den Bereich Ernährung und fördert explizit Crowdfun-
ding in nachhaltige Projekte (ecocrowd o.J.). 

 

Landwirtschaftliche Direktvermarktung 
Landwirtschaftliche Direktvermarktung wird definiert als der Verkauf landwirtschaftlicher 
Produkte durch die ErzeugerInnen ohne zwischengeschaltete Handels- oder Verarbeitungs-
betriebe50. Erzeugnisse können direkt auf dem Hof angeboten werden, daneben gibt es so-
genannte Bauernmärkte, Food Assemblys, Abo-Kisten oder versandhandelsbasierte Ab-
satzstrategien51. Diese Vertriebsform verbessert die Einkommenssituation der LandwirtInnen 
und bietet ihnen die Möglichkeit, in direktem Kontakt zu KundInnen deren Vertrauen zu ge-
winnen (BMEL, o.J. a). Für die Kundschaft wird gleichzeitig Herkunft und Verarbeitung der 
Lebensmittel transparenter, die sie frisch, regional und saisonal beziehen können. Ein weite-
rer Vorteil ergibt sich für den ländlichen Raum, der durch die Besucher lebendig erhalten 
wird und in dem Arbeitsplätze erhalten bleiben. Ca. 6 – 8 % der landwirtschaftlichen Betrie-
be in Deutschland nutzen die Direktvermarktung bereits, das entspricht ca. 30.000 – 40.000 
Betrieben (ebd.). Seit 2016 stagnieren die Zahlen allerdings (IfD Allensbach 2016), sodass 
über eine weitere Förderung nachgedacht werden kann, auch wenn es bereits Unterstüt-
zungsangebote gibt: beispielsweise durch die Landwirtschaftskammer NRW, die Vereini-
gung der Direktvermarkter NRW oder die Fördergemeinschaft „Einkaufen auf dem Bauern-
hof“ (Landwirtschaftskammer NRW o.J. a, Vereinigung der Direktvermarkter NRW o.J. a, 
Fördergemeinschaft Einkaufen auf dem Bauernhof o.J. a). 

Aufgrund der hohen Bevölkerungsdichte und den Ballungszentren an Rhein und Ruhr bietet 
die Landwirtschaftliche Direktvermarktung insbesondere in NRW ein großes Potenzial, um 
ein Bewusstsein für saisonale und lokale Lebensmittel zu schaffen.  

 

Solidarische Landwirtschaft (SoLaWi/CSA) 
Bei der Solidarischen Landwirtschaft (SoLaWi), aus dem Englischen auch als „Community 
Supported Agriculture“ (CSA) bekannt, werden Nahrungsmittel durch eine Kooperation von 
Konsumenten und professionellen LandwirtInnen gemeinsam finanziert, erzeugt und kon-
sumiert. Es handelt sich hierbei also um eine Wirtschaftsgemeinschaft von landwirtschaftli-
chen Betrieben und privaten Haushalten. Die teilnehmenden Haushalte finanzieren für ein 
                                                
50 Eine genauere Definition lässt sich bei Vereinigung der Direktvermarkter NRW (2011) nachlesen. 
51 Zudem gibt es die Solidarische Landwirtschaft die aufgrund ihres grundsätzlich anderen Charakters in Kapitel 
5.2.2.4.6 gesondert erörtert wird.!
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festgelegtes Wirtschaftsjahr den Anbau von Lebensmitteln durch einen landwirtschaftlichen 
Betrieb vor und helfen teilweise beim Anbau und der Organisation. Im Gegenzug erhalten 
sie einen Anteil der Ernte. Je nach SoLaWiunterscheiden sich der Beitrag, die Erzeugnisse 
und die Zusammenarbeit der Mitglieder. Besonderheiten dieser Alternativen Ökonomien 
sind demnach die gemeinsame Finanzierung und Risikoteilung, die Beteiligung der Konsu-
mierenden (Prosumption) sowie die sehr indirekte Bezahlung, nicht für ein Produkt sondern 
für eine Mitgliedschaft mit nicht festgelegtem Ertrag geleistet wird (Bietau et al. 2013, S. 19). 
Für die LandwirtInnen bedeutet dies Planungssicherheit und ein gesichertes Einkommen, für 
die teilnehmenden Haushalte ergibt sich ein transparenter Einblick in den Anbauprozess und 
die Herkunft der Lebensmittel. Sie erhalten frische, saisonale, und regionale Produkte, 
wodurch die kleinbäuerliche Landwirtschaft gefördert wird. Des weiteren führen die persönli-
che Partizipation am Aufbau der Initiative und das Zusammenkommen Gleichgesinnter zu 
einem Gefühl der Handlungsmacht. Seit einigen Jahren steigt die Anzahl der SoLaWi in 
Deutschland schnell, aktuell gibt es 109 Gemeinschaften, davon 13 in NRW (Solidarische 
Landwirtschaft e.V. o.J. a). 

 

5.2.3.2 Prosumption 
Neben dem Konsum von Lebensmitteln mit nachhaltigeren Produkteigenschaften gibt es 
einen Trend zur Prosumption. Hier wird die klassische Professionalisierung moderner In-
dustriegesellschaften aufgeweicht: Konsumierende kooperieren untereinander oder mit Her-
stellenden und nehmen selbst an der Wertschöpfung teil (Humphreys/Grayson, 2008, S. 
963).  

 

Balkongärten 
Auf privaten Balkonen werden Obst, Gemüse und Kräuter für den Eigenbedarf angepflanzt. 
Dabei handelt es sich um kleinere Ertragsmengen, deren Anbau weniger ökonomisch moti-
viert ist, als vielmehr im Bedürfnis nach einem persönlichen Bezug zum Lebensmittel. Im 
Bereich der Nutzpflanzen werden daher hauptsächlich Kräuter und Gewürze angebaut, die 
nur kleine Anteile an den Mahlzeiten haben, bei denen jedoch die Frische ein entscheiden-
des Kriterium ist. Nachhaltigkeitswirkungen könnten hier insbesondere durch Bewusstseins-
bildung und Selbstwirksamkeitserfahrungen im Bereich der Konsummusterumstellung (vgl. 
Lexikon online, o.J.; Bandura 1997) sowie durch den Anstoß kollektiver Lernprozesse ent-
stehen. Einige Personen, die Balkongärten pflegen, nutzen Blogs zur Präsentation und zum 
Erfahrungsaustausch (Öhlenbach o.J.). Im Zuge der Urbanisierung lässt sich vermuten, 
dass Balkongärten als Beispiel für selbst produzierte Lebensmittel zukünftig zunehmen 
(Meier 2015). 

 

Mundraub.org 
Mundraub.org ist eine Website, über die sich BürgerInnen vernetzen können, um zuvor un-
genutzte Lebensmittelressourcen ihrer Region zu ernten und gegebenenfalls zu verarbeiten. 
Ziel der Plattform ist es, „heimische Obstbäume, Streuobstwiesen und Obstbaumalleen zu 
erhalten“ und zu nutzen (Mundraub 2016). Neben Pflück- und Verwertungsaktionen, die 
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über die Website organisiert werden, können NutzerInnen auf einer Landkarte Orte vermer-
ken, an denen Nutzpflanzen nicht geerntet werden. Hierbei handelt es sich sowohl um ge-
zielt angebaute, derzeit jedoch ungenutzte Ressourcen, zum Beispiel Obstalleen, als auch 
um natürliche Vorkommen wie wilde Beeren oder Kräuter. In einer Untersuchung des Pro-
jekts durch das Wuppertal Institut 2015 wurde herausgestellt, dass extensiv genutzte Kultur-
pflanzen einen bedeutenden Beitrag zur Artenvielfalt und für den Erhalt alter Sorten haben 
können (Büttgen 2016). Des Weiteren kommen die Forschenden zu dem Schluss, dass eine 
gesteigerte Wertschätzung für Lebensmittel auch eine verstärkte Nachfrage nach nachhaltig 
erzeugten Lebensmitteln mit sich bringen kann. In NRW gibt es etwa 3000 auf Mund-
raub.org gelistete Fundstellen ungenutzter verwertbarer Pflanzen.  

 

Ökodörfer 
Ökodörfer sind Gemeinden, die mittels lokaler Partizipation ökologische, ökonomische, sozi-
ale und kulturelle Dimensionen von Nachhaltigkeit vereinen, um soziale und natürliche Um-
gebungen zu regenerieren (übersetzt nach Global Ecovillage Network o.J. a). Diese in der 
zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts weltweit entstandene Bewegung erlebte ihren Höhe-
punkt in den Industrienationen der 1990er Jahre (Christian 2008). Die Ökodorf-Bewegung ist 
weltweit vernetzt, zum Beispiel über das Global Ecovillage Network (GEN), auf dessen 
Website etwa 370 Ökodörfer zu finden sind von denen ca. 150 als aktiv eingeschätzt werden 
(Global Ecovillage Network, o.J. b).  

In NRW gibt es laut GEN nur ein Projekt, De Vlierhof, eine kleine Gemeinschaft mit 10 Mit-
gliedern, die seit 2002 bei Kleve an der Grenze zu den Niederlanden besteht. Sie möchte 
nach eigenen Angaben in sozialen und ökologischen Fragen einen gesellschaftlichen Bei-
trag leisten, insbesondere in Bezug auf Gemeinschaftlichkeit, Nachhaltigkeit, Ausgeglichen-
heit von Körper und Geist sowie Kreativität (De Vlierhof o.J.). 

 

Schreber-/Kleingärten 
Als Schreber- oder Kleingärten werden Gärten bezeichnet, die in einer Gartenanlage von 
Vereinen verwaltet werden. Sie werden zur Gewinnung von Gartenbauerzeugnissen (Obst, 
Gemüse, Kräuter, Blumen) für den Eigenbedarf, aber auch als Ort der Begegnung und zur 
naturnahen Erholung genutzt. Deutschlandweit gibt es 1,24 Mio. Kleingärten, die von 2,5 
Mio. Menschen bewirtschaftet und von 4,5 Mio. genutzt werden (BMVBS 2008, S. 15). Auch 
in Nordrhein-Westfalen gibt es einen großen Bestand an Kleingartenanlagen mit langer Tra-
dition, die Zahlen sind derzeit konstant. Derzeit gibt es ca. 118 000 Kleingärten in 1 600 An-
lagen auf 5 500 ha Fläche (Schreber- und Hausgärten) (MKULNV 2015, S. 114).  

Die Belange der KleingärtnerInnen werden durch gut strukturierte Organisationen vertreten 
und sind auf politischer Ebene präsent. Eine vielfach genannte Problematik ist, dass die 
Gärten durch die Nähe zu großen Straßen unter Lärmbelastung leiden. Im städtischen 
Raum bieten Kleingärten als Ausgleichsflächen ökologische Vorteile in Bezug auf Boden- 
und Wasserhaushalt (ebd., S. 53ff). Darüber hinaus können Schulungen, etwa durch die 
Verbände, das ökologische Wissen der Bevölkerung fördern. Einzelne ökologisch wirtschaf-
tende Gärten können eine Vorbildfunktion für das Umfeld haben (BMVBS 2008, S. 85f). 
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Urban Gardening 
Im Gegensatz zum Balkon- und Kleingärtnern findet Urban Gardening nicht auf privaten, 
sondern auf öffentlichen Flächen statt. Es handelt sich um eine gemeinschaftliche Form des 
Gärtnerns auf Parkgaragendächern, Brachflächen und anderen ungenutzten Flächen. Die 
Wirkungen des gemeinsamen Anbaus von Obst, Gemüse und Kräutern sind sowohl sozial 
als auch ökologisch: Es entstehen Orte der Begegnung, des gemeinsamen Lernens, unter 
anderem über Lebensmittelanbau und biologische Vielfalt. Auch Themen der Postwachs-
tumsökonomie, Ernährungssouveränität und alternativer Konsummöglichkeiten können hier 
eingebracht werden. Ökologische Potenziale ergeben sich durch den lokalen und dadurch 
auch saisonalen Konsum und den geringen Flächenverbrauch (Müller 2011, S. 22ff). Der 
Trend zum Urban Gardening geht einher mit dem Trend des Selbermachens und dem Be-
dürfnis vor allem junger StadtbewohnerInnen nach mehr Nähe zur Natur innerhalb des ur-
banen Lebens. Die Verantwortung für die gelingende Aufzucht der Pflanzen wird gemein-
schaftlich getragen (Müller 2012). Nachhaltigkeitsbewusstsein, Gemeinschaftsgefühl und 
eine Aufwertung des städtischen Lebensraums sind demnach zentrale Merkmale von Urban 
Gardening. In NRW gab es im Jahr 2016 laut der Website „Urbane Oasen – Gemein-
schaftsgärten in NRW“ (o.J.) 77 Gemeinschaftsgartenprojekte. 

 

5.2.3.3 Verringerung von Lebensmittelabfällen 
Bei den zuvor beschriebenen Alternativen Ökonomien handelt es sich um veränderte Pro-
dukte und Produktionsformen. Im Folgenden werden Konzepte behandelt, deren Nachhal-
tigkeitspotenzial in der Vermeidung von Abfall oder der Wiederverwertung von als Abfall 
behandelten Lebensmitteln besteht.  

 

Altware 
Ein Teil der Lebensmittelverluste geht auf Waren zurück, die nach einer gewissen Zeit nicht 
mehr den beim Verkauf gängigen Qualitäts- oder Ästhetikvorstellungen entsprechen. Ver-
käuferInnen können solche Altware auszeichnen und vergünstigt anbieten oder die Altware 
Dritten zum Verkauf überlassen. In einigen Fällen werden die Produkte im Lebensmittelein-
zelhandel ausgezeichnet und verkauft. Zum Teil werden sie auch an Märkte oder Spezialge-
schäfte für Altware verkauft. So gibt es beispielsweise Bäckereien mit Ware vom Vortag und 
Internetplattformen, die Lebensmittel verkaufen, die das Mindeshaltbarkeitsdatum erreicht 
haben, aber noch genießbar sind (Thöny 2015, kuhlfood GmbH o.J.). 

 

Foodsharing 
Hinter Foodsharing steht die Idee des Teilens überflüssiger oder nicht mehr verkäuflicher 
Produkte, um der Verschwendung von Lebensmitteln entgegen zu wirken. Laut einer Studie 
des WWF Deutschland (2015, S. 7) gibt es in Deutschland pro Jahr vermeidbare Lebensmit-
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telabfälle in Höhe von 10 Mio.t52, davon 9,6t durch Verteilungsverluste im Groß- und Einzel-
handel, Groß- und EndverbraucherInnen. In diesen Bereichen kann Foodsharing ansetzen 
und Abfälle verringern.  

Öffentliches Foodsharing wird deutschlandweit über die Plattform foodsharing.de organisiert, 
hinzu kommen Facebookgruppen und lokale Organisationstreffen. Privatpersonen können 
überschüssige Lebensmittel über die Plattform bereitstellen. Den größten Anteil machen 
aber die Abholungen von nicht mehr verkäuflichen Produkten in Betrieben aus, die durch 
zuvor ausgebildete Foodsaver durchgeführt werden. Sie können dann an öffentlich zugäng-
lichen Orten, sogenannten Fairteilern, für alle Interessierten zur Verfügung gestellt werden. 
BotschafterInnen übernehmen die Organisation vor Ort, ein Kernteam arbeitet an der über-
greifenden Vereinsentwicklung. Bis auf eine Minijobstelle der Geschäftsführerin arbeiten alle 
Beteiligten ehrenamtlich (Foodsharing e.V. o.J. a). Inwieweit das ökologische Potenzial ge-
nutzt wird, zeigen vereinseigene Erhebungen der Menge von Lebensmitteln, die über 
Foodsharing gerettet werden: Bis Oktober 2016 wurden über 6 000 t Lebensmittel gerettet. 
Seit der Gründung 2012 hat sich das Konzept rasant verbreitet und die Anzahl der registrier-
ten Foodsaver ist auf über 20 000 gestiegen (Foodsharing e.V. o.J. b). Das Transformati-
onspotenzial für nachhaltige Ernährung wird dementsprechend bedeutend eingeschätzt.  

 

Mängelware /Ugly Foods 
Neben dem vergünstigten Verkauf von Altware leistet der Verkauf von nicht der Norm ent-
sprechenden Lebensmitteln einen Beitrag zur Reduktion der Lebensmittelverschwendung. 
Unter dem Begriff „ugly food“ hat sich eine dezentrale Bewegung gegründet, die weltweit auf 
die Vernichtung als unschön empfundener Lebensmittel aufmerksam macht. Die französi-
sche Supermarktgruppe Intermarché verkauft seit 2014 unüblich aussehendes Obst und 
Gemüse zu geringeren Preisen mit großem Erfolg (Intermarché o.J.). Fünf französische 
Konkurrenzunternehmen sind dem Konzern gefolgt und verkaufen nun ebenfalls Lebensmit-
tel mit Schönheitsfehlern (Ibid.). In den USA konnte eine Petition mit breiter Unterstützung 
den großen Lebensmittelanbieter Whole Foods dazu bewegen, zumindest testweise auch 
qualitativ einwandfreies Obst und Gemüse mit Schönheitsfehlern in ihr Sortiment aufzuneh-
men (Change.org o.J.).  

Auch in Deutschland gibt es ugly food - Bewegungen, jedoch bisher in kleinerem Umfang. 
2013 verkaufte Edeka unter dem Kampagnen-Namen „Keiner ist Perfekt“ unperfektes Obst 
und Gemüse für geringere Preise, anstatt es vorher auszusortieren und wegzuwerfen (End-
res 2013). Im Ladencafé „Culinary Misfits“, das 2014 in Berlin eröffnet wurde, werden aus 
ungewöhnlichen Sorten und Formen von Obst und Gemüse vegetarische Speisen gekocht 
(Brumsack & Krakowski o.J.). 

Die Bewegung zeigt ökologisches Potenzial durch Abfallvermeidung, sowie einen Beitrag zu 
soziokulturellem Wandel durch die veränderte Wahrnehmung und Wertschätzung von Le-
bensmitteln. 

 
                                                
52 Die insgesamt ca. 18 Mio. t von denen 8 Mio. t bei heutigen Technologien und Verfahren als unvermeidbar 
eingeschätzt werden. 
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5.2.4 Auswahl der Vertiefungsbeispiele 

Im Rahmen der Explorationsstudie werden mittels kriteriengestützter Potenzialabschätzun-
gen Ansätze für die vertiefende Betrachtung ausgewählt. Im Folgenden werden daher aus 
den dargestellten Alternativen Ökonomien diejenigen Ansätze herausgefiltert, von denen die 
Autoren ein relevantes Potenzial für eine sozial und ökologisch nachhaltige Transformation 
erwarten. Diese werden in Kapitel 3 näher untersucht. Zur Auswahl der Vertiefungsbeispiele 
erfolgt eine kriteriengestützte Selektion mit Kriterien aus den Bereichen sozialer, ökologi-
scher und ökonomischer Nachhaltigkeit (vgl. Rohn et al., 2009, S. 16, ff.). Im Folgenden 
werden die Auswahlkriterien dargestellt: 

• Ein ökologisches Potenzial besteht, wenn die Einführung einer Alternativen Ökono-
mie mit einer Senkung negativer Produktauswirkungen für die Umwelt verbunden ist. 
Solche negativen Produktauswirkungen sind beispielsweise ein hoher Flächen- und 
Materialverbrauch oder hohe Treibhausgasemissionen. Die absoluten Umweltschäden 
pro Einheit „Lebensmittel“ können beispielsweise mit Hilfe des MIPS-Konzeptes ermit-
telt werden (vgl. Liedtke et al. 2014). Das Potenzial kann durch Reboundeffekte einge-
schränkt werden und ist daher insbesondere relevant, wenn die Alternative Ökonomie 
anderen Konsum ersetzt und somit die Menge der insgesamt produzierten Lebensmit-
tel senkt. 

• Das ökologische Transformationspotenzial ist eine Abschätzung der mengenmäßi-
gen Größenordnung an Lebensmitteln, die durch die jeweilige Alternative Ökonomie 
potenziell umgesetzt werden könnten. So hätte die Wiederverwertung von Lebensmit-
teln durch Foodsharing beispielsweise ein relevantes ökologisches Transformations-
potenzial, wenn im Lebensmittelhandel 10% aller Lebensmittel entsorgt würden und 
dieser Anteil durch Foodsharing halbiert werden könnte. Einem Einsparungspotenzial 
von 0,1% hingegen würde kein ökologisches Transformationspotenzial zugeschrieben 
(Eigene Annahme). 

• Ein soziokulturelles Transformationspotenzial besteht, wenn der Ansatz gängige, 
nicht nachhaltige Konsummuster durchbricht und somit eine Veränderung von Mög-
lichkeitsräumen, sozialen Normen, Werten oder als normal empfundenen Praktiken mit 
sich bringt. So kann eine Alternative Ökonomie beispielsweise die Wahrnehmung des-
sen, was als „verzehrbar“ gilt, verschieben und Konsumenten dazu veranlassen, auch 
die Verzehrbarkeit anderer Lebensmittel neu zu bewerten. Zudem können Alternative 
Ökonomien Bewusstsein schaffen, beispielsweise für regionale Lebensmittel oder Sai-
sonalität. 

• Als weiteres Kriterium wird beachtet, ob sich die Alternative Ökonomie derzeit dyna-
misch entwickelt. Selbstständiges Wachstum wird als Indikator für ein bestehendes 
gesellschaftliches Interesse an dem Ansatz und einem hiermit verbundenen Entwick-
lungspotenzial gesehen. 

• Das Auswahlkriterium der politischen Durchsetzungskraft ist erfüllt, wenn eine Ini-
tiative oder ein Konzept politischer Unterstützung bedarf, um sich zu entwickeln und in 
der Gesellschaft zu etablieren. Verfügen Initiativen über einen Interessens- oder Lob-
byverband, ist ihre politische Durchsetzungskraft eher gegeben, sodass sie für die nä-
here Betrachtung weniger relevant ist.  
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• Zudem werden Konzepte mit unterschiedlichem Grad der Veränderung aufgenom-
men. Die Studie soll einen breiten Überblick über Potenziale und Wirkungen alternati-
ver Formen der Lebensmittelversorgung vorstellen, die unterschiedlich stark vom der-
zeit dominierenden Markt abweichen. Kriterien für den Grad der Veränderung sind vor 
allem Dekommodifizierung und Kollaboration in der Herstellung. 

Abbildung 12 zeigt die auf dem „expert guess“-Verfahren basierende Bewertung der alterna-
tiven Ernährungskonzepte. Anhand der grün hinterlegten Kästen lassen sich die Ansätze 
erkennen, die für eine vertiefende Betrachtung ausgewählt wurden. 

 

Abbildung 12: Kriteriengestützte Auswahl für die vertiefte Potenzialabschätzung  

 
Quelle: Eigene Darstellung 

 

Im Zuge der kriteriengestützten, expertenbasierten Auswahl wurden Foodsharing und Soli-
darische Landwirtschaft (SoLaWi/CSR) als die vielversprechendsten Alternativen Ökono-
mien ermittelt und für die tiefergehende Potenzialabschätzung ausgewählt. Beide Ansätze 
erfordern jedoch die radikale Veränderung von reinem Konsum zu Prosumption. Als vielver-
sprechendste der alternativen Ernährungskonzepte mit geringerem Transformationsgrad 
wurde daher zudem die Landwirtschaftliche Direktvermarktung ausgewählt. Trotz einer der-
zeit geringen Dynamik erreicht dieser Ansatz durch seine hohen Kundenzahlen viele Men-
schen und bietet somit bei einer geringeren Veränderung der Gewohnheiten der Konsumen-
ten dennoch ein hohes ökologisches und auch quantitatives Veränderungspotenzial. 
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5.3 Vertiefungsbeispiele 
5.3.1 Solidarische Landwirtschaft 

Die Solidarische Landwirtschaft (SoLaWi) weist als Alternative Ökonomie vor allem Charak-
teristika der Resilienzökonomie (kurze Wertschöpfungsketten, dezentrale und lokale Einhei-
ten) und der Sharing Economy (Wandel Konsument zum Prosument, positive nachhaltige 
Wirkungen, kurze Wertschöpfungsketten) auf. Die Sharing Economy ist dabei nur indirekt 
mit dem Bedürfnisfeld Ernährung in Verbindung zu bringen, denn ein Lebensmittel (als Pro-
dukt) kann nicht geteilt werden. Unter der Perspektive der geteilten Flächennutzung und 
gemeinschaftlichen Nutzung von Produktionsmitteln lässt sich die Solidarische Landwirt-
schaft aber dieser Grundströmung der Alternativen Ökonomien zuordnen. Die übergreifen-
den Merkmale der SoLaWi- Förderung von Lebensqualität und Gemeinschaft und maßvol-
le Renditen - ist allen drei Grundströmungen gemein. 

 

5.3.3.1 Beschreibung 
Die SoLaWi ist ein alternatives Ernährungs- und Finanzierungskonzept, bei dem Privatper-
sonen und LandwirtInnen gemeinsam den Anbau finanzieren, organisieren und durchführen. 
Laut dem Netzwerk Solidarische Landwirtschaft „handelt es sich dabei um einen Zusam-
menschluss von landwirtschaftlichen Betrieben oder Gärtnereien mit einer Gruppe privater 
Haushalte. (...) Wesentlich ist also, dass eine Gruppe die Abnahme der Erzeugnisse garan-
tiert und die Ernte bzw. alles, was notwendig ist, um diese zu erzeugen, vorfinanziert. Alle 
teilen sich die damit verbundene Verantwortung, das Risiko, die Kosten und die Ernte“ (Soli-
darische Landwirtschaft e.V. o.J. c). Hinzu kommt ein je nach Gemeinschaft variierender 
Grad an Mitarbeit durch die Haushalte an der landwirtschaftlichen Produktion. Auch die Or-
ganisationsweise ist je nach Initiative unterschiedlich und hängt unter anderem davon ab, ob 
sich bei der Gründung LandwirtInnen ein Kollektiv suchen oder ob eine nicht professionelle 
Gruppe nach Land und Mitarbeitenden sucht. 

Deutschlandweit gibt es momentan mindestens 109 solidarisch wirtschaftende Höfe, davon 
13 in NRW (Solidarische Landwirtschaft e.V. o.J. a). Die im Folgenden genannten Daten 
beziehen sich auf die online verfügbaren Angaben dieser Initiativen und sind in Tabelle 18 
zusammenfassend dargestellt53. 

Produziert wird in den SoLaWis NRWs für durchschnittlich rund 90 TeilnehmerInnen, wobei 
die Betriebe auf einem Hektar etwa 100 Anteile produzieren. Die solidarischen Höfe bauen 
überwiegend Gemüse an, teilweise werden auch Eier, Milch- und Fleischprodukte sowie 
Brot hergestellt oder zugekauft. Bei den SoLaWis in NRW handelt es sich nach eigenen 
Angaben ausschließlich um ökologisch wirtschaftende Betriebe. Ein Teil der Betriebe ver-
zichtet jedoch aus Kostengründen auf eine Zertifizierung. (European CSA Research Group 
2016, S. 41).  

Bereitgestellt werden die Lebensmittel einmal wöchentlich, in der Regel in Abholstationen 
oder auf dem Hof selber (European CSA Research Group 2016, S. 41). 

                                                
53 Eigene Erhebung von den Onlineauftritten der Initiativen auf Basis der „Höfeliste“ (Solidarische Landwirtschaft 
e.V., o.J.), genauere Quellenangaben siehe Abbildung 13. 
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Tabelle 18: Ausgewählte Merkmale der SoLaWis in NRW im Vergleich mit Deutschland 
gesamt 

Ort 
Volle 

Ernteanteile Initiative Produkte Fläche Mitarbeit 
Beitrag pro 

Monat Bereitstellung Quelle 
Aachen ca. 300 Gut 

Weg-
scheid 

Obst, Gemüse, 
Kartoffeln, 
Kräuter, Eier, Brot. 

11 ha Mindestens 1x/Monat, am 
Mitarbeitertag. 

100 € Nur auf dem Hof. http://gut-
weg-
scheid.net 

Altenberge bei 
Münster 

95  
(max. 200) 

Gärtner-
hof Entrup 

Gemüse, Salate, 
Kräuter, Eier, 
Suppenhühner, 
Schafskäsepro-
dukte, selbstge-
backenes Brot 
und Lammfleisch. 

n/a Optional, 1 mal/Monat ist 
"Besuchertag". 

min. 130€ Insgesamt 8 
Depots, 5 in 
Münster. 

http://www.e
ntrup119.de/
gaertner-
hof/teilnehm
en.php 

Bonn ca. 135 SoLawi 
Bonn 

3 Betriebe; 
Milchvieh, Gar-
tenbau, Gemüse-
bau. 

n/a Bei der Verteilung, bei 
Arbeitsspitzen. 

115 € 7 Depotstationen. http://www.s
olawi-
bonn.de/ 

Dalborn 90 SoLaWi in 
Dalborn 

Gemüse 1 ha Mithilfe benötig, Mithilfe-
Samstage, ca 2/ Monat im 
Sommer, 10-17h. 

58 € Depot beim Feld. http://www.s
olawi-
dalborn.org/
home/ 

Dortmund ca. 60 Solawi 
„Kümper 
Heide“ 

Gemüse 0,6 ha Gewünscht, sowohl auf Feld 
als auch in der Organisation 
etc. 

55/Monat, 
keine Voll-
versorgung 

Auf dem Hof, orga-
nisiert "Abholge-
meinschaften" die 
zu lokalen Abhol-
stationen liefern. 

https://solaw
i-
dort-
mund.org/ 

Gelsenkirchen 60 
Gemüse-
anteile 

Lindenhof Gemüse 
(30Sorten) / 
Fleisch / Eier 
(6/Woche) separat 
beziehbar. 
Fleisch: nach 
DGE Empfehlung 
600g/Woche  

1 ha 
Gemüse 

Optional Gemüse 80€ 
Fleisch 62€ 
Eier 16€t 

Nur auf dem Hof. http://www.li
ndenhof-
gelsenkir-
chen.de/sola
wi/ 

Haan bei 
Solingen 

ca. 100 Kirberg-
hof-Solawi 

Feingemüse: 
Tomaten, Gurken, 
Paprika, Fenchel, 
Bohnen, Obst, 
Kräuter... 

n/a 20-30h/Jahr Einkommens- 
und Betriebs-
kosten-
abhängig 

Auf dem Hof, sonst 
auf Anfrage. 

http://www.b
ioland-
ische-
beck.de/?pa
ge_id=163 

Lennestadt-
Elspe bei Olpe 

ca. 70 SoLaWi 
Almhof-
Espe 

Gemüse. Tomaten 
und Gurken 
werden zugekauft. 

n/a Mithilfe nicht verpflich-tend, 
bei Ernte- und Pflegearbei-
ten sowie organisatorischem 
möglich. 

70 € Ab Hof, Depots in 3 
Städten der 
Umgebung (Orga-
nisation durch 
Mitglieder). 

http://www.s
olawi-
almhof-
elspe.de/ 

Lindlar bei 
Köln 

ca.40 Bergische 
SoLaWi 

Gemüse und 
Feldfrüchte 

0,4 ha "Baut auf engagement", hat 
eine "Kerngruppe". 

112 € "Depots werden ab 
Hof beschickt." 

http://bergis
che-
sola-
wi.jimdo.co
m/ 

Lüdinghausen 
bei Haltern am 
See 

30 "Unter-
stützer sind 
am Anbau 
beteiligt." 

SoLaWi 
Lüdingha-
usen  

Obst und Gemüse bis zu 3,3 
ha 

Mitarbeit erwünscht. 60 € Nur auf dem Hof. http://www.s
olawi-
lh.de/solawi/ 

Salzkotten bei 
Paderborn 

81 Vauß-Hof Ca. 30 Gemüses-
orten. 

n/a Mithilfe bei Events, Unkraut, 
Ernte, Logistik, in Arbeits-
gruppen organisiert. 

n/a n/a http://www.v
aus-
shof.de/inde
x.php/solidar
ische-
landwirt-
schaft/faq 

Stommeln bei 
Köln 

ca. 50 SoLaWi 
Köln auf 
dem 
"Hellme-
se-Hof" 

Grundsortiment 
Gemüse (30 
Kulturen), Mai-
Dez. 

  Mithilfe ist "äußerst will-
kommen". 

71 € 2 Depots https://solaw
ikoeln.wordp
ress.com/ab
out/ 

Vlotho bei 
Bielefeld 

ca. 35 
(max. 100) 

MUTTER 
ERDE – 
Land-
schafts-
pflege und 
Versor-
gerhof 

33 Sorten Gemü-
se 

na. n/a n/a n/a http://www.s
n-
onli-
ne.de/Schau
mburg/Rintel
n-
Aue-
tal/Rinteln-
Ortstei-
le/Auf-der-
Erfolgswelle 

Deutschland 100-120 35 von 92 
deutschen 
SoLaWis 
haben an 
der Studie 
teilge-
nommen 

Obst: 42,9% 
Gemüse: 97% 
Fleischprodukte: 
22,8% 
Milchprodukte: 
11,4% 
Eier:20% 
Brot: 14,2% 
Honig: 28,6% 

⌀ 8 ha Mitarbeit durch: 
 Mitglieder: 57,1% 
Bauer oder Bauernkollektiv: 
62,9% 
Bauer und Familie: 22,9% 
Saisonarbeiskräfte:22,9% 
Vollzeitkräfte: 25,7% 

n/a Lieferservice: 2,8% 
Ab Hof: 57,1% 
Verteilungsstellen: 
88,6% 
Selbsternte: 22,9% 

European 
CSA 
Research 
Group, 
2016, S. 38-
43. 

Quelle: Eigene Darstellung auf Basis Netzwerk Solidarische Landwirtschaft e.V. (o.J.); European CSA Research 
Group (2016) 
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Auch die Mitarbeit durch Konsumenten variiert stark. Die meisten Betriebe fordern Mitarbeit 
zu saisonalen Arbeitsspitzen. Ein kleiner Anteil der Initiativen setzt auf eine starke Mitarbeit 
über die ganze Saison, in anderen Fällen sieht ein Teil nur „Besuchertage“ vor. Neben der 
landwirtschaftlichen Mitarbeit betreuen die SoLaWi Mitglieder meist die Organisation der 
Gruppe, Marketing, Feste etc. Hierfür bilden häufig besonders engagierte Mitglieder eine 
sogenannte „Kerngruppe“ die sich regelmäßig zum Austausch trifft, größere SoLaWis bilden 
teils verschiedene Arbeitsgruppen.  

 

5.3.1.2 Relevante AkteurInnen 
Zu den Arbeitsverhältnissen hat der internationale SoLaWi-Verband „Urgenci“ eine Studie 
durchgeführt, die sich auf SoLaWis in ganz Deutschland bezieht. Da die Daten über NRW 
keine genaueren Einblicke ermöglichen, werden hier die Daten aus der nicht repräsentativen 
Befragung von Urgenci verwendet, bei der 35 der zum Erhebungszeitpunkt 92 deutschen 
SoLaWis untersucht wurden (European CSA Research Group 2016, S. 38-43).  

LandwirtInnen 

Auf rund 63% der Höfe arbeiten LandwirtInnen oder ein Bauernkollektiv, bei rund 22% arbei-
ten LandwirtInnen und Familie im Betrieb. Somit ist diese Akteursgruppe insgesamt auf 85% 
aller solidarisch wirtschaftenden Höfe vertreten. Etwa ein Drittel der befragten Initiativen gab 
an, dass die LandwirtInnen ihr Einkommen vollständig durch die SoLaWi erhalten, für ein 
weiteres Drittel lag dieser Anteil über 50%, beim restlichen Drittel der Initiativen erhielt 
die/der LandwirtIn weniger als 50% des Einkommens aus der Solidarischen Landwirtschaft. 

Prosumenten 

Deutschlandweit arbeiten auf etwa 57% der Höfe SoLaWi-Mitglieder. In NRW sind es hinge-
gen circa 75%. Die SoLaWis verstehen die Mitarbeit auf dem Hof als Bestandteil ihres Kon-
zeptes. Auf den restlichen Höfen ist keine Mitarbeit erforderlich, es gibt dafür in der Regel 
Besuchertage. 

Zusätzliche Arbeitskräfte 

In einigen Fällen wird die Arbeit vermutlich von Vollzeit- oder Saisonarbeitskräften erledigt, 
die auf 26% beziehungsweise 23% der Höfe aktiv sind und eventuell zwar eine volle land-
wirtschaftliche oder gärtnerische Ausbildung besitzen, von den Befragten jedoch nicht als 
LandwirtInnen interpretiert wurden. In einem Angestelltenverhältnis arbeiten Vollzeitarbeits-
kräfte auf rund 9,7% der SoLaWi-Höfe, auf weiteren 12,9% sind Teilzeitkräfte angestellt. 
77,4% der Höfe kommen ohne Anstellungsverhältnisse aus. 

Netzwerk Solidarische Landwirtschaft 

Das Netzwerk Solidarische Landwirtschaft ist nach eigenen Angaben ein „Zusammen-
schluss von Menschen mit landwirtschaftlichem Hintergrund und von Interessierten, die sich 
für die Umsetzung der Solidarischen Landwirtschaft engagieren“ (Solidarische Landwirt-
schaft e.V. o.J. a). Die dort engagierten Personen wirken unter anderem bei der Neugrün-
dung von SoLaWis mit, beraten Höfe und stellen Informationen sowohl für Mitglieder von 
SoLaWis als auch für die Berichterstattung und Recherche bereit. Solidarisch wirtschaftende 
Höfe sowie Privatpersonen können Mitglied werden, sich einbringen, vernetzen und Ange-



Alternative Ökonomien Ernährung 

Wuppertal Institut – Mai 2017 154 

bote in Anspruch nehmen. Dafür zahlt jedes Mitglied einen nicht festgelegten Beitrag, der 
sich bei bereits bestehenden SoLaWis allerdings auf etwa 6€ pro TeilnehmerIn pro Jahr 
belaufen sollte (Solidarische Landwirtschaft e.V. o.J. b). Darüber hinaus finanziert sich der 
Trägerverein durch Spendengelder. 

 

5.3.1.3 Trendentwicklung in Deutschland und NRW 
Während der Industrialisierung und bis weit ins 20. Jahrhundert ging der Trend der landwirt-
schaftlichen Entwicklung weg von kleinen ländlichen Betrieben hin zu industriellen Großbe-
trieben, die dem zunehmenden Wettbewerb standhalten konnten. Erst ab den 1960er Jah-
ren entwickelten sich schrittweise Alternativen in Richtung des solidarischen Wirtschaftens. 
Dies begann mit der Idee, den Bodenbesitz von Höfen im Kollektiv zu finanzieren. Der erste 
Betrieb dieser Form in Deutschland ist der Buschberghof, der 1968 von einem Familienbe-
trieb zu einem gemeinschaftlichen Besitz der „Gemeinnützigen Landbauforschungsgesell-
schaft Fuhlhagen“ (GLF) wurde. Eine gemeinschaftliche Abnahme der Erzeugnisse und die 
Mithilfe der Gruppe wurden erst 1981 mit der Gründung der „Landwirtschaftlichen Arbeits-
gemeinschaft“ (LAG) eingeführt. In den USA gründete ein Deutscher, der zuvor auf dem 
Buschberghof gewohnt hatte, 1968 den ersten Hof dieser Art. Dort lautet die Bezeichnung 
für Solidarische Landwirtschaft „Community Supported Agriculture“ (CSA) (Bietau et al 2013, 
S. 12f).  

In Deutschland wurden nach der Gründung des Buschberghofs nur sehr langsam weitere 
SoLaWis ins Leben gerufen. So waren es bis 2003 nur insgesamt vier, 2007 bereits acht. Ab 
der Gründung des Netzwerk Solidarische Landwirtschaft vervielfachte sich die Zahl auf 109 
im Jahr 2016 (European CSA Research Group 2016, S. 39).  

Abbildung 13: Anzahl der Solawis in Deutschland von 1988-2014 

 
Quelle: European CSA Research Group (2016, S. 39) 

Der Trend der Höfegründung ist weiterhin steigend: Neben den 109 bereits bestehenden 
SoLaWis sind laut Newsletter des Netzwerks Solidarische Landwirtschaft aktuell sechs Initi-
ativen deutschlandweit in der Gründungsphase. In NRW gibt es derzeit 9 SoLaWis (Haan, 
Dortmund, Gelsenkirchen, Altenberge (bei Münster), Bramsche (bei Osnabrück), Köln, Lind-
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lar, Aachen, Bonn). Darüber hinaus gibt es Gesuche von Höfen, die eine solidarische Ge-
meinschaft suchen und umgekehrt. 11 davon befinden sich in NRW (Düsseldorf und Um-
land, Langenfeld/Rhld, Raum Viersen, Krefeld, Mönchengladbach, Essen Katern-
berg, Wesel, Raum Rheinberg-Neukirchen-Vluyn-Diusburg-West, Gummersbach, Region 
Heinsberg/Selfkant, Bonn/Köln). (Solidarische Landwirtschaft e.V. o.J. d)  

Der Begriff „Solidarische Landwirtschaft“ wurde 2010 durch das damals entstehende Netz-
werk Solidarische Landwirtschaft geprägt (Solidarische Landwirtschaft e.V. o.J. a). Heute 
stehen die deutschen SoLaWis darüber miteinander in Kontakt. Außerdem kooperiert das 
Netzwerk mit solidarischen Initiativen in anderen europäischen Ländern und über Urgenci 
auch global mit CSA-Gemeinschaften (Bietau et al. 2013, S. 14). Je Solawi werden im 
deutschlandweiten Schnitt 110 Ernteanteile produziert. Da von einem Anteil meist zwei bis 
drei Personen essen, geht Urgenci davon aus, dass deutsche SoLaWis etwa 25.000 Men-
schen erreichen (European CSA Research Group 2016, S. 39). Seit der Studie ist die An-
zahl an SoLaWis gestiegen, sodass bei einer ähnlichen Hochrechnung fast 30.000 Men-
schen erreicht werden. 

In den letzten Jahren hat sich der Diskurs um die landwirtschaftliche Produktion gewandelt: 
Zunehmend vertreten auch große Institutionen, die für ihre neoliberale Einstellung bekannt 
sind, die Ansicht, dass Landwirtschaft mehrere Funktionen erfüllen sollte. Hierzu zählen 
„Umwelt,- Tier- und Artenschutz, regionale Entwicklung, Kulturlandschaftspflege und die 
Produktion gesunder Lebensmittel“ (Bietau et al. 2013, S. 19). Die SoLaWis sind Teil dieses 
Wandels und bieten ein Beispiel für eine multifunktionale Landwirtschaft. 

 

5.3.1.4 GoodPractices 
Bonnekamp Stiftung/ SoLaWi Essen 

Die Bonnekamp Stiftung befindet sich in Essen mitten in der Stadt. Sie betreibt verschiede-
ne Projekte, die sich mit einer zukunftsorientierten Herstellung und Verbreitung von Le-
bensmitteln im weitesten Sinne beschäftigen. Eines Ihrer Projekte beinhaltet Solidarische 
Landwirtschaft (in Gründung). Auf der Bonnekamphöhe in Essen-Katernberg befindet sich 
eine 3 ha-große Fläche, die der Stiftung gehört und von der Landwirtschaftskammer als 
„landwirtschaftlicher Betrieb bzw. privilegiertes Vorhaben“ anerkannt wurde (Bonnekamp 
Stiftung o.J. a,b). Das Gelände ist in drei Zonen unterteilt, eine für den biologischen Gemü-
seanbau, eine für Früchte und extensive Tierhaltung und eine Streuobst- und Mähwiese, die 
auch kleineren Tieren einen Lebensraum bieten soll. Teilweise nutzen Essener BürgerInnen 
die Fläche als urbanen Garten, teils wird sie zum solidarischen Anbau eines „Clubs“ genutzt, 
in den Mitglieder eintreten, um solidarische Landwirtschaft zu betreiben. Sie zahlen einen 
Beitrag und bestimmen mit, was angebaut wird und wie viel sie jeweils benötigen. Neben 
der gemeinsamen Ernte gibt es vier Nachmittage im Jahr, an denen unter professioneller 
Anleitung mit den eigenen Lebensmitteln gekocht wird (Bonnekamp-Stiftung o.J. c). Die Stif-
tung bietet weitere Projekte und Bildungsmöglichkeiten im Bereich Ernährung, aber auch zu 
politischen und wirtschaftlichen Zusammenhängen an. 
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SoLaWi Dortmund 

Die Hofgemeinschaft wurde 2014 in Dortmund-Derne gegründet und hat heute 60 Mitglie-
der. Den Impuls gab eine kleine Gruppe von Menschen, die bereits 2013 nach einer geeig-
neten Fläche suchte, rechtliche Fragen klärte und einen Plan zur Finanzierung ausarbeitete. 
Anschließend suchten sie nach Mitgliedern und bildeten eine Erzeuger-Verbaucher-
Gemeinschaft. Diese wird vom Verein SoLaWi Dortmund e.V. unterstützt, der sich einmal im 
Monat trifft, um Organisatorisches zu besprechen. Die Mitglieder helfen nach Möglichkeit 
beim Anbau auf der 0,6 ha großen Landfläche, außerdem ist ein Gärtner dort beschäftigt. 
Auf dem Hof wird ausschließlich Gemüse angebaut, eine Mitgliedschaft mit der vorgesehe-
nen Teilversorgung kostet 55€ pro Monat. Abholgemeinschaften bringen das Gemüse zu 
zentralen Abholorten für die Mitglieder. Auf ihrer Homepage gibt die Gemeinschaft an, dass 
sie weiterhin auf der Suche nach Mitgliedern ist und eine Vergrößerung angedacht ist (Soli-
darische Landwirtschaft Dortmund e.V. o.J. a). Auch für die Arbeitsgruppen werden Interes-
sierte gesucht, wobei hier aktuell nur die Arbeitsgruppe Öffentlichkeitsarbeit aufgeführt ist 
(Solidarische Landwirtschaft Dortmund e.V. o.J. b). In der Erzeuger-Verbraucher-
Gemeinschaft sind Mitglieder verschiedenen Alters vertreten, wie Studierende, Familien und 
Senioren (Solidarische Landwirtschaft Dortmund e.V. o.J. c).  

Der Verein gibt als Motivation für sein Handeln an, regionalen und ökologischen Anbau im 
Gegensatz zu industrieller Produktion fördern zu wollen. Dadurch möchten sie zum Natur-
schutz beitragen und der Landnahme im globalen Süden entgegen wirken, die durch westli-
che Konsum- und Wirtschaftsmuster vorangetrieben wird (Solidarische Landwirtschaft Dort-
mund o.J. d). 

 

5.3.1.5 Nachhaltigkeitsbewertung 
Im Zuge des Postwachstumsdiskurses zeigen SoLaWis eine Möglichkeit der Lebensmittel-
produktion und -konsumption, die als nachhaltige Alternative umsetzbar ist. Es werden Wir-
kungen auf verschiedenen Ebenen erzielt: Durch die gemeinschaftliche Finanzierung wird 
die Verantwortung geteilt. Ernteausfälle oder nötige Reparaturen und Neuanschaffungen 
müssen nicht nur von LandwirtInnen getragen werden, sodass sich das Risiko für sie verrin-
gert und ihr Einkommen gesicherter ist. Außerdem werden ihre Arbeitsbedingungen insofern 
verbessert, als bei mehr Mithilfe durch Mitglieder auch verhältnismäßig gute Urlaubszeiten 
für LandwirtInnen ermöglicht werden können (Solidarische Landwirtschaft e.V. o.J. c).  

Auch auf der Mitgliederseite sind soziö-ökonomische Auswirkungen feststellbar. Gibt es 
an der finanziellen Situation ausgerichtete flexible Beitragszahlungen, so bekommen Men-
schen mit geringem Einkommen die Möglichkeit, hochwertige regionale Produkte zu bezie-
hen und sich dafür unter Umständen anderweitig einzubringen, beispielsweise beim Anbau 
(Kraiß, Elsen 2012, S. 61). Die Tatsache, dass Lebensmittel keinen festgelegten Preis ha-
ben, sondern man für das Gesamtprojekt der Herstellung, Information usw. bezahlt, macht 
dies möglich, erfordert aber auch eine deutliche Umstellung in den Köpfen der Konsumen-
ten. Diese Schwierigkeit wurde in einer umfangreichen Studie von Bietau et al. erhoben, bei 
der SoLaWis in Deutschland befragt wurden (Bietau et al. 2013, S. 175ff). An dieser Stelle 
besteht demzufolge ein soziokulturelles Transformationspotenzial.  
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Auch die gesteigerte Auseinandersetzung der Mitglieder mit Saisonalität kann dazu gezählt 
werden. Viele Mitglieder zeigten zwar schon zuvor Interesse für biologische Produkte, waren 
sich jedoch nicht der regionalen und saisonalen Verfügbarkeit bewusst (ebd). Posse betont 
in seiner Untersuchung zu Unternehmen in einer Postwachstumsgesellschaft den Vorteil, 
dass bei SoLaWis der Wettbewerbsdruck entfällt und damit neue Wirtschaftsformen möglich 
werden, die in einer Welt mit begrenzten Ressourcen dauerhaft umsetzbar sind (Posse 
2015, S. 97, 102).  

Ein ökologisches Potenzial ist bei solidarischen Höfen in mehrerer Hinsicht anzunehmen. 
Zunächst werden Produkte ausschließlich für den Konsum der Region angebaut, sodass 
Transportwege im konventionellen Handel dann eingeschränkt werden, wenn eine Substiti-
on von Einkäufen aus dem konventionellen Lebensmittelhandel stattfindet. Hier sollte aller-
dings durch die Prosumenten darauf geachtet werden, dass unter Umständen längere Wege 
zu den Höfen in Fahrgemeinschaften zurückgelegt werden oder die Produkte geliefert wer-
den. Die Selbstabholung am Hof kann je nach Transportdistanz höhere CO2-Emissionen 
bewirken als eine Lieferung von Produkten (z.B. Abo-Kiste): Laut einer britischen Studie ist 
die Selbstabholung ab einer Entfernung von 6,7 km (Hin- und Rückreise, Benzin) emissions-
reicher als die Lieferung von einer Abo-kiste (inkl. Kühllagerung, Verpackung, Transport ins 
Regionallager, Transport zum Endkunden, ca. 1 300 Boxen) (Coley et al. 2009). Auch die 
häufig genutzten Abholstationen in Wohnortnähe reduzieren Transportwege.  

Ein deutliches Einsparpotenzial besteht in Bezug auf Lebensmittel, die bei konventioneller 
Landwirtschaft aufgrund von Handelsnormen nicht verkauft werden. Diese werden bei So-
LaWis nicht zu Abfall, sondern können genau wie andere Produkte konsumiert werden.  

Mitglieder bekommen ein Bewusstsein für Produkte der Natur und ihr Bezug zu Lebensmit-
teln kann sich wandeln. Durch die ökologische Wirtschaftsweise der Höfe können sie zudem 
etwas über Bodenschutz und artgerechtere Tierhaltung lernen (Solidarische Landwirtschaft 
e.V. o. J. c). In diesem Punkt besteht sowohl ein ökologisches als auch ein soziales Poten-
zial.  

Das umweltschonende und wenig ressourcenintensive Wirtschafts- und Konsumverhalten 
der SoLaWis zeigt ihr Potenzial zur Förderung nachhaltiger Entwicklung. Bislang ist die Ge-
samtmenge jedoch aufgrund der kleinen Anzahl von Höfen gering, sodass das ökologische 
Transformationspotenzial nur eingeschränkt vorhanden ist. Betrachtet man allerdings die 
zahlreichen Neugründungen in den letzten Jahren und die Unterstützung durch das Netz-
werk Solidarische Landwirtschaft, so kann man von einem weiteren Wachstum dieser Al-
ternativen Ökonomie ausgehen. 
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5.3.1.6 Handlungsbedarfe für das Land NRW 
Es lassen sich für das Land NRW die folgenden zentralen Handlungsempfehlungen ablei-
ten: 

Das Land NRW sollte Anreize zur Bereitstellung von Flächen für SolaWi schaffen (z.B. 
Ausgleichsflächen, Ökokonto, Vertragsnaturschutz) sowie im Rahmen treuhänderischer 
Programme Flächen dafür zur Verfügung stellen. Bei der konkreten Umsetzung der SoLaWi 
-Projekte besteht Handlungsbedarf bei der Flächenbereitstellung, für die sich insbesondere 
Initiativen in Stadtnähe Unterstützung wünschen. Die Bereitstellung von Flächen für SoLa-
Wis sollte über Anreize für Kommunen unterstützt werden, beispielsweise als Ausgleichsflä-
chen für Bauvorhaben. Ausgleichsflächen können nach Raumordnungsgesetz auch au-
ßerhalb des Ortes angelegt werden, an dem die zu kompensierende Baumaßnahme durch-
geführt wird, solange sie sich im entsprechenden Gebiet befinden (Grenzziehung nach Karte 
des Landesamtes für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz NRW 2011). Daher bietet sich 
die Möglichkeit, gerade im Stadtumland Flächen für SoLaWi zu nutzen, etwa um neu versie-
gelte Flächen innerhalb der Stadt auszugleichen. Das Land NRW sollte prüfen, inwieweit 
sich die Kooperation von unteren Landschaftsbehörden mit AkteurInnen der solidarischen 
Landwirtschaft ausbauen lässt: Erstere sind in der Regel für die Bereitstellung von Ökokon-
tos verantwortlich, auf denen Ausgleichsmaßnahmen dokumentiert sind. Ähnlich könnten 
Ausgleichspools, die potenzielle Ausgleichsflächen enthalten, für die Kooperation mit So-
LaWis offen sein, solange dies unter landschaftsplanerischen Kriterien sinnvoll ist. Ein un-
mittelbarer landesspezifischer Anknüpfungspunkt ist das Programm „Vertragsnaturschutz“, 
mit Hilfe dessen unter anderem Ausgleichsflächen für extensive Landwirtschaft gefördert 
werden (MKULNV o.J.). Darüber hinaus sollten Flächen im Rahmen von treuhänderischen 
Programmen (z.B. treuhänderisches Programm der Nordrhein-Westfalen-Stiftung Natur-
schutz, Heimat- und Kulturpflege) bereitgestellt werden, um finanzielle Lücken abzufedern, 
die v.a. bei Neugründungen (Kauf der Immobilie/Grundstück, weitere Investitionen in Pro-
duktionsmittel) vorliegen. 

Das Land NRW sollte eine Beratung der Initiativen gewährleisten und ein Netzwerk 
von BeraterInnen auf Landesebene initiieren und als Fördermaßnahme dafür Bera-
tungsgutscheine anbieten. Die Bewältigung weiterer Herausforderungen Solidarischer 
Landwirtschaft, die sowohl in Gründungs- als auch in späteren Phasen entstehen, sollte das 
Land NRW durch Beratungsprogramme unterstützen. Im Praxisworkshop wurden mehrere 
Vorschläge erarbeitet, die sowohl organisatorische als auch finanzielle Unterstützung bein-
halten: Ein Netzwerk von BeraterInnen oder MediatorInnen auf Landesebene sollte initiiert 
werden, das die Erfahrung in der Gründung von SoLaWis und Finanzierungskonzepte wei-
terentwickelt und diffundiert. Da vom Netzwerk Solidarische Landwirtschaft schon einige 
Angebote und Vernetzungsmöglichkeiten bestehen, wäre eine enge Kooperation bei allen 
Förderungsmaßnahmen zentral, um Dopplungen zu vermeiden und Synergien zu nutzen. 
Das Netzwerk bietet beispielsweise arbeitsrechtliche und finanzielle Beratung an, die geför-
dert werden sollte, sodass sie kostenlos zur Verfügung gestellt werden kann. Auch eine Er-
weiterung/Wechsel von selbstständiger Landwirtschaft hin zu einer SoLaWi könnte durch 
BeraterInnen vereinfacht werden. Die Förderung des Netzwerks könnte dessen Öffentlich-
keitswirkung stärken und damit das Diffusionspotential von Solidarischer Landwirtschaft er-
höhen.  
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Das Land NRW sollte durch bildungspolitische Maßnahmen den Bezug zur (solidari-
schen) Nahrungsmittelproduktion noch stärker fördern. Eine Maßnahme persuasiver 
Art54 könnte sein, regelmäßige Besuche bei Hofgemeinschaften bereits ab dem Kindergar-
ten und während der Schulzeit zu fördern, damit Kinder und Jugendliche einen Bezug zur 
Natur und Lebensmittelproduktion bekommen. Auf diese Weise könnten mehr Menschen für 
die Auswirkungen konventioneller Landwirtschaft aber auch nachhaltige ökonomische Alter-
nativen sensibilisiert werden, sodass diese Alternativen mehr Zuspruch und Verbreitungspo-
tenzial erfahren. Neben (oder anstatt) den freiwilligen und teils ehrenamtlich angebotenen 
(Bildungs-)Angeboten von Höfen wird ein finanziertes Programm benötigt, das diese außer-
schulische Bildungsform für alle ermöglicht. Da Ähnliches schon in anderen Bundesländern 
praktiziert wird, ist dazu eine interministerielle Zusammenarbeit denkbar. Darüber hinaus 
kann die Repräsentation in den Medien die Verbreitung der Idee fördern, sodass immer 
mehr Menschen angeregt werden, eigene solidarische Gemeinschaften zu gründen (Bietau 
et al. 2013, S. 189).  

Das Land NRW sollte Kooperationen mit bestehenden Strukturen fördern. Besonders 
wichtig ist dabei, einerseits das Bedürfnis solidarischer Hofgemeinschaften nach Selbstbe-
stimmung zu beachten, gleichzeitig wünschen sich Mitglieder eine größere Akzeptanz in der 
Gesellschaft und oft auch eine Verbreitung dieser Alternative zu einer am globalen Wettbe-
werb und Wachstum orientierten Wirtschaftsweise. Politische Ansätze zur Unterstützung der 
Initiativen sind daher sehr relevant und sollten die weitere Verbreitung sowie Ansprechmög-
lichkeiten erleichtern, ohne in gruppen- und gemeinschaftsspezifische Prozesse einzugrei-
fen. 

Das Land NRW sollte diese einzelnen Maßnahmen in einem Handlungsprogramm So-
lidarische Landwirtschaft bündeln. Denn ein wichtiger Punkt, den Bietau et al. (2013)  
herausgearbeitet haben, ist die begrenzte Ausweitungsmöglichkeit von SoLaWis ohne vor-
her ein Bewusstsein für die Probleme geschaffen zu haben, die mit konventioneller Land-
wirtschaft und neoliberaler Marktwirtschaft einhergehen (2013, S. 177ff). Erst mit diesem 
Bewusstsein entwickelt sich auch ein Interesse an Alternativen. Dieser Aspekt wurde eben-
falls von involvierten AkteurInnen im Workshop genannt. Zudem ergeben sich gerade bei 
der solidarischen Landwirtschaft zahlreiche Wechselwirkungen mit anderen Handlungsfel-
dern: Generell kann an der Verbreitung des solidarischen Wirtschaftens auch in anderen 
Bereichen mitgewirkt werden, um regionale Lebensmittelproduktion, nachhaltige Flächen-
nutzung und Stadt-Land-Beziehungen zu stärken. Betrachtet man Produktion und Konsum 
in NRW in systemischer Weise, wird die Rolle des Ernährungsfeldes als Schnittstelle zwi-
schen urbanen und ländlichen Räumen deutlich. Auch die Bereiche Wohnen und Mobilität 
können in solidarische Projekte mit einbezogen werden und so zur Dematerialisierung und 
Entkopplung von Naturinanspruchnahme und Wohlstand beitragen. Es bedarf hier eines 
Managements über Sektoren- und Kommunengrenzen hinaus. Im Praxisworkshop zeigte 
sich ein starkes Interesse, andere Alternative Ökonomien, beispielsweise gemeinschaftliche 
Wohnformen zusammenzudenken. Die teils langen Wege zu den Höfen erfordern wiederum 
Fahrgemeinschaften oder ein Carsharing-Netz, das bis in ländliche Gebiete reicht. Das Land 
NRW sollte gezielt Projekte fördern, bei der Lebensmittelproduktion, Wohnen und Mobilität 
                                                
54 Gemeint sind Maßnahmen, die Menschen über die jeweilige Alternative Ökonomie informieren, ihre Relevanz 
verdeutlichen und Handlungsoptionen für die Gesellschaft vermitteln. 
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in Gemeinschaft betrieben werden. Dadurch könnten sowohl Wege und Ressourcenver-
brauch reduziert werden, als auch Menschen mit gesellschaftlichem Engagement zusam-
menkommen, um ein solidarischen Leben und Wirtschaften voranzutreiben. 

 

5.3.1.7 Forschungsbedarf 
Sowohl während der Recherche als auch durch den Praxisworkshop wurden Forschungs-
bedarfe deutlich, die für eine Beurteilung des Ressourceneinsparpotenzials und des Beitra-
ges zu einer nachhaltigen Ernährung relevant sind. Für die Solidarische Landwirtschaft in 
Nordrhein-Westfalen existieren bislang keine ausführlichen Erhebungen, die Größe, Organi-
sationsstruktur, Wirtschaftsweise und Gründe zur Beteiligung abbilden. Um eine Aussage 
über die Einsparungen von Transportwegen durch den regionalen Anbau und Konsum tref-
fen zu können, müsste erhoben werden, wie die Lebensmittel geliefert oder abgeholt werden 
und ob dies Einkaufsfahrten, beispielsweise zum Supermarkt, ersetzt. Darüber hinaus könn-
te nach genauerer Erhebung der verwendeten Materialien, Anbaumengen und auch Einspa-
rungen durch alternative Freizeitnutzung eine Ressourceneinsparpotenzialanalyse durchge-
führt werden, mithilfe derer sich Fördermaßnahmen gezielt entwerfen und untermauern las-
sen. Um das Diffusionspotenzial und damit das Ausmaß, in dem Solidarische Landwirtschaft 
zu nachhaltiger Entwicklung beitragen kann, zu bestimmen, werden ebenfalls weitere Infor-
mationen benötigt: Bekanntheitsgrad, Zielgruppe, persönliche und allgemeine Gründe der 
Beteiligung, Akzeptanz in der Bevölkerung und Verbreitungshemmnisse spielen hier eine 
Rolle.  
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5.3.2 Landwirtschaftliche Direktvermarktung 

Die landwirtschaftliche Direktvermarktung weist als Alternative Ökonomie vor allem Charak-
teristika der Resilienzökonomie (kurze Wertschöpfungsketten, dezentrale und lokale Einhei-
ten) auf. Außerdem gibt es Ausprägungen der Direktvermarktung - wie die solidarische 
Landwirtschaft und kleinbäuerliche Landwirtschaft - die eine stärkere Nähe zu den Grund-
strömungen Resilienzökonomie und Sharing Economy aufweisen.  

 

5.3.2.1 Beschreibung 
Bei der landwirtschaftlichen Direktvermarktung werden landwirtschaftliche Erzeugnisse ohne 
Zwischenschritte in Verarbeitung und Handel direkt an Konsumenten verkauft. Laut Vereini-
gung der Direktvermarkter NRW e.V. muss ein landwirtschaftlicher Betrieb mindestens ein 
Produkt selber erzeugen, aufbereiten, bearbeiten und/oder verarbeiten und vermarkten, um 
als Direktvermarkter zu gelten. Dabei darf dieses Produkt auch ein verarbeitetes Erzeugnis 
sein, „wenn mindestens ein wertgebender Bestandteil im dazugehörigen landwirtschaftlichen 
Betrieb erzeugt worden ist“ (2011, S. 1). Der Verkauf kann in Hofläden, beim Feldverkauf 
am Straßenrand, auf Märkten oder anderen mobilen Verkaufsständen, durch Abo-Kisten 
oder per Versand erfolgen. Auch das Selbsternten durch KundInnen und der Verkauf an 
Großbetriebe wie Gastronomie und Catering können zur Direktvermarktung gezählt werden. 
Die solidarische Landwirtschaft beinhaltet ebenfalls keinen Zwischenhandel, wird hier aber 
wegen ihrer besonderen Wirtschaftsgemeinschaft einzeln untersucht. 

Unter den Betrieben befinden sich sowohl konventionelle als auch ökologische. Im Jahr 
2013 gab es in Deutschland 30 - 40 000 landwirtschaftliche Betriebe, die Produkte direkt 
vermarkten. Dies entspricht einem Anteil von 6-8 % (BMEL o.J. a). In Nordrhein Westfalen 
gibt es derzeit etwa 1 400 Höfe, die die Direktvermarktung nutzen55 (Landwirtschaftskammer 
Nordrhein-Westfalen o.J. e).  

Wie die Definition oben zeigt, dürfen direktvermarktende Betriebe auch zugekaufte Produkte 
oder Anteile verkaufen, solange diese entsprechend gekennzeichnet sind. In NRW führen 
etwa zwei Drittel der 1 400 Höfe mit Direktvermarktung Eier und Kartoffeln in ihrem Sorti-
ment, rund die Hälfte verkauft Gemüse, Äpfel und/oder Birnen, Spargel, Erdbeeren und 
Fleisch/Wurstwaren. Etwa ein Viertel bietet Backwaren oder Molkereiprodukte, Rind-, 
Schweine- oder Hühnerfleisch an (Landwirtschaftskammer NRW o.J. d).  

Die Kundschaft der Hofläden ist laut einer Studie von 2010 im Schnitt 48 Jahre alt, wobei 
das Alter bei konventionellen Betrieben darüber und bei biologischen Betrieben darunter lag 
(Hasan 2010, S. 125). Ein großer Anteil an StammkundInnen zeichnet die untersuchten Hof-
läden aus, insbesondere kaufen Familien mit Kindern und ältere Menschen dort ein. Es 
handelt sich um Menschen verschiedener Einkommensklassen, wenn auch das Durch-
schnittseinkommen über dem deutschlandweiten liegt (ebd., S. 126).  

Direktvermarktende Betriebe mit eigenem Hofladen verkaufen dort in der Regel auch zuge-
kaufte Produkte anderer Direktvermarkter und gegebenfalls überregionale Produkte, die 

                                                
55  Erfasst sind 1 400 von ca. 35.000 Betrieben im Jahr 2012 
(http://www.landwirtschaftskammer.de/wir/pdf/zahlen-landwirtschaft.pdf, S. 42). 
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ihren Kriterien entsprechen (zum Beispiel Bioland-/Demeter-zertifiziert) (Vogt et al. 2016, S. 
4). Durch den Zukauf vergrößert sich das Sortiment und die Läden werden für KundInnen 
attraktiver, allerdings gibt es auch einen größeren logistischen Aufwand und gegebenenfalls 
längere Transportwege. 

 

5.3.2.2 Relevante Akteure 
Direktvermarktende Betriebe 

In Nordrhein Westfalen gibt es derzeit etwa 1 400 Höfe, die die Direktvermarktung nutzen 
(Landwirtschaftskammer NRW o.J. e). Dazu zählen eine Vielzahl von Absatzstrategien (sie-
he Beschreibung oben).  

Vereinigung der Direktvermarkter NRW e.V.  

In diesem Verein haben sich direktvermarktende Betriebe in NRW zusammengeschlossen, 
um sich gegenseitig zu unterstützen und ihre Interessen beispielsweise gegenüber Politik 
und Gesellschaft zu vertreten. Mitglieder können sich vernetzen oder Beratung in Anspruch 
nehmen, um etwa Direktvermarktung als neue Vertriebsmethode für ihren Betrieb einzurich-
ten (o.J. a). 

Fördergemeinschaft „Einkaufen auf dem Bauernhof“ 

Seit 1989 besteht die Fördergemeinschaft „Einkaufen auf dem Bauernhof“ als Zusammen-
schluss von Landwirtschaftskammern, Landesbauernverbänden und regionalen Bauernver-
bänden. Sie regelt u.a. die Nutzungsbedingungen des von 1 200 Betrieben genutzten Zei-
chens „Einkaufen auf dem Bauernhof“ (Fördergemeinschaft Einkaufen auf dem Bauernhof 
o.J. a). Direktvermarktende Betriebe, die dieses Zeichen nutzen, müssen besondere Aufla-
gen erfüllen, wie einen hohen Anteil an selbsterzeugten Produkten und den Verzicht auf 
gentechnisch manipuliertes Saatgut (Fördergemeinschaft Einkaufen auf dem Bauernhof o.J. 
b). Sie werden von der Fördergemeinschaft vor allem durch Öffentlichkeitsarbeit und Wer-
bemittel mit dem Markenzeichen unterstützt. Auf der Homepage können KundInnen gezielt 
nach Betrieben suchen, die ihre gewünschten Produkte in ihrer Region verkaufen. 

Landwirtschaftskammer NRW 

Die Landwirtschaftskammer stellt eine Vielzahl von Informationen für landwirtschaftliche 
Betriebe bereit, die neue Vermarktungsstrategien wie die Direktvermarktung in Erwägung 
ziehen. Hierzu gehören Artikel und Berechnungen zu den Erfordernissen für Dorfläden, In-
formationsveranstaltungen zum Lebensmittelrecht aber auch Hygienevorschriften (Landwirt-
schaftskammer NRW o.J. a). Außerdem gibt es Broschüren zu Obst, Gemüse und Fleisch-
waren, die auf der Verbraucherseite wichtige Fragen klären und auf Vermarktungsseite das 
Verkaufspersonal schulen können (Landwirtschaftskammer NRW o.J. b). Zusammen mit 
den Landwirtschaftskammern Niedersachsen und Rheinland-Pfalz sowie der Vereinigung 
der hessischen Direktvermarkter ist NRW dabei, eine Direktvermarktung im Supermarkt 
nach Vorbild der LANDMARKT-Theken in Hessen für weitere Bundesländer ins Leben zu 
rufen (Landwirtschaftskammer NRW o.J. c). Auch die Landwirtschaftskammer NRW bietet 
auf ihrer Webseite landservice.de eine Suchmaske an, mit Hilfe derer man entsprechende 
Hofläden, Selbstpflückanlagen, Märkte und Versandmöglichkeiten in der Umgebung finden 
kann (Landwirtschaftskammer NRW o.J. d).  
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5.3.2.3 Trendentwicklung in Deutschland und in NRW 
Seit 1970 sank die Anzahl der landwirtschaftlichen Betriebe in Deutschland von deutlich 
über 1 Million auf unter 300 000 im Jahr 2013. Gleichzeitig ist die bestellte Fläche auf das 
Fünffache gestiegen (BMEL 2016, S. 6f). Kleine und mittlere Betriebe können sich im natio-
nalen und internationalen Wettbewerb nicht behaupten, da sie unter anderem den Mengen-
umsatz nicht erreichen und die niedrigen Preise des Einzelhandels ihre Kosten nicht de-
cken. Nur etwa die Hälfte der deutschen LandwirtInnen lebt ausschließlich von der Landwirt-
schaft. Um ihre Gewinnmarge zu erhöhen, greifen vor allem kleine landwirtschaftliche Be-
triebe auf zusätzliche Absatzformen wie die Direktvermarktung zurück. Auch in anderen 
Ländern zeigen sich solche Entwicklungen: In den USA erlebte die Direktvermarktung seit 
den 1970er Jahren einen starken Anstieg (Hasan 2010, S. 13). Auf Seiten der Verbrauche-
rInnen ist das Interesse an der Direktvermarktung (u.a. durch Lebensmittelskandale wie 
BSE und MKS) gestiegen, da hier eine größere Transparenz bzgl. der Produktion und Nähe 
zum Produzenten möglich ist (Hasan 2010, S. 15). 

Direktvermarktende Betriebe in Deutschland haben sich zunehmend etabliert. So gibt es 
Gemeinschaften wie die Fördergemeinschaft Einkaufen auf dem Bauernhof schon seit 1989, 
hinzu kamen nach und nach landesweite Netzwerke wie die Vereinigung der Direktvermark-
ter NRW, die 2011 gegründet wurde. Diese fördern die Vernetzung und Interessensvertre-
tung direktvermarktender Betriebe und machen Neugründungen durch Informationsaus-
tausch leichter. Auch die Landwirtschaftskammer Nordrhein-Westfalen trägt mit ihren oben 
genannten Angeboten dazu bei. Aktuell listet ihre Seite „Landservice“ 1 400 Direktvermark-
ter (von 35 000 Betrieben, bezogen auf das Jahr 2012). Der ökologisch zertifizierte Anteil 
schwankt je nach Absatzform zwischen 8 und 20% (Landwirtschaftskammer NRW o.J. e).  

Ein hessischer Zusammenschluss direktvermarktender Betriebe vertreibt Produkte zusätz-
lich in rund 200 REWE-Filialien (Landmarkt o.J.). Die Vereinigung der Direktvermarkter in 
NRW strebt eine ähnliche Kooperation mit dem Einzelhandel an (Landwirtschaftskammer 
NRW o.J. c). Auf diese Weise könnten mehr Produkte abgesetzt und eine breitere Kund-
schaft erreichen werden. Derzeit erreichen direktvermarktete Produkte etwa 15 Millionen 
Menschen deutschlandweit (IfD Allensbach 2016). Abbildung 14 zeigt, dass die Verbreitung 
seit 2012 leicht gestiegen ist, im Jahr 2016 aber stagniert beziehungsweise sogar ein leich-
ter Rückgang der erreichten Haushalte erkennbar ist. Ein Wachstumspotenzial besteht je-
doch beispielsweise im Hinblick auf Änderungen der europäischen Agrarpolitik GAP und die 
Ausgestaltung der Förderung im Rahmen der 2. Säule, die Bundesländern Gestaltungsmög-
lichkeiten bei der Förderung der Landwirtschaft lässt56. Das "NRW-Programm Ländlicher 
Raum 2014–2020 Förderung der ländlichen Entwicklung in Nordrhein-Westfalen" greift diese 
Förderoption strategisch auf und setzt gezielt auf die Förderung wettbewerbsstärkender 
Vermarktungsstrukturen (ebd.). Ein Teil der europäischen Agrarsubventionen wurde bereits 
so umgeschichtet, dass kleine Betriebe davon profitieren. Da hier auf bundes- und landes-
politischer Ebene noch Spielraum zur Förderung kleinerer (direktvermarktender) Betriebe 

                                                
56 "Die Förderung der ländlichen Entwicklung ist Teil der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) der Europäischen 
Union (EU). Während die 1. Säule auf die Marktstützung und die Direktzahlungen an die landwirtschaftlichen 
Betriebe gerichtet ist, bildet die ländliche Entwicklung die sogenannte 2. Säule der GAP. Zentrales 
Förderinstrument der EU zur Entwicklung ländlicher Regionen im Rahmen der 2. Säule ist der Europäische 
Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums (ELER)." (MKULNV 2016, S. 6)  
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besteht (MKULNV 2016), kann der Direktvermarktung ökologisches Transformationspoten-
zial zugesprochen werden. 

Abbildung 14: Entwicklung der Anzahl von Personen, in deren Haushalten Lebensmit-
tel aus Direktvermarktung konsumiert werden. Angaben der Personen in Millionen 

 
Quelle: Statista basierend auf IfD Allensbach (2016) 

 

5.3.2.4 Good Practices 
Miermanns Scheune (Bottrop-Kirchhellen) 

Der Hof bietet einen Laden mit zahlreichen eigenen Produkten, dazu Gastronomie, Räum-
lichkeiten zur Vermietung. Im Hofladen können beispielsweise Fruchtaufstriche, Gemüse, 
Brote, Kuchen, Gebäck und Suppen aus eigener Herstellung gekauft werden (Hof Miermann 
o.J. a). Mehrmals im Jahr richtet das Team Feste aus, bei denen saisonale Gerichte gekocht 
und Produkte angeboten werden. Mittels einer Biogas- und einer Solaranlage wird Wärme 
für den Hof erzeugt (Hof Miermann o.J. b). Von der Landwirtschaftskammer NRW wurde 
Miermanns Scheune als Landservice Qualitätshofladen ausgezeichnet57. Die Auszeichnung 
erhalten Höfe mit mindestens drei selbst erzeugten Produkten, wenig Zukauf und besonde-
rem Service für KundInnen, zu dem auch gehört, dass sie über Nachhaltigkeit, Saisonalität 
und Regionalität informiert werden (Landwirtschaftskammer NRW 2015). 

Biolandbetrieb Enninghorst (Duisburg) 

Der ökologische Betrieb hat einen Hofladen, der Samstags geöffnet ist und verkauft dazu 
auf drei Wochenmärkten und per Versand Abokisten. Die Produkte kommen aus der nähe-
ren Umgebung zwischen Düsseldorf und Kleve, sodass die Transportwege kurz und die 
Lebensmittel frisch sein können (Biolandbetrieb Enninghorst e.K. o.J. a). Hofführungen er-

                                                
57 Landservice-Qualitätshofläden sind Hofläden, die ihr Angebot und ihren Service speziell auf anspruchsvolle 
KundInnen ausgerichtet haben. Eine Datierung der Auszeichnung ist nicht gegeben. 
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möglichen zusätzliche Transparenz und Informationen für VerbraucherInnen. Die selbst er-
zeugten Produkte reichen von Obst und Gemüse, über Schafprodukte bis hin zu Schilf als 
Brennstoff oder Tierstreu (Biolandbetrieb Enninghorst e.K. o.J. b).  

Bioland Apfelbacher (Bornheim) 

Dieser Familienbetrieb baut ebenfalls biologisch und nach den Richtlinien des Bioland-
Vereins an. Es werden verschiedene Gemüsesorten und Früchte aus eigenem Anbau direkt 
verkauft, dazu eine große Produktpalette anderer biologischer Betriebe, von Milchprodukten 
über Getreide bis hin zu Süßwaren (Bioland Apfelbacher o.J. b). Diese können im Hofladen 
gekauft oder online bestellt werden. Dazu gibt es eine Abokiste, überwiegend mit eigenem 
Gemüse, die in die Umgebung bis Köln und Bonn geliefert wird. Im Sommer können Kun-
dInnen auf der Selbstpflückanlage Früchte ernten. In einem angegliederten Garten finden 
Bildungsangebote zu biologischem Anbau statt (Bioland Apfelbacher o.J. a). 

 

5.3.2.5 Nachhaltigkeitsbewertung 
Durch die direkte Vermarktung geht ein größerer Teil der Einnahmen an den Hof, sodass 
sich die Einkommen der LandwirtInnen verbessern. Auf diese Weise kann dem Trend der 
Abnahme kleiner Betriebe ein alternatives Absatzmodell entgegengesetzt werden, das auch 
kleinen Betrieben Wirtschaftlichkeit ermöglicht. Sie sind durch die regionale Vermarktung 
weniger abhängig vom nationalen oder internationalen Markt (Vogt et al. 2016, S. 4).  

Darüber hinaus wird der direkte Kontakt zu den Einkaufenden von beiden Seiten geschätzt. 
Für KundInnen ist die Herkunft und Produktion ihrer Einkäufe transparent und die Qualität 
der Lebensmittel in der Regel hoch. Menschen mit Vorbehalten gegenüber der Qualität von 
Lebensmitteln, wie sie durch Lebensmittelskandale weithin ausgelöst wurden, haben hier die 
Möglichkeit, durch persönlichen Kontakt, Führungen oder Informationsbroschüren Vertrauen 
aufzubauen bzw. aufrecht zu erhalten.  

Für viele Menschen ist die Förderung ihrer Region ein wichtiges und identitätsstiftendes An-
liegen. Das Angebot selbst produzierter regionaler Spezialitäten kann diese Identifikation 
verstärken und darüber hinaus für die Vermarktenden ein Alleinstellungsmerkmal sein (Vogt 
et al 2016, S. 3f). Werden Produkte auf dem Hof oder Markt verkauft, so entsteht ein per-
sönlicher Bezug und das Bewusstsein für Regionalität und Saisonalität wird gebildet, denn 
die KundInnen erleben die jahreszeitlichen Veränderungen des Angebots mit (BMEL o.J. a). 
Hier lässt sich ein soziokulturelles Transformationspotenzial feststellen. Aufgrund der 
hohen Bevölkerungsdichte und der Nähe zu den Ballungszentren an Rhein und Ruhr bietet 
die Landwirtschaftliche Direktvermarktung insbesondere in NRW ein beträchtliches Potenzi-
al um lokalen Konsum und das Bewusstsein für Lebensmittel zu stärken.  

Ökologische Vorteile ergeben sich besonders bei ökologisch produzierten Lebensmitteln, 
für die im Falle der Direktvermarktung zusätzlich höhere Preise veranschlagt werden kön-
nen, sodass sich die Produktion eher lohnt. Doch es ist anzunehmen, dass auch konventio-
nelle Direktvermarkter umweltschonender wirtschaften können, indem sie Erzeugnisse ver-
kaufen, die trotz guter Qualität an Handelsnormen scheitern würden und sonst entsorgt wür-
den. Dies ist allerdings durch die aktuelle Forschungslage noch nicht belegt. Finden Anbau, 
Verarbeitung und Verkauf in der selben Region statt, wie es hier in der Regel der Fall ist, so 
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können kürzere und weniger Transportwege anfallen. Allerdings kann die Anfahrt der Ver-
braucherInnen zum Hof (Selbstabholung) den CO2-Ausstoß einer effizienteren Sammelliefe-
rung (mehrere Lieferungen) übersteigen, wie bei der solidarischen Landwirtschaft bereits 
beschrieben (Coley et al. 2009). Zur gesamten Auswirkung von Direktvermarktung auf den 
Ressourcenbedarf von Transporten / Logistik liegen derzeit keine Erhebungen vor. 

Die politische Durchsetzungskraft der Direktvermarkter kann wegen der Vertretung in der 
Vereinigung der Direktvermarkter NRW e.V., unterstützt durch die Landwirtschaftskammer 
NRW, als insgesamt gegeben eingeschätzt werden.  

 

5.3.2.6 Handlungsbedarfe für das Land NRW 
Für das Land NRW lassen sich die folgenden zentralen Handlungsempfehlungen ableiten: 

Das Land NRW sollte eine Beratung für alle Formen kleinbäuerlicher Landwirtschaft 
gewährleisten und ein Netzwerk von BeraterInnen auf Landesebene initiieren und als 
Fördermaßnahme dafür Beratungsgutscheine anbieten. Anknüpfend an die Beratungs-
angebote, die für die Solidarische Landwirtschaft entworfen wurden, wurde von Workshop-
Teilnehmenden der Vorschlag entwickelt, ein übergreifendes Beratungsangebot für alle 
Formen kleinbäuerlicher Landwirtschaft in Form eines Beratungsgutscheins einzuführen. 
Alle Initiativen könnten sich Beratung zu den jeweils benötigten land- und betriebswirtschaft-
lichen Themen suchen und diese durch einen zweckgebundenen Beratungsgutschein nach 
dem Vorbild der „Bildungsprämie“ des Bundesministeriums für Bildung und Forschung er-
statten lassen. Dadurch könnte eine Vielzahl von Initiativen in unterschiedlichen Bereichen 
und Entwicklungsstadien unterstützt werden und die Förderung ließe sich mit der für Gras-
wurzelbewegungen charakteristischen Eigenständigkeit verbinden. Da sich die Höfe und 
Initiativen in verschiedenen Situationen befinden und über sehr unterschiedliches Wissen 
verfügen, kann ein flexibles Angebot wie dieses dem Weiterbildungsbedarf individuell ge-
recht werden, etwa in den Bereichen Ökologie, Betriebswirtschaft, Gruppendynamik oder 
Geschäftsmodelle. Das Angebot sollte durch das Land NRW organisatorisch beim Aufbau 
unterstützt werden sowie finanziell durch die Übernahme der Kosten für die Beratungsgut-
scheine. Übergreifende Weiterbildungen könnten über die Landwirtschaftskammer erfolgen, 
spezifische Einzelberatungen hingegen über das Netzwerk Solidarische Landwirtschaft oder 
externe Anbieter, deren Aufwände durch den Gutschein erstattet werden. 

Das Land NRW sollte gezielt Formen der Direktvermarktung kleinbäuerlicher Land-
wirtschaft fördern, um regionaler und nachhaltige Versorgungsstrukturen zu stärken. 
Die landwirtschaftliche Direktvermarktung ist zwar bereits relativ etabliert, erfährt aber, wie 
oben beschrieben, zurzeit keinen Aufschwung mehr. Da sie insbesondere für kleinbäuerli-
che Landwirtschaft eine wichtige Einkommensquelle ist die Wirtschaftlichkeit ermöglicht, ist 
die Förderung dieser Betriebe und Initiativen zentral. Neue Möglichkeiten zur finanziellen 
Förderung kleiner, regionaler und biologisch wirtschaftender Betriebe ergeben sich durch die 
Gemeinsame Agrarpolitik der EU. Für den Zeitraum von 2014 bis 2020 stehen für das NRW-
Programm Ländlicher Raum rund 618 Mio. Euro zur Verfügung (zusammen mit Kofinanzie-
rungen insgesamt 1,183 Mrd. Euro) (MKULNV 2016). Zudem sollten Direktzahlungen vom 
Land NRW vollständig genutzt werden, um nachhaltig wirtschaftende Betriebe zu fördern. 
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5.3.2.7 Forschungsbedarf 
Die landwirtschaftliche Direktvermarktung setzt sich aus zahlreichen verschiedenen Strate-
gien zusammen, die jeweils Vor- und Nachteile in Bezug auf gesellschaftliches oder ökologi-
sches Transformationspotenzial aufweisen. Eine Untersuchung der Anteile der Strategien 
(Hofladen, Versand, Markt etc.) an der Direktvermarktung und eine einzelne Betrachtung der 
Ressourceneinsparpotenziale der jeweiligen Formen wäre für eine genaue Bestimmung der 
Potenziale wichtig. Hierbei ist ebenfalls das Einkaufsverhalten inklusive der Transportwege 
zu berücksichtigen.  

Es stellt sich außerdem die Frage nach der möglichen Verbreitung: Welche Lebensmittel 
lassen sich lokal in NRW produzieren und wie groß können die Mengen sein? Damit lässt 
sich die Umsetzbarkeit einer regionalen Versorgungsstrategie analysieren. 
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5.3.3 Foodsharing 

Foodsharing weist als Alternative Ökonomie vor allem Charakteristika der Sharing Economy 
(positive nachhaltige Wirkungen, kurze Wertschöpfungsketten) auf. Die Sharing Economy ist 
allerdings im engeren Sinne nur bedingt mit dem Bedürfnisfeld Ernährung in Verbindung zu 
bringen, denn ein Lebensmittel (als Produkt) kann nicht geteilt werden. Unter der Perspekti-
ve der Vermeidung von Lebensmittelabfällen und dem systematischen Zugang zu nicht 
mehr verkäuflichen Lebensmitteln lässt sich Foodsharing vor allem unter soziokulturellem 
Potenzial der Alternativen Ökonomie zuordnen.  

 

5.3.3.1 Beschreibung 
Beim Foodsharing werden Lebensmittel weitergegeben, die noch verzehrbar sind, aber im 
Handel nicht mehr verkauft werden (Mindesthaltbarkeitsdatum: wenn der Verkäufer abgelau-
fene Produkte für unbedenklich hält, darf er sie weiterhin verkaufen)58 oder von Privatperso-
nen nicht aufgebraucht werden. Auf diese Weise kann die Lebensmittelverschwendung in 
Haushalten und im Handel verringert werden.   

Die deutschlandweit größte Initiative dieser Art, Foodsharing e.V., organisiert sich über die 
Internetplattform foodsharing.de. Der Verein ist nicht kommerziell, Lebensmittel werden von 
ehrenamtlichen sogenannten „Foodsavern“ gerettet und anderen BürgerInnen kostenlos zur 
Verfügung gestellt, oder aber direkt von Privatpersonen abgegeben, die auf der Plattform 
eine Meldung hinterlassen (Rombach 2015: 2, zit. nach Lubeck 2014).  

Angehende Foodsaver müssen zunächst online einen Test bestehen und anschließend ge-
schult werden, bevor sie Lebensmittel bei Betrieben wie Supermärkten abholen dürfen. Es 
handelt sich hierbei beispielsweise um Produkte, deren Mindesthaltbarkeitsdatum (bald) 
erreicht ist, oder deren Verpackung beschädigt ist, sodass sie nicht mehr verkauft werden. 
Diese werden dann entweder direkt weitergegeben, oder in sogenannte „Fairteiler“ gebracht: 
meist Schränke, Regale oder Kühlschränke, die öffentlich zugänglich sind. Zur Koordination 
der Foodsaver werden BotschafterInnen ausgebildet (Foodsharing e.V. o.J. a). Außerdem 
sind aktuelle Informationen zu bereitstehenden Lebensmitteln öffentlich online einsehbar. 

 

5.3.3.2 Relevante Akteurinnen 
Bundesweites Organisationsteam / Foodsharing e.V. 

Das bundesweite Organisationsteam besteht aus 30 Mitgliedern, die an der Vereinsentwick-
lung mitarbeiten, darunter Gründungsmitglieder, Vorstand und BotschafterInnen für ver-
schiedene Regionen. Sie verwalten die Plattform foodsharing.de, stehen den Foodsavern 

                                                
58 Mindesthaltbarkeitsdatum (MHD). "Die Interviews haben gezeigt, dass das MHD und die vom Handel geforder-
te MHD-Restlaufzeit, neben seiner ursprünglichen Funktion in der Qualitätssicherung, von den Unternehmen als 
Organisationsinstrument für die Mengensteuerung und als Marketinginstrument verwendet werden. Damit führt 
die  MHD/MHD-Restlaufzeit als Instrument der Mengensteuerung zur Erhöhung von Lebensmittelabfällen auf 
verschiedenen Stufen der Wertschöpfungskette" (Verbaucherzentrale NRW / Institut für nachhaltige Ernährung / 
trifolium Beratungsgesellschaft 2012, S. X) 
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als Ansprechpartner in ihren jeweiligen Aufgabenbereichen zur Verfügung und entwickeln 
den Verein stetig weiter (Foodsharing e.V. o.J. e).  

Registrierte Foodsaver 

Deutschlandweit sind bei Foodsharing über 20 000 Foodsaver registriert (Foodsharing e.V. 
o.J. b, Stand 14.11.16). Diese sind Privatpersonen, die nach einem Test und einer Einarbei-
tungsphase Lebensmittel bei Betrieben abholen und anderen zur Verfügung stellen. Sie 
können außerdem eigene Lebensmittel, die sie selber nicht aufbrauchen, auf der Plattform 
foodsharing.de anbieten, sodass sie jemand abholen und konsumieren kann. 

BotschafterInnen 

Diese Akteursgruppe ist für die Koordination von Foodsavern vor Ort zuständig, das heißt in 
Städten, Regionen oder Bundesländern (Foodsharing e.V. o.J. b). Sie stellen die Ausweise 
für neue Foodsaver aus, organisieren Treffen und helfen dabei, neue Kooperationen mit 
Betrieben zu ermöglichen (Lebensmittel Retten Wiki o.J. a). 

Kooperierende Betriebe 

Laut eigenen Angaben kooperieren 2 920 Betriebe mit Foodsharing e.V. (Foodsharing e.V. 
o. J. b). Diese geben Lebensmittel, die sie nicht mehr verkaufen und sonst entsorgen wür-
den zu fest vereinbarten Terminen an die Foodsaver weiter. Abhängig von der Größe des 
Betriebs werden sie von bestimmten Foodsavern, den Betriebsverantwortlichen, oder von 
BotschafterInnen akquiriert (Lebensmittel Retten Wiki o.J. b). 

Partner 

Auf seiner Homepage gibt der Verein 30 Unternehmen und Dienstleister an, mit denen er 
zusammenarbeitet. Sie unterstützen Foodsharing e.V. beispielsweise durch die Teilnahme 
am Crowdfunding, juristische Beratung oder die Bereitstellung eines Servers für die Online-
Plattform (Foodsharing e.V. o.J. f). 

 

5.3.3.3 Trendentwicklung in Deutschland und in NRW 
Foodsharing e.V. wurde 2012 in Köln gegründet: Zunächst gab es ab September die Face-
bookgruppe Foodsharing, in der über die Idee und aktuelle Entwicklungen informiert wurde. 
Mithilfe einer Crowdfunding-Kampagne konnte die Online-Plattform foodsharing.de entwi-
ckelt werden, die am 12.12.2012 freigeschaltet wurde (Ganglbauer et al. 2014, S. 913). Ein 
ehrenamtliches Team wirkte an der Idee und Umsetzung mit. Hier ist vor allem der Regis-
seur und Produzent Valentin Thurn zu nennen, der sich mit der Lebensmittelverschwendung 
bereits in seinem Film „Taste the Waste“ auseinandersetzte und daran anknüpfend den 
Verein mit gründete (ebd.). Heute ist er Mitgründer des Ernährungsrates Köln.  

Die Idee der Reduktion von Lebensmittelabfällen traf bereits auf viel Zustimmung und konn-
te diese durch das Schaffen von Bewusstsein bei einem breiteren Personenkreis erzielen. 
Zum einen gab es schon im Vorfeld Unterstützung durch Crowdfunding und durch einzelne 
Unternehmen wie die Biocompany, die schon vor der Gründung ihre Zusammenarbeit ga-
rantierten. Zum anderen haben sich seit der Initiierung der Plattform immer mehr BürgerIn-
nen registriert und wirken aktiv an der Verteilung von Produkten mit, wie die oben genannten 
Zahlen von über 20 000 Foodsavern zeigen (Foodsharing e.V. o.J. b, Stand 14.11.16). Dazu 
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haben unter anderem die Berichterstattung und die Vernetzung in sozialen Netzwerken bei-
getragen. Ganglbauer et al. berichten in ihrer Analyse des Netzwerks, dass schon 2014 17 
Mal im Fernsehen über Foodsharing berichtet wurde (darunter auch in den Hauptnachrich-
tensendungen der drei größten deutschen Sender), sowie in zahlreichen Zeitungen, im Ra-
dio und in Blogs (2014, S. 916). Interessierte BürgerInnen informierten sich darüber hinaus 
auf der Homepage sowie der Facebook-Seite des Vereins. Eine Vernetzung unter Mitglie-
dern mit gegenseitiger Hilfestellung und der Unterstützung durch den bundesweiten Verein 
ermöglichten die Verbreitung des Konzepts und die Gründung lokaler Gemeinschaften zur 
Lebensmittelrettung. Hier zeigt sich die Rolle des Engagements Einzelner, aber gleichzeitig 
die der institutionellen Rahmungbedingungen durch den Verein (ebd.).  

Abschätzungen für das Land NRW haben für das Jahr 2009 auf ein Lebensmittelabfallauf-
kommen von ca. 2,49 Mio. t/a ermittelt, das entspricht ca. 16% der Gesamtsumme an ange-
bauten Lebensmitteln (Verbaucherzentrale NRW/Institut für nachhaltige Ernährung/trifolium 
Beratungsgesellschaft 2012, S. 89). Diese als Mindestannahme ermittelte Summe bedeutet 
ein durchschnittliches Aufkommen von 139 kg/(Person·a). Der Großteil der Abfälle entsteht 
dabei in den Haushalten (1,23 Mio. t/a) und bei der Weiterverarbeitung tierischer Produkte 
(684 000 t/a). Im Handel entstehen ca. 68 000 t/a. (ebd.) 

Die Studie (Verbaucherzentrale NRW/Institut für nachhaltige Ernährung/trifolium Beratungs-
gesellschaft 2012) hat die Einflussfaktoren u.a. für das Aufkommen in Haushalten näher 
untersucht und schlussfolgert, "dass die Art und Menge der in Haushalten anfallenden Le-
bensmittelreste eine Funktion unterschiedlicher externer und interner Einflussfaktoren [ist], 
wie beispielsweise den verfügbaren Produkten, dem Lebensumfeld, den Bedürfnissen, Fä-
higkeiten, Ressourcen, aber auch der Bereitschaft sich persönlich einzusetzen ist. Entspre-
chend sind vielfältige Maßnahmen nötig, um an allen möglichen Stellschrauben zu drehen 
und so die in Haushalten anfallenden Lebensmittelreste zu minimieren." (Verbaucherzentra-
le NRW/Institut für nachhaltige Ernährung/trifolium Beratungsgesellschaft (2012), S. XII) 

Nach eigenenen Angaben retteten die ehrenamtlichen Foodsaver seit 2012 über 6 000 Ton-
nen Lebensmittel in circa 440 000 Einsätzen (Foodsharing e.V. o.J. b, Stand 14.11.16). Die 
Zahl der kooperierenden Betriebe liegt bei gut 3 000. Wissenschaftliche Prognosen zur künf-
tigen Entwicklung dieser Zahlen liegen zurzeit nicht vor. Allerdings lassen die oben genann-
te Vernetzung und die Gründung neuer Standorte auf ein Steigerungspotenzial schließen, 
auch unter Berücksichtigung der nach wie vor großen Anzahl an Lebensmittelbetrieben, die 
ihre Produkte nicht weitergeben, sondern wegwerfen. Mit den in der Studie (Verbaucher-
zentrale NRW/Institut für nachhaltige Ernährung/trifolium Beratungsgesellschaft 2012) ermit-
telten Größenordnungen, scheinen die Lebensmittelabfälle in den Haushalten und der Vor-
kette eine höhere Relevanz zu haben, als die aus dem Handel.  

Entscheidend für die weitere Entwicklung von Foodsharing könnte auch der weitere Verlauf 
der aktuellen Problematik in Berlin sein: Das dortige Gesundheitsamt stuft die Fairteiler als 
Lebensmittelbetriebe ein, sodass sich die Auflagen ändern. Die dadurch erforderliche stän-
dige Überprüfung und Dokumentation der Lebensmittel in Fairteilern lässt sich auf ehren-
amtlicher Basis nicht umsetzen, sodass die Fairteiler geschlossen werden müssen, wenn es 
nicht zur Abänderung kommt (Foodsharing e.V. o.J. d). Zwar ist Berlin zurzeit die einzige 
Stadt, in der Fairteiler als Gesundheitsbetriebe eingestuft werden. Jedoch wirken sich die 
Bedenken auch auf Orte in NRW aus. Ein Essener Fairteiler schloss nach Angaben der 
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Nachrichtenseite derwesten.de aus Angst vor möglicherweise fälligen Strafen, wie sie durch 
die Änderung in Berlin anfallen könnten (Kunte 2016).  

 

5.3.3.4 Good Practices 
Foodsharing Köln 

Köln hat deutschlandweit die zweitgrößte Foodsharing-Gemeinschaft. Die Facebookgruppe 
zählt über 6 500 Mitglieder und auf der Seite foodsharing.de lassen sich 14 Fairteiler erken-
nen (https://www.facebook.com/groups/554467381319746/ abgerufen am 15.09.16). Laut 
Statistik des Vereins haben Kölner Foodsaver bislang 875 045 kg Lebensmittel gerettet, was 
16% der Gesamtmasse entspricht (Foodsharing e.V. o.J. b). 

Foodsharing Dortmund 

Seit 2014 gibt es in Dortmund eine lokale Foodsharing-Gruppe. Im November 2016 gab es 
laut Angaben eines Mitglieds und Workshopteilnehmers 231 registrierte Foodsaver in Dort-
mund. Diese konnten bis zu dem Zeitpunkt in 1 805 Einsätzen 54 288 kg Lebensmittel ret-
ten. (Email vom 09.11.16). Es wurden vier Fairteiler eingerichtet, wovon zwei über Kühl-
schränke verfügen, sodass eine breite Palette an Lebensmitteln geteilt werden kann (Krispin 
2016). Nach eigenen Angaben in der Dortmunder Foodsharing Facebookgruppe gibt es 
darüber hinaus zwei mobile Fairteiler.  

Foodsharing Bochum 

In Bochum gibt es ebenfalls eine Facebookgruppe für Privatpersonen, die Lebensmittel tei-
len möchten. Laut dieser Gruppe, die 1.117 Mitglieder hat, gibt es jeden zweiten Samstag im 
Monat ein Treffen. Außerdem wurde ein Fairteiler eingerichtet und jede/r kann Lebensmittel 
anbieten oder bei jemanden abholen 
(https://www.facebook.com/groups/643143902441900/?fref=ts abgerufen am 15.09.16). 
Darüber gibt es eine öffentliche Seite von Foodsharing Bochum, auf der neben Informatio-
nen darüber, wo gerade welche Produkte geteilt werden, auch Veranstaltungen angekündigt 
werden. Es wird deutlich, dass sich Mitglieder auch für andere politische und gesellschaftli-
che Themen einsetzen, da sie darüber bei Facebook Artikel teilen und kommentieren sowie 
als Foodsharing-Gruppe an Veranstaltungen teilnehmen 
(https://www.facebook.com/foodsharingbo/ abgerufen am 15.09.16). 

 

5.3.3.5 Nachhaltigkeitsbewertung 
Laut WWF entstehen pro Jahr in Deutschland 9,6 Mio. Tonnen vermeidbare Lebensmittelab-
fälle in Bereichen, die von Foodsharing abgedeckt werden können: Verteilungsverluste im 
Groß- und Einzelhandel, GroßverbraucherInnen und EndverbraucherInnen (2015, S. 7). Das 
Potenzial zur Verringerung von Abfällen ist dementsprechend groß. Auf der Homepage gibt 
foodsharing.de stetig aktuelle Zahlen über die Menge an "geretteten" Produkten an. So wur-
den bis September 2016 insgesamt 5 600 Tonnen abgeholt und verteilt. Die steigende Zahl 
an Betrieben, die ihre nicht mehr verkäuflichen Produkte an Foodsaver abgeben spricht 
ebenfalls für eine steigende Nutzung der Verteilungsstrukturen (Foodsharing e.V., o.J. b, 
Stand 13.09.16). Es besteht das ökologische Potenzial der Verringerung des Ressourcen-
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verbrauchs, wenn die Personen, die geteilte Lebensmittel konsumieren, dafür weniger Pro-
dukte einkaufen. Eingeschränkt ist das ökologische Potenzial insofern, als Foodsharing nur 
bestimmte Bereiche der Lebensmittelwertschöpfungskette erreicht und die Versorgung keine 
alternativen Ernährungsprodukte bzw. -stile vorsieht. Das ökologische Transformations-
potenzial ist dadurch gegeben, dass zu den erheblichen Mengen an bereits geretteten Le-
bensmitteln sich, in Anbetracht der jährlich anfallenden Abfallmenge, künftig weitere Einspa-
rungen ergeben. Durch die oben genannten steigenden Zahlen und die schnelle Verbreitung 
der Initiative binnen vier Jahren ist die aktuelle Wachstumsphase eindeutig gegeben. 

Die Tätigkeiten des Netzwerks bieten neben der Verringerung überflüssiger Abfälle auch ein 
sozio-kulturelles Transformationspotenzial. So haben bedürftige Menschen hier die Mög-
lichkeit, sich mit Lebensmitteln zu versorgen, ohne ihre Bedürftigkeit zu offenbaren. Gerade 
bei einem stigmatisierten Thema wie diesem kann es eine niedrigschwellige Versorgungsal-
ternative sein. Darüber hinaus führt die mediale Präsenz des Netzwerks dazu, dass mehr 
Menschen auf die Problematik der Lebensmittelverschwendung aufmerksam werden und 
sich unter Umständen mit Lösungsstrategien beschäftigen. Auf der Facebook-Seite des 
Vereins ist dieser Trend deutlich erkennbar. Laut einer Studie von Ganglbauer et al. disku-
tieren Menschen dort teils über die Abfall-Thematik, teils auch über andere Facetten nach-
haltigen Lebens und Wirtschaftens wie Hunger, genmanipulierte Gewächse, Verpackung 
und weitere Aspekte (Ganglbauer et al. 2015, S. 918). Ihre Untersuchung deutet darauf hin, 
dass Berichte über Foodsharing aber auch die Teilhabe an diesem Netzwerk das Bewusst-
sein für die Relevanz von Nachhaltigkeit stärken. Zudem wird von einer motivierenden Wir-
kung der Alternativen Ökonomie sowie der Vernetzung Gleichgesinnter berichtet (Gangl-
bauer et al 2015, S. 919). Auch über die Grenzen der Wirkung des Lebensmittelrettens dis-
kutiert das Netzwerk. So ist das Potenzial der Abfallreduktion auf den Teil der Wertschöp-
fungskette ab der Verteilung durch einen Lebensmittelbetrieb beschränkt.  

Durch seine mediale Repräsentation, mittlerweile zahlreicher Foodsaver und nicht zuletzt 
durch die Unterstützung von Unternehmen und Dienstleistern hat Foodsharing einen gewis-
sen Grad an politischer Durchsetzungskraft erreicht. Allerdings zeigen aktuelle Schwie-
rigkeiten mit dem Gesundheitsamt in Berlin, dass hier weiterer Bedarf bzgl. der Rechtssi-
cherheit besteht, der von ehrenamtlicher Seite schwer zu leisten ist. 

Zusammengefasst zeichnet sich Foodsharing zurzeit durch verschiedene Beiträge zur 
nachhaltigen Entwicklung aus: Weniger noch genießbare Produkte werden verschwendet; 
Bedürftige und Andere können davon profitieren; BürgerInnen überdenken ihr Konsumver-
halten und werden zur Auseinandersetzung mit Nachhaltigkeit motiviert; Aktive Menschen 
finden eine Vernetzungsplattform mit möglicherweise weiterem Transformationspotenzial. 
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5.3.3.6 Handlungsbedarf für das Land NRW 
Es lassen sich für das Land NRW die folgenden zentralen Handlungsempfehlungen ablei-
ten: 

Das Land NRW sollte Rechtssicherheit schaffen für Foodsaver & Fairteilerorte durch 
offizielle Definitionen und Klärung der Haftungsfrage. Bislang ist die Haftungsfrage für 
eventuell entstehende Krankheiten durch verdorbene Lebensmittel nicht geklärt. Dies be-
deutet ein Risiko für Foodsaver und diejenigen, die Standorte für Fairteiler bereitstellen, und 
macht dadurch die Suche nach Fairteiler-Orten schwierig. Daher sollten Fairteiler einen offi-
ziellen Status erhalten, der sie nicht als Lebensmittelbetrieb einstuft, sondern die Eigenver-
antwortung der Konsumierenden beinhaltet. Darüber hinaus sollte die Landesregierung mit 
AkteurInnen eine Regelung entwickeln, in der eindeutig bestimmt ist, an welchen Standorten 
Fairteiler stehen dürfen (privater, öffentlicher oder gewerblicher Raum). Darüber hinaus ist 
eine planerische/bauliche Maßnahme wie die gezielte Bereitstellung geeigneter Räume 
denkbar. 

Das Land NRW sollte allgemeine Regelungen zur Reduktion von Lebensmittelver-
schwendung im Lebensmitteleinzelhandel schaffen (Maßnahmen-Portfolio z.B. Haltbar-
keit, Entsorgung, Angebot & Kennzeichnung im Lebensmitteleinzelhandel, finanzielle Anrei-
ze). Neben der Unterstützung von Foodsharing kam von Teilnehmenden des Praxis-
workshops das dahinter stehende Anliegen der Abfallreduktion im Allgemeinen auf. Ziel des 
Landes NRW sollte also langfristig sein, dass Initiativen wie Foodsharing nicht nötig sind, 
weil im Lebensmitteleinzelhandel (LEH), in der Außer-Haus-Gastronomie (AHG) und in den 
Privathaushalten kaum Abfälle anfallen. Dafür sollte sich das Land NRW mit verschiedenen 
Maßnahmen einsetzen: Erstens sollte eine gesetzliche Regelung für den Lebensmittelein-
zelhandel eingeführt werden, die es verbietet, genießbare Lebensmittel wegzuwerfen (wie 
zum Beispiel in den Ländern Frankreich und Dänemark, die ein solches Verbot bereits ein-
geführt haben), sodass Supermärkte ihre Einkaufsplanung anpassen müssen und alle Le-
bensmittelgeschäfte Kooperationen mit der Tafel, Foodsharing oder anderen Einrichtungen 
eingehen.  

Der zweite Punkt ist ebenfalls eine gesetzliche Maßnahme, die allerdings EU-rechtlich gere-
gelt ist und daher vom Land NRW nur indirekt beeinflusst werden kann. Sie adressiert das 
Mindesthaltbarkeitsdatum, welches im Lebensmitteleinzelhandel dazu führt, dass Lebens-
mittel aus dem Handel genommen werden oder garnicht erst vermarktet werden, die nicht 
verdorben sind (Verbaucherzentrale NRW/Institut für nachhaltige Ernährung/trifolium Bera-
tungsgesellschaft 2012). Das Land NRW sollte bei der EU darauf hingewirken, dass zwi-
schen leicht verderblichen und lang haltbaren Produkten unterschieden wird und dass bei 
allen nicht leicht verderblichen Produkten EU-rechtlich das Mindesthaltbarkeitsdatum nicht 
mehr angegeben werden muss.  

Drittens wurde auf dem Praxisworkshop der Verkauf von Brot auf Kommission angespro-
chen, durch den Bäckereien nicht verkauftes Brot gegen Geld an die Herstellerbetriebe zu-
rückschicken, anstatt es zum Verzehr weiterzugeben. Das Land NRW sollte ein gesetzliches 
Verbot prüfen, um dem hier bestehenden finanziellen Anreiz zum Lebensmittelabfall entge-
genzuwirken. Darüber hinaus könnten Supermärkte verpflichtet werden, eine Kiste mit redu-
zierten, bald ablaufenden Produkten aufzustellen. Auch eine Kennzeichnungspflicht für den 
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LEH, nach der die Abfallmengen pro Geschäft öffentlich gemacht werden müssen, könnte 
als Steuermechanismus wirken. 

Neben notwendigen Verpflichtungen sollte das Land NRW für den LEH finanzielle Anreize 
schaffen, den Abfall zu reduzieren. Orientiert an einer entsprechenden Regelung in Italien, 
sind beispielsweise steuerliche Vorteile bei der Abfallvermeidung denkbar. 

Das Land NRW sollte Bildung und Öffentlichkeitsarbeit zum nachhaltigen Umgang mit 
Lebensmitteln in Haushalten unterstützen. Dieser Handlungsbereich fokussiert Bildung 
und Öffentlichkeitsarbeit zum nachhaltigen Umgang mit Lebensmitteln und kann daher den 
persuasiven Maßnahmen zugeordnet werden. Zum einen kann Bildung zum Thema Le-
bensmittelverschwendung und nachhaltige Ernährung in Bildungseinrichtungen (z.B. Kin-
dergärten, Grundschulen und weiterführenden Schulen) die oben beschriebene Vision der 
Abfallvermeidung allgemein unterstützen. Durch eine obligatorische Integration dieser The-
men in Curricula inklusive der Förderung der SoLaWi beschriebenen praktischen Erfahrun-
gen mit Natur und Landwirtschaft, kann diese Maßnahme umgesetzt werden. Zum anderen 
sollte das Land NRW gezielt die Bekanntmachung von Foodsharing fördern, durch öffentli-
che Informationskampagnen in Massenmedien und anderen Kommunikationskanälen. Auch 
ältere und konservativere Zielgruppen könnten erreicht werden, wenn dabei die noch teils 
bestehende Einstellung betont wird, dass Lebensmittel grundsätzlich nicht weggeworfen 
werden dürfen. Deutlich gemacht wurde, dass verschiedene Zielgruppen einer unterschied-
lichen Ansprache bedürfen, sodass eine zielgruppenspezifische Kampagne erarbeitet wer-
den sollte.  

Das Land NRW sollte Kooperationen im Ernährungssektor und mit anderen Initiativen 
gezielt fördern (Vernetzung zwischen Betrieben des Ernährungssektors und öffentlichen 
Angeboten wie Obdachlosenschlafstellen). Ein weiterer Handlungsbedarf bezieht sich auf 
die Förderung von Kooperationen zwischen Betrieben des Ernährungssektors (Lebensmitte-
leinzelhandel, Außer-Haus-Gastronomie, Initiativen wie Foodsharing und die Tafel). Das 
Land NRW sollte die Vernetzung unterstützen, indem sie rechtliche Hindernisse wie Verbote 
der Lebensmittelweitergabe/-annahme abbaut, die beispielsweise die Weitergabe von übrig 
gebliebenen Schulkantinenmahlzeiten an Übernachtungsstellen für Obdachlose behindern. 
Auch der zuvor genannte Punkt der Offenlegung von Wertschöpfungsketten und damit mög-
liche Stellen der Abfallvermeidung, sollte dies unterstützen. 

Das Land NRW sollte den Umgang mit Lebensmittelabfällen in die Nachhaltigkeits-
strategie (v.a. nachhaltiger Konsum) systematisch einbetten. In ihrer 2016 verabschie-
deten Nachhaltigkeitsstrategie weist die Landesregierung NRW ausdrücklich auf die nach-
haltige Lebensmittelversorgung als eine der besonderen Herausforderungen für NRW-
spezifische Politik hin. In diesem Zuge wird auch die Lebensmittelverschwendung genannt 
(Landesregierung Nordrhein-Westfalen 2016 a, S. 13). In einer weiteren Veröffentlichung zu 
Nachhaltigkeitsindikatoren nennt die Landesregierung außerdem die Intention, auf einen 
geringeren Ressourcenverbrauch der privaten Haushalte in NRW hinzuarbeiten (Landesre-
gierung Nordrhein-Westfalen 2016 b, S. 49). Weitere grundlegende Maßnahmen zur Schaf-
fung bzw. Verbesserung der Entscheidungsgrundlagen über regionale Versorgungs- und 
Entsorgungssysteme wurden in diesem Zusammenhang auf dem Praxisworkshop themati-
siert. Um regionale Kreislaufwirtschaft zu fördern, ist ein Verständnis der Wertschöpfungs-
ketten zentral. Aufschluss über regional- gruppenspezifische Konsummuster kann zudem 
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der Konsumindikator NRW liefern: Er ermöglicht die Auschlüsselung der Materialverbräuche 
verschiedener Konsumbereiche wie Ernährung und lässt sich an die Maßstabsebene an-
passen (Länderebene, kommunale Ebene) sowie mit weiteren Indikatoren  verknüpfen (z.B. 
CO2-Emissionen).  

 

5.3.3.7 Forschungsbedarf 
Das Einsparpotenzial durch Foodsharing ist bisher anhand allgemeiner Berechnungen der 
anfallenden Abfallmengen vorgenommen worden. Um es genauer zu bestimmen und ein 
Bild vom Diffusionsgrad der Bewegung zu bekommen, ist eine Erhebung zur Anzahl der 
Geschäfte des Lebensmitteleinzelhandels denkbar, die nach wie vor genießbare Lebensmit-
tel entsorgen, anstatt sie weiterzugeben. Auch für die Außer-Haus-Gastronomie ist eine 
Vermeidung von Abfällen wichtig. Da in vielen Fällen die Wertschöpfungskette der verwen-
deten Produkte nicht klar ist, ist auch die Wahl ressourcenärmerer Lebensmittel sowie die 
Vermeidung von Verpackung und Abfällen für Gastronomiebetriebe selten offensichtlich. 
Das Land NRW sollte ein Forschungsprojekt initiieren, das die Wege der Lebensmittel vor 
und nach der Verwendung in der Gastronomie transparent macht und Handlungsoptionen 
für alternative Einkaufs- und Entsorgungsplanung vermittelt. Zudem sollte der wichtige An-
satzpunkt der Haushalte vertieft betrachtet werden und aufbauen auf der Studie "Verringe-
rung von Lebensmittelabfällen – Identifikation von Ursachen und Handlungsoptionen in 
Nordrhein-Westfalen" aus dem Jahr 2012 ein Monitoring aufgebaut werden, um Nachhaltig-
keitspotenziale zu erschließen. Dazu können auch Experimentierräume dienen, die in Form 
von Haushaltsroapdmaps individuelle Maßnahmenpläne zum Zero-Foodwaste-Haushalt 
erstellen. 
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5.4 Übergreifende Handlungs- und Forschungsbedarfe 
Im Folgenden werden Handlungs- und Forschungsbedarfe dargestellt, die sich übergreifend 
für mehrere Alternative Ökonomien im Bedürfnisfeld Ernährung - über die vertieften Beispie-
le Solidarische Landwirtschaft und Direktvermarktung und Foodsharing hinausgehend - als 
relevant herausgestellt haben.  

Das Land NRW sollte solidarisches Wirtschaften stärken, mit dem Ziel der nachhaltigen 
Wirtschaftsform zur Förderung von Stadt-Land Beziehungen sowie zur Stärkung regionaler 
Lebensmittelproduktion und nachhaltiger Flächennutzung. 

Das Land NRW sollte das Produktion-Konsum-System in NRW systemisch betrachten: Be-
dürfnisfeld Ernährung als Querschnittsaufgabe in urbanen und ländlichen Räumen; Bedarf 
eines sektorübergreifenden und interkommunalen Managements; 

Das Land NRW sollte verbesserte Entscheidungsgrundlagen über regionale Versorgungs- 
und Entsorgungssysteme (informations- und wissensbasierte Entscheidungsgrundlagen) zur 
Förderung regionaler Kreislaufwirtschaft und ein entsprechendes Monitoring (wie z.B. durch 
den Konsumindikator NRW) schaffen; 

Dem Leitgedanken folgend, den Erfolg nachhaltiger Ernährungskonzepte zu fördern, um u.a. 
dem Ziel einer 62%igen Einsparung von Ressourcen (siehe 5.1) näher zu kommen, sollte 
das Land NRW Forschungsprojekte fördern, die Erfolgsbedingungen für Alternative Ökono-
mien im Bedürfnisfeld Ernährung ermitteln. Diese ließen sich dann für die weitere Gestal-
tung von alternativen Ernährungskonzepten - auch im Zusammenspiel mit anderen Bedürf-
nisfeldern - anwenden.  

Das Interesse einiger Mitglieder der untersuchten Initiativen an kombinierten gemeinschaftli-
chen Projekten bietet Anlass für eine Verbindung der Nutzen statt Besitzen-Formen in ge-
meinschaftlichen Pilotprojekten. An dieser Stelle sind etwa Wohnformen wie Cohousing und 
Wohngemeinschaften, Roof Top Gardening und Anbindung an Car- und Bikesharingstatio-
nen denkbar. Sowohl im Zielbereich der Energie- und Ressourceneffizienz sind Synergien 
möglich, als auch durch das Zusammenkommen verschiedener engagierter AkteurInnen in 
einem Innovationsraum. Es bietet sich in diesem Zusammenhang an, ein LivingLab (Ent-
wicklung nachhaltiger Produkt-Dienstleistungssysteme) und Reallabore (realweltliche regio-
nalspezifische Weiterentwicklung) einzubinden, die wissenschaftlich begleitet und stets den 
aktuellen Anforderungen entsprechende Impulse geben können. Denn vorhandene Nachhal-
tigkeitspotenziale, gerade in frühen Phasen des Innovationsprozesses (z.B. Lettenmeier et 
al. 2014, Rohn et al. 2014), werden eingeschränkt, da viele Innovationen an unzureichender 
Marktakzeptanz scheitern, und sie aufgrund unerwarteter realer Nutzungsmuster oft nicht 
die ursprünglichen Erwartungen an ihre Nachhaltigkeitswirkungen erfüllen (Peters et al. 
2012, Sorrel et al. 2009, Schrader/Belz 2012). Daher ist es notwendig Innovationen nicht 
direkt in der Realwelt im größeren Maßstab zu implementieren, sondern sie zuvor in einem 
realweltlichen Labor, einem "Living Lab ", zu testen und weiter zu entwickeln. LivingLabs 
verringern dadurch Haftungsrisiken und Probleme der Service-Aufrechterhaltung während 
der Implementierung und tragen zum Vertrauen in Innovationsprozessen bei (Liedtke et al. 
2014, Geibler et al. 2014). Living Labs bieten eine partizipative Plattform zur Entwicklung 
von Lösungen zur Erhöhung der Akzeptanz ressourcenschonender Systeminnovationen 
oder zur Vermeidung von negativen systemischen Auswirkungen auf den Ressourcen- und 
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Energieverbrauch. Beispielsweise werden seit 2015, im Rahmen des aktuellen INNOLAB 
Projektes, Assistenzsysteme für eine verbesserte Mensch-Technik-Interaktion in den drei 
Handlungsfeldern Mobilität, Wohnen und Einkaufen mit dem Living Lab-Ansatz entwickelt.  

Die Analyse der Transformationspotenziale stieß in einigen Punkten bei mehreren Konzep-
ten an Grenzen, die durch weitere Forschungsprojekte überwunden werden könnten. Zum 
gesellschaftlichen Transformationspotenzial sind insbesondere folgende Punkte ungeklärt: 
Die Auswirkung aktiver Teilnahme an Alternativen Ökonomien auf das Konsumverhalten 
und auf gesellschaftliches Nachhaltigkeitsengagement bzw. den erwünschten Effekt der 
Weitergabe des Nachhaltigkeitsgedankens an Dritte.  

Im Rahmen der Untersuchung des Konzepts „Ugly Foods“ wurde ein Punkt der Wertschöp-
fungskette deutlich, an dem enorme Verluste entstehen. Wie groß der Anteil an Obst und 
Gemüse ist, dessen Form, Farbe oder Größe an Normen scheitert, sodass es bereits durch 
LandwirtInnen oder den Lebensmitteleinzelhandel aussortiert wird, bedarf einer genaueren 
Untersuchung. Entsprechende Werte sind aber sowohl von allgemeiner Relevanz für die 
Lebensmittelproduktion als auch für landwirtschaftliche Direktvermarktung und Solidarische 
Landwirtschaft. Denn die Letzeren verkaufen oder konsumieren in der Regel auch Waren 
mit Schönheitsfehlern. In dem Zuge wäre zudem die Akzeptanz von unüblich aussehendem 
Obst und Gemüse in der Bevölkerung interessant, sodass abschätzbar ist, ob und wie eine 
mögliche Verbreitung des Konzepts und eine breite Änderung der Wahrnehmung umsetzbar 
wäre. 

Die Akzeptanz Alternativer Ökonomien ließe sich allerdings auch in einem themenübergrei-
fenden Projekt untersuchen, da sie für alle Konzepte mit relevantem Transformationspoten-
zial ein wichtiges Untersuchungsfeld darstellt. Im Zuge einer Analyse des Diffusionspotenzi-
als sollte neben der aktuellen Akzeptanz untersucht werden, welche Zielgruppe die Alterna-
tiven Ökonomien nutzt, wie die persönlichen und allgemeinem Gründe zur Beteiligung sind, 
sowie welche Faktoren die Verbreitung verhindern und welche sie steigern könnten. Darüber 
hinaus ist insbesondere bei Urban Agriculture und solidarischer Landwirtschaft im stadtna-
hen Bereich zu klären, wie viel Fläche derzeit bewirtschaftet wird und wie viel potenzielle 
Fläche zur Verfügung steht. Die Identifizierung möglicher Flächen könnte mit der Einschät-
zung der Bodenqualität, wie sie bereits im Raumnutzungsplan NRW kartiert ist, kombiniert 
werden. Dem urbanen Flächenmangel steht außerdem das Problem der oft ungeklärten 
Hofnachfolge im ländlichem Raum gegenüber. Gründe und Verbesserungsmöglichkeiten 
könnten ermittelt und eine Flächenstrategie zur Förderung kleinbäuerlicher und nachhaltiger 
Landwirtschaft entwickelt werden. 

Themenübergreifende Forschungslücken fallen ebenfalls im Bereich des Ressourcenein-
sparpotenzials auf. Zwar konnten erste wichtige Annahmen getroffen werden, jedoch fehlen 
in mehreren Fällen genaue Mengenangaben und realistische Szenarien, in denen ökologi-
sche Wirkungen zutreffend oder besonders groß sind. Ein Beispiel dafür ist das ungeklärte 
Mobilitätsverhalten zur Abholung oder zum Einkauf in solidarischer Landwirtschaft, bei Hof-
läden oder in urbanen Gemeinschaftsgärten. Es hat einen entscheidenen Einfluss auf die 
Bewertung des Einflusses regionalen Anbaus auf die Reduktion von Transportwegen für 
Nahrungsmittel.  

Auch die Frage, inwieweit die veränderte Zeitgestaltung durch das Mitwirken an Alternativen 
Ökonomien andere, ressourcenintensivere Beschäftigungen ersetzt, bleibt zu untersuchen. 
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Da Ressourceneffizienzpotenzialsanalysen die gesamte Wertschöpfungskette berücksichti-
gen, müssen insbesondere bei den neueren und individuell unterschiedlichen Alternativen 
Ökonomien Informationen gewonnen werden. Sie umfassen verschiedene Bereiche wie die 
Anbauweise (ökologisch, konventionell), die Materialverwendung, Anbaumengen und Sor-
ten. 
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5.6 Anhang 
5.6.1 Dokumentation der Auswahl der vertieften Beispiele 

Die Auswahl der zu vertiefenden Beispiele fand im Rahmen eines internen Arbeitsworkshops am 21. Juni 2016 am Wuppertal Institut statt.  

  

Ökologisches Potenzial Ökologisches Transforma-
tionspotenzial 

Soziokulturelles Transfor-
mationspotenzial 

Befindet sich im Wachs-
tum 

Hat eine geringe politische 
Durchsetzungskraft und 

ist somit relevanter 
(braucht Unterstützung) 

Grad der Verän-
derung gegen-

über konventio-
nellen Ge-

schäftsmodellen 

Alternative Pro-
teinquellen Fokus 

Insekten 

Insekten bieten hohe Nähr-
werte, benötigen zugleich 
geringe Flächen-, Wasser- 
und Energiemengen und 
können teilweise mithilfe von 
Abfällen gezüchtet werden, 
(verschiedene Bedürfnisse je 
nach Art).  

Großes Potenzial im Futter-
mittelbereich, kann Fisch-
mehl ersetzen. 
Auch für menschliche Ernäh-
rung, Insekten hauptsächlich 
verarbeitet (Patties, Protein-
zusätze...). 

In Viehfutter-Verwendung 
wenig sichtbar. Im direkten 
Konsum aufgrund Ekelge-
fühlen schwer einführbar 
(Insekten). Evtl. Schadstoff-
ablagerungen in den gefüt-
terten Tieren (Wegen Abfall 
als Futterquelle der Insek-
ten?):  Gesundheitsprobleme 
bei Tier und Mensch? 

Ja, jedoch keine Pilotprojek-
te in NRW bekannt. Her-
steller und Händler für Haus-
tierfutter; wenige Restau-
rants und Handel bieten 
Insekten an, keine Insekten-
zucht für die Massentierhal-
tung bzw. direkte menschli-
che Ernährung bekannt. 

Hat (noch) keinen Lobbyver-
band. 

Gering, nah am 
konventionellen 
Absatzmodell. 

Altware 

Groß, jede weiterverkaufte 
Einheit vermeidet Produktion 
(vermeidbare Lebensmittel-
verluste). 

Groß, etwa 1/5 aller Backwa-
ren wird nicht dem Konsum 
zugeführt. 

Mittel, ob es an Bewusstsein 
oder Sparbemühungen liegt 
ist nicht eindeutig. 

Unsicher: Es gibt kein Ver-
zeichnis, keine Anzeichen 
für dynamisches Wachstum. 

Ursache liegt eher in der 
Lebensmittelüberproduktion.  
Generell kann Altware als 
Option hilfreich sein. 

Gering, nah am 
konventionellen 
Absatzmodell mit 
leicht schlechterer 
Produktqualität. 

Balkongärten 

Ersetzt wenig Produktion da 
(fast) nur Kräuter & Gewür-
ze. 

Gering, da nur geringe 
Mengen. 

Gering. Dient eher der Frei-
zeitgestaltung. 

In letzter Zeit sind viele 
Blogs entstanden. 

Hat (noch) keinen Lobbyver-
band (braucht auch kei-
nen...). 

Gering, kein sub-
stanzieller Beitrag 
zur Ernährung. 

Biologische Land-
wirtschaft - Mit-

glieder der Anbau-
verbände  

Verringerung von/ Verzicht 
auf Dünger- und Pestizidein-
satz, Biodiversität...; Poten-
ziale durch lokale Futtermit-
telproduktion. 

Siehe schon umgesetzte 
Mengen und Potenziale der 
weiteren Flächenumstellung. 
Mehrausgaben entziehen 
Konsumpotenzial. 

Gemischt: Muss nicht mit 
Änderung des Konsumver-
haltens einhergehen, kann 
aber erste Aufmerksamkeit 
wecken. 

Leichter und konstanter 
Anstieg. Keine Veränderung 
absehbar. 

Verband BÖLW. Gering, nah am 
konventionellen 
Absatzmodell. 

Foodfunding 

Kommt auf das einzelne 
Projekt an, sehr verschie-
den; geht von konventionell 
bis öko-fair. 

Derzeit keine Massenrele-
vanz absehbar, Crowdfun-
ding generell in Deutschland 
eher unwichtig, kleinere 
Projekte. 

Menschen nehmen ihre 
Nahrungsversorgung mit 
innovativen Projekten in die 
eigene Hand. Muss aber 
nicht öko sein. Potenzial 
ähnlich zu tranformationalen 
Produkten? 

Ja, wenngleich auf niedri-
gem Niveau. 

Kann sich teilweise über die 
Medien Gehör verschaffen. 

Gemischt: Kommt 
auf das einzelne 
Projekt an, sehr 
verschieden. 
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Foodsharing Groß - je nach Standort; Ver-
meidung von Lebensmittel-
verlusten und Verringerung 
des Entsorgungsaufwandes. 
Mangelnde Datengrundlage 
zu Reboundeffekten (Trans-
port, Substitution anderer 
Einkäufe). 

Groß, Wegwerfmengen sind 
hoch. 

Wertschätzung für Lebens-
mittel soll gestärkt werden, 
bedarfsunabhängige und 
dekommodifizierte Vertei-
lung. 

Ja! Kann sich teilweise schon 
über die Medien Gehör 
verschaffen. 
Es gibt ein Foodsharing-
Netzwerk mit deutschland-
weiter Organisation. 

Hoch: Bedarfs- 
und geldunabhän-
gig (dekommodifi-
ziert), kollaborativ. 

Landwirtschaftli-
che Direktvermark-

tung 

Da überwiegend lokal und 
saisonal angeboten wird 
sehr hoch. Reboundeffekt 
durch Anfahrt/Lieferung 
möglich. Kann auch konven-
tionelle LW sein. 

Insbesondere in NRW auf-
grund der Nähe zwischen 
Ballungsgebieten und Höfen 
hoch. Mehrausgaben entzie-
hen Konsumpotenzial. 

Könnte Wertschätzung für 
die Lebensmittel steigern. 
Bringt KundInnen evtl. in 
Kontakt mit neuen und 
unbekannten Sorten, die die 
Bauern direkt präsentieren 
können. Bewusstsein für 
Saisonalität. 

Nicht so stark, wächst lang-
sam. Schon etabliert, er-
reicht deutschlandweit ca. 14 
Mio. Menschen. 

Förderung durch regionale 
Bauernverbände und Land-
wirtschaftskammern: Bei-
spiel: "Landservice" der 
Landwirtschaftskammer 
NRW. 

Gering, nah am 
konventionellen 
Absatzmodell. 

Mundraub.org 

Hoch, geerntetes Obst, 
Nüsse und Kräuter ersetzen 
Kauf. Wenn Streuobstpflege 
durch Erntecamps, dann 
positiv. 

Nicht beliebig skalierbar, 
eher Freizeitaktivität.  

Bewusstsein für Lokalität, 
Saison, kulturelle Wurzeln 
(Sorten, Anbau). 

Wird schon immer betrieben, 
neue Website mit steigenden 
Nutzerzahlen (steigender 
Organisationsgrad, Leitfa-
den, Erntecamps, Sichtbar-
keit). 

Politische Förderung (z.B. 
Wissenschaftsjahr BMBF). 

Gering, kein sub-
stanzieller Beitrag 
zur Ernährung. 

Ökodörfer 

Setzen an vielen Stellen an, 
bei Wohnen, Ernährung, 
Konsum etc. Produzieren 
unter anderem viel Essen 
selbst, ökologisch, saisonal, 
lokal. 

Haben sich seit der Grün-
dungswelle in den 1980-
2000ern (in den Industrie-
nationen) nicht mehr stark 
ausgedehnt. 

Sehr hoher Grad an Be-
wusstsein und Umsetzung, 
allerdings schon "überzeug-
te" Menschen und unklare 
Strahlkraft für Außenstehen-
de. 

Nein. Lokale Ebene wichtig, dort 
sehr verschieden. Globales 
Netzwerk (GEN) vorhanden, 
kooperiert u.a. mit UN (UN 
Best Practice). 

Hoch: Lebensmit-
tel werden durch 
Konsumierende 
selbst produziert, 
veränderte Struk-
tur des Gemein-
wesens. 

Schreber- 
/Kleingärten 

Ja, es gibt Nutzpflanzenan-
bau. Laut Studie des Um-
welt-ministeriums NRW ist 
der Natur- und Umwelt-
schutz den Betreibenden 
wichtig, muss aber nicht 
ökologisch sein.  

Gemischt. In Kleingarten-
struktur geringes Potenzial 
zu größeren Erträgen. Eher 
wenn gemeinsame "Anbau-
flächen" ausgeschrieben 
würden. 

Kann Wertschätzung für 
Lebensmittel steigern und 
Selbstwirksamkeitserfahrun-
gen bringen. Mehr zur 
Selbstentfaltung als zur 
gesellschaftlichen Transfor-
mation geeignet. 

Stagniert. Anstehender 
Generationenwechsel, ver-
mutlich regional sehr ver-
schiedene Lage. 

Hat Bundesverband und in 
den letzten Jahren wurden 
durch die Politik viele große 
Untersuchungen unterstützt. 

Gering, kein sub-
stanzieller Beitrag 
zur Ernährung 
aber Tendenz zur 
Prosumption. 

SoLaWi/CSA 

Es können wieder arbeitsin-
tensivere Anbaumethoden 
verwendet werden, Absatz 
wird lokaler. Aber auch 
Reboundeffekte wahrschein-
lich (z.B. Transport). 

Nicht für breite Schichten 
vorstellbar da mit großem 
persönlichem Einsatz ver-
bunden. 

Änderung der Ernährungs-
routinen durch saisonal 
eingeschränktes, lokales 
Angebot. Mit großem per-
sönlichen Einsatz verbun-
den. Hat Strahlkraft an 
Umfeld da man sich grund-
sätzlich mit der Nahrungs-
versorgung auseinander-
setzt. 

Derzeit bestehen ca. 100 
Betriebe, ca. 100 weitere 
sind in Planung. 13 SoLaWis 
aus NRW bekannt. 

Keine mit Bio- oder Landw. 
Direktverm. vergleichbare 
Lobbymacht, jedoch Bottom-
up organisierte deutsche und 
europäische Zusammen-
schlüsse. 

Hoch: Lebensmit-
tel werden durch 
Konsumierende 
selbst produziert, 
Dekommodifikati-
ons- und Prosump-
tionstendenzen. 
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"Ugly" Foods Entspricht ästhetisch nicht 
dem Standard, aber essbar. 
Jedes gerettete Lebensmittel 
verringert tendenziell Pro-
duktion. 

Unsicher. Kommt wohl aufs 
Lebensmittel an, bei Karot-
ten und Gurken hoch? Wer-
den Innereien als "ugly 
meat" gesehen? 

Gemischt: zeigt uns was wir 
alles wegwerfen (Kampag-
nen/Presse). Bringt aber 
keinen grundsätzlich ande-
ren Anbau oder Konsum-
mus-ter. Am POS keine 
Änderungen erwartbar, wenn 
nicht direkt kommuniziert 
wird.  

In Deutschland nicht so sehr, 
Frankreich und Italien haben 
mit Wegschmeißverboten 
interveniert. 

Nur gelegentlich über Medi-
en. 

Gering, nah am 
konventionellen 
Absatzmodell. 

Urban Gardening 

Lokal, saisonal, zeit-/ ar-
beitsintensiv, ökologisch, gut 
für Artenvielfalt. 

Erntemengen in Relation zu 
Platz sehr gering. Platz in 
Städten Mangelware. 

Bewusstseinsschaffung, 
offen für alle Besucher, insb. 
Besuch durch Schulklassen 
etc. Aber auch  Freizeitbe-
schäftigung, hat nicht 
zwangsläufig Auswirkungen 
auf das Ernährungsverhal-
ten. 

Ja. Nein. Bottom-up Initiativen 
ohne Verbandsstrukturen. 

Hoch: Lebensmit-
tel werden durch 
Konsumierende 
selbst produziert. 
Dekommodifikati-
ons- und Prosump-
tionstendenzen. 
Derzeit aber kein 
relevanter Beitrag 
zur Ernährung 

Legende: 

  besteht 

  besteht teilweise 

  besteht nicht 



Alternative Ökonomien Wohnen/Energie 

Wuppertal Institut – Mai 2017 191 

6 Alternativen Ökonomien im Bedürfnisfeld Wohnen/Energie  

6.1 Einleitung 
Im Rahmen des Forschungsvorhabens „Analyse von Ansätzen der Alternativen Ökonomie: 
Nachhaltigkeitswirkungen und Handlungsbedarf für die Landespolitik NRW – Explorative 
Analyse“ werden im hier vorgelegten Kapitel 6 die Ergebnisse einer vertiefenden Analyse in 
den Bedürfnisfeldern Wohnen und Energie dargestellt.  

Nordrhein-Westfalen ist das „Energieland Nummer 1“ in Deutschland. Rund ein Drittel der 
deutschen Energieproduktion findet in Nordrhein-Westfalen statt und das Land ist damit 
auch für mehr als ein Drittel der Emissionen in Deutschland verantwortlich (MKULNV 2017).  

Darüber hinaus ist Nordrhein-Westfalen einer der bedeutendsten urbanen Ballungsräume in 
Europa, dabei teils städtisch teils ländlich geprägt. Leerstand einerseits und hohe Mieten 
andererseits sind in vielen Kommunen Nordrhein-Westfalens ein Problem. Hinzu kommen 
die Herausforderungen des Modernisierungsbedarfs im Gebäudebestand und die – regional 
sehr unterschiedlichen – Folgen des demografischen Wandels für den Wohnungsmarkt.  

Damit stellt das Bedürfnisfeld Wohnen/Energie für Alternative Ökonomien ein Handlungsfeld 
mit besonderem Potenzial einerseits und dringlichem Handlungsbedarf andererseits dar.  

Beispielhaft wurden für das Bedürfnisfeld gemeinschaftliche Wohnkonzepte und Energiege-
nossenschaften untersucht.  

Diese Beispiele wurden ausgewählt, weil sie Kennzeichen sowohl von Gemeinwohlökono-
mie (wie Erhöhung sozialer und ökologischer Verantwortung) als auch von Resilienz / Regi-
onalökonomie (wie Stärkung der Anpassungsfähigkeit und Stabilität in Krisen) von Regionen 
und Unternehmen aufweisen. Zudem können durch gemeinschaftliche Wohnkonzepte Le-
bensqualität und Gemeinschaft und durch Energiegenossenschaften die regionale Wert-
schöpfung gefördert sowie zusätzlich vielfältige positive ökologische Wirkungen abgeleitet 
werden. 

Ein besonderer Fokus wurde außerdem auf Kooperationen von Wohnungsunternehmen und 
Energiegenossenschaften gelegt. Zu diesem Schwerpunkt veranstaltete das Wuppertal 
Institut am 18. November 2016 einen halbtägigen Workshop, um mögliche Hemmnisse und 
Konflikte sowie Handlungsbedarfe zur Unterstützung nachhaltiger Kooperationen von Woh-
nungsunternehmen und Energiegenossenschaften mit ausgewählten ExpertInnen zu disku-
tieren. In der Vorbereitung zu diesem Workshop fand ein Experteninterview mit Dr. Burghard 
Flieger, Vorstand und wissenschaftlicher Leiter der innova eG Entwicklungspartnerschaft für 
Selbsthilfegenossenschaften statt. Anregungen der ExpertInnen werden im vorgelegten Be-
richt aufgegriffen, für den Workshop zugesandte Anregungen und die Dokumentation des 
Interviews sind im Anhang beigefügt.  
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6.2 Beispiel 1: Gemeinschaftliche Wohnformen 
Die Flächeninanspruchnahme für Siedlungs- und Verkehrsfläche in NRW liegt im jährlichen 
Mittel bei knapp 10 Hektar pro Tag. Dies geht überwiegend zu Lasten landwirtschaftlich ge-
nutzter Flächen (LANUV 2016). Ziel der Landesregierung ist es, den Flächenverbrauch bis 
zum Jahr 2020 auf fünf Hektar pro Tag und langfristig auf „Netto-Null“ zu senken (Landesre-
gierung NRW 2016, S. 61). Die Frage, wo und wie zukünftig Wohnraum geschaffen wird, 
spielt bei der Erreichung dieser Ziele eine nicht unerhebliche Rolle. Dies wird schnell deut-
lich, wenn man sich vergegenwärtigt, dass die Wohnfläche pro Person von 2006 bis 2015 
von ca. 39 m2 auf knapp 43,5 m2 zugenommen hat und selbst Kommunen mit abnehmender 
Einwohnerzahl und teilweise relativ hohen Leerständen Neubauflächen ausweisen. Eine 
Möglichkeit, die fortschreitende Flächeninanspruchnahme für das Wohnen zu reduzieren, ist 
die Schaffung gemeinschaftlicher Wohnprojekte, da die Wohnfläche pro Person in Gebäu-
den mit mehreren Wohneinheiten und in Anlagen mit gemeinschaftlich genutzten Flächen 
und Räumen geringer ist als in Ein- oder Zweifamilienhäusern (IT.NRW 2017).  

Aus Nachhaltigkeitsperspektive ist neben den Umwelt- und Ressourcenaspekten auch aus 
sozialer bzw. gesellschaftlicher Sicht ein sich ändernder Bedarf an Wohnraum festzustellen. 
Dies betrifft insbesondere die zunehmende Anzahl älterer Personen, für die voraussichtlich 
bisher keine ausreichende Zahl an barrierearmen und altengerechten Wohnungen zur Ver-
fügung steht (vgl. hierzu Kapitel 6.2.3).  

 

6.2.1 Entwicklungstendenzen gemeinschaftlicher Wohnformen 

Um sich die Entwicklung gemeinschaftlicher Wohnformen genauer anzusehen, muss zu-
nächst definiert werden, was unter gemeinschaftlichen – in Abgrenzung zu konventionellen 
– Wohnkonzepten verstanden wird. Wohnen und leben in Gemeinschaft ist so alt wie die 
Menschheit. Historisch gesehen ließe sich demnach feststellen, dass dies die eigentlich 
konventionelle Form des Wohnens ist. Heute allerdings ist das Wohnen stark individualisiert. 
‚Konventionell’ ist somit eher das Wohnen in der (Klein-)Familie, mit dem Partner, der Part-
nerin oder alleine. Seit Anfang der 1960er Jahre ist der Anteil der Einpersonenhaushalte in 
Deutschland von gut 20 auf über 40 Prozent im Jahr 2015 gestiegen und ist damit heute die 
am meisten vertretene Haushaltsgröße. Auch der Anteil von Haushalten mit zwei Personen 
ist in diesem Zeitraum von 26,5 auf 34,2 Prozent gestiegen, Haushalte mit drei oder mehr 
Personen sind anteilig zurückgegangen (Statistisches Bundesamt 2017a). Gemäß den Vo-
rausberechnungen des Statistischen Bundesamtes setzt sich dieser Trend auch in Zukunft 
fort (Statistisches Bundesamt 2017b).  

Im Hinblick auf die Haushalte ist neben der Größe auch die Zusammensetzung relevant. 
Unter gemeinschaftlich wird hier das Zusammenleben von Personen verstanden, die nicht 
einer gemeinsamen Kernfamilie angehören, während als konventionell das Wohnen in der 
Kernfamilie und als Einzelperson definiert wird (vgl. Häußermann 1999). 
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Tabelle 19: Einteilung und Unterscheidung konventioneller und gemeinschaftlicher 
Wohnformen nach Haushalten und Gebäuden 

 Konventionell Gemeinschaftlich 

Haushalte 
Einzelpersonen 

Kernfamilien  

nicht familiär verbundene Personen 

Gebäude 
Einfamilienhaus 

abgeschlossene Wohneinheit 

Räume, Flächen, Einrichtungen für gemein-
schaftliche Nutzungen 

Quelle: Eigene Darstellung 

Neben der Größe und Zusammensetzung der Haushalte lassen sich bei konventionellen 
und gemeinschaftlichen Wohnformen das bauliche beziehungsweise das Nutzungskonzept 
eines oder mehrerer Gebäude unterscheiden. Von baulicher Seite lassen sich Einfamilien-
häuser und andere Gebäude mit in sich abgeschlossenen Wohneinheiten als konventionell 
bezeichnen, in denen sämtliche Versorgungsarbeiten und andere Tätigkeiten, die üblicher-
weise in einem Haushalt stattfinden, ausgeführt werden (können). Gemeinschaftliche Bau-
konzepte dagegen halten Räume, Flächen und andere Angebote für eine gemeinschaftliche 
Nutzung vor. Allerdings können auch Wohneinheiten ursprünglich konventionell geplanter 
Gebäude gemeinschaftlich genutzt werden, etwa durch Wohngemeinschaften, oder Räume, 
Flächen und Gebäude für eine gemeinschaftliche Nutzung eingerichtet werden. 

Und schließlich ließe sich eine gemeinschaftliche Nutzung über die Zeit berücksichtigen, 
also Konzepte, bei denen Räume oder Wohnungen auf begrenzte Zeit zur Nutzung überlas-
sen werden. Im 19. Jahrhundert war das Prinzip der „Schlafgänger“ weit verbreitet (vgl. Ge-
strich 2013), das sind Personen, die sich – etwa im Schichtbetrieb der Zechen – für wenige 
Stunden ein Bett zum Schlafen teilten. Möglichkeiten der Zwischenmiete finden sich auch 
heute noch, wenn auch meist deutlich komfortablere. Im professionalisierten Sinne lassen 
sich Hotels und Gaststätten dazu zählen, es finden sich aber auch vielfältige private Ange-
bote. Seit im Jahr 2008 die Internet-Plattform Airbnb gegründet wurde, auf der Privatperso-
nen ihren Wohnraum zur Zwischennutzung inserieren können, wurde das Angebot weltweit 
von Millionen von Menschen genutzt (Airbnb 2017). Da diese Form der gemeinsamen bzw. 
geteilten Nutzung nicht im eigentlichen Sinne „gemeinschaftlich“, da zeitlich versetzt stattfin-
det, wird sie hier im Folgenden nicht näher betrachtet. 

Tabelle 20: Unterscheidung baulicher und Nutzungskonzepte 

 Bauliches Konzept Nutzungskonzept 

Gemeinschafts-
konzept 

• Wohnheime 
• Gemeinschaftsflächen und -räume (für 

eine spezifische Gruppe oder die All-
gemeinheit) 

• Multifunktionalität 

• gemeinschaftlich genutzte Räume, 
Flächen 

• gemeinschaftliche genutzte Anlagen 
und  Einrichtungen 

• Zwischennutzung, Zwischenmiete 

Quelle: Eigene Darstellung nach Bierwirth/Thomas (2015) 

Die Grenze zwischen konventionellem und gemeinschaftlichem Wohnen ist fließend. Ange-
bote, wie etwa Grünflächen oder Spielplätze, die für eine Mehrzahl einzelner Wohnparteien 
eingerichtet wurden, sind wohl die am weitesten verbreitet Form gemeinschaftlicher Angebo-
te, gefolgt von gemeinschaftlich genutzten Räumen, wie Wasch- und Trockenräume oder 
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Abstellräume für Fahrräder (vgl. ISP, ÖPB 2016, S. 19). Gerade in größeren Siedlungen 
sind solche Angebote häufig zu finden, auch wenn das umgebende Wohnangebot konventi-
onell ausgerichtet ist. Im Folgenden werden darum solche Projekte und Konzepte betrach-
tet, die gezielt über das übliche Nachbarschaftliche hinausgehen. In den letzten Jahren ist 
nach der beschriebenen Individualisierung und Fokussierung auf die (Kern)Familie und die 
deutliche Zunahme an Ein-Personen-Haushalten ein vermehrtes Interesse an solchen ge-
meinschaftlichen Wohnprojekten festzustellen (BBSR 2014, S. 17). Wie groß der Bedarf ist 
und die damit einhergehenden Potenziale sind, lässt sich aufgrund fehlender Erhebungen 
nicht abschätzen. 

 

6.2.2 Geschäftsmodelle 

Im Bereich Wohnen lassen sich die Konzepte Alternativer Ökonomien nicht immer von den 
Wohn- und Lebenskonzepten trennen, die sie finanzieren. Einerseits gibt es eher konventio-
nelle Wohnkonzepte, die im Sinne einer Alternativen Ökonomie (vgl. Kapitel 2) finanziert 
oder unterhalten werden, andererseits gibt es Alternative Wohnformen, die eher konventio-
nell bewirtschaftet werden, wieder andere Beispiele finden sich in alternativen Wohnkonzep-
ten, bei denen sich zugleich Ansätze Alternativer Ökonomien finden lassen.  

Rubik und Hummel (2016) unterscheiden in der Anwendung von Geschäftsmodellen auf 
eine Reihe von Wohnprojekten zwischen denen, die durch professionelle Wohnungsunter-
nehmen bzw. -genossenschaften (Wohnungsunternehmen) und solchen, die durch privates 
Engagement (Wohnungsinitiative) initiiert wurden. Nachhaltigkeit als Geschäftsmodell bzw. 
nachhaltiges Unternehmertum wird dabei so definiert, dass nicht Gewinnmaximierung im 
Vordergrund steht, sondern dass „...Umwelt- oder Sozialziele zum Teil der Kerngeschäftslo-
gik der Organisation“ werden (Rubik/Hummel 2016, S. 12). In beiden Modellen finden sie 
Tendenzen dazu, neue wohnungsbezogene Dienstleistungen in das Geschäftsmodell und 
die Unternehmensstrategie aufzunehmen. Sie kommen dabei zu dem Schluss, dass diese 
Angebote bei den Wohnungsinitiativen „...aus dem Anspruch an Gemeinschaftlichkeit und 
Nachhaltigkeit her[rühren], bei den ... [Wohnungsunternehmen] sind diese eher pragmati-
sche Antworten auf veränderte Bedürfnisse und Anforderungen ihrer bisherigen Bewohne-
rInnen bzw. KundInnen und kommunale Rahmenbedingungen zurückzuführen“ (Ru-
bik/Hummel 2016, S. 33).  

Die Befragung von deutschlandweit 268 Unternehmen, davon 59 Unternehmen aus NRW, 
hinsichtlich bestehender gemeinschaftlicher Wohnangebote ergab, dass das am weitesten 
verbreitete Angebot das Vorhalten von Gästewohnungen ist (104 Nennungen), die bei Be-
darf von BewohnerInnen gebucht werden können. Danach folgen Studierenden-
Wohngemeinschaften und Mehr-Generationen-Wohnen (62 bzw. 50 Nennungen). Einige 
Unternehmen halten auch Angebote für Alten- oder Demenz-Wohngemeinschaften vor (31 
bzw. 23 Nennungen) (ISP, ÖPB 2016, S. 24).  

Die Anzahl gemeinschaftlicher Wohnprojekte in Deutschland insgesamt ist nicht bekannt. 
Die Neugründung von Wohngenossenschaften aber, die oft aus einer gemeinschaftlichen 
Idee für ein Wohnprojekt entstehen, hat seit 2006 deutlich zugenommen (BBSR 2014, S. 
32). Andere Projekte werden als Verein, als GmbH oder in anderen Rechtsformen realisiert. 
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6.2.3 Nachhaltigkeitsbewertung 

In gemeinschaftlichen Wohnformen zeigt sich die Tendenz, dass im Schnitt weniger Wohn-
fläche in Anspruch genommen wird als in vergleichbaren „konventionellen“ Wohnformen. Sie 
können damit einen Beitrag zur Minderung des Flächenverbrauchs leisten. Ob durch die 
Einrichtung gemeinschaftlicher Nutzungen und Räume auch eine Gefahr des Rebounds 
besteht, etwa indem gemeinsame Nutzungen und Flächen eingerichtet werden, die man 
sich alleine nicht einrichten würde, konnte im Rahmen dieser Studie nicht untersucht wer-
den. Eine empirische Untersuchung zu dieser Frage steht bisher aus.  

Ein weiterer ökologischer Aspekt einiger gemeinschaftlicher Wohnprojekte ist, dass sich die 
Bewohnerschaft selbst Auflagen hinsichtlich Umweltschutz und Nachhaltigkeit geben. So 
gibt es etwa im Hunziker Areal in Zürich, einem genossenschaftlichen Gemeinschaftswohn-
projekt für 1.200 Menschen, nur 80 PKW-Stellplätze, dafür aber eine Anbindung an das ört-
liche Car-Sharing-System und Leihfahrräder.  

In sozialer Hinsicht zeigen sich je nach Bewohnerschaft und Organisation der Planungs- und 
Nutzungsphase verschiedene Nachhaltigkeitseffekte. So finden sich verschiedene Beispiele, 
die in der Planungs- und Nutzungsphase die Beteiligung und Meinungen der (zukünftigen) 
BewohnerInnen fördern oder auch fordern. Einerseits kann dies die Gemeinschaft in den 
Projekten stärken und Planungssicherheit geben, wenn es darum geht, Gemeinschaftsein-
richtungen zu schaffen, die zu den Bedürfnissen der Bewohnerschaft passen. Allerdings 
kann das Engagement in der Gemeinschaft oder für eine Nachbarschaft für manche Men-
schen eine Überforderung darstellen, insbesondere, wenn es Voraussetzung für das Woh-
nen in einer Anlage ist.  

Zu den sozialen Aspekten lassen sich auch die Projekte zählen, die – nicht nur aber auch – 
aus der Motivation heraus entstehen, bezahlbaren Wohnraum für weniger gut Verdienende 
zu schaffen. Daneben finden sich aber auch verschiedene Beispiele, in denen Gemein-
schaftsprojekte von einer oder gezielt für eine gut bis sehr gut verdienende Bewohnerschaft 
realisiert werden. Bei solchen Projekten besteht die Gefahr der sozialen Ausgrenzung und 
Gentrifizierung im Quartier. 

Insbesondere im Hinblick auf die Zielgruppe der älteren Personen lässt sich vermuten, dass 
gemeinschaftliche Wohnprojekte einen zukünftigen Bedarf treffen. Gerade älteren Personen 
können sie die Möglichkeit bieten, selbstbestimmt bis ins hohe Alter wohnen zu können, 
ohne sozial isoliert zu sein.  

Auch ökonomische Aspekte zeigen sich u.a. bei der Gruppe der älteren Personen. In einer 
Studie der Bertelsmann-Stiftung zeigt sich, dass sich das Wohnen in Gemeinschaft positiv 
auf die Gesundheit älterer, auch pflegebedürftiger Personen auswirkt und dadurch Ausga-
ben im Pflege- und Krankheitskosten geringer ausfallen. Zudem können entsprechende 
zielgruppenspezifische Angebote das Portfolio von Unternehmen erweitern und so das Ge-
schäftsfeld erweitern. Insbesondere bei Projekten, die gemeinwohlorientiert ausgerichtet 
sind, können die Unternehmen zu einer nachhaltigen Wirtschaftsweise beitragen. 
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6.2.4 Zukünftige Modelle gemeinschaftlicher Wohnformen 

Um zu überlegen, wie zukünftige Modelle gemeinschaftlicher Wohnformen aussehen kön-
nen, stellt sich zunächst die Frage, für wen solche Angebote überhaupt von Interesse sind. 
Brech (1989) unterscheidet Gruppen, die sich für gemeinschaftliches Wohnen entschieden 
haben, nach den jeweiligen Motiven und kommt zu folgender Aufteilung: 

· ökonomische Gründe (günstiger Wohnraum) 

· soziale und psychologische Gründe (Gemeinschaft) 

· politische, ideologische, ökologische, religiöse und ethische Gründe (Zusammenleben 
mit Gleichgesinnten). 

Eine ähnliche Einteilung findet sich bei Ginski/Koller/Schmitt (2012), die die einzelnen Moti-
ve weiter ausdifferenzieren und sie nach dem Umfang von „Wahlfreiheit“ und „Gemein-
schaft“ sortieren. 

Abbildung 15: Cluster von Intentionen und Merkmalen alternativer Wohnformen 

 
Quelle: Ginski/Koller/Schmitt (2012, S. 22) 
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Diese Einteilung zeigt dabei deutlich, dass die Entscheidung für eine gemeinschaftliche 
Wohnform zwar eine bewusste und gewollte sein kann, es können aber auch finanzielle o-
der gesundheitliche Gründe die Entscheidung mehr oder weniger „erzwingen“. Andreas 
Hofer, Mitglied der Geschäftsleitung der Genossenschaft „mehr als wohnen“ in Zürich, die 
auf dem „Hunziker Areal“ ein gemeinschaftliches Wohnprojekt mit 13 Gebäuden realisiert 
hat, schätzt, dass sich von den rund 1.200 BewohnerInnen etwa 200 bewusst für dieses 
Wohnkonzept entschieden haben, um sich in der Gemeinschaft einzubringen und in einer 
aktiven Nachbarschaft zu leben. Der weitaus größere Teil hätte sich, so Hofer, nicht (primär) 
aufgrund der gemeinschaftlichen Wohnkonzepte und -angebote für das Hunziker Areal ent-
schieden. Für viele sei die Suche nach bezahlbarem Wohnraum der ausschlaggebende 
Grund (Hofer 2016). Eine solche Motivationslage findet sich in vielen Städten mit hohem und 
steigendem Mietniveau. 

Ein besonderer Bedarf zeichnet sich zudem in der Gruppe älterer Menschen ab. Die aktuelle 
Vorausberechnung der Bevölkerung in NRW zeigt für 2014, dass die Gruppe ab 65 Jahren-
mit rund 3,6 Millionen einen Anteil von 20,5 Prozent an der Bevölkerung hat. Bis 2040 wer-
den es in dieser Altersgruppe rund 5,1 Millionen sein, die damit einen Anteil von 28,9 Pro-
zent haben werden (IT.NRW 2014). Unter Berücksichtigung der damit steigenden Pflegebe-
darfe und der Verfügbarkeit von altengerechten und barrierearmen Wohnungen ist „der bis-
herige Trend der Singularisierung mit jeweils eigener Wohnung ... beim weitgehend festge-
legten Wohnungsbestand und der absehbaren [sich verschlechternden] Einkommenssituati-
on eines Großteils der Seniorenhaushalte dauerhaft nicht fortsetzbar“ (Pestel Institut 2013, 
S. 28).  

(Zu) große Wohnungen können im Alter eine nicht nur finanzielle sondern auch eine physi-
sche Überforderung darstellen. Eltern, die nach dem Auszug der Kinder in der Wohnung 
oder dem Haus verbleiben oder wohlhabende Personen, die sich großzügige Wohnungen 
leisten können, sind mit abnehmender körperlicher Belastbarkeit nicht selten mit Instandhal-
tung und Hausarbeit überfordert (BMVBS 2011, S. 31).  

Der Wunsch nach einem selbstbestimmten Leben im Alter ist dabei nach wie vor gegeben. 
Für die Verbindung aus altengerechtem Wohnen, nachbarschaftlicher Gemeinschaft und 
damit einhergehender Sicherheit und gleichzeitiger größtmöglicher Selbständigkeit zeichnet 
sich neben den klassischen Wohnheimen ein steigender Bedarf alternativer gemeinschaftli-
cher Wohnprojekte ab. 

Es steht also bei der Entscheidung für eine gemeinschaftliche Wohnform für viele zunächst 
die Frage nach bezahlbarem Wohnraum im Vordergrund. Ein weiterer wichtiger Aspekt ist 
die soziale Einbindung und die über die üblichen nachbarschaftlichen Beziehungen hinaus 
gehende Gemeinschaft. Für Menschen zwischen 50 und 60 Jahren gesellt sich hierzu vor 
allem das Bedürfnis der „Altersvorsorge“ und der Wunsch, im Alter selbstbestimmt und doch 
gut versorgt wohnen zu können. Und schließlich finden sich jene, die sich aus Gründen der 
Nachhaltigkeit und des Umweltschutzes für das Wohnen in einer Gemeinschaft entscheiden 
– um Flächen und Ressourcen zu sparen und / oder um mit Gleichgesinnten aktiv sein zu 
können. Die verschiedenen Motive und Bedarfe sind nicht singulär vorhanden, sondern 
überlagern sich. Es bleibt aber festzustellen, dass es einen zunehmenden Bedarf an ge-
meinschaftlichen Wohnungsangeboten gibt. Die Vielzahl an Motiven und Zielgruppen macht 
deutlich, dass zukünftige Modelle sehr vielfältig aussehen können. 
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6.2.5 Handlungsempfehlungen an das Land NRW zur Förderung gemeinschaft-
licher Wohnformen 

Die sich abzeichnenden Bedarfe nach gemeinschaftlichen Wohnkonzepten und -projekten 
sind in vielen Städten Nordrhein-Westfalens bereits angekommen. Die WohnBund-Beratung 
NRW hat bereits im Jahr 2005 im Auftrag des Ministeriums für Arbeit, Gesundheit und So-
ziales NRW eine Broschüre über gemeinschaftliche Wohnprojekte für ältere Menschen erar-
beitet (Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales des Landes Nordrhein-Westfalen 
2005). In vielen Städten NRWs finden sich inzwischen gemeinschaftliche Wohnprojekte für 
Ältere, aber auch viele andere Zielgruppen, die von kommunalen oder anderen Wohnungs-
unternehmen, Genossenschaften oder auf privater Initiative umgesetzt wurden. Online-
Plattformen bieten Möglichkeiten der Vernetzung für Interessierte, die eigene Projekte star-
ten wollen oder auch Wohnraum in entsprechenden Projekten suchen. Zur Vor-Ort-Beratung 
hat etwa die Stadt Bonn eine Beratungsstelle für „Innovative Wohnformen“ eingerichtet 
(Stadt Bonn 2016) und Ende 2016 hat sich eine Dachgenossenschaft für Wohn- und Quar-
tiersprojekte in NRW gegründet „mit dem Ziel, die Realisierung gemeinschaftsorientierter 
Projekte für eine soziale Wohnraumversorgung zu fördern“ (StadtBauKultur NRW 2016). 

Dennoch lassen sich weiterer Handlungsbedarf und Möglichkeiten zur Förderung gemein-
schaftlicher Wohnprojekte feststellen: 

Investiv-bauliche Maßnahmen 

• Hinsichtlich der speziellen Zielgruppe älterer Personen stellt das Pestel Institut fest: 
„Es sollte schnellstmöglich über Pilotprojekte ermittelt werden, welche Wohnformen 
mit reduzierter Wohnfläche von den verschiedenen Milieus akzeptiert werden. Ent-
sprechende Pilotprojekte sind von Bund, Ländern und Kommunen zu initiieren und 
auch zu fördern, um belastbare Ergebnisse zu erzielen, bevor die geburtenstarken 
Jahrgänge mit deutlichen Einkommenseinbußen das höhere Alter erreichen“ (Pestel 
Institut 2013, S. 28). 

• Insbesondere im Hinblick auf den Flächenbedarf von Siedlungs- und Verkehrsfläche 
könnten Maßnahmen zur Verringerung von Leerständen auch in Nicht-Wohngebäuden 
entwickelt werden und Nicht-Wohngebäude auf ihre Eignung für eine mögliche Um-
nutzung zu gemeinschaftlichen Wohnprojekten geprüft und Pilotprojekte angestoßen 
und ggf. gefördert werden (vgl. hierzu BBSR 2015). 

Finanzielle Maßnahmen 

• Bei der (vermehrten) Förderung von Projekten ist darauf zu achten, dass insbesondere 
auch Wohnprojekte realisiert werden, die den Bedarf an bezahlbarem Wohnraum de-
cken. 

• Unterstützung privater und ehrenamtlicher Initiativen zur Umsetzung von gemein-
schaftlichen Wohnprojekten etwa indem Immobilien oder Bauland zur Verfügung ge-
stellt werden bzw. der Erwerb ermöglicht wird. 
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Planerische und rechtliche Maßnahmen 

• Planerische und vergaberechtliche Möglichkeiten zur Förderung und Umsetzung von 
gemeinschaftlichen Wohnprojekten nutzen (z.B. bei der Auslobung städtebaulicher 
oder architektonischer Wettbewerbe). 

• Prüfung bestehender gesetzlicher Regelungen auf Möglichkeiten zur Förderung ge-
meinschaftlicher Wohnprojekte bzw. auf mögliche bestehende Hemmnisse (z.B. Lan-
desbauordnung, Wohnraumförderungsbestimmungen). 

Forschungsförderung 

• Ermittlung des Bedarfs von gemeinschaftlichen Wohneinrichtungen für Menschen mit 
besonderen Bedürfnissen (z.B. Demenz-Wohngemeinschaften, Wohngemeinschaften 
für Alleinerziehende, Alten-Wohngemeinschaften, Mehr-Generationen-Wohnen). 

• Forschungsförderung für bessere Kenntnisse hinsichtlich bestehender Bedarfe, Moti-
vationen, Analyse guter ebenso wie gescheiterter Beispiele zur Identifikation von Er-
folgsfaktoren und Hemmnissen. 

Öffentlichkeitsarbeit 

• Öffentlichkeitsarbeit, Informationskampagnen u.ä. zur Verbreitung des Wissens über 
alternative gemeinschaftliche Wohnkonzepte und –projekte. 
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6.3 Beispiel 2: Energiegenossenschaften 
6.3.1 Entwicklungstendenzen bei Energiegenossenschaften 

Bürgerengagement in der Energieversorgung hat in Deutschland eine lange Tradition. 
Schon Ende des 19. Jahrhunderts wurden in ländlichen Regionen Energiegenossenschaften 
gegründet, um Strom zu produzieren oder ein Verteilnetz zu bauen und zu betreiben. Dies 
war notwendig, weil größere Energieunternehmen kein wirtschaftliches Interesse hatten, in 
dünn besiedelten ländlichen Gebieten ein Stromnetz aufzubauen59. Ende des 20. Jahrhun-
derts gab es eine Wiederbelebung genossenschaftlicher Strukturen bei der Energieerzeu-
gung durch die Öffnung der Energiemärkte und die damit verbundene Möglichkeit für Kun-
dInnen, den Stromanbieter zu wählen. 

Entsprechend des Genossenschaftsgesetzes (GenG) § 1, sind Energiegenossenschaften 
definiert als „Gesellschaften von nicht geschlossener Mitgliederzahl, deren Zweck darauf 
gerichtet ist, den Erwerb oder die Wirtschaft ihrer Mitglieder oder deren soziale oder kulturel-
le Belange durch gemeinschaftlichen Geschäftsbetrieb zu fördern.“  

Energiegenossenschaften sind kleine und mittlere Unternehmen, die in den meisten Fällen 
von Privatpersonen getragen werden und lokal oder regional tätig sind. Häufig werden die 
Geschäfte von Ehrenamtlichen geführt (Volz/Richard 2012) und über 80% der Energiege-
nossenschaften sind in der Stromerzeugung tätig. 

Alle Energiegenossenschaften sind nach ihrer Definition im Genossenschaftsgesetz kauf-
männische Unternehmen, die zum Ziel haben, im Interesse ihrer Mitglieder zu handeln. 
Auch die Erzielung von Gewinnen kann das Ziel von Energiegenossenschaften sein. 

Das Potenzial von Energiegenossenschaften ist enorm: Sie erzeugen in Deutschland den 
größten Teil des regenerativ erzeugten Stroms, wie eine Studie im Auftrag der Agentur für 
Erneuerbare Energien (trend:research und Leuphana Universität 2013) zeigt. Außerdem ist 
mit der wachsenden Nutzung Erneuerbarer Energien (insbesondere nach dem Erlass des 
Erneuerbare-Energien-Gesetz im Jahr 2000) die Akteursvielfalt bei der Energieerzeugung 
gewachsen: Jahrzehntelang beherrschten nur wenige große Energieversorger den Markt, 
inzwischen agieren Genossenschaften, LandwirtInnen und Privatpersonen auf dem Ener-
giemarkt. Die Untersuchung kommt zu dem Ergebnis, dass im Jahr 2012 der größte Anteil 
(47%) der installierten Leistung Erneuerbarer Energien nach Eigentümergruppen in 
Deutschland auf so genannte Bürgerenergie entfällt, das entspricht 34 Gigawatt (gesamte 
installierte Leistung Erneuerbarer Energien: 73 Gigawatt)60. Das heißt: Fast die Hälfte aller 
Kapazitäten Erneuerbarer Energien befindet sich in Hand von Einzeleigentümern, Bürger-
energiegenossenschaften und Bürgerbeteiligungen. 

Laut einer Umfrage der Bundesgeschäftsstelle Energiegenossenschaften (DGRV 2015) ha-
ben Energiegenossenschaften in den Jahren von 2006 bis 2014 insgesamt 1,67 Milliarden 
Euro in Erneuerbare Energien investiert und Kapazitäten mit einer Leistung von 933 Mega-
watt errichtet. 

                                                
59 Özgür Yildiz (2014):  Financing renewable energy infrastructures via financing citizen partizipation – The case 
of Germany. Renewable Energy. Elsevier, August 2014 
60 Ohne Pumpspeicher, Offshore-Windkraft, Geothermie und biogenem Anteil aus Abfall 



Alternative Ökonomien Wohnen/Energie 

Wuppertal Institut – Mai 2017 201 

Die Dynamik der Neugründungen von Energiegenossenschaften in Deutschland zeigt die 
folgende Tabelle 21. 

 

Tabelle 21: Anzahl der Neugründungen von Energiegenossenschaften von 2006 bis 
2014 

Jahr 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 
Anzahl der Neu-
gründungen 

9 23 58 132 160 194 183 104 29 

Quelle: Eigene Darstellung nach Müller und Holstenkamp (2015) 

 

In der oben genannten Untersuchung sind die Ergebnisse nicht länderscharf dargestellt. 
Eine Analyse der Agentur für erneuerbare Energien zeigt (AEE 2014), dass NRW nach der 
Anzahl mit 109 Energiegenossenschaften in Deutschland an 4. Stelle steht(nach Bayern, 
Baden-Württemberg und Niedersachsen). 

Es wird deutlich, dass es ab dem Jahr 2006 einen außergewöhnlichen Boom an Neugrün-
dungen von Energiegenossenschaften gab, der bis zum Jahr 2012 angehalten hat (vgl. 
DGRV 2016; Müller und Holstenkamp 2015). In 2012 ist die Anzahl der Neugründungen von 
Energiegenossenschaften leicht rückläufig. Möglicherweise spielt die Novellierung des Er-
neuerbare-Energien-Gesetzes (EEG) im gleichen Jahr hierfür eine Rolle. Wesentlich stärker 
ist ein Rückgang der Neugründungen im Jahr 2013 und ganz besonders im Jahr 2014 zu 
verzeichnen. Die Verabschiedung des Kapitalanlagengesetzbuches (KAGB) am 16.5.2013 
und die weitere Novellierung des EEG am 8.4.2014 haben durch die damit verbundenen 
verschlechterten Rahmenbedingungen (u.a. starke Reduktion der Vergütungssätze bei Pho-
tovoltaik, erschwerter Eigenverbrauch von selbst erzeugtem Solarstrom oberhalb einer Ba-
gatellgrenze, Unklarheit bei der Grünstromvermarktung, Wegfall von Bioenergie als Ge-
schäftsoption, Direktvermarktungspflicht, sehr hohe Investitionsrisiken wegen geplanter 
Ausschreibungsverfahren) für Bürgerbeteiligung zu erheblichen Verunsicherungen von 
Energiegenossenschaften geführt. Dies dürfte die Ursache für den starken Einbruch der 
Gründungsdynamik sein(Müller und Holstenkamp 2015). Dies bestätigen auch zahlreiche 
weitere Veröffentlichungen (z.B. BMBF 2016, DGRV 2015, Energieagentur Rheinland-Pfalz 
2015, Erneuerbare Energien 2016) sowie auch die ExpertInnen, mit denen im Rahmen die-
ses Vorhabens ein Workshop durchgeführt wurde. 

Weil die Förderung von EEG-Anlagen meist auf 20 Jahre angelegt ist, werden Energiege-
nossenschaften trotz dieses Einbruchs auch weiterhin ein Akteur auf dem Energiemarkt 
sein. 

Um allerdings das enorme Potenzial von Energiegenossenschaften für die dezentrale Ener-
giewende auch zukünftig zu nutzen, bedarf es der Flankierung durch geeignete Rahmenbe-
dingungen. 
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6.3.2 Nachhaltigkeitsbewertung 

Ökologisch: Energiegenossenschaften sind ein wesentlicher Akteur bei der Umsetzung der 
Energiewende, da sie durch die Nutzung regenerativer Energien die Abhängigkeit von fossi-
len Ressourcen und damit Emissionen mindern. Zudem hat die Beteiligung an Energiege-
nossenschaften weitere zusätzliche positive Effekte, da BürgerInnen vermutlich sensibilisiert 
werden für klimafreundliches Verhalten und vor allem um im Haushalts- und Gebäudebe-
reich Energieeffizienzmaßnahmen umzusetzen. Insgesamt kann wahrscheinlich davon aus-
gegangen werden, dass Energiegenossenschaften zur Erhöhung von sowohl ökologischer 
als auch sozialer Verantwortung beitragen. 

Sozial: Energiewirtschaftliche Belange werden in Energiegenossenschaften gemeinschaft-
lich-demokratisch behandelt und eine breite Beteiligung von BürgerInnen an den Renditen 
der Energiewende ist möglich. Auch vielfältige Belange und Werte wie soziale Teilhabe, 
Vertrauen und Beziehungspflege werden durch genossenschaftliches Wirtschaften gestärkt. 

Ökonomisch: Energiegenossenschaften ermöglichen eine dezentrale Energieversorgung 
und stärken die regionale Wirtschaft. Durch eine mögliche Energiesouveränität von Quartie-
ren oder Regionen wird zusätzlich ihre Resilienz gegenüber systemischen Risiken (z.B. 
durch Abhängigkeit von fossilen Energieträgern) gestärkt.  

 

6.3.3 Geschäftsmodelle 

Es gibt viele unterschiedliche Ausgestaltungen von Geschäftsmodellen für Energiegenos-
senschaften. Strukturieren lassen sie sich in die Bereiche: 

• Stromerzeugung  

• Netzbetrieb  

• Energieeffizienz  

• Energievermarktung, außerdem auch die 

• Kombination verschiedener Bereiche. 

Aktuell ist der größte Teil der Energiegenossenschaften im Bereich Stromproduktion durch 
Photovoltaikgenossenschaften tätig (DGRV o.J.). Dies war bisher eine einfache Möglich-
keit, in erneuerbare Energien direkt vor Ort – z.B. durch die Errichtung einer Photovoltaikan-
lage auf den Dächern einer Schule - zu investieren. 

Weiterhin realisieren Genossenschaften Windkraftanlagen im Rahmen von Windenergie-
genossenschaften. Durch die Beteiligung von BürgerInnen an solchen Projekten im regio-
nalen Umfeld kann nach Ansicht des Deutschen Genossenschafts- und Raiffeisenverbands 
DGRV (DGRV o.J.) die Akzeptanz von Windkraft spürbar gesteigert werden, weil Menschen 
viel eher bereit sind, ein Windrad im eigenen Heimatort zu akzeptieren, wenn sie selbst da-
ran beteiligt sind und die Wertschöpfung in der Region bleibt. 

Genossenschaftliche Nahwärmenetze und Bioenergiedörfer sind weitere Geschäftsmo-
delle Nahwärmenetze wurden oft von LandwirtInnen durch die anfallende Abwärme beim 
Betrieb von Biogasanlagen angestoßen. Genossenschaftliche Bioenergiedörfer haben das 



Alternative Ökonomien Wohnen/Energie 

Wuppertal Institut – Mai 2017 203 

Ziel, die gesamte Strom- und Wärmeversorgung in Eigenregie mit regenerativer Energie zu 
realisieren.  

Im Rahmen des vom BMBF geförderten Forschungsvorhabens „EnGeno - Transformations-
potenziale von Energiegenossenschaften - Mit postfossilen Dezentralisierungsstrategien zur 
Energiewende“ (BMBF 2016) wurde eine Strukturierung bezüglich der Akteursgruppen, die 
Energiegenossenschaften gegründet haben und tragen, vorgenommen. Entsprechend wird 
hier unterteilt in: 

• Bürgerschaftlich gegründete und getragene Energiegenossenschaften, in denen Bür-
gerInnen sich für die regionale Energiewende und Klimaschutz engagieren, 

• von Banken gegründete und getragene Energiegenossenschaften sowie 

• kommunal getragene Energiegenossenschaften, die teilweise zusammen mit Stadt-
werken gegründet werden. 

 

6.3.4 Zukünftige Geschäftsfelder für Energiegenossenschaften 

„Die Zukunft dezentral und genossenschaftlich organisierter Unternehmensformen scheint 
bestenfalls noch in Nischen zu liegen.“ – Dies ist das ernüchternde Fazit der Experten im 
Forschungsprojekt „EnGeno - Transformationspotenziale von Energiegenossenschaften“ 
(BMBF 2016). Mögliche zukünftige Betätigungsfelder von Energiegenossenschaften könnten 
lediglich unter den aktuellen gesetzlichen Rahmenbedingungen außerhalb des Wirkungs-
kreises des Erneuerbare-Energien-Gesetzes liegen. Bestimmte Geschäftsfelder wie Ener-
giedienstleistungen in den Bereichen Nahwärmeversorgung, Abwärmenutzung und thermi-
sche Speicherung könnten ausgegliedert werden und für kleine Energiegenossenschaften 
lukrativ sein. Zur Existenzsicherung wären Kooperationen oder Zusammenschlüsse mit an-
deren Energiegenossenschaften denkbar. Prognosen, in welchem Zeitraum zukünftige Ge-
schäftsfelder von Energiegenossenschaften und welche Potenziale hiermit erschlossen 
werden könnten, lassen sich derzeit nicht ableiten. 

Allerdings wurden auch außerhalb des EEG rechtlich schwierige Bedingungen festgestellt: 
Das reformierte Kapitalanlagegesetzbuch steht genossenschaftlichen Windenergieprojekten 
entgegen, die wegen des großen Finanzvolumens Kooperationen eingehen müssen. Ent-
sprechende Kooperationen und finanzielle Beteiligungen können dazu führen, dass Genos-
senschaften ihren Status als operativ tätige Genossenschaft verlieren. Dann würden die 
hohen Anforderungen des reformierten Kapitalanlagegesetzbuches gelten, die kaum von 
Genossenschaften erfüllt werden können. Das heißt, die noch vor Kurzem geltenden finanz-
rechtlichen Vorteile (Befreiung von der Prospektpflicht) der Rechtsform eG bei der Finanzie-
rung von Erneuerbare-Energien-Projekten, die mit zum Gründungsboom von Energiegenos-
senschaften beigetragen haben, könnten die Anforderungen des Kapitalanlagegesetzbu-
ches den Niedergang der Energiegenossenschaften durch das reformierte Erneuerbare-
Energien-Gesetz noch zusätzlich verstärken. 

Auch im Auftrag der Energieagentur Rheinland-Pfalz (Energieagentur Rheinland-Pfalz 2015) 
wurden Zukunftsperspektiven von Energiegenossenschaften untersucht. Es wird auch hier 
davon ausgegangen, dass es unter den gegenwärtigen Rahmenbedingungen notwendig ist, 
neue Geschäftsfelder zu entwickeln. Allerdings lassen die typischen Strukturen und Merk-
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male von Energiegenossenschaften vermuten, dass der entsprechende Handlungsspiel-
raum für sie eingeschränkt ist. Es werden mehr Kooperationen von Energiegenossenschaf-
ten sowohl untereinander als auch mit Stadtwerken, Kommunen und spezialisierten exter-
nen Dienstleistern notwendig, weil zukünftig deutlich komplexere Geschäfte abgewickelt 
werden müssen. 

Mögliche neue Geschäftsfelder könnten sein (nach Energieagentur Rheinland-Pfalz 2015): 

Photovoltaik-Direktlieferung 

Hierbei wird der durch die PV-Anlage erzeugte Strom in unmittelbarer räumlicher Nähe ohne 
Durchleitung durch das öffentliche Netz geliefert, auch – je nach Ausgestaltung als Eigen-
verbrauchs-, Direktverbrauchs-, Pacht- oder Mieterstrommodell bezeichnet. Vorteil für die 
Energiegenossenschaft sind bessere Erlöse als bei der Einspeisung ins öffentliche Netz bei 
gleichzeitig großer Kundennähe. 

Energiegenossenschaft als Stromversorger 

Dieses Geschäftsfeld zielt auf die Weiterentwicklung von einer (Strom-) Produktionsgenos-
senschaft zu einer Erzeuger-Verbraucher-Gemeinschaft, in der sämtliche Bereiche der 
Energiewirtschaft (Verteilung, Handel, Lieferung, effiziente Nutzung) für die eigene Region 
erschlossen werden. 

Nahwärme-Erzeuger-Verbraucher-Genossenschaften mit direkter Kundenbindung 

Große, noch ungenutzte Nahwärmepotenziale im ländlichen Raum (z.B. aus Biogas-BHKW) 
könnten z.B. im Rahmen von Dorferneuerungskonzepten (Straßen-, Abwasserleitungsin-
standsetzung, Verlegung Breitbandkabelnetz) kostengünstig erschlossen werden. Weiterhin 
ist die Abwärmenutzung von gewerblichen und industriellen Prozessen im Rahmen eines 
Nahwärmenetzes für die Wärmeversorgung in der Nähe stehender Gebäude denkbar.  

Energieeffizienz- und Contractingmodelle 

Verschiedene Contractingmodelle (z. B. für eine effiziente Strassenbeleuchtungssanierung) 
könnten auch mögliche Geschäftsfelder für Energiegenossenschaften sein. 

Elektromobilität 

Carsharing mit Ökostrom betriebenen Fahrzeugen könnte ein weiteres zukunftsfähiges Ge-
schäftsfeld für Energiegenossenschaften sein.  
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6.3.5 Handlungsempfehlungen an das Land NRW zur Förderung von Energie-
genossenschaften 

Ein vom BMBF gefördertes Forschungsvorhaben (BMBF 2016) kommt zu dem Schluss, 
dass die jüngsten energiepolitischen Gesetzesänderungen (insbesondere das Erneuerbare-
Energien-Gesetz) für die Energiegenossenschaften in Deutschland zu äußerst kritischen 
Konsequenzen führen. In einem Positionspapier61 aus 2014 des Forschungsverbundes wird 
ein bundespolitischer Kurswechsel gefordert. Im Detail sollen die folgenden politischen 
Maßnahmen umgesetzt werden: 

• EEG-Einspeisevergütung anpassen: Vergütungssätze für kleine (für Energiegenos-
senschaften typische Photovoltaik-Projekte) anheben, damit sich entsprechende Pro-
jekte überhaupt noch rechnen. 

• Abschaffung der anteiligen EEG-Umlage auf Strom bei Direktverbrauch: Um dezentra-
le Vermarktungskonzepte von erneuerbar erzeugtem Strom wirtschaftlich umzusetzen, 
sollte die EEG-Umlage auf Strom, der direkt verbraucht wird (ohne Durchleitung durch 
ein öffentliches Netz), abgeschafft werden. 

• Erhöhung der Bagatellgrenze für Direktvermarktungspflicht: Die Bagatellgrenze für die 
Direktvermarktungspflicht sollte deutlich erhöht werden, damit Energiegenossenschaf-
ten nicht unverhältnismäßig belastet werden. 

• Direktvermarktung von Grünstrom: Zur Umsetzung innovativer Gechäftsmodelle durch 
Direktvermarktung von ausgewiesenem „Grünstrom“ an LetztverbraucherInnen durch 
Energiegenossenschaften ist der Erlass einer Verordnung zur Einführung eines ent-
sprechenden Systems notwendig. 

• Akteursvielfalt: Umsetzung einer klaren Strategie mit konkreten Maßnahmen zum Er-
halt der energiewirtschaftlichen Akteursvielfalt, in der die gezielte Förderung von Bür-
gerenergie festgeschrieben wird. 

• Bürgerenergiegesetz: Vorlage und Verabschiedung eines Gesetzes zur nachhaltigen 
Sicherung von Bürgerbeteiligung und Genossenschaften in der Energiewende. 

„Bürgerenergie ist für die langfristige Akzeptanz der Transformation des Energiesystems ein 
unverzichtbarer Bestandteil. Sie ist angewiesen auf stabile rechtliche und ökonomische 
Rahmenbedingungen. Daher sollte die Bundesregierung ein konsistentes Konzept zur akti-
ven Förderung des bürgerschaftlichen und genossenschaftlichen Unternehmertums für eine 
dezentrale, demokratische und gerechte Energiewende entwickeln und umsetzen.“ (BMBF 
2016) 

Die Landesgierung NRW unterstützt bereits im Rahmen des Klimaschutzplans NRW Ener-
giegenossenschaften durch verschiedene Maßnahmen 62 , beispielsweise wird über die 
Energieagentur NRW eine Initialberatung für Energiegenossenschaften angeboten sowie 
eine Plattform bereit gestellt, auf der sich Energiegenossenschaften austauschen und ver-

                                                
61 Bürgerbeteiligung-Energiedemokratie-Dezentralität? Kernziele der Energiewende in Gefahr! Ein Positionspa-
pier des Forschungsprojekts EnGeno zur aktuellen energiepolitischen Entwicklung (BMBF 2016)  
62 https://www.klimaschutz.nrw.de/fileadmin/Dateien/Download-
Dokumente/Sonstiges/NRW_BR_Klimabericht_web.pdf 
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netzen können und zielgruppenspezifische Weiterbildungsveranstaltungen vermittelt wer-
den. Außerdem wurde im November 2016 ein Förderprogramm für Mieterstrommodelle und 
Energiespeicher vom Umweltministerium NRW aufgelegt, das auch für Energiegenossen-
schaften interessant sein dürfte. Das Land könnte sich zusätzlich z. B. im Rahmen einer 
Bundesratsinitiative dafür einsetzen, dass ein Bürgerenergiegesetz vorgelegt und verab-
schiedet wird, das die nachhaltige Sicherung von Bürgerbeteiligung und Genossenschaften 
in der Energiewende vorsieht (s.o.). Weiterhin könnte sich das Land im Rahmen einer Bun-
desratsinitiative für die Novellierung des EEG entsprechend der oben genannten Maßnah-
men (BMBF 2016) einsetzen.  

 

6.4 Kooperationsmodelle von Energiegenossenschaften und Wohnungsunter-
nehmen 
Wie einleitend bereits erwähnt, lag ein besonderer Fokus dieser Analyse auf Kooperationen 
von Energiegenossenschaften und Wohnungsunternehmen. Nach Meinung der Teilneh-
menden am Expertenworkshop erschließen ihre Beiträge mit jeweils spezifischem Know-
How ein besonderes Potenzial zur nachhaltigen Energieversorgung von Gebäuden und 
Quartieren. 

 

6.4.1 Bestehende und zukünftige Kooperationsmodelle 

Bislang gibt es nur sehr wenige Kooperationen von Energiegenossenschaften und Woh-
nungsunternehmen. Das erste Direktverbrauchskonzept einer Energiegenossenschaft be-
zogen auf Mehrfamilienhäuser in Deutschland entstand 2013 in Heidelberg. In NRW gibt es 
bislang eine Kooperation: Der Gemeinnützige Bauverein Opladen eG hat zusammen mit der 
Volksbank Rhein-Wupper eG eine Bürgerenergiegenossenschaft für regenerative Energien, 
die „Neue Energie Leverkusen eG“ gegründet. 

Dr. Burghard Flieger, mit dem ein Experteninterview durchgeführt wurde (siehe Anhang), 
strukturiert erste bestehende und zukünftige Kooperationsmodelle wie folgt: 

Geburtshelfer-Modell 

Ein Wohnungsunternehmen gründet (z.B. gemeinsam mit einer Bank) eine Energiegenos-
senschaft und setzt Projekte bei den eigenen Gebäuden um siehe Beispiel oben „Neue 
Energie Leverkusen e.G.“ - hier wurden bereits 38 Anlagen (Stand Dezember 2012)63 instal-
liert. 

Mieterstrom-Modell 

Eine Energiegenossenschaft installiert z.B. Photovoltaikanlagen auf den Gebäuden eines 
Wohnungsunternehmens, der erzeugte Strom wird direkt von den Mietern genutzt (ohne 
Einspeisung in das öffentliche Netz). 

Strategie-Modell 

                                                
63 Allerdings ist auch bei dieser Energiegenossenschaft angesichts der inzwischen verschlechterten Randbedin-
gungen von einer weiteren Zunahme von Investitionen in solche Projekte wahrscheinlich nicht auszugehen, da 
sie nicht mehr wirtschaftlich sind (siehe http://www.neue-energie-leverkusen.de/index.php/presse). 
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Wohnungsunternehmen und Energiegenossenschaft kooperieren mit dem gemeinsamen 
strategischen Ziel, eine zukunftsfähige Weiterentwicklung eines ganzen Quartiers (über den 
eigenen Wohnungsbestand hinaus) umzusetzen, z.B. durch eine optimierte Nahwärmever-
sorgung, verbunden mit einer Aufwertung des Quartiers z.B. durch Maßnahmen zur Ge-
meinschaftsentwicklung. 

Innovationsmodell 

Neue, innovative Konzepte werden in Kooperation entwickelt, auch als Experiment oder 
Pilotprojekt, z.B. in den Bereichen Carsharing oder Smart-Metering.  

Sekundärgenossenschaftliches Modell 

Bürgerkapital wird genutzt zur Entwicklung neuer, nachhaltiger Strukturen gemeinsam mit 
BürgerInnen und Wohnungsunternehmen, dabei bleibt das Knowhow (z.B. für Effizienz-
contracting) im eigenen Kooperationsverbund. 

Auch die ExpertInnen aus dem Workshop schlugen verschiedene zukünftige Kooperationen 
vor, z.B.: 

• Stromversorgung soll dauerhaft regional als Quartiersstrom organisiert werden, so 
kann „echter“ Ökostrom in der Region produziert und genutzt werden und die Wert-
schöpfung bleibt in der Region. 

• Bei Kooperationen zur Quartiersentwicklung sind z.B. neben Effienzienzcontracting 
und Sanierungen auch soziale Kooperationen zu berücksichtigen. 

 

6.4.2 Handlungsempfehlungen an das Land NRW zur Förderung kooperativer 
Modelle zwischen Energiegenossenschaften und Wohnungsunternehmen 

Im Rahmen des Expertenworkshops und des Interviews mit Dr. Flieger wurden u.a. die fol-
genden Empfehlungen für das Land Nordrhein-Westfalen zusammengetragen. Das Land 
Nordrhein-Westfalen  

• könnte ein Förderprogramm auflegen, das das Coaching nachhaltiger Kooperationen 
unterstützt 

• könnte lokale Register guter Beispiele (analog zum Solarkataster) unterstützen, 

• könnte Fortbildungen / Qualifizierungen unterstützen. 
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6.6 Anhang 
6.6.1 Vorab für den Workshop zugesandte Anregungen 

 

 

Workshop: „Nachhaltige Kooperationen von Wohnungsunternehmen und  
Energiegenossenschaften“ 

BürgerEnergieGenossenschaft eG, c/o Rolf Weber, Gustav-Vorsteher-Str. 20, 58300 Wetter (Ruhr),  rolf.weber@beg-58.de 
Sitz: Hagen in Westfalen, Amtsgericht Hagen, Genossenschaftsregister Nr. 251 
Vorstand: 
Vorsitzender Rolf Weber 
Stellvertreter Rudolf Lüneborg 
Finanzen Martin Bergmann 

Mitglieder Aufsichtsrat: 
Vorsitzender Dr. Christian Kingreen 
 

Bankverbindung: 
IBAN:   DE67 4306 0967 4034 0069 00 
BIC      GENODEM1GLS 
GLS Gemeinschaftsbank eG 

www.beg-58.de, info@beg-58.de  Seite 1 von 2 
 

 
Anregungen für Roundtable: 
Wie könnte das Land nachhaltige Kooperationen von Wohnungsunternehmen und 
Energiegenossenschaften unterstützen? 
 

1 Ergänzung, Erläuterung zur Landesbauordnung NRW 
Landesbauordnung (LBauO) 
§ 32 Gebäudetrennwände 
(1) Ausgedehnte Gebäude sind durch Gebäudetrennwände in höchstens 40 m lange 
Gebäudeabschnitte (Brandabschnitte) zu unterteilen. Größere Abstände können gestattet werden, 
wenn die Nutzung des Gebäudes es erfordert und wenn wegen des Brandschutzes Bedenken nicht 
bestehen. 
§ 33 Brandwände 
(4) Bauteile mit brennbaren Baustoffen dürfen Brandwände … nicht überbrücken. … 
 
Dies bedeutet: Photovoltaikmodule sind Brandlasten und dürfen daher nach der LBauO nicht über 
Brandwände hinweg gebaut werden. Die Ausnahme, dass dies dennoch gestattet werden könnte, gilt 
i.d.R. für Hallen, die große Toreinfahrten haben, beispielsweise Feuerwehrgerätehäuser. Dies gilt auf 
jeden Fall nicht für Mietshäuser. 
 
Anregung: 
Der Gesetzgeber fügt als „Nutzung des Gebäudes als Mietshäuser“ explizit die Überbauung der 
Brandwände mit Photovoltaikmodulen in den § 32 der LBauO ein. So könnte durch 
Brandschutzexperten nach Besichtigung des Mietshauses ermittelt werden, ob die Überbauung der 
Brandwände mit erheblichen Bedenken verbunden wären. 
 
Auswirkungen für die Nachhaltigkeitsstrategie NRW: 
Geplante Photovoltaikanlagen auf Reihenhäusern mit länger als 40 Meter könnten optimal mit 
Photovoltaikmodulen belegt werden. Dadurch wir mehr klimafreundlicher Strom produziert und die 
Wirtschaftlichkeit der Anlage gefördert bzw. erst ermöglicht. 
Hinweis zum Mengenvolumen: Die www.beg-58.de hat bisher auf 49 Mietshäusern 
Photovoltaikanlagen installiert. Davon waren 16 Gebäude länger als 40 Meter. 
 

2 Begrenzung der sonstigen Einnahmen 
Maximal 10% sonstige Einnahmen für gemeinnützige Wohnungsunternehmen bilden einen 
Hemmschuh für die Zusammenarbeit. Die BEG hat bisher zwei Wohnungsunternehmen, die aufgrund 
dessen keine Zusammenarbeit eingegangen sind. 
 
Anregung: Da die Photovoltaikanlagen dem Gemeinwohl dienen, sollten sie bei der Berechnung der 
10% nicht mit einbezogen werden. 
Ich weiß nicht, in welchem Gesetz das steht. 
 

3 EEG 2017 Verordnungsermächtigung für solare 
Mieterstrommodelle 

Im EEG 2017 ist eine Verordnungsermächtigung für solare Mieterstrommodelle hinterlegt und bisher 
nicht ausgestaltet worden. Der Bundesrat hat dies in der Vergangenheit bereits angemahnt. 
 
Anregung: 
Das Land NRW wird zusammen mit anderen Ländern aktiv. Sie erstellen gemeinsam einen Vorschlag 
für diese Verordnungsermächtigung. Ziel: Vor der Bundestagswahl 2017 gibt es eine Verordnung für 
Mieterstrommodelle. 
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Auswirkungen für die Nachhaltigkeitsstrategie NRW: 
Wohnungsunternehmen und Bürger-Energie-Genossenschaften können endlich auf einer sicheren 
Rechtsbasis die Mieter mit solarem Strom versorgen. 
 

4 Gemeinwohl-Ökonomie (GWÖ) einführen 
Das Land NRW hat mit dem Tariftreue- und Vergabegesetz (TVgG-NRW) Vorgaben zum sozialen 
Wirtschaften gemacht. 
 
Anregung: 
Die Gemeinwohl-Ökonomie wird in mehreren, noch zu definierenden Schritten in NRW, eingeführt. 
 
Auswirkungen für die Nachhaltigkeitsstrategie NRW: 
• Der durch das TVgG-NRW gestiegene Verwaltungsaufwand in den Kommunen kann erheblich 

reduziert werden. Das Land braucht nur noch vorzugeben, welche Punktzahl ein Unternehmen in 
ihrer GWÖ-Bilanz erzielen muss, um einen öffentlichen Auftrag oder Förderungen des Landes 
oder …  zu erhalten. 

• Langfristig denkende und handelnde Unternehmen, wie Wohnungsgesellschaften und Bürger-
Energie-Genossenschaften, erhalten so zukünftig Vorteile gegenüber Unternehmen, die eher am 
kurzfristigen Profit orientiert sind. 

• Neben den sozialen Kriterien des TVgG werden auch die Auswirkungen auf unsere Mitwelt 
(Umwelt) berücksichtigt. 

• Unternehmer erhalten einen Gesamtüberblick, in wieweit Ihr Unternehmen zum Gemeinwohl 
beiträgt. Das so entstehende Bewusstsein fördert letztlich die Nachhaltigkeitsstrategie des 
Landes. 
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6.6.2 Interview mit Dr. Burghard Flieger 

In der Vorbereitung zum Workshop „Nachhaltige Kooperationen von Wohnungsunterneh-
men und Energiegenossenschaften“ fand am 08. November 2016 ein Interview mit Dr. 
Burghard Flieger (BF) statt, dem wir an dieser Stelle hierfür herzlich danken möchten. Dr. 
Burghard Flieger ist Vorstand und wissenschaftlicher Leiter der innova eG Entwicklungs-
partnerschaft für Selbsthilfegenossenschaften, Dozent an der Hochschule München sowie 
Vorstand der Solar-Bürger-Genossenschaft, die Bürgerkraftwerke entwickelt und betreibt. 
Weiterhin ist er als Organisationsberater für soziale und ökologische Unternehmen mit den 
Schwerpunkten Genossenschaften, Öffentlichkeitsarbeit und Corporate Identity tätig.  

Das Interview führten Sabine Nanning (SN) und Anja Bierwirth (AB) vom Wuppertal Institut. 
Es wird für eine bessere Lesbarkeit inhaltlich und nicht wörtlich wiedergegeben. 

SN: Mit Ihrer Teilnahme an dem Workshop „Genossenschaften in NRW – ein möglicher Bei-
trag zum nachhaltigen Wirtschaften“ im Vorhinein zu unserem Gespräch haben Sie ja be-
reits den Bezug zu dem Projekt „Alternative Ökonomien“ kennengelernt. Der Schwerpunkt 
des folgenden Workshops „Nachhaltige Kooperationen von Wohnungsunternehmen und 
Energiegenossenschaften“ am 18. November 2016 werden mögliche Kooperationen zwi-
schen Wohnungsunternehmen und Energiegenossenschaften sein. Im Prinzip geht es in 
unserem heutigen Gespräch darum (und auch Ziel des geplanten Workshops in der nächs-
ten Woche ist), herauszubekommen, ob und wie das Land so eine Kooperation, wenn sie 
denn nachhaltig ist, fördern könnte. 

AB: In dem vorigen Workshop waren Genossenschaften allgemein das Thema. Besonders 
spannend finden wir aber die Kooperation von Wohnungsunternehmen und Energiegenos-
senschaften. Unser Eindruck ist, dass es solche in dieser Form noch nicht oft gibt. Das 
scheint überraschend, wenn man sich vorstellt, wie viele Vorteile diese Kooperationen ei-
gentlich bringen. Inzwischen scheint mit der Förderung des Mieterstrommodells auch die 
Landesebene diesen Eindruck zu bekommen. Aber das Mieterstrommodell ist nur eine Art 
der Kooperation. In Ihren Veröffentlichungen und Präsentationen hatten Sie vier unter-
schiedliche Arten der Kooperation vorgestellt. Könnten Sie uns zu diesen einzelnen Modell-
formen sagen, wie man die sich vorstellen kann? Wie funktionieren sie? Was läuft beson-
ders gut? Wo gibt es Probleme? 

BF: Ich habe mir die Beispiele, die ich kenne, rausgenommen und habe diese dann genutzt 
um stärker zu reflektieren, wie sie auf der funktionalen Ebene einzuordnen sind. Das sim-
pelste wäre das Geburtshelfermodell, bei welchem die Wohnungsbaugenossenschaft gar 
nicht groß irgendwelche weiteren Vorteile hat. Sie stellt einfach ihre Dächer zur Verfügung, 
damit diese genutzt werden können, hauptsächlich erst mal für Photovoltaik. Im nächsten 
Schritt könnte man das natürlich auch für Heizwärme oder BHKWs machen. Dann kommt 
man schon in kompliziertere Modelle, weil es dann auch immer um Energieabnahme geht 
und das erste, das ich als Geburtshelfermodell bezeichnet habe, ein Auslaufmodell ist. Denn 
diese ganz einfachen Formen der Kooperation sind faktisch wirtschaftlich nicht mehr sinn-
voll. Einfach eine Photovoltaikanlage auf irgendein Dach zu bauen, ohne die Nutzung mit zu 
organisieren ist sinnlos geworden, weil die Einnahmen eigentlich nicht ausreichen, um das 
zu finanzieren. Insofern wäre das Geburtshelfermodell nur noch unter dem Blickwinkel der 
Paten/ Patenschaften vorstellbar. Wenn eine alt eingesessene Genossenschaft einer jungen 
Räume zu Verfügung stellt oder in Form von Werbegemeinschaften, Sponsoring oder sol-
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chen Sachen. Aber das ist für die meisten, denke ich, nicht wirklich von großem Interesse 
und es wird sich nicht viel bewegen. 

Das zweite Modell, das Strategiemodell, ist, wenn eine Wohnungsgenossenschaft stärker 
quartiers- und zukunftsbezogen denkt. Von den traditionellen Wohnungsgenossenschaften 
ist das vielleicht maximal ein Drittel. Bei ungefähr 2000 Wohnungsgenossenschaften denkt 
vielleicht ein Drittel stärker in Quartierskategorien. Im Genossenschaftsbereich gilt eigentlich 
der Gedanke, ich fördere nur meine Mitglieder und nur die Mitglieder müssen den Nutzen 
haben. Beim Quartier denke ich etwas weiter, über meine eigenen Wohneinheiten hinaus. In 
einem sozialen Bezug, in dem das Quartier angeboten wird. Gute, fortschrittlichere Woh-
nungsgenossenschaften binden zum Beispiel Sozialarbeit und Quartiersarbeit in ihr Modell 
ein. Nicht nur ihre Wohneinheit, sondern das gesamte Quartier ist relevant. Dies wäre 
selbstverständlich auch mit Energiegenossenschaften denkbar und möglich. Ein Quartier, in 
dem man im Zusammenhang dann sehr stark energiebezogen denkt und nicht nur die eige-
nen Wohnungen sieht, sondern in dem die Wohnungsgenossenschaft ein Player neben an-
deren Wohneigentümern ist und zum Beispiel ein kleines Nahwärme-/ Mikrowärmenetz oder 
ähnliches baut und dann eine möglichst optimale Energieversorgung und damit eine Sen-
kung der Zweitmiete schafft. Das Quartier wird dadurch aufgewertet in Richtung Kostensen-
kung, Gemeinschaftsentwicklung etc. Das wäre das Strategiemodell, in dem man ein biss-
chen über seinen engen Rahmen des eigenen Unternehmens hinausdenkt in Richtung stra-
tegischer Kooperation zur Weiterentwicklung des Quartiers und welches auch für die Zu-
kunft denkbar wäre. Man muss aber da auch leider sagen, dass zumindest die traditionellen 
Wohnungsgenossenschaften denken: „Immer alles in unserer Hand“. Sie sind also eigentlich 
nicht besonders offen für Kooperationsmodelle, weil sie es lieber als Tochterunternehmen in 
irgendeiner Form, in der sie das eigentumsrechtlich selber organisieren, strukturieren wol-
len. Die Wohnungsgenossenschaften haben ein Problem dabei, in der Regel sind sie steu-
erbefreite Vermietungsgenossenschaften, das heißt, sie dürfen nicht mehr als 10 Prozent 
ihres Umsatzes mit anderen Umsätzen als Mieteinnahmen tätigen. Sonst verlieren sie die 
Steuervergünstigungen, die mit ihrem Unternehmensmodell verbunden sind. Das ist auch 
der Grund, warum im Moment erfolgreich mit diesem Mieterstrommodell Lobbyarbeit ge-
macht wird, weil sie das für sich durchsetzen wollen. Und da geht es den Wohnungsgenos-
senschaften darum, dass die Energieumsätze nicht zur Reduzierung oder zu den 10 Prozent 
gerechnet werden, durch die dann die Steuerbefreiung gefährdet ist. Das ist der eigentliche 
Aufhänger, der solche Kooperationsmodelle besonders spannend und sinnvoll macht. Man 
hat nämlich zwei Dinge, einerseits einen klaren wirtschaftlichen Vorteil, die Steuerbefreiung 
wird nicht gefährdet und man hat auch eine Kompetenzaufteilung: die Energiegenossen-
schaft würde organisieren, verwalten, investieren und die Wohnungsbaugenossenschaft 
macht ihr Ding weiter wie bisher, würde aber im Bereich der zweiten Miete ihren Mietern 
günstiger Wärme und gegebenenfalls Strom anbieten können durch solche Strategiemodelle 
im Quartier. Das wäre erst mal überhaupt eine einfache Form der Kooperation. Quartier wä-
re, dass man sich eben nicht nur auf sich, sondern auch auf die Nachbarschaftsimmobilien 
einlässt. Das wäre das Strategiemodell. 

Das Strategiemodell geht also über den eigenen Wohnungsbestand hinaus, während das 
Mieterstrommodell nur unmittelbar mit der eigenen Immobilie und dort, wo das BHKW, die 
Wärmeinsel oder die Photovoltaikanlage steht, eine gleichzeitige Versorgung mit Wärme 
und Strom kombiniert. Das erste, bekannteste Modell ist der Ansatz der Heidelberger Ener-
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giegenossenschaft gewesen. Eigentlich hat man da erwarten oder hoffen können, dass sich 
erheblich mehr daraus entwickelt, aber es gibt nur ganz wenige weitere Ansätze. Ich glaube, 
es gibt maximal 10 Ansätze in Deutschland, die, egal auf welche Art, einen Kooperationsan-
satz zwischen Energie- und Wohnungsbaugenossenschaft praktizieren. 

Das Innovationsmodell wiederum ist kein Zufall, sondern zwei neue Genossenschaften: 
eine neue Wohnungsgenossenschaft und eine neue Energiegenossenschaft. Ich glaube, 
dass in diesen Modellen auch die größte Bereitschaft und Zukunftsfähigkeit liegt. Denn die 
neuen Wohnungsgenossenschaften haben noch nicht dieses „Alles in unserer Hand“-
Denken und befinden sich meist auch in einer Finanzsituation, in der sie an ihre Grenzen 
gegangen sind. Von Einsparungen dadurch, dass ein Teil der Energieinvestitionen als 
Contracting-Modell mit einer Genossenschaft stattfindet, profitieren diese in ihrer relativ 
knappen Finanzsituation in der Regel noch. Das ist der eine Grund für solche Kooperatio-
nen. Der zweite Grund ist, dass es zwei Unternehmenskulturen aus derselben Generation 
und derselben Denke sind. Richtung Nachhaltigkeit, Richtung starker partizipativer Struktu-
ren und Ähnlichem. Deswegen besteht dort eine größere Offenheit und die Kooperations-
modelle sind dort wahrscheinlicher. Dabei gibt es eher das Problem, dass man am gleichen 
Ort eine neue Energie- und eine neue Wohnungsgenossenschaft findet, also dass es da 
tatsächlich eine Überschneidung gibt. In fast jedem größeren Ort gibt es alte, traditionelle 
Wohnungsgenossenschaften. Eine neue Energiegenossenschaft findet dementsprechend 
immer auch Wohnungsgenossenschaften als Kooperationspartner. Neue Wohnungsgenos-
senschaften gibt es eher selten, etwa 200. Das Innovationsmodell beinhaltet, das ist viel-
leicht der Kern, dass man tatsächlich neue Wege geht, die in der Energiewirtschaft gerade 
eine wichtige Rolle spielen, aber die eigentlich noch nicht als erfahren oder eingefahren gel-
ten. Wo man nach dem Prinzip „Versuch“ und „Irrtum“ oder „Experiment“ versucht, solche 
neuen Wege zu gehen, die sich in dem ganzen Bereich des Smart-Metering, des Car-
Sharing und in bestimmten Formen der Kombination Strom / Wärme entwickeln. In dem Ko-
operationsmodell wird man die Dinge stärker miteinander verknüpfen als nur Mieterstrom 
oder nur Photovoltaik auf dem Dach. Die dargestellten Modelle verfolgen einen zunehmend 
höheren Anspruch des Aufeinander-Einlassens. Das Geburtshelfermodell ist nur eine simple 
Unterstützung mit vergleichsweise wenig Risiko für die einzelnen Beteiligten. Das Innovati-
onsmodell geht schon an die Grenzen. Wenn der andere nicht funktioniert, wird das eigene 
Unternehmen gefährdet. Es ist ein erheblich stärkeres Einlassen und Vertrauen aufeinander 
notwendig und das klappt natürlich besser bei Partnern, die aus derselben Kohorte oder aus 
demselben Milieu heraus kommen. 

AB: Aber Sie sagen, dass Sie die Modelle auf Basis bestehender Beispiele entwickelt ha-
ben? 

BF: Genau. 

AB: Haben Sie auch schon mal überlegt, welche anderen Modelle es noch geben könnte? 
Wenn ich es richtig verstanden habe, ist die Dynamik ja noch etwas überschaubar, was die-
se Kooperationen angeht. Haben Sie sich Gedanken darüber gemacht, welche Modelle 
noch vorstellbar wären, die vielleicht die Dynamik noch mal etwas antreiben könnten? 

BF: Das simpelste wäre der sekundärgenossenschaftliche Ansatz. In größeren Städten gibt 
es fast immer eine Wohnungsgenossenschaft, in Hamburg gibt es bestimmt zehn oder fünf-
zehn, in München wahrscheinlich auch. In Düsseldorf gibt es bestimmt drei, vier oder fünf. 
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Wenn also Wohnungsgenossenschaften einer Region oder einer Stadt gemeinsam eine 
Energiegenossenschaft mit Bürgerbeteiligung gründen und diese Energiegenossenschaft 
auch offen für andere Projekte ist und mit dem Bürgerkapital ihre Genossenschaft weiter 
Richtung energieeffiziente Wohnungsgenossenschaft oder klimafreundliche Wohnungsge-
nossenschaft oder Ähnliches entwickeln. Das sekundärgenossenschaftliche Modell wür-
de bedeuten, dass Bürgerkapital genutzt wird und die Beteiligten etwas zu sagen haben, 
aber die Wohnungsgenossenschaften eine besondere Funktion in dieser Genossenschaft 
hätten. Sie hätten gremienmäßig und finanzierungsmäßig einen gewissen Einfluss, weil die 
Zuarbeit und Entwicklungsarbeit für die neuen Strukturen besonders auch aus den ver-
schiedenen Wohnungsgenossenschaften käme.  

Ich weiß nicht, ob Sie das Klagen der Wohnungsgesellschaften im Allgemeinen und der 
Wohnungsgenossenschaften im Besonderen kennen. Sie klagen alle darüber, dass die Auf-
lagen Richtung Klimaschutz viel zu hoch sind und eine finanzielle Überforderung seien. Aus 
meiner Sicht wäre das sekundärgenossenschaftliche Modell insofern besonders sinnvoll. In 
einer entsprechenden Struktur könnte mit Contracting-Modellen eine Know-how-
Akkumulation stattfinden. Man würde das Know-how aber nicht verlieren, indem man es bei 
den Stadtwerken oder bei einem großen Contractor lässt, sondern in einen eigenen Koope-
rationsverbund mit den Bürgern akkumuliert und ansammelt. So könnte Schritt für Schritt 
eine Weiterentwicklung des alten Wohnungsbestandes Richtung klimafreundlicher Gebäu-
debestand, Immobilien oder Quartier gemacht werden. Das wäre aus meiner Sicht einer der 
zukunftsträchtigsten Ansätze. 

AB: Aber dafür gibt es noch kein Beispiel? 

BF: So ausgeprägt nicht. Es gibt eins, das Energienetzwerk Ostfalen eG (enewo eG). Das 
ist eine Energiegenossenschaft und die hat Ansätze davon. Die hat nicht viele Mitglieder, 
nur ca 50 und davon sind mindestens fünf oder sechs Wohnungsgenossenschaften. Die 
geht am stärksten noch in die Richtung, die kämpfen gerade ein bisschen damit, da sie da-
von ausgingen, dass bei ihrem Modell nicht die volle EEG-Umlage bezahlt werden muss und 
das, glaube ich, ist nicht haltbar. Ich weiß nicht genau, wie die sich gerade öffentlich positio-
nieren. Aber das geht in Richtung sekundärgenossenschaftlicher Ansatz, denn der Initiator 
kommt eigentlich nicht aus der Szene der alternativen Energien. Er hat es geschafft, mit den 
kleinen, biederen Wohnungsgenossenschaften gut zu kommunizieren und die für seinen 
Modellansatz zu gewinnen. 

SN: Letzten Endes liegt es häufig an den Leuten. Kann man denn auf Landesebene tatsäch-
lich irgendwas befördern? 

BF: Das grundsätzlich Wichtigste, weil Sie das gerade genannt haben, ist, dass die Men-
schen ein bisschen Selbst- oder Ich-bezogen sind, gerade auch Vorstände. Selbst, wenn sie 
von Genossenschaften sind. Wenn sie mit irgendwelchen Aktivitäten bekannt werden kön-
nen, dann ist das für sie auch ein Tätigkeitsfeld, über das sie nachdenken. Ich glaube, wenn 
man so gute Beispiele mit ihren dahinter steckenden Persönlichkeiten besonders deutlich 
macht und ihnen eine Plattform bietet, führt das dazu, dass auch andere in diese Richtung 
nachziehen würden. Erfolgsmodelle weisen schon immer auch eine personenbezogene 
Komponente auf. Und da kann man über diese Pioniere und deren Darstellung sicherlich an 
dieses Bedürfnis anknüpfen. 
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AB: Ihnen eine Bühne bieten. 

BF: Das Problem ist, diese Kulturen reden zu wenig miteinander. Gerade die alten Woh-
nungsgenossenschaften und die neuen Energiegenossenschaften kommen im Prinzip nicht 
in den Dialog, und es fällt ihnen auch schwer. Etwa auf einer meiner Tagungen: Da waren 
ein paar alte Wohnungsgenossenschaften, aber hauptsächlich jüngere Energiegenossen-
schaften. Sie sehen schon vom Auftritt, vom Reden, von der Kleidung her, wer zu welchem 
Lager gehört. Diese unterschiedlichen Kulturen müsste man durchbrechen, sprich: zusam-
menbringen. Und ich glaube, das ist für eine Landesregierung zum Beispiel im Bereich 
Wohnen leichter, als für mich, der mit der Energieagentur eine Tagung macht, alle einlädt, 
aber die traditionellen Wohnungsgenossenschaften sich eher heraushalten. Das Miteinan-
der, das Zusammenführen dieser unterschiedlichen, obwohl genossenschaftlichen aber un-
terschiedlichen genossenschaftlichen Ansätze, ist eines der wichtigsten Dinge. Da kann ich 
mir gut vorstellen, dass die Landesregierung tatsächlich etwas hinbekommen könnte. Es 
geht jetzt um die Mieterstrommodelle und wie man im Bereich Mieterstrom Erleichterungen 
schafft, zum Beispiel eine Art Grünstromprivileg für genossenschaftliche Mieterstrommodel-
le.  

Das Erste und Wichtigste wäre aus meiner Sicht, dass es tatsächlich nur genossenschaftli-
che Modelle zulässt. Also dort, wo die Mieter auch an dem Unternehmen beteiligt sind, die 
den Strom zur Verfügung stellen. Das könnte man mit einer sehr weitgehenden Abgaben-
entlastung fördern, wo sich die Mitglieder weitgehend selbst versorgen. Das könnte bei bei-
den Modellen zutreffen, also wenn die Wohnungsgenossenschaft das selbst macht oder 
wenn die Energiegenossenschaft das mit der Wohnungsgenossenschaft umsetzt. In jedem 
Fall würde die Anlage in der Hand der jeweiligen genossenschaftlichen Organisation liegen 
und die Nutzer oder Mieter, die den Strom beziehen, wären im Idealfall Mitglied dieser ge-
nossenschaftlichen Organisation. Dann wäre das Mieterstrommodell aus meiner Sicht et-
was, das wirklich förderungswürdig ist.  

Worauf die großen Lobbyisten hinaus wollen ist, dass jeder Contractor, der an einem Haus 
eine Anlage aufstellt und die Mieter damit versorgt, egal ob sie bei ihm auch Eigentümer 
sind oder nicht, auch befreit ist. Das wäre aus meiner Sicht nicht besonders befürwortens-
wert. Es ist zwar im Sinne einer Entlastung von der zweiten Miete ein guter Ansatz. Aber 
zumindest sollte es aus meiner Sicht dann ein Stufenmodell geben, in dem diejenigen mit 
einer genossenschaftlichen Beteiligung eine weitergehende und konsequentere Entlastung 
bekommen. Denn das bietet dem Mieter die Möglichkeit, im doppelten Sinne zu profitieren, 
nämlich als Eigentümer und Anleger und gleichzeitig als Nutzer. Gerade unter diesem nach-
haltigen Gesichtspunkt und gegebenenfalls Eigentums- und Kostensenkungsmodell eine der 
sinnvollsten Vorgehensweisen. Ich würde es lieber sehen, wenn die Energiegenossenschaf-
ten das umsetzen. Aber wenn es auch für die Wohnungsgenossenschaften gelten sollte 
oder müsste, dann dürfte die Stromversorgung nicht als ein Teilbereich gelten, der die Steu-
erbefreiung gefährdet.  

AB: Wobei es wahrscheinlich auch einfacher ist, wenn man nur seine eigenen Leute ver-
sorgt, als wenn man einen Quartiersansatz wählt, oder? Ich könnte mir vorstellen, dass es 
noch schwieriger ist, wenn ich eine Art von Energieversorgung im Quartier mache. Natürlich 
ist es ein schöner Ansatz zu sagen, ich gucke nicht nur auf mich, ich gucke auch in die 
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Nachbarschaft. Aber wenn ich dann dort noch Abnehmer habe, wird es dann nicht noch 
komplizierter hinsichtlich der steuerbefreiten Einnahmen? 

BF: Es kommt darauf an – wenn die Energiegenossenschaft Betreiberin wäre, würden im 
Idealfall die verschiedenen Gesellschafter, einschließlich der Wohnungsgenossenschaft 
Mitglied und Eigentümer dieser Energiegenossenschaft sein. 

SN: Kennen Sie denn auch Kooperationen, die gescheitert sind? Oder gibt es dafür zu we-
nig? Aus Oldenburg von der Olegeno habe ich erfahren, dass sie auch Contracting machen 
möchten, aber bisher noch kein konkretes Projekt zustande gekommen ist. Auf die Frage, 
wie könnte denn das Land solche Kooperationen unterstützen, sagte Herr Schachtschneider 
von der Olegeno, dass er sich etwas zum Thema Beratung zu den rechtlichen Rahmenbe-
dingungen vorstellen könnte. Wenn man nicht weiß, was rechtlich überhaupt möglich ist und 
dazu eine ganz große Unsicherheit besteht, wäre eine Hilfestellung für den Rechtsrahmen 
sinnvoll. Das wäre etwas, das im Vorfeld wichtig wäre, da sie noch gar keine Erfahrung mit 
solchen Projekten hätten. Und auch in NRW gäbe es so etwas noch nicht. Wir haben nur ein 
Beispiel in NRW gefunden. Nicht zu Effizienz, sondern überhaupt eine Kooperation zwi-
schen Wohnungsunternehmen und Energiegenossenschaften. 

BF: Das sind die Leverkusener. 

SN: Genau. 

BF: Es gibt einen Modellansatz, der aus meiner Sicht sehr gut ist. Das B.A.U.M.-Projekt 
REEG Regionale Energieeffiziengenossenschaften. Eine sehr gute Idee, aber das ist ein 
Top-Down-Modell. Dort sitzen die ganzen Großen, wie Bürgermeister, Handwerkskammer 
und so weiter im Vorstand und Aufsichtsrat und finden die Idee sehr gut, allerdings gibt es 
Niemanden, der die Arbeit macht und somit kommen die Dinge nicht voran. 

SN: Wenn die innovativen Menschen von unten fehlen? 

BF: Genau. Die Kernarbeit, beispielsweise Projekte suchen und Klinken putzen, macht dort 
niemand richtig. Meine Idee wird in dem Modellansatz, den wir entwickelt haben, „Projekt-
entwickler Energiegenossenschaften“ dargestellt. Die Initiative muss von Leuten kommen, 
die es umsetzen wollen, und nicht von denen, die sich damit gut darstellen wollen. Diese 
Leute braucht man auch, aber sie kommen unten bei der Projektentwicklung nicht an. Für 
den Ansatz der REEG brauchte man mehrere Umsetzungsbeispiele. In NRW wird in Essen 
und Aachen daran gearbeitet. Der Aufwand, der dort hinein gesteckt wurde, steht bisher 
zum Ergebnis jedoch in keinem Verhältnis. Damit solche Projekte umgesetzt werden kön-
nen, könnte theoretisch die Kommune oder das Land erhebliche Hilfe leisten, indem sie sol-
chen Modellansätzen landeseigene Gebäude zur Verfügung stellt.  

Probleme könnten bei den Ausschreibungsbedingungen auftreten. Aber im Rahmen von 
Modellprojekten müssen meines Wissens nach keine Ausschreibungen erfolgen wie im 
normalen Geschäftsalltag. Für Modellprojekte, wie beispielsweise Contracting, BHKW oder 
Wärmeinsel, müsste man mehrere Fallbeispiele mit einer Energiegenossenschaft umsetzen. 
Wenn das in kommunalen oder öffentlichen Gebäuden geschehen ist, kann man einen Leit-
faden erstellen, der auch für die Umsetzung mit Wohnungsgenossenschaften und -
gesellschaften gilt. 
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AB: Könnte man sich so etwas auch als Projekt über drei Jahre oder ähnliches vorstellen? 
Dass man sagt: „Wir wollen das jetzt initiieren, bewerbt euch mit eurem Konzept und die 
vielversprechendsten drei oder vier Konzepte werden gefördert.“ Dann kann man sehen, 
was besonders gut funktioniert und so Anstoß zur Initiative geben. 

BF: Für das genannte B.A.U.M.-Projekt haben sich 15 Kommunen beworben, aus denen 
drei ausgesucht worden sind. Nach ihrer Darstellung haben sich die Kommunen dabei Mühe 
gegeben, eine generelle Voroffenheit in Richtung solcher Entwicklungen zu zeigen. Nach 
meiner jetzigen Wahrnehmung war das jedoch hauptsächlich auf dem Papier der Fall. Es 
gab ausreichend Konzepte, kommunale Klimaschutzkonzepte und ähnliches, aber das heißt 
noch lange nicht, dass etwas davon umgesetzt wird. Dafür braucht man eigentlich die Akteu-
rInnen vor Ort. Wir haben diese mit der Ausbildung ‚Projektentwickler Energiegenossen-
schaften’ gefunden und immer sehr gut ansprechen können. Hierbei könnte ich mir auch 
‚Projektentwickler Energieeffizienzgenossenschaften’ oder ‚Kooperation Gebäudeenergieef-
fizienz’ oder ähnliche Sachen vorstellen, eine Ausbildung ‚Genossenschaftsgründung’, wie 
wir sie allgemeiner für Energiegenossenschaften haben. Sie müssen, wenn Sie diese Ener-
gieeffizienzprojekte machen, aufpassen, dass Sie nicht in das Anlagenleasing-, Finanzie-
rungsleasingkonzept kommen. Sie dürfen nicht die Finanzierung als Gegenstand des Ver-
trages haben, sondern die Einsparung. Dieses jeweilige Wissen für die einzelne Energiege-
nossenschaft in einer Qualifizierung aufbereitet wäre nicht ganz unwichtig. Denn die Verträ-
ge müssen stimmen. Insofern zeigt das, was der Herr von den Oldenburgern gesagt hat, 
sicherlich in die richtige Richtung. Nur, wie gesagt, es hilft eigentlich nicht nur das Manual, 
es muss auch ab einer bestimmten Phase aktiv betreut sein. 

SN: Zur Verbreitung habe ich mir noch aufgeschrieben, dass, wie Sie es auch schon gesagt 
haben, die Leute gepusht werden und Beispiele gegeben werden müssen. 

BF: Wenn es um die Verbreitung geht, gibt es drei oder vier Dinge, die aus meiner Sicht 
wichtig wären: Der erste Schritt sind tatsächlich diese Modellprojekte, die existieren, sie be-
kannter machen und aufgreifen. Das muss aber geschehen, indem man beide Unterneh-
menskulturen oder Organisationskulturen – die traditionellen Wohnungsgenossenschaften 
und die neuen Energiegenossenschaften – zusammenbringt. Die müssten einfach in einen 
Dialog kommen. Das ist aus meiner Sicht eine der Hauptschwierigkeiten. Der zweite Schritt 
und wichtigste Bereich für die Zukunft – gerade bezogen auf Wohnungsgenossenschaften 
und Energiegenossenschaften – ist aus meiner Sicht tatsächlich das Thema Energieeffizi-
enz. Da gibt es zwei oder drei Elemente. Das wichtigste ist, dass das notwendige Know-how 
geschafften wird. Tatsächlich ist alles, was mit Energieeffizienz- und Contracting-
Maßnahmen zu tun hat, ein relativ kompliziertes Feld. Vor allem in Bezug auf Verträge und 
Technik.  

SN: Der normale Energieberater reicht dann nicht, das geht schon weiter?  

BF: Aus meiner Sicht ist das übrigens eine der wichtigsten Zielgruppen, die für die Grün-
dung solcher Energieeffizienzgenossenschaften weitergebildet werden müssten. Damit sie 
solche Genossenschaften gründen, betreuen und leiten könnten. 

SN: Und kommen die auch so zu Ihnen? 

BF: Eigentlich zu wenig. Wenn die Energieberater als KfW-Berater anerkannt werden, müs-
sen sie regelmäßig Qualifizierungspunkte sammeln. Man müsste eine Qualifizierung so ge-
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stalten, dass sie in diesem Zusammenhang anerkannt wird. Und da kann sicherlich entspre-
chendes von Landesseite getan werden. 

SN: Da leiten Sie ja wirklich die Energiewende 2.0 ein, wenn das alles greifen würde. 

BF: Der dritte Punkt betrifft die Information und das Handling während solcher Projekte, Pro-
zesse oder Energieeffizienzgenossenschaftsgründungen. Dafür müsste tatsächlich eine 
Qualifizierung angeboten werden. Ich habe mit der KEA, das ist in Baden-Württemberg so 
etwas Ähnliches wie hier die Energieagentur, verabredet, zu versuchen, in diese Richtung 
eine Qualifizierung auf den Weg zu bringen. Mit Frau Gehles von der EnergieagenturNRW 
habe ich das ebenfalls schon diskutiert, grundsätzlich hätte sie auch Interesse daran. Die 
Frage lautet nur, wie man das finanziell umsetzen kann. Wenn man für ein Pilotprojekt zur 
Entwicklung einer solchen Qualifizierung eine Finanzierung erhalten würde, würde sich die-
se Qualifizierung sehr stark auf die Elemente Energiegenossenschaften und Wohnungsbe-
stand im Allgemeinen beziehen, es wäre nicht nur auf die Wohnungsgenossenschaften be-
grenzt. Wahrscheinlich wäre dies auch im Sinne der Landesregierung. An vierter Stelle ste-
hen ein paar Energieeffizienzmaßnahmen, die leicht zu finanzieren sind, gerade im Bereich 
Energie-Licht-Contracting. 

SN: Die sind meistens in den großen Landesgebäuden schon berücksichtigt. 

BF: BHKW sind dann schon ein bisschen komplizierter. Und was darüber hinausgeht, wird 
dann noch erheblich komplizierter. Insofern müsste man schauen, ob und wie man das Risi-
ko für die Umsetzung abfedern kann. Zum Beispiel im Sinne einer Bürgschaft. 

SN: Landesbürgschaften wären so eine Möglichkeit.  

BF: Ich weiß nicht, wie es hier in NRW ist, in Baden-Württemberg steht das Thema Energie-
effizienz ganz oben. Allerdings lässt die Umsetzung in vielen Fällen zu wünschen übrig. So 
eine Qualifizierung ‚Projektentwickler Energieeffizienzgenossenschaften’ wäre sicherlich ein 
wichtiges Format, aber es müsste begleitend Anreize zur Umsetzung geben. Und dann 
könnte man dafür – ähnlich wie vorher für die Photovoltaikanlagen – Kapital aktivieren, da-
mit es zur Umsetzung kommt. 

SN: Woran können Projekte scheitern? Es gibt so wenige – kommen die anderen in der An-
fangsphase gar nicht erst weiter? 

BF: Gescheiterte Beispiele gibt es eigentlich wenige, oder ich kenne sie nicht. Es müssten 
eher diese unterschiedlichen Unternehmenskulturen zusammen kommen. 

SN: Was könnte aus Ihrer Sicht noch wichtig sein? 

BF: Der Energiegenossenschaftsbereich, der im Moment noch die höchsten Gründungszah-
len aufweist, sind Nahwärmegenossenschaften. Die bisherigen Projekte sind in den meisten 
Fällen im Dörflichen realisiert worden. Aber dasselbe, was im Dörflichen geschehen ist, 
kann man auch auf die Quartiersebene umdenken. 

SN: Man kann auch im Bereich Industrieabwärme ansetzen: In Industrieregionen sind Ab-
wärmekataster geplant bzw. es gibt sie bereits. 

BF: Ich hatte jetzt gerade ein Seminar zum Thema Kooperation Kommunen und Energiege-
nossenschaften. Im Rahmen des Seminars gab es ein spannendes Beispiel einer Koopera-
tion zwischen Kommune und Energiegenossenschaft und in diesem Fall noch einer Indust-
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riefirma. Ein Modell, das nie zustande gekommen wäre, wenn die Kommune nicht die 
Machbarkeitsstudie auf eigenes Risiko gefördert hätte. Sie hat sie im Endeffekt nicht finan-
ziert. Aber das Risiko der Finanzierung, wenn das Projekt nicht zustande gekommen wäre, 
hätte die Kommune getragen und nicht die Genossenschaft. Zudem hat die Kommune eine 
Bürgschaft von 2,7 Millionen Euro übernommen, damit die Finanzierung auf einem geringe-
ren Zinsniveau geschehen konnte. Denn die Kommunen kriegen durch das geringere Risiko 
für die Bank bessere Zinsen und dadurch sind erst die Konditionen zustande gekommen, 
durch welche dann der ganze Bau mit Abwärme und Wärmelieferung usw. finanziert werden 
konnte. Lange Rede kurzer Sinn: solche Abwärme-, Nahwärmegenossenschaften, wären 
aus meiner Sicht der Renner überhaupt. Ich kenne aber bisher nur zwei Beispiele. 

SN: Letzten Endes ist es dann doch noch ziemlich statisch. Die neuen Randbedingungen 
des EEG muss man erst mal verkraften. Und bis sich so etwas entwickelt, dauert es natür-
lich seine Zeit. Zudem fehlt ein Auslöser. 

BF: Das, was Sie gerade gesagt haben, mit einem Abwärmekataster und dem Wissen, wo 
Abwärmenutzung sinnvoll sein könnte, das wäre schon hilfreich. Wenn dieser Abwärmeka-
taster einmal steht und nach einer bestimmten Amortisationszeit die Abwärme wegfällt, kön-
nen sie dort ein normales BHKW oder ähnliches anschließen. An dieses Thema kann man 
gut anknüpfen, deshalb hab ich auch auf diesem Seminar das Fallbeispiel Abwärme ge-
wählt. Dafür braucht man allerdings eine Machbarkeitsstudie und dieser ganze Vorlauf kos-
tet bestimmt 200.000 €. Ohne Unterstützung sind Energiegenossenschaften dazu jedoch 
nicht in der Lage. Allerdings ist dies unter Klimaschutzgesichtspunkten einer der wichtigsten 
Anknüpfungspunkte. 

AB/SN: Vielen Dank für das ausführliche Interview. 
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7 Genossenschaften in NRW – ein möglicher Beitrag zum nachhal-
tigen Wirtschaften 

7.1 Einleitung: Hintergrund, Ziel und Vorgehen 
Sowohl die Rechtsform als auch die generelle Idee der Genossenschaft sind in der heutigen 
Zeit ein aktuelles und wichtiges Thema. Der derzeit stattfindende Wertewandel im Wirt-
schaftssystem hin zu Gedanken wie Sinngebung des Wirtschaftens, Gemeinwohlorientie-
rung und Kooperation geben der Idee der Genossenschaft neuen bzw. verstärkten Auf-
schwung. Die Genossenschaften bieten ein Unternehmensmodell an, das diese Werte ver-
tritt und fördern diesen Wandel. 

Die aktuellen Genossenschaftsneugründungen dienen den BürgerInnen auch als Vehikel 
zur Umsetzung gemeinsamer Ziele zur nachhaltigen Entwicklung bzw. als alternative Wirt-
schaftsformen, bei denen es nicht nur um die reine Gewinnmaximierung gehen soll.  

Auffällig in den neu gegründeten Genossenschaften der letzten Jahre ist dabei vor allem das 
hohe bürgerschaftliche Engagement in den Genossenschaften bzw in den Initiativen, die 
potenziell auch als Genossenschaften gegründet werden könnten. 

Außerdem zeigen Genossenschaften verschiedene nachhaltige Wirkungen: So werden z.B. 
das geringe Insolvenzrisiko genossenschaftlich geführter Unternehmen und die Prüfpflichten 
für Genossenschaften als wichtiger Beitrag zur Resilienz (im Sinne von: Krisenfestigkeit, 
Vulnerabilität, Anpassungs- und Lernfähigkeit) von Genossenschaften angesehen. Laut ei-
nem Vertreter des BVR (Bundesverband der Deutschen Volksbanken und Raiffeisenban-
ken) ist seit den 1930er Jahre keine genossenschaftlich geführte Bank insolvent geworden. 
Daraus ergibt sich Stabilität und Sicherheit für die Beschäftigten und damit für die Region.  

Ziel des Kapitels zu den Genossenschaften in NRW ist es, herauszufinden, welche Ansatz-
punkte ExpertInnen aus der Praxis, den Verbänden und von Seiten der Wissenschaft bei 
Genossenschaften hinsichtlich nachhaltigen Wirtschaftens („bzw. Alternativer Ökonomien“) 
sehen. Welche Relevanz haben Genossenschaften heute und welche können sie zukünftig 
für nachhaltiges Wirtschaften in NRW entfalten? 

Dazu werden bestehende genossenschaftliche Ansätze analysiert. Folgende Leitfragen 
spielen dabei eine besondere Rolle:  

• Zeigen Genossenschaften Eigenschaften, die auch bei den Initiativen der Alternativen 
Ökonomie zu finden sind? 

• Welchen Beitrag können Genossenschaften zu nachhaltigem Wirtschaften leisten? 

• Wie können Genossenschaften gestärkt und unterstützt werden? 

Um dies herauszufinden, werden Publikationen aus dem Bereich Genossenschaften aus-
gewertet (Literaturrecherche) und mit den Kriterien Alternativer Ökonomien aus dem Kapitel 
2 „Übersicht und Systematisierung der Ansätze“ abgeglichen. 

Eine Analyse der ExpertInnen im Untersuchungsfeld führt zu einer Auswahl von AkteurInnen 
im Bereich Genossenschaften aus den Bereichen Wissenschaft und Praxis, die zum Work-
shop am 8. November 2016 nach Wuppertal eingeladen wurden. 
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Bereits im Vorfeld zu dem Workshop wurden die Ergebnisse der Literaturrecherche mit Ak-
teurInnen aus Wissenschaft und Praxis diskutiert und reflektiert. 

Auf Basis der Literaturrecherche und der Gespräche mit den ExpertInnen entstand als 
Grundlage für den Workshop ein Inputpapier des Wuppertal Instituts. 

Am 8. November 2016 fand der eintägige Workshop mit 24 TeilnehmerInnen in Wuppertal 
statt. Im Rahmen des Workshops wurde zunächst die im Projekt entwickelte Definition Alter-
nativer Ökonomien und der Stand des Arbeitspakets zu den Genossenschaften vorgestellt. 
Anschließend diskutierten die TeilnehmerInnen im Rahmen eines World Cafés64 die folgen-
den vier Thesen:   

• These I: 

Genossenschaften zeigen in ihrer Definition, Ausgestaltung, Motivation etc. ähnliche 
Kriterien wie Alternative Ökonomien. Oder zeigen sie vielleicht völlig andere Kriterien? 

• These II: 

Genossenschaften sind alter Wein in neuen Schläuchen. Oder nicht? Was hat sich 
verändert bei der Gründung und Führung von Genossenschaften im Laufe der letzten 
150 Jahre? Warum sollte man gerade heute eine Genossenschaft gründen? Oder wa-
rum nicht?  

• These III: 

Durch ihr geringes Insolvenzrisiko sichern Genossenschaften (positive) nachhaltige 
Wirkungen (z.B. Langlebigkeit, Sicherheit für die Mitglieder). Oder nicht? 

• These IV: 

Genossenschaften sind eine frühe Form solidarischen Wirtschaftens und heute ganz 
normal im vorherrschenden Wirtschaftssystem etabliert. Oder was ist die innovative 
Idee der Genossenschaften, mit der es ihr gelingt bis heute zu existieren und noch 
weitere Branchen zu erschließen? „Neu“ ist lediglich die Ausbreitung in neuen Bran-
chen. 

Bereits bei der Diskussion der vier Thesen und im Anschluss gaben die Genossenschafts-
vertreterInnen erste Hinweise zu Fördermöglichkeiten von Genossenschaften aus ihrer 
Sicht.  

Der hier vorgelegte Bericht beinhaltet das Inputpapier, das mit den Hinweisen aus dem 
Workshop sowie weiteren Recherchen fortentwickelt wurde. 

 

 

                                                
64 Im Rahmen dieses „World Cafés“ wurden die vier Thesen an vier verschiedenen Tischen 15 Minuten lang 
diskutiert. Anschließend wechselten die TeilnehmerInnen die Tische, sodass sie insgesamt die Möglichkeit hat-
ten, zwei der vier Thesen ausführlicher zu diskutieren.!
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7.2 Alternative Ökonomien 
In Kapitel 2 wurde der Versuch unternommen, Alternative Ökonomien zur klassischen Öko-
nomie abzugrenzen bzw. die vorliegenden Konzepte alternativen Wirtschaftens zu systema-
tisieren. Dazu wurden folgende in der Praxis etablierte Ansätze näher betrachtet:  

• Gemeinwohlökonomie,  

• Resilienz/ Regionalwirtschaft (inkl. Transition Towns), 

• Sharing Economy/ Collaborative Commons. 

Alternative Ökonomien lassen sich nicht mit klaren Konturen und Kriterien zur klassischen 
Ökonomie abgrenzen. Die oben genannten Ansätze sind untereinander bereits so hetero-
gen, dass gemeinsame Kriterien, Strategien und Ziele innerhalb der einzelnen Initiativen 
alternativen Wirtschaftens variieren. Sie unterscheiden sich sowohl untereinander, als auch 
zur klassischen Ökonomie u.a. anhand ihrer zugrundeliegenden Geschäftsmodelle in den 
Dimensionen: 

• das Kundennutzenversprechen, 

• die Architektur der Wertschöpfung, 

• die finanzielle Logik65. 

Dementsprechend finden sich bei den Initiativen der Alternativen Ökonomien Unterschiede 
in mindestens einer dieser Geschäftsmodell-Dimensionen (vgl. Kapitel 7.3). 

Ihre Motivation ist in vielen Fällen darin begründet, Bedürfnisse alternativ zu befriedigen 
(z.B. durch ‚Nutzen statt Besitzen’). Diese neuen Nutzungsformen und -verhalten zielen 
meist auf die Erhöhung von Lebensqualität ab (durch Produkte, Dienstleistungen, aber auch 
durch Förderung der Gemeinschaft). Die Wertschöpfung ist in vielen Fällen nicht wachs-
tumsbasiert oder renditeorientiert oder verfolgt das Ziel eines möglichst geringen Ressour-
cenverbrauchs. 

Initiativen Alternativer Ökonomien zeigen andere Merkmale als traditionell wirtschaftende 
Unternehmen: 

• Sie verfolgen primär das Ziel der Erhöhung der Lebensqualität, häufig durch Förde-
rung und Stärkung der Region. 

• Sie arbeiten zumeist in kleinen dezentralen Einheiten und verwenden häufig lokale, 
dezentrale Ressourcen, was die Wertschöpfungsketten i.d.R. verkürzt. 

• Das wiederum stärkt die Resilienz und die Wirtschaftskraft der Region und sichert 
damit die Lebensgrundlagen der Menschen vor Ort. Zudem hat dies positive ökologi-
sche Wirkungen. 

                                                
65 Das Kundenversprechen beschreibt den Wert, den die Wirtschaftseinheit einem bestimmten Stakeholderkreis 
(bis hin zur Gesellschaft) zur Verfügung stellen will. Die Architektur der Wertschöpfung beschreibt, wie genau 
dieser Nutzen erbracht wird und die finanzieller Logik, wie dieser finanziert wird (vgl. Kapitel 2). 
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• Alternative Ökonomien sind nicht primär wachstumsbasiert und nicht in erster Linie 
renditeorientiert. Die Renditen sind häufig maßvoll und bleiben in der Region oder 
werden gemeinwohlorientiert investiert. 

• Die Erhöhung und Förderung des Gemeinwohls (und Stärkung des Gemeinsinns) ist 
daher zentraler Bestandteil der Alternativen Ökonomien.  

• Im besten Fall internalisieren sie ihre externen Kosten. 

Resümierend sind  

„[…] die Formen alternativer Wirtschaftsformen […] daher häufig von Individualität geprägt 
und präsentieren die dahinter stehenden Anbieter und Akteure in dieser. Sie sehen eine 
Befriedigung in der eigenen Arbeit, sind nicht profit- oder im klassischen Sinne kosten-
nutzen-orientiert. Zudem sind sie in großem Maße auf Kooperation ausgelegt, auf sozialen 
Austausch, anstatt auf Konkurrenz. Häufig sind sie kleine und dezentrale Einheiten, die die 
Selbstversorgung vertreten und damit die Autonomie der Wirtschaft stärken. In den neuen, 
alternativen Nutzungsformen sind die Nutzer Gewinner“ (vgl. Kapitel 7.3). 

Zwischen den Genossenschaften und den Alternativen Ökonomien lassen sich Parallelen 
erkennen (vgl. These I). 

Je nach Größe der Genossenschaft zeigen diese mitunter sehr differenzierte Eigenschaften: 
Die jungen und dynamischen Genossenschaften zeigen zu den alternativen Ökonomiefor-
men sehr ähnliche Eigenschaften. Wohingegen die großen ‚alteingesessenen’ eher Merk-
male klassischer Ökonomien aufzeigen. Es sollte also zwischen den verschiedenen Genos-
senschaften differenziert werden. Hierbei spielen die Herkunft und die Motive für eine Ge-
nossenschaftsgründung, aber auch die Dauer ihres Bestehens eine wichtige Rolle. 

 

7.3 Definition (gemeinnützige) Genossenschaften 
Nach §1 des Genossenschaftsgesetzes, ist eine Genossenschaft eine  

„Gesellschaft [...] von nicht geschlossener Mitgliederzahl, deren Zweck darauf gerich-
tet ist, den Erwerb oder die Wirtschaft ihrer Mitglieder oder deren soziale oder kulturel-
le Belange durch gemeinschaftlichen Geschäftsbetrieb zu fördern“ (Bundesministerium 
der Justiz für Verbraucherschutz und juris GmbH 2016).  

„Die Genossenschaft ist damit seit Einführung der Europäischen Genossenschaft nicht mehr 
nur auf wirtschaftliche Aktivitäten beschränkt. Als Rechtsgrundlage ist [in Deutschland] 
das Genossenschaftsgesetz (GenG) maßgebend“ (Berwanger 2016). 

Der Zusammenschluss zu einer Genossenschaft erfolgt auf freiwilliger Basis. Mitglieder 
können sowohl natürliche als auch juristische Personen sein (Ahlert 2010). 

Unter bestimmten Voraussetzungen besteht die Möglichkeit, eine gemeinnützige Genos-
senschaft zu gründen. Die beiden Grundprinzipien von Genossenschaften ‚Förderung der 
Mitglieder’ und ‚gemeinschaftlicher Betrieb’ spiegeln nicht direkt eine Gemeinnützigkeit (für 
die gesamte Gesellschaft) wider. Allerdings ist dies auch kein Widerspruch. In der Praxis 
lassen sich einige Beispiele gemeinnütziger Genossenschaften finden, zum Beispiel in Wal-
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dorf-Kindergärten und -schulen, Programmkinos oder auch Genossenschaften, die sich um 
die Pflege älterer Menschen bemühen (Berwanger 2016; Winheller/Zeller 2013). 

Kann gezeigt werden, dass die Mitglieder einer Genossenschaft einen Ausschnitt der Allge-
meinheit darstellen, lässt sich aus dem Förderprinzip der Mitglieder, die der Allgemeinheit 
ableiten. Hier reicht es oft zu zeigen, dass die Allgemeinheit grundsätzlich einen Zugang zu 
den Leistungen, welche die Genossenschaft anbietet, hat (DGRV – Deutscher Genossen-
schafts- und Raiffeisenverband e.V. 2009; Winheller/Zeller 2013).  

Ein weiterer Aspekt ist die wirtschaftliche Förderung der Mitglieder. Steht diese im Vorder-
grund, widerspricht dies der Idee der Gemeinnützigkeit. „Eine solche Förderung wirtschaftli-
cher Interessen ist nicht selbstlos im Sinne des Gemeinnützigkeitsrechts“ (Winheller/Zeller 
2013 S. 5). 

Deutschlandweit gibt es nur sehr wenige gemeinnützige Genossenschaften. Beispiele aus 
NRW sind die Bocholter Bürgergenossenschaft 66  oder die awisu Forschungsgenossen-
schaft67. 

In der vorliegenden Arbeit steht die Idee der Genossenschaft im Mittelpunkt. Das bedeutet, 
dass auch Initiativen, die keine eingetragene Genossenschaft im Sinne des Genossen-
schaftsgesetzes sind, unter dem Begriff Genossenschaft mitverstanden werden, dieses er-
weiterte Verständnis einer Genossenschaft wurde von den TeilnehmerInnen des Workshops 
am 8. November 2016 unterstützt. 

 

7.4 Merkmale von Genossenschaften 
Der Begriff Genossenschaft wird nicht ausschließlich für die Rechtsform ‚eingetragene Ge-
nossenschaft’ (eG) verwendet. So legen Klemisch und Boddenberg (2012) in ihrem Aufsatz 
‚Zur Lage der Genossenschaften – tatsächliche Renaissance oder Wunschdenken’ dar, 
dass nicht jede eingetragene Genossenschaft per se den Wesensprinzipien einer als Ge-
nossenschaft verstandenen Vereinigung folgt. Zudem legen sie dar, dass es auf der ande-
ren Seite viele Unternehmen gibt, die ihrem Wesen nach genossenschaftlichen Prinzipien 
folgen, jedoch eine andere Rechtsform gewählt haben (Klemisch/Boddenberg 2012 S. 571). 
Darum soll zunächst geklärt werden, was die wesentlichen Merkmale einer Genossenschaft 
sind. Dazu gehören insbesondere folgende Prinzipien: 

• Förderprinzip 

• Identitätsprinzip 

• Solidaritätsprinzip 

• Demokratieprinzip 

(Klemisch/Boddenberg 2012 S. 571–572). 

  

                                                
66 http://www.bocholter-bg.de/ 
67 http://www.awisu.de/ 
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Das Förderprinzip wurde im Genossenschaftsgesetz verankert. Hier heißt es: 

„Eine Beteiligung an Gesellschaften und sonstigen Personenvereinigungen einschließlich 
der Körperschaften des öffentlichen Rechts ist zulässig, wenn sie 

1. der Förderung des Erwerbes oder der Wirtschaft der Mitglieder der Genossenschaft oder 
deren sozialer oder kultureller Belange oder, 

2. ohne den alleinigen oder überwiegenden Zweck der Genossenschaft zu bilden, gemein-
nützigen Bestrebungen der Genossenschaft  

zu dienen bestimmt ist“ 

(Bundesministerium der Justiz für Verbraucherschutz und juris GmbH 2016). 

Es geht also nicht in erster Linie um eine reine Gewinnorientierung, sondern um eine Förde-
rung der Mitglieder in ihrem Geschäftsfeld (Klemisch/Boddenberg 2012 S. 751). Dies wurde 
explizit auch ins Genossenschaftsgesetz aufgenommen. So steht in §1: 

„Gesellschaften von nicht geschlossener Mitgliederzahl, deren Zweck darauf gerichtet ist, 
den Erwerb oder die Wirtschaft ihrer Mitglieder oder deren soziale oder kulturelle Belange 
durch gemeinschaftlichen Geschäftsbetrieb zu fördern (Genossenschaften), erwerben die 
Rechte einer ‚eingetragenen Genossenschaft’ nach Maßgabe dieses Gesetzes“ (Bundesmi-
nisterium der Justiz für Verbraucherschutz und juris GmbH 2016 S. 6). 

Förderprinzip 

Der förderwirtschaftliche Auftrag für Genossenschaften bezieht sich explizit nicht nur auf die 
Verwertung von Kapital und das Erwirtschaften von Gewinn. Der Hauptzweck ist „die Förde-
rung der Mitglieder in dem Geschäftsfeld, in dem sie angesiedelt ist“ (Bundesministerium der 
Justiz für Verbraucherschutz und juris GmbH 2016; Klemisch/Boddenberg 2012 S. 571). 

 

Das Identitätsprinzip macht deutlich, dass in der Genossenschaf, zwei sonst oft gegen-
sätzliche Marktpositionen von einer Person bzw. Personengruppe verkörpert – und somit 
identisch – werden. So sind die Mieter in Wohnprojekten von Wohnungsbaugenossenschaf-
ten gleichzeitig die Vermieter, in der Konsumgenossenschaft sind die VerbraucherInnen 
zugleich auch die Händler und in der Produktivgenossenschaft sind die Kapitaleigner auch 
die Beschäftigten (Klemisch/Boddenberg 2012 S. 571). Dies hat zur Folge, dass das mit-
gliedschaftliche Interesse im Mittelpunkt steht. Darin können die Mitglieder auch in krisen-
haften Zeiten vertrauen (Blome-Drees et al. 2016 S. 47–48). Dieses Vertrauen bildet einen 
wichtigen Baustein für das Arbeiten der Genossenschaften.  

Identitätsprinzip 

Innerhalb von Genossenschaften sind die Konsumenten oft gleichzeitig die Produzenten. 
Hierin ist die Idee des Prosumers wiederzufinden (Klemisch/Boddenberg 2012 S. 571). 

 

Das Demokratieprinzip besagt, dass jedes Mitglied eine Stimme hat (Kle-
misch/Boddenberg 2012 S. 571). Unabhängig davon, wie hoch der Kapitalanteil des jeweili-
gen Mitglieds an der Genossenschaft ist, welche Position es innerhalb dieser hat oder wie 
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lange es schon Mitglied der Genossenschaft ist, hat jedes Mitglied in der Generalversamm-
lung in der Regel nur eine Stimme (Klemisch/Boddenberg 2012 S. 571). 

Demokratieprinzip 

In dem Demokratieprinzip ‚Ein Mitglied, eine Stimme’ kommt der Demokratiegedanke der 
Genossenschaft zum Ausdruck. 

 

Beim Solidaritätsprinzip geht es um die Werte, Einstellungen und Verhaltensweisen, die 
von den Mitgliedern innerhalb der Genossenschaft gelebt werden. Klemisch und Bodden-
berg (2012) erläutern hierzu den Unterschied zwischen sozialreformerischen und anderen 
Genossenschaften. Sie beziehen sich auf Mersmann und Novy, für die Genossenschaften 
erst als sozialreformerisch gelten, „[...] wenn sie nicht bloß der Besserstellung einer Sonder-
gruppe dienen, wenn umgekehrt also die wirtschaftlichen Vorteile der genossenschaftlichen 
Organisation prinzipiell verallgemeinerungsfähig sind. [...] [S]ozial-reformerische Genossen-
schaften verstehen sich als Substitute zu Privateigentum und Marktwirtschaft (‚Kooperation 
statt Konkurrenz‘, ‚Solidarismus‘)“ (Mersmann/Novy 1991 S. 29). 

Solidaritätsprinzip 

Durch das Solidaritätsprinzip der Genossenschaften wird deutlich, dass es beim genossen-
schaftlichen Wirtschaften auch um die Förderung von Lebensqualität und die Gemeinschaft 
an sich geht (Mersmann/Novy 1991 S. 29). 

Laurinkari erläutert dazu in seinem Handbuch zum Genossenschaftswesen, dass mit Ge-
nossenschaften eine Strategie verfolgt wird, sich aus verschiedenen Abhängigkeiten sach-
lich-materieller, sozialer oder politischer Art zu befreien und zu versuchen, kollektiv zu han-
deln (Laurinkari 1990).  

Er betont die Gerechtigkeitsvorstellung, welche die Mitglieder der Genossenschaft im Rah-
men der Genossenschaft zu verwirklichen versuchen und betont, dass es um Solidarität, 
Freiheit und Gleichberechtigung geht. Dabei stehe die Gerechtigkeit noch über der wirt-
schaftlichen Effizienz oder Wohlstandssteigerung.  

Bei den Genossenschaften geht es um Zusammenarbeit und darum, sich gegenseitig Hilfe 
zu leisten, worin die Solidarität zum Ausdruck kommt.  

Wie zu Beginn beschrieben, basiert der Zusammenschluss zu einer Genossenschaft auf der 
freiwilligen Entscheidung der Mitglieder. Hier kommt das Prinzip der Freiheit bzw. Freiwillig-
keit zum Ausdruck. Auch dürfen Rasse, Religion, gesellschaftliche oder politische Positionen 
kein Ausschlusskriterium oder eine Zugangsvoraussetzung zu Genossenschaften sein.  

Schließlich erfordert der Zugang zu einer Genossenschaft auch kein (beträchtliches) Kapital 
– in Abgrenzung zu den Kapitalgesellschaften (Laurinkari 1990). 

Auch bei den Gewinnen, die innerhalb einer Genossenschaft erwirtschaftet werden, kommt 
die Solidarität und die Gleichberechtigung zum Ausdruck. So werden die Überschüsse – 
also die von der Genossenschaft erwirtschafteten Erträge – auf die Mitglieder verteilt (oder 
dienen der Eigenfinanzierung der Genossenschaft) (Laurinkari 1990).  
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In diesen Merkmalen kommen auch die Grundsätze Selbsthilfe, Selbstverwaltung und 
Selbstverantwortung der Genossenschaftsidee zum Ausdruck (DGRV – Deutscher Genos-
senschafts- und Raiffeisenverband e.V. n.d.).  

 

7.5 Geschichte und Gegenwart der Genossenschaften 
7.5.1 Geschichte der Genossenschaften 

Die Idee der Genossenschaft existiert seit über 150 Jahren. Als wichtige Gründer dieser sind 
vor allem Friedrich Wilhelm Raiffeisen (1818-1888) und Hermann Schulze-Delitzsch (1808-
1883) zu nennen.  

Zu den ersten Gründungen kam es Mitte des 19. Jahrhunderts im Verlauf der industriellen 
Revolution. Ausschlaggebend für diese waren die finanziellen Notlagen von Bauern und 
kleinen Handwerksbetrieben, die sich auf die negativen Auswirkungen der Bauernbefreiung 
und die Einführung der Gewerbefreiheit zurückführen lassen. Missernten und Hungersnöte 
in den Jahren 1846/47 verschlimmerten die Situation der Menschen in der damaligen Zeit 
zusätzlich. So gründete Raiffeisen 1847 den ersten Hilfsverein zur Unterstützung der Not 
leidenden ländlichen Bevölkerung und 1864 schließlich den ’Heddesdorfer Darlehenskas-
senverein’. Letzterer gilt heute als erste Genossenschaft gemäß Friedrich Wilhelm Raiffei-
sen (DGRV – Deutscher Genossenschafts- und Raiffeisenverband e.V. n.d.). 

Zur gleichen Zeit gründete Hermann Schulze-Delitzsch im Jahre 1848 die ‚Rohstoffassozia-
tionen’ für Tischler und Schuhmacher und 1850 den ersten ‚Vorschussverein’, welche die 
wirtschaftlichen Bedingungen der notleidenden Handwerker verbessern sollte. Letzterer darf 
als Vorläufer der heutigen Volksbanken angesehen werden (DGRV – Deutscher Genossen-
schafts- und Raiffeisenverband e.V. n.d.). 

Genossenschaftsgründungen sind heute immer noch aktuell (vgl. These II). Früher wurden 
Genossenschaften überwiegend aus Not und aus Mangelsituationen heraus gegründet. Ein 
wichtiger Treiber war z.B. der Wohnungsmangel nach dem Zweiten Weltkrieg. Auch heute 
gibt es noch Notsituationen aus denen heraus Genossenschaften gegründet werden wie 
z.B. demografischer Wandel, Landflucht und Klimawandel.  

Waren die Ziele, warum eine Genossenschaft früher gegründet wurde früher eher ökonomi-
scher Natur, so stehen heute eher soziale und kulturelle Gründe sowie solche im Bereich 
ökologischer Nachhaltigkeit im Vordergrund. Heute spielt der Anspruch, etwas verändern zu 
wollen, zunehmend eine wichtige Rolle. Dies gilt besonders für die Gründung von Energie-
genossenschaften. 

Viele Menschen gründen heute eine Genossenschaft, um ihre gemeinsamen Ziele zu ver-
wirklichen. Die Initiative kommt aus der Bürgerschaft heraus als Reaktion auf eine vorlie-
gende Bedarfssituation (Notlage oder Gestaltungsanspruch). Die Idee und die Rechtsform 
der Genossenschaft bietet den BürgerInnen ein Instrument zur Realisierung ihrer Ziele – vor 
allem auch, wenn es um Ziele geht, die nicht allein auf eine Gewinnmaximierung ausgerich-
tet sind. 
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Vorteile der Rechtsform eG gegenüber anderen Rechtsformen bei der Unternehmensgrün-
dung sind unter anderem das Demokratieprinzip, die nicht vorhandene Prospektpflicht und 
die Tatsache, dass die Unternehmensidee direkt in die Satzung integriert wird.  

Daneben stehen Nachteile wie ein hoher bürokratischer Aufwand bei der Gründung und 
auch bei der weiteren Aufrechterhaltung des Geschäftsbetriebs.  

 

7.5.2 Genossenschaften in Deutschland heute 

Nach Angaben des Deutschen Genossenschafts- und Raiffeisenverbands (DGRV) existier-
ten im Jahr 2015 7 500 Genossenschaften in Deutschland mit insgesamt 20 Mio. Mitgliedern 
und über 800.000 MitarbeiterInnen (DGRV – Deutscher Genossenschafts- und Raiffeisen-
verband e.V. 2015 S. 6). 5 688 davon sind mit 19,6 Mio. Mitgliedern im DGRV organisiert68. 
Keine Wirtschaftsorganisation in Deutschland hat mehr Mitglieder (DGRV 2016a). Die 2.000 
Wohnungsgenossenschaften mit ihren 2,2 Mio. Wohnungen in Deutschland sind im Bun-
desverband deutscher Wohnungs- und Immobilienunternehmen (GdW) organisiert (GdW 
Bundesverband deutscher Wohnungs- und Immobilienunternehmen e.V. 2016). 

Tabelle 22 gibt einen Gesamtüberblick über die verschiedenen Formen von Genossenschaf-
ten in Deutschland, ihre Mitglieder, MitarbeiterInnen und ihren Umsatz (Stand 31.12.2015). 

Tabelle 22: Genossenschaften in Deutschland 

Art der Genossenschaft Anzahl Mitglieder 
(in Mio.) MitarbeiterInnen Umsatz 

(in Mrd. €) 

Kreditgenossenschaften 1.021 18,3 191.544 818(1) 

Raiffeisengenossenschaften 2.250 1,5 106.184 61 

Gewerbliche Waren- und Dienst-
leistungsgenossen-
schaften 

1.332 0,34 611.100 122 

Energiegenossenschaften 854 0,16 1.200 0,2 

Konsum- und Dienstleistungsge-
nossenschaften 332 0,3 14.000 2 

(1) Bilanzsumme 

Quelle: Eigene Darstellung nach DGRV – Deutscher Genossenschafts- und Raiffeisenverband e.V. (2015, S. 6) 

                                                
68 Nach § 54 ‚Pflichtmitgliedschaft im Prüfungsverband’ des Genossenschaftsgesetzes muss eine Genossen-
schaft einem Verband angehören, dem das Prüfungsrecht verliehen ist (Prüfungsverband) (dejure.org Rechtsin-
formationssysteme o. J.). Eine Genossenschaft muss also in einem Verband organisiert sein, aber nicht 
zwangsweise im DGRV oder dem RWGV. Verbände mit Sitz in NRW sind neben dem RWGV noch der REWE 
Prüfungsverband und der Verband der Wohnungs- und Immobilienwirtschaft Rheinland-Westfalen e.V. 
Der Bundesverein zur Förderung des Genossenschaftsgedankens stellt eine Übersicht zu den anerkannten 
Prüfungsverbänden in Deutschland bereit (Bundesverein zur Förderung des Genossenschaftsgedankens e.V. 
2014).!
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Laut Statistik ist jeder/jede vierte BürgerIn Deutschlands Mitglied in einer Genossenschaft 
(DGRV – Deutscher Genossenschafts- und Raiffeisenverband e.V. 2015 S. 6). 

Im Jahr 2015 wurden insgesamt 124 Genossenschaften in Deutschland neu gegründet.  

Die Zahl der jährlichen Genossenschaftsgründungen innerhalb der Bundesrepublik Deutsch-
land schwankt.  

Abbildung 16 zeigt die jährlichen Genossenschaftsgründungen der letzten zehn Jahre. Ab-
bildung 17 zeigt, in welchen Bereichen diese gegründet wurden. 

 

Abbildung 16: Gründungen von Genossenschaften in Deutschland (2005-2015) (alle 
Branchen) 

 
Quelle: Eigene Darstellung nach DGRV – Deutscher Genossenschafts- und Raiffeisenverband e.V. (2015, S. 7) 
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Abbildung 17: Zahl der Genossenschaftsgründungen nach Branchen im Jahr 2015 in 
Deutschland 

 
Quelle: Eigene Darstellung nach DGRV – Deutscher Genossenschafts- und Raiffeisenverband e.V. (2015 S. 7) 

 

7.5.3 Genossenschaften in NRW heute 

Nach Vorgabe des Genossenschaftsgesetzes muss eine Genossenschaft einem Prüfungs-
verband angehören (Bundesministerium der Justiz für Verbraucherschutz und juris GmbH 
2016 S. 21). In Nordrhein-Westfalen (NRW) gibt es einen regionalen Prüfungsverband für 
Genossenschaften, den Rheinisch-Westfälischen Genossenschaftsverband e. V. (RWGV). 
In diesem Verband sind der Großteil der Genossenschaften in NRW sowie weitere Genos-
senschaften aus Rheinland-Pfalz organisiert. 

Im RWGV sind insgesamt 703 Genossenschaften eingetragen, davon 610 mit Sitz in NRW 
und 93 mit Sitz in Rheinland-Pfalz (Stand: 31.12.2015) (Gottwald 2016). Im Verband sind 
insgesamt 3,2 Mio. Mitglieder organisiert (Stand 2016).69 Etwa die Hälfte der eingetragenen 
Genossenschaften (eG) (346) sind gewerbliche Genossenschaften, die sich wiederum in 
Dienstleistungs- und Handels-, Wohnungsbau- Handwerks- und über 100 Energiegenos-
senschaften gliedern (EnergieAgentur.NRW 2015). Dabei ist die Palette genossenschaftli-
cher Unternehmen sehr groß. Sie reicht von genossenschaftlichen Krankenhäusern über 
genossenschaftliche Kindertagesstätten und Schulen, Lebensmittel-, Bürobedarfs-, Fahrrad-
, Blumen-, Schuhhändler, Landwirte, Winzer, Molkereien, Brauereien, Viehhändler, Bäcker, 
Fleischer, Maler, Dachdecker, Optiker, Hörgeräteakustiker, Apotheker, Ärzte, Steuerberater, 

                                                
69 Eine genaue Zahl der Genossenschaften in NRW ließ sich leider nicht herausfinden. 
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Gerichtsvollzieher, Informatiker, Generationenübergreifende Wohngenossenschaften, bis 
hin zu Bestattern, Steinmetzen und Friedhofsgärtnern. 

Der zweitgrößte Prüfungsverband für Genossenschaften in NRW ist der Verband der Woh-
nungs- und Immobilienwirtschaft Rheinland Westfalen e.V. (VdW RW) mit 290 Wohnungs-
genossenschaften als Mitglieder (Stand 2011) (VdW Verband der Wohnungs- und Immobili-
enwirtschaft Rheinland Westfalen e.V. 2011 S. 4) 

Nach Expertenaussagen dürfte es zu den Mitgliedern in diesen beiden Verbänden ca. 10-20 
weitere Genossenschaften in NRW geben (Gottwald 2016). 

Da die Verbände lediglich die Mitglieder ihres jeweiligen Verbandes auflisten und im Falle de 
RWGVs auch Mitglieder außerhalb von NRW miterfasst werden, kann keine exakte Ein-
schätzung gegeben werden, wie viele Genossenschaften es in NRW oder Deutschland ins-
gesamt gibt. Dazu müssten die Genossenschaftsregister ausgewertet werden (Vesshoff 
2017). 

Die Zahl der genossenschaftlich geführten Unternehmen in Deutschland und auch in NRW 
ist seit Jahren auf einem hohen Niveau. Abbildung 18 veranschaulicht diese Entwicklung. 
Der Rückgang zwischen den Jahren 2000 und 2010 lässt sich nach Aussagen der Genos-
senschaftsvertreterInnen mit Fusionen vor allem unter den Genossenschaftsbanken, den 
ländlichen und bestimmten gewerblichen Genossenschaften erklären (Blome-Drees et al. 
2016 S. 51). Seit 2007 – ein Jahr nach Inkrafttreten der Reform des Genossenschaftsgeset-
zes – ist ein hoher Anstieg bei den Genossenschaftsgründungen zu verzeichnen. Dieser 
wird als Renaissance oder Neugründungsboom der Genossenschaftsidee wahrgenommen 
(Blome-Drees et al. 2016; Gottwald 2016 S. 254).  

 

Abbildung 18 und 19: Entwicklung von Genossenschaften: Zahl der genossenschaft-
lich geführten Unternehmen und Mitgliederzahlen in NRW und Deutschland (1990-
2015) 

 
Quelle: Rheinisch-Westfälischer Genossenschaftsverband e.V. (RWGV) (2010, 2015a); Stappel (2016) 
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Noch deutlicher wird diese Entwicklung bei Betrachtung der Mitgliederzahlen in Genossen-
schaften (Abbildung 19). Die Mitgliederzuwächse fanden allerdings fast ausschließlich bei 
den Kredit- und den Energiegenossenschaften statt (Blome-Drees et al. 2016 S. 51). 

Insgesamt kann also festgestellt werden, dass die Rechtsform und auch die generelle Idee 
der Genossenschaft aktuell einen Aufschwung erlebt. 

Abbildung 20 zeigt deutlich, dass im Verlauf der letzten zehn Jahre die Anzahl der landwirt-
schaftlichen- und Kreditgenossenschaften im Wesentlichen fusionsbedingt – Zusammen-
schluss mehrerer kleinerer Genossenschaften zu einer größeren Genossenschaft – zurück-
gegangen ist, während die Zahl gewerblicher Genossenschaften, insbesondere durch die 
hohe Zahl an Neugründungen, in den Jahren 2008 bis 2014 (siehe Abbildung 21) stark zu-
genommen hat. Ein Grund für diese Zunahme ist die Förderung von Genossenschaften 
durch das Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG)70, welches die Gründung vieler Energiege-
nossenschaften veranlasst hat. Die Zunahme führt zu einem Anstieg der Gesamtzahl an 
Genossenschaften. 

 

                                                
70 Das EEG gab den Mitgliedern bei der Gründung einer Energiegenossenschaft eine Investitionssicherheit durch 
die festgelegten Vergütungssätze und den Einspeisevorrang für Erneuerbare Energien (AEE 2014). 
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Abbildung 19: Anzahl der Genossenschaften in NRW nach Branchen (2005-2015) 

 

Quelle: Eigene Darstellung nach den Jahresberichten des RWGV 

Abbildung 21: Gründungen gewerblicher Genossenschaften in NRW (2005-2015) 

 
Quelle: Eigene Darstellung nach Gottwald (2016)
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Abbildung 20: Verschiedene Typen von Genossenschaften (in NRW) 

 
Quelle: Eigene Darstellung nach Gottwald (2016); Rheinisch-Westfälischer Genossenschaftsverband e.V. (RWGV) (2015b) 

 

Genossenschaften sind in verschiedenen Branchen aktiv. Die Mindmap in Abbildung 22 und die Tabelle 23 geben einen Überblick über die 
Genossenschaften in den jeweiligen Branchen in NRW (Kategorisierung nach RWGV). In Klammern ist die Anzahl der jeweiligen Genossen-
schaften in NRW angegeben. 
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Tabelle 23: Verschiedene Typen von Genossenschaften (in NRW) im RWGV 

Branche Unterbranche Anzahl  Beispiel 

Kreditgenossenschaften Genossenschaftsbank 180 Volks- und Raffeisenbanken 

Landwirtschaftliche Genossenschaften Bezugs- und Absatzgenossenschaften (Umsatz inkl. Vieh und Kredit mit Ware)  63 Bäuerliche Bezugs- und Absatzgenossenschaft Bottrop eG 

  Genossenschaftliche Milchverarbeitungsunternehmen und sonstige Molkereigenossenschaften 5 Milchunion Hocheifel eG 

  Vieh- und Fleischgenossenschaften  10 Fleischer- und GastroService Anröchte/Hamm eG 

  Zuchtgenossenschaften  3 Rinder Union West eG 

  Obst-, Gemüse- und Gartenbaugenossenschaften 12 Landgard eG 

  Winzergenossenschaften  12 Moselland eG 

  Sonstige ländliche Waren-/Dienstleistungsgenossenschaften  48 - 

Gewerbliche Genossenschaften Handwerksgenossenschaften 39 Dachdeckereinkauf Hamm eG 

  Einkaufsgenossenschaften 30 Einkaufsgemeinschaft kommunaler Verwaltungen eG 

  Dienstleistungsgenossenschaften 140 Taxi Ruf Köln eG 

  Wohnungsgenossenschaften 28 Gemeinnützige Wohnungsgenossenschaft Köln-Sülz eG 

  Energiegenossenschaften 103 Unsere Münster-Energie eG 

  Sonstige Genossenschaften 21 - 

Sonstige Seniorengenossenschaften keine Angaben Bocholter Bürgergenossenschaft 

  Familiengenossenschaften keine Angaben Familiengenossenschaft Münsterland eG 

eigene Kategorie Schülergenossenschaften71 74 - 

Quelle: Eigene Darstellung nach Gottwald (2016); Rheinisch-Westfälischer Genossenschaftsverband e.V. (RWGV) (2015b) 

                                                
71 Schülergenossenschaften sind keine Genossenschaften im Sinne des GenG, sondern Schulveranstaltungen, so dass sie in den Statistiken des RWGV nicht auftauchen 
(Gottwald 2016).  
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7.5.4 Die Entwicklung im Bereich der Energiegenossenschaften 

Eine dynamische Entwicklung ist bei den Energiegenossenschaften zu beobachten. Im Zeit-
raum 2008 bis 2013 stiegen die Neugründungszahlen zunächst stark an, wurden dann je-
doch vermutlich durch die EEG-Novelle 2014 gebremst (AEE 2014) (Energiezukunft 2014). 

Die Unsicherheit über die EEG Novelle 2016/2017 und das geplante Ausschreibungsverfah-
ren, schlugen sich in dann ausbleibenden Neugründungen nieder. 

(DGRV 2016b). 

Offen ist die Frage, wie es vor allem mit den Energiegenossenschaften nach der Novelle 
des EEGs im Jahr 2016/2017 weiter gehen wird. 

 

Abbildung 21: Entwicklungen von Energiegenossenschaften unter dem EEG 

 
Quelle: Eigene Darstellung nach AEE (2014); BMWI (2016); DGRV (2016a); EnergieAgentur.NRW (2015); Ener-
giezukunft (2014); Kern (2016); RWGV (2015)  

Energiegenossenschaften boomen:
In 5 Jahren steigt die Anzahl deutschlandweit von 136 auf 888

Die EEG Novelle 2014 schafft Verunsicherung bei 
Bürgervereinigungen und Energiegenossenschaften

Große Unsicherheiten über die EEG Novelle 2017
schrecken Energiegenossenschaften als Investoren ab 

Stark rückläufige Zahlen bei der Neugründung von 
Energiegenossenschaften

Bedenken der Genossenschaften wegen einem geplanten
Ausschreibeverfahren

Bundestagsbeschluss zur EEG – Novelle
Paragraph zum Schutz von Energiegenossenschaften

Energiegenossenschaften schöpfen Hoffnung aus der 
 Bevorzugung beim Ausschreibungsverfahren

01.01.17 EEG Novelle 2017 tritt in Kraft

2008 - 2009

08.07.14

21.08.15

01.12.15

08.06.16

08.07.16



Alternative Ökonomien Genossenschaften 

Wuppertal Institut – Mai 2017 239 

Abbildung 22: Entwicklung von Energiegenossenschaften in Deutschland 

 
Quelle: Eigene Darstellung nach AEE (2014) 

 

Abbildung 23: Energiegenossenschaften in Deutschland nach Bundesländern (2013) 

 
Quelle: Eigene Darstellung nach AEE (2014)  

 

7.5.5 Motivation zur Gründung von Genossenschaften 

Interessant ist auch die Frage, wer eine Genossenschaft gründet und welche Motivation 
dahinter steht. Oder auch, warum er oder sie sich z.B. gegen eine gGmbH als Gesell-
schaftsform entscheidet.  

Laurinkari schreibt in seinem Handbuch zur Frage, wer die Mitglieder einer Genossenschaft 
sind, dass es vor allem nicht profit-orientierte, sondern sozial-orientierte Menschen sind, die 
eher aus dem Mittelstand kommen (Laurinkari 1990). Allerdings gibt es auch durchaus wirt-
schaftlich denkende Unternehmer, die eine Genossenschaft gründen, um die handfesten 
Vorteile der Rechtsform (z. B. einfacher Beitritt vieler Mitglieder, keine Unternehmensbewer-
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tung bei Austritt erforderlich, beschränkte Haftung) nutzen zu können (Gottwald 2016). Dar-
aus lässt sich schließen, dass das Konzept einer Genossenschaft für eine Vielzahl unter-
schiedlich motivierter Gründer interessant sein könnte. 

In der Diskussion zu dem im Rahmen dieses Arbeitspakets durchgeführten Workshops am 
8. November 2016 in Wuppertal wurde von den GenossenschaftsvertreterInnen betont, dass 
bei heutigen Genossenschaftsgründungen soziale, kulturelle und ökologische Nachhaltigkeit 
als Motivation im Vordergrund stehen. 

 

7.6 Genossenschaften und Alternative Ökonomien 
7.6.1 Die ökonomische Idee des Genossenschaftsansatzes 

Genossenschaften gehören zu den ältesten Kooperationsformen der Wirtschaftsgeschichte. 
Ihre Organisation ist weder staatlich noch (in der Regel) gemeinnützig. Wie erläutert, handelt 
es sich hierbei um den freiwilligen Zusammenschluss von privaten bzw. juristischen Perso-
nen. Schließlich gilt das Prinzip, dass jedes Mitglied nur eine Stimme hat. Und die Mitglieder 
einer Genossenschaft oft gegensätzliche Positionen (wie die Rolle von Mietern und Vermie-
tern) in einer Person vereinen (Identitätsprinzip) (Schubert 2012). 

Der DGRV schreibt zur Definition von Genossenschaften: 

„ ‚Gemeinsam seine Ziele besser zu erreichen als im Alleingang’, das ist der Grundge-
danke einer jeden Genossenschaft. Eine genossenschaftliche Kooperation bietet sich 
immer dann an, wenn das Verfolgen eines wirtschaftlichen Ziels die Leistungsfähigkeit 
des Einzelnen übersteigt, zugleich aber die selbständige Existenz gewahrt werden 
soll. 

Mit Hilfe eines gemeinschaftlich betriebenen Unternehmens wird die wirtschaftliche 
Tätigkeit der Genossenschaftsmitglieder ergänzend unterstützt. Man tritt gemeinsam 
am Markt auf, etwa um günstige Absatz- und Beschaffungskonditionen zu erlangen 
oder aber betriebliche Funktionen effizienter und qualitativ besser ausüben zu können“ 

(DGRV – Deutscher Genossenschafts- und Raiffeisenverband e.V. n.d.) 

 

7.6.2 Der Beitrag der Genossenschaften zum nachhaltigen Wirtschaften 

Um diese Frage exemplarisch zu beantworten, werden zwei Herangehensweisen vorge-
schlagen. Zum einen wird untersucht, ob die Rechtsform der Genossenschaft in besonderer 
Weise geeignet ist, um die in Kapitel 7.3 exemplarisch erläuterten Alternativen Ökonomien 
zu realisieren. Zum anderen werden die Merkmale (Ziele und Strategien) der Alternativen 
Ökonomien mit denen der Genossenschaften verglichen werden. 

Analyse ausgewählter Beispiele Alternativer Ökonomien 

Im Kapitel 7.3 wurden verschiedene Beispiele für Alternative Ökonomien erläutert. Im Fol-
genden sollen kurz mögliche Anknüpfungspunkte zu diesen Beispielen aufgezeigt werden.  

Das Beispiel Gemeinwohlökonomie zeigt auf, dass es eine Reihe von Unternehmen gibt, die 
neben dem finanziellen Jahresbericht auch eine Gemeinwohl-Bilanz ihres Unternehmens 
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herausgeben. Hier stellt sich die Frage, ob es im Besonderen die genossenschaftlichen Un-
ternehmen sich, die eine Gemeinwohlbilanzierung zusätzlich zu ihrem Geschäftsbericht an-
fertigen bzw. die Kriterien72 der Gemeinwohlbilanzierung erfüllen. Eine Analyse der im Kapi-
tel 7.3 gelisteten Unternehmen hinsichtlich ihrer Rechtsform zeigt jedoch, dass keines der 
gelisteten gemeinwohlbilanzierten Unternehmen eine Genossenschaft (eG) ist. Die Bezüge 
von den Genossenschaften zur Gemeinwohlökonomie sind also nicht so deutlich.  

Bei der Sharing Economy und der Resilienzwirtschaft zeigen sich deutlichere Bezüge. 

Genossenschaften zielen auf gemeinschaftliche Produktions- und Nutzungsformen zum 
Beispiel von Wohnraum durch die Wohnungsbaugenossenschaften. Die Wirtschaftsform 
e.G. wird häufig als Wirtschaftsform für Unternehmensideen mit ökologischen und sozialen 
Zielen (wie z.B. Energiewende, bezahlbarer und sicherer Wohnraum, Ernährung, usw.) ge-
wählt. Dabei spielt die Idee des Teilens eine wichtige Rolle. 

Genossenschaften haben ein geringes Insolvenzrisiko (vgl. These III). Dadurch kann genos-
senschaftliches Wirtschaften die Resilienz einer Region stärken (Gottwald 2016).  So bestä-
tigte auch die Literaturrecherche, dass die „eingetragene Genossenschaft [...] traditionell die 
am wenigsten von Insolvenz betroffene Rechtsform“ (Blome-Drees et al. 2016 S. 47) ist. Die 
genossenschaftliche Prüfung und Beratung wird als ein stabilisierendes Element gegen ein 
Insolvenzrisiko angesehen (Blome-Drees et al. 2016 S. 49).  

Die in Abbildungen 16, 20 und 21 dargestellten Entwicklungen zeigen, dass die Finanzkrise 
in und nach 2008 nicht zu einem Einbruch der Zahl an Genossenschaften geführt hat. Die 
Kreditgenossenschaften haben die Finanzkrise durch ihr regional verankertes Geschäfts-
modell weitgehend unbeschadet überstanden (Gottwald 2016). Dies spricht dafür, dass Ge-
nossenschaften die Resilienz einer Region stärken. Denn: insolvente Unternehmen haben 
Auswirkungen auf die Region, in der sie ansässig, insbesondere durch den Verlust von Ar-
beitsplätzen. Eine weitere Erläuterung dazu findet sich im Abschnitt zu der Nachhaltigkeits-
bewertung (Kapitel 7.6.3). 

Bei der Bewertung der Genossenschaften und ihres geringen Insolvenzrisikos sollte jedoch 
mit berücksichtigt werden, dass die meisten Unternehmen im Laufe der ersten sieben Jahre 
ihres Bestehens insolvent gehen. Die meisten Genossenschaften sind aber schon älter. Au-
ßerdem sind die Branchen, in welchen Genossenschaften gegründet werden – wie die Kre-
dit- und die Wohnungsbranche – im Allgemeinen eher selten von Insolvenzen betroffen. 
Generell scheint es eine geringe Risikobereitschaft unter den Genossenschaftsgründern zu 
geben. Zentral für die Resilienz von Genossenschaften ist die Prüfungsstruktur durch die 
Genossenschaftsverbände. Dazu kommt die Tatsache, dass bei Genossenschaften, die 
Menschen im Mittelpunkt stehen und diese meist innerhalb einer Region agieren, in welcher 
es eine gesellschaftliche Kontrolle gibt. Im Vergleich zu Vereinen sind Genossenschaften 
jedoch weniger insolvenzsicher. Kritisch könnte auch angemerkt werden, dass durch diese 
Risikoscheu den Genossenschaften eine gewisse Dynamik fehlt.  

  

                                                
72 https://ecogood.org/de/gemeinwohl-bilanz/gemeinwohl-matrix/ 
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Gemeinsame Merkmale von Genossenschaften und Alternativen Ökonomien 

Ansätze der Alternativen Ökonomien zeichnen sich dadurch aus, dass sie in einigen der 
folgenden Punkte alternative Ansätze verfolgen (vgl. Kapitel 2). Folgende Merkmale Alterna-
tiver Ökonomien wurden erörtert, die sich von denen traditionell wirtschaftender Unterneh-
men unterscheiden: 

• Förderung von Lebensqualität und Gemeinschaft 
• Regionalität 
• Kurze Wertschöpfungsketten 
• Maßvolle Renditen / solidarische Verteilung der Renditen / gemeinwohlorientierte Ver-

wendung des Gewinns / der Bindung der Rendite innerhalb der Region 
• Gemeinwohlorientierung 
• Linderung Wachstumszwang und -drang 
• Wandel vom Konsument zum Prosument (Prosumer) 
• Positive ökologische Wirkungen 
• Internalisierung externer Kosten. 

Diese Merkmale Alternativer Ökonomien spielen auch für Genossenschaften eine Rolle. Das 
Förderprinzip schreibt per se die Förderung der Genossen vor. Die Ausschüttung der Divi-
dende verteilt sich auf alle Genossen. 

Mitglieder einer Genossenschaft haben in vielen Fällen gleichzeitig die Rolle der Konsumen-
ten sowie die der Produzenten inne (Identitätsprinzip). Beide Positionen werden von einer 
Person repräsentiert. Aus dem Förder-, dem Solidaritäts-, dem, Identitäts- und dem Demo-
kratieprinzip resultiert ein solides Geschäftsmodell, das sich durch Mitgliederorientierung 
auszeichnet, nicht von einzelnen oder externen Interessen dominiert werden kann und de-
mokratischer Kontrolle unterliegt. Auch ohne öffentlichen Auftrag, zeigen genossenschaftli-
che Arbeiten oft „positive externe Effekte, die eine dem Gemeinwohl dienende Wirksamkeit 
zur Folge haben können“ (Klemisch/Vogt 2012 S. 68). Hier ist beispielsweise das Wirken 
von Wohnungsbaugenossenschaften im Bereich Sozialer Wohnungsbau oder der Förderung 
von Randgruppen zu nennen (Klemisch/Vogt 2012 S. 68).  

Genossenschaftliches Wirtschaften, z.B. im Rahmen von Wohnungsbaugenossenschaften, 
stärkt den sozialen Zusammenhalt, mischt häufig die Quartiere und entfaltet demnach posi-
tive soziale Wirkungen (Klemisch/Vogt 2012 S. 68). 

Agrargenossenschaften, die im ländlichen (strukturschwachen) Raum tätig sind, leisten ei-
nen Beitrag zur regionalen Selbstversorgung und stärken somit die Region und ihre Resili-
enz (Klemisch/Vogt 2012 S. 68). 

Genossenschaften leisten einen Beitrag zur lokalen Daseinsvorsorge, z.B. durch Dorfläden, 
gemeinsam betriebene Gaststätten, die ärztliche Versorgung, die Versorgung mit Wohn-
raum oder gemeinsam errichtete Wärmenetze (Gottwald 2016; Klemisch/Vogt 2012 S. 69). 

Genossenschaften stärken durch ihr lokales Wirtschaften die Regionalität (Klemisch/Vogt 
2012 S. 68). 

Genossenschaften können als parallele und ergänzende Organisation kommunaler Selbst-
verwaltung ausgerichtet werden – ohne dass dies zur Substitution staatlichen Handelns füh-
ren sollte (Klemisch/Vogt 2012 S. 69). 



Alternative Ökonomien Genossenschaften 

Wuppertal Institut – Mai 2017 243 

Tabelle 24: Vergleich der Merkmale Alternativer Ökonomien und Genossenschaften 

Quelle: Eigene Darstellung 
  

Merkmale Alternativer Ökonomien Merkmale von Genossenschaften 

• Förderung von Lebensqualität und  
Gemeinschaft 

• Stärkung des sozialen Zusammenhalts 
durch verstärkten sozialen Austausch 
 

• Der Geschäftsbetrieb einer Genossenschaft wird gemeinschaftlich orga-
nisiert (Berwanger 2016). 

• Solidaritätsprinzip: 
Durch das Solidaritätsprinzip der Genossenschaften wird deutlich, dass 
es beim genossenschaftlichen Wirtschaften auch um die Förderung von 
Lebensqualität und die Gemeinschaft an sich geht (Mersmann und Novy 
1991 S. 29). 

• Durch genossenschaftliches Wirtschaften wird kollektives Handeln geför-
dert (Laurinkari 1990). 

• Genossenschaftliches Wirtschaften, z.B. im Rahmen von Wohnungsbau-
genossenschaften, stärken den sozialen Zusammenhalt sowie eine Mi-
schung innerhalb der Quartiere, etc. Dies hat positive soziale Wirkungen 
(Klemisch und Vogt 2012 S. 68). 

• Stärkung der Autonomie/  
Selbstversorgung 

• Förderung der Regionalität und damit 
Stärkung und Erhöhung der Resilienz  
der Region 
 
 

• Die im Rahmen einer Genossenschaft erwirtschafteten Gewinne, werden 
auf die Genossen und Genossinnen verteilt oder zur Eigenfinanzierung 
der Genossenschaften genutzt. Hierin ist die Idee der Selbstversorgung 
und Autonomie wiederzufinden. Weiterhin kommt die Intention einer 
‚sinnvollen’ Investition zum Ausdruck (Laurinkari 1990). 

• Genossenschaften stärken durch ihr lokales Wirtschaften die Region 
(Klemisch und Vogt 2012 S. 68). 

• Genossenschaften haben ein geringes Insolvenzrisiko. So kann genos-
senschaftliches Wirtschaften die Resilienz einer Region stärken (Gottwald 
2016).   

• Agrargenossenschaften, die im ländlichen (strukturschwachen) Raum 
tätig sind, leisten einen Beitrag zur Selbstversorgung und stärken somit 
die Region (Resilienz) (Klemisch und Vogt 2012 S. 68). 

• Maßvolle Renditen und/oder solidarische 
Verteilung der Renditen und/oder  
gemeinwohlorientierte Verwendung des 
Gewinns und/oder der Bindung der  
Rendite innerhalb der Region 

• Gemeinwohlorientierte Verwendung des Gewinns im weiteren Sinne: 
Ausschüttung der Gewinne an die Genossinnen und Genossen.  

• Gemeinwohlorientierung im Sinne einer 
Stärkung in sozialen und kulturellen  
Dimensionen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

• Primär Gemeinwohl-, denn Renditeorien-
tiert  

• Die Aktivitäten einer Genossenschaft können über die rein wirtschaftli-
chen hinaus gehen und sich auch auf soziale oder kulturelle Zwecke be-
ziehen (Berwanger 2016). 

• Förderprinzip: 
Der förderwirtschaftliche Auftrag für Genossenschaften bezieht sich expli-
zit nicht nur auf die Verwertung von Kapital und das Erwirtschaften von 
Gewinn. Der Hauptzweck ist „die Förderung der Mitglieder in dem Ge-
schäftsfeld, in dem sie angesiedelt ist“ (Klemisch und Boddenberg 2012 
S. 571) (Bundesministerium der Justiz für Verbraucherschutz und juris 
GmbH 2016). 

• Personen, die eine Genossenschaft gründen oder sich in einer engagie-
ren zielen nicht (in erster Linie) darauf ab, Gewinne zu erwirtschaften, 
sondern orientieren sich an sozialen Zielen (Laurinkari 1990).  

• Linderung von Wachstumszwang und  
-drang 
 

• Abhängig davon ob es sich um eine große eher ältere oder eine jüngere 
dynamische Genossenschaft handelt, anhängig von der jeweiligen 
Selbstverpflichtung der jeweiligen Genossenschaft. 

• Wandel Konsument ! Prosument 
• Aufbruch der klassischen  

Konsumenten-Produzenten Rollen 
 

• Identitätsprinzip: 
Innerhalb von Genossenschaften sind die Konsumenten oft gleichzeitig 
die Produzenten. Hierin ist die Idee des „Prosumers“ wiederzufinden 
(Klemisch und Boddenberg 2012 S. 571). 

• Positive ökologische Wirkungen 
 

• Viele der historischen und neueren Genossenschaften kümmern sich 
explizit um nachhaltige Themenfelder. So wird die Wirtschaftsform e.G. 
häufig als Wirtschaftsform für Unternehmensideen mit ökologischen und 
sozialen Zielen (wie z.B. Energiewende, bezahlbarer und sicherer Wohn-
raum, Ernährung, usw.) gewählt. Dabei spielt die Idee des Teilens eine 
wichtige Rolle. 

• Die Akteure und Akteurinnen alternativer 
Ökonomien zeigen eine starke Identifika-
tion mit Ihrer Arbeit und gestalten diese 
selbst. Innerhalb der (selbstverwalteten) 
Organisation zeigen sich flache oder kei-
ne Hierarchien und starke Mitbestim-
mung. Selbstverwaltete Betriebe ent-
scheiden im kollektiv. 

• Demokratieprinzip: 
In dem Demokratieprinzip ‚Ein Mitglied, eine Stimme’ kommt der Demo-
kratiegedanke der Genossenschaft zum Ausdruck. 
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Genossenschaften sind schon seit über 150 Jahren als Kooperationsformen in der Wirt-
schaft aktiv und sind seit einigen Jahren wieder vermehrt im Aufschwung. 

Es gibt große und etablierte (alteingesessene) Genossenschaften – etwa im Bereich Woh-
nen. Und doch gelten Genossenschaften keineswegs als „normal“ im heutigen Wirtschafts-
system (vgl. These IV). Das Bild von Genossenschaften ist häufig „angestaubt“ und es wird 
wahrgenommen, dass das Demokratieprinzip als Wesensmerkmal der Genossenschaften 
ein Hemmnis bei der Durchführung von alltäglichen Wirtschaftsgeschäften ist. 

Zudem ist ein Großteil der Betätigungsfelder nicht neu. Im Bereich Wohnen, Energie (z.B. 
Stromnetze) und auch im Finanzbereich gibt es schon lange genossenschaftliche Modelle. 
Neu ist dagegen das intensive bürgerschaftliche Engagement in den Genossenschaften. 

Transformationspotenzial von Genossenschaften 

Nach Meinung vieler GenossenschaftsvertreterInnen des Workshops am 8. November 2016 
hat der Kapitalismus die Genossenschaften ‚zersetzt’. Genossenschaften sind damit nur 
noch „mäßiger“ Treiber des Wandels. Gerade die mittelständischen Genossenschaften ha-
ben eher einen ‚ergänzenden’ Charakter zum konventionellen Wirtschaftssystem. Es geht 
ihnen nicht darum, dass sie das konventionelle Wirtschaftssystem transformieren wollen 
oder sollen, sondern darum, negative Effekte auf das Wirtschaftssystem abzumildern. In 
diesem Sinne transformiert der Kapitalismus auch das Genossenschaftsmodell, Genossen-
schaften transformieren auch den Kapitalismus, wenn sie solidarisch wirtschaften.  

In der Diskussion während des Workshops am 8. November 2016 in Wuppertal wurde von 
den GenossenschaftsvertreterInnen betont, dass bei heutigen Genossenschaftsgründungen 
soziale, kulturelle und ökologische Nachhaltigkeit als Motivation im Vordergrund stehe. 

 

7.6.3 Nachhaltigkeitsbewertung 

Nachhaltigkeitswirkungen sind strukturell im Wesen der Genossenschaft angelegt. Sie sind 
sowohl in der inhaltlichen Ausrichtung als auch innerhalb der Wirtschaftsform bei den Ge-
nossenschaften zu finden. 

Viele der historischen und neueren Genossenschaften kümmern sich explizit um nachhaltig-
keitsorientierte Themenfelder. So wird die Wirtschaftsform e.G. häufig als Wirtschaftsform 
für Unternehmensideen mit ökologischen und sozialen Zielen (wie z.B. Energiewende, be-
zahlbarer und sicherer Wohnraum, Ernährung, usw.) gewählt. Dabei spielt die Idee des Tei-
lens eine wichtige Rolle. 

Die Wirtschaftsform der Genossenschaft wird gewählt, da sie nachhaltigen Kriterien ent-
spricht. So ist ihr Kernziel die Befriedigung der Bedürfnisse ihrer Mitglieder, was als soziale 
Nachhaltigkeit verstanden werden kann. 

Ziel der Wirtschaftsform Genossenschaft ist auch die Gewinnerzielung (ökonomische Di-
mension). Allerdings gehen die Ziele dieser Wirtschaftsform darüber hinaus: Die Förderung 
der Mitglieder bei gleichzeitiger Wertorientierung. 

Genossenschaften sorgen für eine Stabilisierung des Wirtschaftssystems (Resilienz) durch 
ihr geringes Insolvenzrisiko und damit eine Stärkung der Region sowie die Sicherung der 
Beschäftigung (ökonomische und soziale Dimension). 
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Die “schwarze Null“ als ökonomisches Ziel beschreibt das Ziel der maßvollen Renditen bei 
gleichzeitiger Erhaltung des Wirtschaftsbetriebs (geringes Insolvenzrisiko). 

Die Geschäftstätigkeit von Genossenschaften ist meistens regional begrenzt. Dadurch bleibt 
der Transportaufwand für die wirtschaftliche Tätigkeit gering, was positive Auswirkungen auf 
die Umwelt hat.  

Die genossenschaftliche Organisation bietet einzelnen Menschen die Möglichkeit, sich zu 
engagieren, etwas zu tun, die eigene gefühlte Ohnmacht zu überwinden. Es gibt gute Grün-
de, sich als GründerIn eines Unternehmens für ein Genossenschaftsmodell zu entscheiden. 
Es ist die demokratischste Form des Wirtschaftens, die Haftungsbegrenzung gibt Sicherheit 
und die regelmäßige Prüfung verleiht Seriosität gegenüber den Anlegenden. Genossen-
schaften sind ein Instrument für BürgerInnen, um ihre gemeinsamen Ziele zur Nachhaltigen 
Entwicklung zu erreichen (soziales Empowerment). 

Bei der Betrachtung von Genossenschaften muss deren Vielfalt berücksichtigt werden. Sie 
unterscheiden sich nicht nur in Größe und Dauer des Bestehens, sondern auch in ihrem 
Zweck. Genossenschaften können grundsätzlich einen Beitrag zu alternativem Wirtschaften 
leisten und solidarisch wirtschaften, auch wenn das nicht alle Genossenschaften gleicher-
maßen tun. 

 

7.7 Hinweise zu Fördermöglichkeiten durch das Land NRW von Genossen-
schaften aus Sicht der GenossenschaftsvertreterInnen 
In der Literatur gibt es schon einige Anregungen für Veränderungen von Rahmenbedingun-
gen, um Genossenschaften zu stärken. So plädieren z.B. Klemisch und Vogt dafür, die 
rechtlichen und steuerlichen Rahmenbedingungen für genossenschaftliches Wirtschaften 
weiter zu verbessern (Klemisch/Vogt 2012 S. 69). Weiterhin plädieren die Autoren für eine 
Gleichstellung mit anderen Unternehmensformen.  

Auch Blome-Drees et al. plädieren u.a. für eine Ausweitung der Beratung zu Genossen-
schaftsgründungen (Blome-Drees et al. 2016 S. 294–295). Sie verweisen darauf, dass eine 
Gleichstellung der Förderung von Genossenschaften mit anderen Existenzgründungen zwar 
im Koalitionsvertrag der Bundesregierung für die 18. Legislaturperiode festgehalten wurde, 
dabei jedoch die „Nichtbeachtung der Merkmale der Genossenschaft als eines besonderen 
Unternehmenstyps“ (Blome-Drees et al. 2016 S. 297) nicht deutlich gemacht wird. Wobei 
sich gerade hieraus eine besondere Förderwürdigkeit ergibt (Blome-Drees et al. 2016).  

Auf der Grundlage der vorangegangenen Analyse und den Diskussionen im Rahmen des 
Expertenworkshops, lassen sich folgende Hinweise zu Fördermöglichkeiten durch die Lan-
desregierung NRW identifizieren, um das Gründungsgeschehen von Genossenschaften zu 
vereinfachen und die Gründungszahlen zu steigern: 

1. Rechtliche Rahmenbedingungen für Genossenschaften erleichtern  

Die Ideen der unternehmerischen Initiativen aus bürgerschaftlichem Engagement sind nicht 
immer mit der derzeitigen Rechtsform der Genossenschaften umzusetzen, was zu Überle-
gungen veranlasst, die Rechtform anzupassen. Dazu ist genau zu untersuchen für welche 
Genossenschaften (differenziert nach Größe und Handlungsfeld) diese Anpassungen gelten 
sollen. Viele GenossenschaftsvertreterInnen wünschen sich eine besondere Rechtsform für 
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das solidarische Wirtschaften. Als Beispiel hierfür wurde der „wirtschaftliche Verein“ disku-
tiert. 

Es ist wichtig, die Vielfalt im Bereich der Genossenschaften zu erhalten. Daraus ergibt sich 
der Wunsch, die Rechtsform der Genossenschaften auf der einen Seite zu öffnen, auf der 
anderen Seite jedoch die bewährten Strukturen beizubehalten. Der wirtschaftliche Verein 
bietet sich hier als Erweiterung der Genossenschaftsidee – speziell für kleinere Initiativen – 
an. In diesem Bereich wurde von den Workshopteilnehmenden großer Handlungsbedarf 
gesehen. Um vor allem Initiativen aus dem Bereich des solidarischen Wirtschaftens zu för-
dern, sollte das Land NRW die Option der Einführung einer Rechtsform des wirtschaftlichen 
Vereins prüfen. 

2. Mitgliedschaft für Kommunen in Genossenschaften erleichtern  

Kommunen dürfen nicht wirtschaftlich tätig sein. Darum ist ihnen auch die Mitgliedschaft in 
einer Genossenschaft verwehrt. Dies wurde jedoch von vielen GenossenschaftsvertreterIn-
nen als großes Hemmnis betrachtet. Über eine Änderung der Gemeindeordnung könnte den 
Kommunen die Mitgliedschaft in Genossenschaften gewährt werden. Um weitere Genos-
senschaftsgründungen und vor allem die Steigerung ihrer Mitgliederzahlen zu forcieren, soll-
te das Land NRW eine Änderung der Gemeindeverordnung und weitere Optionen, um 
Kommunen eine Mitgliedschaft in einer Genossenschaft zu erleichtern, prüfen. 

3. Informationsdefizite schließen 

Die Idee zu und das Wissen über Genossenschaften ist nicht überall verbreitet. Es erscheint 
sinnvoll, durch verstärkte Beratung und Informationsmanagement die Bekanntheit der Ge-
nossenschaftsidee und -rechtsform auszubauen und somit die Zahl der Genossenschafts-
gründungen zu erhöhen. Die Erarbeitung und Verbreitung von Leitfäden, Ratgebern und 
auch Fortbildungen wurden als mögliche Instrumente vorgeschlagen. Ein anderes Instru-
ment könnten die Förderung oder die eigene Durchführung von Beratungsangeboten im 
Bereich Genossenschaftsgründung und -entwicklung – auch außerhalb der Genossen-
schaftsstruktur – durch die Landesregierung sein. Hier sollte bei der allgemeinen Grün-
dungsberatung angesetzt werden, damit die Genossenschaft als eine mögliche Rechtsform 
von Anfang an mitgedacht wird.73 Gute Praxisbeispiele könnten das Angebot abrunden. 
Verschiedene Initiativen erklärten im Workshop ihre Bereitschaft als Paten74 zu fungieren. 
Eine Integration des bestehenden Patenschaftsmodells in das Beratungsangebot der Lan-
desregierung NRW wäre ein Gewinn für alle Beteiligten. 

Die direkte Ansprache und der Einbezug von Kommunen bei der Beratung erscheinen hilf-
reich, um das dort bestehende Informationsdefizit zu schließen. 

Schließlich wäre eine Integration der Themen „(Management von) Genossenschaften“  und 
Genossenschaftsrecht in die Lehre an Hochschulen ein weiterer Schritt, um das Thema ei-
ner breiteren Öffentlichkeit und vor allem potenziellen GenossenschaftsgründerInnen nahe 
zu bringen. Hier besteht ein großes Defizit im Bereich Lehre und Forschung, welches vom 
                                                
73 Nach Meinung der GenossenschaftsvertreterInnen im Workshop liegt bei der Gründungsberatung of ein  Inte-
ressenskonflikt der Beratenden  (z.B. SteuerberaterInnen, WirtschaftsprüferInnen) vor, die mit der Beratung hin 
zu Genossenschaften ihre zu beratenden Klienten an die Verbände verlieren würden. 
74 Es bestehen schon sogenannte ‚Patenmodelle’ zwischen verschiedenen bestehenden und in der Gründung 
befindlichen Genossenschaften, die sich gegenseitig beraten.  
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Land NRW geschlossen werden sollte. Die bestehenden Lehrangebote in den beiden nord-
rhein-westfälischen Hochschulen in Münster und Köln, welche das Thema Genossenschaf-
ten als Schwerpunkt haben, reichen angesichts der Nachfrage von der Studierendenseite 
nicht aus. 

4. Förderprogramme differenziert nach Handlungsfeld und Größe einrichten 

Die Prüfpflichten für Genossenschaften werden als wichtiger Beitrag zur Resilienz (im Sinne 
von Krisenfestigkeit, Vulnerabilität, Anpassungs- und Lernfähigkeit) von Genossenschaften 
gesehen. Gleichzeitig sind diese mit hohem zeitlichen und finanziellen Aufwand verbunden, 
der gerade für sehr kleine Initiativen kaum tragbar ist. Hier erscheint es sinnvoll, dass das 
Land NRW für kleine Initiativen im Bereich des bürgerschaftlichen Engagements sich für 
eine Vereinfachung der Prüfpflichten einsetzt und einen Teil der Fixkosten zum Beispiel un-
ter Zuhilfenahme von Förderprogrammen übernimmt. Eine vollständige Abschaffung dieser 
Prüfpflichten für alle Genossenschaften sollte jedoch nicht in Betracht gezogen werden, da 
diese maßgeblich für die Resilienz von Genossenschaften sorgen.  

Die Gründung einer Genossenschaft ist auch mit erheblichem administrativem Aufwand ver-
bunden. Hier sollte das Land NRW prüfen, wie bürokratische Hürden z.B. bei der Form 
(schriftlich oder via Internet) und dem Umfang der einzureichenden Gründungsunterlagen 
abgebaut werden könnten. 

5. Fusionsdruck im Kreditbereich reduzieren 

Vor allem die KreditgenossenschaftsvertreterInnen sehen sich einem hohen Fusionsdruck 
ausgesetzt. Von diesen wurde der Wunsch geäußert im Bereich der Bankenregulierung bei 
anstehenden Verhandlungen im Bundesrat an das verabredete Proportionalitätsprinzip zu 
erinnern. Kleine und weniger risikobehaftete Institute –  wie die Kreditgenossenschaften – 
sollen danach weniger reguliert werden (Bundesverband der Deutschen Volksbanken und 
Raiffeisenbanken 2016). Diesen Wunsch könnte das Land NRW im Rahmen einer Bundes-
ratsinitiative aufgreifen. 

Insgesamt erscheint es wichtig, dass die Landesregierung die Vielfalt der Genossenschaften 
im Blick behält, sich in diesem Prozess eng mit den GenossenschaftsvertreterInnen aus-
tauscht und diese in ihren Entscheidungen mitnimmt. 
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8 Handlungsempfehlungen für das Land NRW 
Als eine Antwort auf die Krise des globalen wachstumsbasierten und ressourcenintensiven 
Wirtschaftsmodells entwickeln sich gegenwärtig unterschiedliche alternative Formen des 
Wirtschaftens. Sie wollen zu einer Verringerung der sozialen, ökonomischen und ökologi-
schen Verwerfungen und zu einer Verbesserung der Lebens- und Umweltqualität beitragen. 
Unter Schlagworten wie „Sharing-“, „Prosumer-", „Regional-" oder „Resilienzökonomie" gibt 
es eine Vielzahl von aktuellen Praxisbeispielen, die sich unter dem Begriff einer "Alternati-
ven Ökonomie" zusammenfassen lassen. 

 

Der Begriff der „Alternativen Ökonomien“ sollte zeitpunktbezogen verstanden werden. Alter-
native Ökonomien behandeln meist besonders wahrgenommene gesellschaftliche Proble-
me. Sie spielen z.B. im Kontext der verschiedenen Wendediskurse (bspw. Energiewende) 
eine wesentliche Rolle. Dabei werden neue gesellschaftliche Leitbilder und zugleich Mög-
lichkeiten der Umsetzung (technologisch, rechtlich, sozial) entwickelt. Der Fokus der alterna-
tiven Ökonomien ist dabei sehr breit: von Leitbildern alternativen Wirtschaftens (zum Bei-
spiel zur Wiedereinbettung der Ökonomie und dem Zurückdrängen des marktlichen Austau-
sches) über konkrete technische und soziale Innovationen zur Überwindung spezifischer 
Missstände bis hin zu alternativen Produkt- und Dienstleistungsangeboten. Alternative Öko-
nomien waren und sind in diesem Kontext vielfach auch konkrete Utopien. Dabei reichen die 
angestrebten Wirkungsdimensionen der Alternativen Ökonomien weit über rein (betriebs-) 
wirtschaftliche Fragestellungen hinaus. 

 

Typisierend können zwei Ansätze zur Abgrenzung alternativer Ökonomien unterschieden 
werden. Zum einen Ökonomien, die sich explizit vom Mainstream der Ökonomie abgrenzen, 
indem sie weniger auf marktbasierte Prozesse im neoklassischen Sinn ausgerichtet sind 
(z.B. Solidarische Landwirtschaft) oder denen andere Organisationsprinzipien zu Grunde 
liegen (z.B. Genossenschaften), zum anderen Ökonomien, die sich in ihrer sozialen 
und/oder technologischen Konfiguration wesentlich vom aktuellen Mainstream der herr-
schenden Ökonomie unterscheiden und nachhaltigere Lösungen anbieten. Diese beiden 
Zugänge schließen sich nicht aus. Mit dieser Interpretation ist allerdings auch verbunden, 
dass Abgrenzungen immer eine Herausforderung darstellen, da die alternativen Ansätze 
sich auf sehr unterschiedliche Bereiche beziehen können. Das ist allerdings keine Beson-
derheit der alternativen Ökonomien.  Auch die Abgrenzung der „Umweltbranche“ beruht 
letztlich auch auf Konventionen, die sich in einem langen Prozess herausgebildet haben. 

 

In der hier vorgelegten Explorationsstudie wurden drei aktuelle Strömungen der Alternativen 
Ökonomien näher betrachtet: 

• Gemeinwohlökonomie 

• Resilienz-/Regionalwirtschaft 

• Sharing Economy/Collaborative Commons 
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Viele konkrete Ausgestaltungen alternativer Wirtschaftsinitiativen lassen sich unter diese 
drei Strömungen fassen. Ansätze der Alternativen Ökonomien wurden in den drei Bedürfnis-
feldern Mobilität, Ernährung und Wohnen/Energie analysiert und die Rolle von Genossen-
schaften genauer untersucht.  

 

Im Folgenden werden die aus diesen explorativen Analysen ableitbaren Empfehlungen für 
das Land Nordrhein-Westfalen dargestellt. Gerade für ein Bundesland wie Nordrhein-
Westfalen, das als industrie- und bevölkerungsreichstes Bundesland Deutschlands einen 
Strukturwandel erfährt wie kaum ein anderes, bieten sich für Ansätze der Alternativen Öko-
nomie vielfältige Anknüpfungspunkte.  

 

Generelle Empfehlungen 

Die explorative Analyse von aktuellen Ansätzen der Alternativen Ökonomie in den voranste-
henden Kapiteln dieses Berichtes zeigt, dass die untersuchten Felder angetrieben durch 
technische Innovationen und/oder sozioökonomische Veränderungen derzeit eine dynami-
sche Entwicklung erleben. Die neuen Technologien und Geschäftsmodelle wirken dabei 
nicht ohne Weiteres umweltentlastend. Sie können zu einer nachhaltigen Entwicklung in 
Nordrhein-Westfalen beitragen oder diese unter Umständen auch beeinträchtigen. Darum ist 
es sinnvoll, dass das Land NRW sich kontinuierlich mit dieser Entwicklung befasst. Das 
Land NRW sollte mit einer gestaltenden Politik und mit entsprechenden Maßnahmen offen-
siv die Chancen für eine nachhaltige Entwicklung realisieren und defensiv die Risiken gegen 
eine nachhaltige Entwicklung begrenzen. 

 

Inwieweit im weiten Feld der Alternativen Ökonomien eher Chancen für eine positive in so-
zialer, ökologischer und ökonomischer Dimension nachhaltigen Entwicklung oder eher Risi-
ken und kontraproduktive Effekte gegen eine nachhaltige Entwicklung bestehen, lässt sich 
nicht pauschal beurteilen. Diese Bewertung hängt vom jeweiligen konkreten Themenfeld ab. 
Deshalb werden der Handlungsbedarf und die konkreten Handlungsmöglichkeiten des Lan-
des Nordrhein-Westfalen, also legislative, fiskalische, baulich-investive, persuasive oder 
organisatorische Maßnahmen zur Förderung oder zur Begrenzung der aktuellen Entwick-
lungen, themenspezifisch dargestellt. Prinzipiell dürften insbesondere solche Ansätze und 
Projekte der alternativen Ökonomien aus Nachhaltigkeitssicht besonders unterstützenswert 
sein, die Entwicklungspfade zur Dekarbonisierung, Dematerialisierung und Entkopplung von 
Wohlstandsentwicklung und Naturverbrauch aufzeigen, z.B. in Bedürfnisfeldern wie Mobili-
tät, Ernährung oder Wohnen. 

 

Alternative Ökonomien loten neue Ansätze des Wirtschaftens aus, die auf die Herausforde-
rungen der Zeit reagieren. Damit haben sie eine wichtige Rolle als „Innovations-Pfadfinder“ 
für die Prozesse der großen Transformation, die soziale und technologische Innovationen 
erfordern. Die alternativen Ökonomien werden erkundet und getragen von höchst diversen 
Akteuren und Organisationen: von social entrepreneurs, von Genossenschaften und weite-
ren kooperativ angelegten und zivilgesellschaftlichen Organisationen, aber auch von markt-
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orientierten Unternehmen. Die besonderen Zugänge alternativer Ökonomien sind vielfach 
geprägt durch hybride Organisationsformen, in denen Staat, Markt und Gemeinschaft mittels 
sehr unterschiedlicher Funktionslogiken zusammenwirken. Daraus können sich auch neue 
Geschäfts- und/oder Organisationsmodelle herausbilden, die auch über eine marktliche 
Tragfähigkeit verfügen. Auch die neuen Technologien, insbesondere die Digitalisierung, er-
möglichen neue Geschäftsmodelle. 

 

Generell kann dem Land NRW empfohlen werden, durch ein systematisches Monitoring die 
tatsächlichen Entwicklungen im Bereich der Alternativen Ökonomien hinsichtlich ihrer positi-
ven oder negativen Nachhaltigkeitswirkungen kontinuierlich zu beobachten und zu bewerten 
und die Wirkungen des eigenen landespolitischen Handelns zur Unterstützung oder zur Be-
grenzung fortlaufend zu evaluieren und nachzusteuern. Dazu kann insbesondere die Nach-
haltigkeitsberichterstattung des Landes NRW genutzt werden, bei der regelmäßig die reale 
Entwicklung des Landes NRW mit den Zielen und Indikatoren der Nachhaltigkeitsstrategie 
NRW verglichen wird, um positive und negative Entwicklungen zu erkennen.  

 

Zusätzlich könnte die allgemeine Entwicklung der Alternativen Ökonomien in NRW, ihre po-
sitiven oder negativen Nachhaltigkeitswirkungen und die daraus resultierenden Handlungs-
bedarfe und Handlungsmöglichkeiten für das Land NRW in einem dazu eingerichteten 
Nachhaltigkeitsbeirat mit ExpertInnen aus Wissenschaft und Praxis reflektiert werden. Die 
positiven Erfahrungen mit mehreren Projektworkshops zur gemeinsamen themenfokussier-
ten Diskussion von ExpertInnen aus Wissenschaft und Praxis ermutigen für den weiteren 
Einsatz solcher Formate. 

 

Aus der Nachhaltigkeitsberichterstattung und den Anregungen aus dem Nachhaltigkeitsbei-
rat wird dann auch sichtbar werden, inwieweit noch Forschungsbedarf besteht, um die 
Nachhaltigkeitswirkungen und Handlungsmöglichkeiten des Landes im Bereich der Alterna-
tiven Ökonomien besser einschätzen zu können. In vielen Fällen wird es vermutlich sinnvoll 
sein, die dafür erforderliche Forschung transdisziplinär in Koproduktionsverbünden aus Wis-
senschaft und Praxis durchzuführen und im Forschungsformat von Reallaboren systema-
tisch experimentell zu erproben und wissenschaftlich zu evaluieren. Das Land NRW sollte 
deshalb solche realweltlichen Experimente ermöglichen. Auf dieser empirisch-
experimentellen Grundlage kann dann besser beurteilt werden, ob und wie ein Hochskalie-
ren, der Einzelprojekterfahrungen ins Großmaßstäbliche, sinnvoll und möglich ist. Davon 
hängt dann auch ab, inwieweit es sinnvoll ist, die Ansätze der Alternativen Ökonomie in die 
herrschende klassische Ökonomie einzubetten und welches Transformationspotenzial die 
Alternativen Ökonomien möglicherweise auch für die klassische Ökonomie entfalten kön-
nen. 

 

Mit der Interpretation der alternativen Ökonomien als „Materialisierung“ von gesellschaftli-
chen Such- und Innovationsprozessen für die Herausforderungen einer nachhaltigen Ent-
wicklung ergeben sich auch neue Herausforderungen für die umweltpolitische Praxis des 
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Landes NRW. Zunächst sollten mögliche technologische Entwicklungspotenziale und ge-
sellschaftliche Herausforderungen nicht zuletzt mit Blick auf die Herausforderungen der gro-
ßen Transformation systematisch analysiert werden. In einem zweiten Schritt sollten mögli-
che Anknüpfungsmöglichkeiten (welche Akteure und Organisationen) und mögliche Organi-
sations- und Geschäftsmodelle sowie die (rechtlichen und institutionellen) hemmenden Fak-
toren der Umsetzung analysiert und schließlich Finanzierungskonzepte entwickelt werden. 
Der Fokus würde dabei weniger auf der Förderung von Technologien liegen, sondern viel-
mehr auf der Förderung von Organisations- und Geschäftsmodellen, die nachhaltige Lösun-
gen realisieren unter Berücksichtigung der sozialen, technologischen und rechtlichen Her-
ausforderungen in der Praxis.  

 

Bei der systematischen Diffusion der Erkenntnisse aus erfolgreichen Einzelprojekten in 
Großserien wird es auch auf die horizontale Integration zwischen den verschiedenen Res-
sorts der Landesregierung im Rahmen der Nachhaltigkeitsstrategie NRW ankommen und 
auf die vertikale Integration, das heißt die Abstimmung der Aktivitäten des Landes NRW mit 
der übergeordneten Ebene des Bundes und der Europäischen Union sowie mit den Nach-
haltigkeitsstrategien auf den nachgeordneten Ebenen der Regionen und Kommunen in 
Nordrhein-Westfalen. 

 

Soweit sich die konkreten Formen der alternativen Ökonomien als positiv für eine nachhalti-
ge Entwicklung darstellen, sollte das Land NRW Beratungsangebote fördern bzw. Bera-
tungsstellen einrichten, die insbesondere in den frühen Phasen der Unternehmens- bzw. 
Initiativen-Entwicklung alternativer Ökonomien eine Unterstützung zu Gründungs- und Ma-
nagementaspekten und zu Fragen rund um die geeignete Rechtsformwahl anbieten. Mit 
solchen Beratungsangeboten, wie sie auch generell in der Wirtschaftsförderung üblich sind, 
kann das in vielen Fällen zunächst ehrenamtliche Engagement von Initiativen auf dem Weg 
zur Professionalisierung mit einem strukturellen Rahmen unterstützt werden. 

 

Die alternativen Ökonomien, bieten gerade durch die Verbindung von sozialen und techni-
schen Innovationen vielfältige Anknüpfungsmöglichkeiten an bestehende Kompetenz- und 
Fördermodelle des Landes Nordrhein-Westfalen. So lassen sich einerseits Verbindungen zu 
den bestehenden Clusterförderungen herstellen, die vielfach eher technologieorientiert sind, 
und auf der anderen Seite auch zu überwiegend zivilgesellschaftlich getragenen Initiativen 
alternativer Ökonomieansätze mit sozialer Ausrichtung. Das Land NRW sollte diese Be-
zugspunkte genauer analysieren und könnte diese dann gezielt weiter entwickeln. 
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Empfehlungen zum Bedürfnisfeld Mobilität 

Schwerpunkt Carsharing 

Das Land NRW sollte das Carsharing, eine durchaus bekannte Form der Sharing Economy, 
und seine weitere Verbreitung grundsätzlich unterstützen, weil Carsharing vom privaten 
Pkw-Besitz unabhängig macht und ein Mobilitätsverhalten unterstützt, das prinzipiell auf die 
Verkehrsmittel des Umweltverbundes (Fuß, Rad, ÖPNV mit Carsharing als Ergänzung) aus-
gerichtet ist. Stationsgebundenes Carsharing gibt es schon seit mehr als 25 Jahren; das 
stationsungebundene Carsharing („free floating“) erst seit wenigen Jahren. Insbesondere in 
den letzten Jahren entwickelt sich Carsharing sehr dynamisch – dabei gibt es sowohl 
Wachstumstendenzen, indem Flotten vergrößert und neue Orte erschlossen werden, als 
auch Rückzugs- und Konsolidierungstendenzen. Studien zeigen, dass stationsgebundenes 
Carsharing positivere umwelt- und verkehrsentlastende Wirkungen entfaltet als das sta-
tionsungebundene Carsharing.  

 

Zur Ausweitung von Carsharing in Nordrhein-Westfalen 

1. sollte das Land NRW ein Carsharing-Förderprogramm für NRW-Kommunen einrich-
ten, z.B. „100 neue Kommunen und Stadtteile mit Carsharing in NRW“ (Förderung für 
Anschubfinanzierung, Einrichtung von Carsharing-Stellplätzen und Mobilstationen, 
Modellvorhaben). 

2. sollte das Land NRW die Kommunen bei der Erstellung ihrer Regeln zum kommunalen 
Stellplatznachweis unterstützen und dahingehend agieren, dass die abgeschaffte 
Stellplatzverpflichtung von den Kommunen als Anreizsystem zur Förderung umwelt-
freundlicher Mobilität und Carsharing genutzt wird. Das Land NRW könnte einheitliche 
verkehrspolitische Rahmenkriterien entwickeln, an denen sich die Kommunen bei der 
Erstellung ihrer Regeln zum Nachweis von Stellplatzflächen bei Neubauten orientieren 
sollen. Die derzeitige Entwicklung einer Musterstellplatzsatzung (vgl. Zukunftsnetz 
Mobilität NRW 2016), die im Sommer 2017 fertiggestellt werden soll, ist dafür bereits 
ein guter Ansatz.  

3. sollte das Land NRW mit gutem Beispiel vorangehen und Carsharing im betrieblichem 
Mobilitätsmanagement im Bereich der Landeseinrichtungen stärker nutzen (Carsha-
ring-Stellplätze, Landesreisekostengesetz). 

4. sollte das Land NRW Austauschformate für die unterschiedlichen Akteure im Feld 
Carsharing einrichten. Damit kann zur Qualifizierung und Vernetzung der relevanten 
Akteure beigetragen werden, z.B. über eine Vernetzungsplattform. 

5. sollte das Land NRW weitere Forschung zum Carsharing mit den beiden Schwerpunk-
ten Nachhaltigkeitsbewertung und Diffusionsstrategien fördern. 
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Schwerpunkt Autonomes Fahren: 

Das automatisierte und autonome Fahren ist zur Zeit noch ein sehr neues und offenes The-
ma mit vielen Fragen wie zum Beispiel: Wie schnell wird es kommen, welche Regulierungen 
sind erforderlich, welche Wirkungen sind zu erwarten? (Abhängig von der Nutzung – im In-
dividual- oder im Flottenverkehr). Dabei ist zu beachten, dass es Übergangsphasen geben 
wird zwischen den verschiedenen Stufen des automatisierten Fahrens. Deshalb sollte nicht 
alleine der Endzustand des vollkommen autonomen Fahrens, sondern auch die Übergangs-
zustände bis dahin betrachtet werden. Insgesamt sind aus heutiger Sicht beim autonomen 
Fahren sowohl Chancen als auch Risiken zu erwarten (Rebound-Effekte). 

 

Zum Umgang mit diesem neuen und noch uneindeutigem Thema Autonomes Fahren  

1. sollte das Land NRW die Übergangsphasen des automatisierten Fahrens politisch ak-
tiv gestalten und frühzeitig auf Nachhaltigkeit zielende steuernde Rahmenbedingungen 
schaffen. Dabei sollte das Land NRW insbesondere folgende Gestaltungsbereiche be-
achten: Stadt- und Straßenraum, Verkehrsinfrastruktur, ÖV-Unternehmen, Mensch-
Maschine-Schnittstelle, Datenschutz, Dialog, Bildungspolitik. 

2. könnte das Land NRW sich mit einer Bundesratsinitiative gegenüber der Bundesregie-
rung dafür einsetzen, bundesgesetzliche Rahmenbedingungen für nützliche Fahrassis-
tenzsysteme zu schaffen, insbesondere zur verpflichtenden Einführung von solchen 
Fahrerassistenzsystemen, welche die Sicherheit im Straßenverkehr erhöhen. 

3. sollte das Land NRW seine Bildungspolitik auf die Herausforderungen einer zuneh-
menden Digitalisierung und Automatisierung der Arbeitswelt einrichten, auch im Be-
reich des automatisierten bzw. autonomen Fahrens. Hierzu zählt die Schaffung beruf-
licher Qualifizierungsangebote, um auf die neuen Berufe und neuen Qualifizierungser-
fordernisse des sich ändernden Arbeitsmarkts zu reagieren und den Wegfall heutiger 
Arbeitsbereiche zu kompensieren.  

4. sollte das Land NRW offene Diskurse und die Zusammenarbeit zwischen den ver-
schiedenen in dieses Thema involvierten Akteursgruppen ermöglichen und fördern, 
z.B. durch Workshops und Planspiele. Hierdurch kann eine systematische Rund-
umsicht gewonnen werden. 

5. sollte das Land NRW einen wissenschaftlich gestützten Foresight-Prozess fördern, 
insbesondere zur Entwicklung von Szenarien, in denen unterschiedliche Entwick-
lungspfade des automatisierten bzw. autonomen Fahrens erprobt und bewertet wer-
den, einschließlich der damit verbundenen positiven und negativen Effekte für eine 
nachhaltige Entwicklung. 
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Empfehlungen zum Bedürfnisfeld Ernährung  

Aktuell gibt es eine Vielzahl alternativer Ernährungskonzepte in NRW zum Teil mit stagnie-
render zum Teil aber auch mit einer sehr dynamischen Trendentwicklung, die den Bedarf 
der Bevölkerung aber auch landwirtschaftlicher Akteure nach alternativen Ökonomien im 
Bereich Ernährung unterstreicht. Alternative Ernährungskonzepte weisen sowohl ökologi-
sche als auch soziokulturelle Transformationspotenziale für eine nachhaltige Entwicklung 
auf. 

 

Das Screening der Trendentwicklung zeigt eine lebendige Entwicklung, die in ihrer Breite 
über die vertieften Beispiele Solidarische Landwirtschaft und Direktvermarktung sowie 
Foodsharing hinausgeht. Hier lohnt es sich, den explorativen Ansatz systematisch weiter zu 
verfolgen, um den möglichen Beitrag zu einer Reduzierung des Ressourcenbedarfs sowie 
zu einer nachhaltigen Entwicklung im Bedarfsfeld Ernährung zu ermitteln. 

 

Das Land NRW sollte  

1. solidarisches Wirtschaften im Bedürfnisfeld Ernährung unterstützen, um diese nach-
haltige Wirtschaftsform zu stärken und damit die Stadt-Land Beziehungen, eine regio-
nale Lebensmittelproduktion und die nachhaltige Flächennutzung zu fördern; 

2. das Produktion-Konsum-System in NRW systemisch betrachten, d.h. das Bedürfnis-
feld Ernährung als Querschnittsaufgabe in urbanen und ländlichen Räumen verstehen 
und ein sektorübergreifendes und interkommunales Management gestalten; 

3. verbesserte Entscheidungsgrundlagen über regionale Versorgungs- und Entsorgungs-
systeme schaffen (informations- und wissensbasierte Entscheidungsgrundlagen) zur 
Förderung regionaler Kreislaufwirtschaft und ein entsprechendes Monitoring aufbauen 
wie z.B. durch den Konsumindikator NRW, die Kartierung von regionalspezifischen 
Potenzialen, das Aufzeigen von milieuspezifischen Transitionspfaden, die Analyse der 
Auswirkungen aktiver Teilnahme an alternativen Ökonomien auf das Konsumverhal-
ten. 

  

Schwerpunkt Solidarische Landwirtschaft (SoLaWi) und Direktvermarktung:  

Das Land NRW sollte  

1. die Kommunen unterstützen, Anreize zur Bereitstellung von Flächen für SoLaWi zu 
schaffen (z.B. Ausgleichsflächen, Ökokonto, Vertragsnaturschutz) sowie im Rahmen 
treuhänderischer Programme Flächen dafür zur Verfügung stellen; 

2. eine Beratung der Initiativen gewährleisten (solidarische und kleinbäuerliche Landwirt-
schaft) und ein Netzwerk von Berater*innen auf Landesebene initiieren und als För-
dermaßnahme dafür Beratungsgutscheine anbieten; 

3. durch bildungspolitische Programme den Bezug zur (solidarischen) Nahrungsmittel-
produktion fördern, z.B. durch regelmäßige Hofbesuche, schon zu Kindergartenzeiten, 
sowie zur Verbreitung des Solidaritätskonzepts; 
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4. Kooperationen mit bestehenden Strukturen fördern und dadurch die Synergien von 
Netzwerken stärken; 

5. nachhaltige Formen der Direktvermarktung fördern, um regionale und nachhaltige 
Versorgungsstrukturen kleinbäuerlicher Landwirtschaft zu stärken; 

6. die einzelnen Maßnahmen in einem Handlungsprogramm Solidarische Landwirtschaft 
bündeln (Verbreitung solidarischen Wirtschaftens unter Beachtung von Wechselwir-
kungen zu anderen Bedürfnisfeldern, Schaffung von Bewusstsein und Interesse an Al-
ternativen, Monitoring des Beitrags zur nachhaltigen Entwicklung).  

 

Schwerpunkt Foodsharing: 

Das Land NRW sollte  

1. Rechtssicherheit schaffen für Foodsaver und Fairteilerorte durch offizielle Definitionen 
und Klärung der Haftungsfragen; 

2. allgemeine Regelungen zur Reduktion von Lebensmittelverschwendung im Lebensmit-
teleinzelhandel schaffen bzw. bundesgesetzliche Regelungsinitiativen unterstützen 
(Maßnahmen-Portfolio z.B. Haltbarkeit, Entsorgung, Angebot & Kennzeichnung, finan-
zielle Anreize); 

3. Bildung und Öffentlichkeitsarbeit zum nachhaltigen Umgang mit Lebensmitteln in 
Haushalten unterstützen durch zielgruppenspezifische Kampagnen, u.a. in der Schul-
bildung; 

4. Kooperationen im Ernährungssektor und mit anderen Initiativen gezielt fördern, zum 
Beispiel die Vernetzung zwischen Betrieben des Ernährungssektors und öffentlichen 
Angeboten wie Obdachlosenschlafstellen, Beseitigung rechtlicher Hindernisse zur Le-
bensmittelverteilung; 

5. den Umgang mit Lebensmittelabfällen in die Nachhaltigkeitsstrategie NRW (v.a. im Be-
reich nachhaltiger Konsum) systematisch einbetten, um den Ressourcenverbrauch der 
privaten Haushalte zu verringern.  
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Empfehlungen zum Bedürfnisfeld Wohnen/Energie 

Energiegenossenschaften legen den Schwerpunkt ihrer Geschäftstätigkeit bislang auf die 
Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien. Aktuell suchen viele Energiegenossenschaf-
ten wegen der Verschlechterung der gesetzlichen Rahmenbedingungen (Novellierung EEG 
2014) nach neuen Geschäftsfeldern wie die Energieeffizienz oder die (Elektro-)Mobilität. 

 

Gemeinschaftskonzepte im Bereich Wohnen können dazu beitragen, den Energieverbrauch 
zu senken durch die gemeinschaftliche Nutzungen von Flächen und Räumen (in einer Woh-
nung, einem Gebäude, einer Nachbarschaft, einem Quartier), durch eine gemeinschaftliche 
Energieversorgung oder durch energiesparsame Mobilitätskonzepte. Auch aus sozialer Per-
spektive können Gemeinschaftskonzepte im Bereich Wohnen positive Nachhaltigkeitseffekte 
entwickeln durch die Schaffung von bezahlbarem Wohnraum, altengerechtem Wohnen oder 
selbstbestimmtem Wohnen im Alter. 

 

Aktuell nehmen die Kooperationen zwischen Energiegenossenschaften und Wohnungsun-
ternehmen, z.B. zur Energieversorgung im Gebäude (Mieterstrommodell) bzw. im benach-
barten Gebiet (Quartiersstrommodell) oder zur Effizienz im Gebäude (Anlagen-/Einspar-
Contracting) zu. 
 

Schwerpunkt Energiegenossenschaften 

Das Land NRW könnte Energiegenossenschaften im Rahmen einer Bundesratsinitiative 
unterstützen, mit folgenden Zielen: 

1. Anpassung der EEG-Einspeisevergütung: Vergütungssätze für kleine (für Energiegenos-
senschaften typische Photovoltaik-Projekte) anheben, damit sich entsprechende Projek-
te überhaupt noch rechnen. 

2. Abschaffung der anteiligen EEG-Umlage auf Strom bei Direktverbrauch: Um dezentrale 
Vermarktungskonzepte von erneuerbar erzeugtem Strom wirtschaftlich umzusetzen, soll-
te die EEG-Umlage auf Strom, der direkt verbraucht wird (ohne Durchleitung durch ein 
öffentliches Netz), abgeschafft werden. 

3. Erhöhung der Bagatellgrenze für die Direktvermarktungspflicht: Die Bagatellgrenze für 
die Direktvermarktungspflicht sollte deutlich erhöht werden, damit Energiegenossen-
schaften nicht unverhältnismäßig belastet werden. 

4. Direktvermarktung von Grünstrom: Zur Umsetzung innovativer Geschäftsmodelle durch 
Direktvermarktung ausgewiesenem „Grünstroms“ an Letztverbraucher durch Energiege-
nossenschaften ist der Erlass einer Verordnung zur Einführung eines entsprechenden 
Systems notwendig. 

5. Akteursvielfalt: Umsetzung einer klaren Strategie mit konkreten Maßnahmen zum Erhalt 
der energiewirtschaftlichen Akteursvielfalt, in der die gezielte Förderung von Bürger-
energie festgeschrieben wird. 

6. Bürgerenergiegesetz: Vorlage und Verabschiedung eines Gesetzes zur nachhaltigen 
Sicherung von Bürgerbeteiligung und Genossenschaften in der Energiewende. 
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Schwerpunkt Gemeinschaftliches Wohnen 

Das Land NRW könnte gemeinschaftlicher Wohnkonzepte fördern, durch: 

1. Investiv-bauliche Maßnahmen 

- Hinsichtlich der speziellen Zielgruppe älterer Personen stellt das Pestel Institut 
fest: „Es sollte schnellstmöglich über Pilotprojekte ermittelt werden, welche Wohn-
formen mit reduzierter Wohnfläche von den verschiedenen Milieus akzeptiert wer-
den. Entsprechende Pilotprojekte sind von Bund, Ländern und Kommunen zu initi-
ieren und auch zu fördern, um belastbare Ergebnisse zu erzielen, bevor die ge-
burtenstarken Jahrgänge mit deutlichen Einkommenseinbußen das höhere Alter 
erreichen“ (Pestel Institut 2013: 28). 

- Insbesondere im Hinblick auf den Flächenbedarf von Siedlungs- und Verkehrsflä-
che könnten Maßnahmen zur Verringerung von Leerständen auch in Nicht-
Wohngebäuden entwickelt werden und Nicht-Wohngebäude auf ihre Eignung für 
eine mögliche Umnutzung zu gemeinschaftlichen Wohnprojekten geprüft und Pi-
lotprojekte angestoßen und ggf. gefördert werden (vgl. hierzu BBSR 2015). 

 

2. Finanzielle Maßnahmen 

- Bei der (vermehrten) Förderung von Projekten sollte darauf geachtet werden, 
dass insbesondere Wohnprojekte realisiert werden, die den Bedarf an bezahlba-
rem Wohnraum decken. 

- Unterstützung privater und ehrenamtlicher Initiativen zur Umsetzung von gemein-
schaftlichen Wohnprojekten etwa indem Immobilien oder Bauland zur Verfügung 
gestellt wird bzw. der Erwerb ermöglicht wird.  

 

3. Planerische und rechtliche Maßnahmen 

- Planerische und vergaberechtliche Möglichkeiten zur Förderung und Umsetzung 
von gemeinschaftlichen Wohnprojekten nutzen, z.B. bei der Auslobung städtebau-
licher oder architektonischer Wettbewerbe. 

- Prüfung bestehender gesetzlicher Regelungen auf Möglichkeiten zur intensivier-
ten Förderung gemeinschaftlicher Wohnprojekte bzw. auf mögliche bestehende 
Hemmnisse, z.B. in der Landesbauordnung oder bei den Wohnraumförderungs-
bestimmungen. 

 

4. Öffentlichkeitsarbeit 

- Öffentlichkeitsarbeit, Informationskampagnen u.ä. zur Verbreitung des Wissens 
über alternative gemeinschaftliche Wohnkonzepte und -projekte. 
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5. Forschungsförderung 

- Ermittlung des Bedarfs von gemeinschaftlichen Wohneinrichtungen für Menschen 
mit besonderen Bedürfnissen (z.B. Demenz-Wohngemeinschaften, Wohngemein-
schaften für Alleinerziehende, Alten-Wohngemeinschaften, Mehr-Generationen-
Wohnen), 

- Forschungsförderung um bessere Kenntnisse zu gewinnen hinsichtlich bestehen-
der Bedarfe und Motivationen sowie die Analyse guter und gescheiterter Beispiele 
zur Identifikation von Erfolgsfaktoren und Hemmnissen. 

 

Das Land NRW könnte Kooperationen zwischen Energiegenossenschaften und Wohnungs-
unternehmen fördern durch: 

- die Unterstützung genossenschaftliche Kooperationsmodelle mittels Pilotprojekte und 
Förderprogramme; 

- das zur Verfügung stellen von landeseigenen Flächen und Gebäuden für Kooperatio-
nen;  

- die besondere Unterstützung von Projekten die Energie- und Wohnraumversorgung in-
tegriert mit weiteren Themen wie Mobilität oder Versorgungsarbeit betrachten; 

- die Förderung eines Coachings von Kooperationen; 

- die Einrichtung eines Registers guter Beispiele erfolgreicher Kooperationen (analog 
Solarkataster); 

- die Berücksichtigung unternehmerischer Gemeinwohlbilanzen bei der Vergabe von 
Projekten. 

 

Das Land NRW könnte außerdem prüfen, in wie weit die Erweiterung der EEG-
Verordnungsermächtigung zum Mieterstrommodell auf Quartiersstrommodelle sinnvoll über-
tragen und entsprechend erweitert werden kann. 
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Empfehlungen zum Akteursfeld Genossenschaften 

Sowohl die allgemeine Idee des Genossenschaftswesens als auch die konkrete Rechtsform 
der Genossenschaft ist heute ein wichtiges Thema der Alternativen Ökonomien. Genossen-
schaften und Alternative Ökonomien zeigen ähnliche Merkmale, v.a. bei den jungen dyna-
mischen Genossenschaften. Seit dem Jahr 2000, und nochmals verstärkt seit 2006, haben 
die Genossenschaftsgründungen zugenommen und sind die Mitgliederzahlen angestiegen. 
Wie in früherer Zeit werden auch heute Genossenschaften häufig aus Not- oder Mangelsitu-
ationen heraus gegründet. Heute gehört z.B. der demografische Wandel, die Landflucht o-
der die Energiewende zu den Herausforderungen („Nöten“), auf die u.a. mit der Gründung 
von Genossenschaften reagiert wird. Ein Grund dafür ist auch ein Wertewandel im Wirt-
schaftssystems hin zu Sinngebung des Wirtschaftens, zur Gemeinwohlorientierung und zur 
Kooperation. Dieser Wertewandel wird wiederum von den Genossenschaften voran getrie-
ben. In der hohen Zahl von neu gegründeten Genossenschaften zeigt sich ein großes bür-
gerschaftliches Engagement. Positive Nachhaltigkeitswirkungen der Genossenschaften sind 
strukturell im Wesen der Genossenschaft angelegt. Sie sind sowohl in der inhaltlichen Aus-
richtung als auch in der Wirtschaftsform der Genossenschaften zu finden. 

 

Viele der historischen und neueren Genossenschaften kümmern sich explizit um nachhaltig-
keitsorientierte Themenfelder. Die Wirtschaftsform e.G. wird häufig als Wirtschaftsform für 
Unternehmensideen mit ökologischen und sozialen Zielen (wie z.B. Energiewende, bezahl-
barer und sicherer Wohnraum, Ernährung, usw.) gewählt. Dabei spielt die Idee des Teilens 
eine wichtige Rolle. 

 

Die Wirtschaftsform der Genossenschaft wird auch gewählt, weil sie nachhaltigen Kriterien 
entspricht. So ist ihr Kernziel die Befriedigung der Bedürfnisse ihrer Mitglieder. Dies kann als 
soziale Nachhaltigkeit verstanden werden. Ziel der Wirtschaftsform Genossenschaft ist 
durchaus auch die Gewinnerzielung (ökonomische Dimension). Allerdings gehen die Ziele 
dieser Wirtschaftsform über die reine Gewinnerzielungsabsicht hinaus. Die “schwarze Null“ 
als ökonomisches Ziel der Genossenschaften operationalisiert ihr Ziel der maßvollen Rendi-
ten bei gleichzeitiger Erhaltung des Wirtschaftsbetriebs und führt zu einem relativ geringem 
Insolvenzrisiko von Genossenschaften. 

 

Genossenschaften stabilisieren das Wirtschaftssystems (Resilienz) durch ihr geringes Insol-
venzrisiko und tragen damit zu einer Stärkung der Region sowie zur Sicherung der Beschäf-
tigung (ökonomische und soziale Dimension) bei. Genossenschaften sind schließlich auch 
ein Instrument für Bürgerinnen und Bürger, um ihre gemeinsamen Ziele zur Nachhaltigen 
Entwicklung zu erreichen (soziales Empowerment). 
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Aus diesen Gründen sollte das Land NRW das Genossenschaftswesen unterstützen. 

1. Rechtliche Rahmenbedingungen 

Um die Gründung von Genossenschaften v.a. als Wirtschaftsform Alternativer Ökonomien 
zu fördern, sollte das Land NRW sich beim Bund für die Erleichterung der rechtlichen Rah-
menbedingungen (v.a. für jüngere) Genossenschaften einsetzen und die Option des ‚wirt-
schaftlichen Vereins’ prüfen. 

 

2. Informationsmanagement 

Um die Gründung von Genossenschaften zu fördern, sollte das Land NRW die bisherigen 
Informationsangebote für potenzielle UnternehmensgründerInnen überprüfen und ggf. ihren 
Ausbau finanziell und personell unterstützen. Das Land NRW könnte weitere Beratungsstel-
len einrichten, die Erarbeitung und Verbreitung von Leitfäden und Ratgebern in Auftrag ge-
ben, das Angebot zu Fortbildungen ausbauen und das Thema „Management von Genos-
senschaften“ stärker in der Hochschullehre verankern. Das bereits bestehende Paten-
schaftsmodell zwischen älteren und jungen Genossenschaften könnte vom Land NRW auf-
gegriffen und in das eigene Beratungsangebot des Landes NRW integriert werden. 

 

3. Förderprogramme 

Das Land NRW könnte Förderprogramme für kleinere Initiativen im Bereich des bürger-
schaftlichen Engagements anbieten, um deren Gründung als neue, kleine Genossenchaft zu 
erleichtern. 

 

4. Mitgliedschaft von Kommunen in Genossenschaften 

Da in manchen Fällen auch die Mitgliedschaft von Kommunen selbst in Genossenschaften 
sinnvoll erscheint, könnte das Land NRW prüfen, inwiefern den Kommunen die Mitglied-
schaft in einer Genossenschaft ermöglicht werden könnte und inwieweit dafür der gesetzli-
che Rahmen verändert werden müsste. 

 

5. Fusionsdruck im Kreditbereich  

Um auch kleinere, lokal angebundene Kreditinstitute im Land NRW zu halten, könnte das 
Land NRW sich im Bundesrat dafür einsetzen, dass bei der Bankenregulierung das so ge-
nannte Proportionalitätsprinzip eingehalten wird und dadurch der Fusionsdruck auf die Ge-
nossenschaften im Kreditbereich, die einer geringeren Risikoklasse angehören, abgemildert 
wird. 
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Fazit 

Die Alternativen Ökonomien gewinnen, angetrieben durch technische Innovationen und ver-
änderte soziale Praktiken, derzeit und absehbar in Zukunft an Bedeutung für die Wirtschaft, 
Gesellschaft und Umwelt - bundesweit und in Nordrhein-Westfalen. Das zeigen die in dieser 
Explorationsstudie exemplarisch untersuchten Bedürfnisfelder Mobilität, Ernährung und 
Wohnen/Energie sowie das Akteursfeld Genossenschaften.  

 

Das Land NRW sollte deshalb diese Veränderungen mit ihren Chancen und Risiken für eine 
nachhaltige Entwicklung aufmerksam verfolgen; zumal überwiegend noch offen ist, inwieweit 
die Innovationsimpulse der Alternativen Ökonomien aus der Nische in den gesellschaftlichen 
Mainstream diffundieren werden. Das Land NRW sollte die Vorteile und Nachteile der Alter-
nativen Ökonomien systematisch und kontinuierlich analysieren und auf dieser Beurtei-
lungsgrundlage mit einem offensiven politischen Gestaltungsanspruch die positiven Entwick-
lungen aufgreifen und verstärken und den negativen Entwicklungen entgegensteuern, um 
deren Nachteile zu begrenzen und abzumildern. 

 

Weil die Ausbreitung der Alternativen Ökonomien ein heterogenes, innovatives und dynami-
sches Geschehen darstellt, sollte das Land NRW diese Veränderungen in begleitenden Sta-
keholderdialogprozessen unter Beteiligung von Politik und Verwaltung, von Wirtschaft und 
Zivilgesellschaft sowie der Wissenschaft kontinuierlich reflektieren. Systematische For-
schung und insbesondere transdisziplinäre Projekte zur experimentellen Erpobung in Real-
laboren können dazu beitragen, mit überschaubaren Mitteln unter unsicheren Veränderun-
gen die Nachhaltigkeitswirkungen, die Handlungserfordernisse und die politischen Gestal-
tungsmöglichkeiten für das Land Nordrhein-Westfalen zu erkunden. 

 


